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Ubersicht

Inhalt dieser Vorlage ist die Genehmigung und Umsetzung der Notenaustausche
zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Rechtsgrundlagen
zum EU-Migrations- und Asylpakt und die damit notwendigen Anpassungen auf
Gesetzesstufe.

Ausgangslage

Der EU-Migrations- und Asylpakt ist ein Biindel von Regelungen zur Schaffung eines
gerechteren, effizienteren und krisenresistenteren Migrations- und Asylsystems fiir die
EU bzw. den Schengen-/Dublin-Raum. Mit dieser Reform soll insbesondere die irre-
guldre Migration nach und die Sekunddrmigration innerhalb Europas verringert wer-
den.

Die Regelungen sehen unter anderem ein weiterentwickeltes Dublin-System fiir ra-
schere Zustindigkeitsbestimmungen und eine ausgeweitete Datenregistrierung im
Eurodac-System vor. An den EU-Aussengrenzen sollen rasche Asyl- und Wegwei-
sungsverfahren durchgefiihrt werden. Des Weiteren soll nach dem Prinzip der ge-
meinsamen Verantwortung und Solidaritdt eine Entlastung der EU-Mitgliedstaaten
an den Schengen-Aussengrenzen geschaffen werden, wenn diese unter besonderem
Druck stehen. Die Asylverfahren an der EU-Aussengrenze sowie die Solidaritiits-
massnahmen stellen jedoch keine Weiterentwicklung des Schengen-/Dublin-Besitz-
stands dar.

Inhalt der Vorlage

Die von der Schweiz zu iibernehmenden Rechtsgrundlagen des EU-Migrations- und
Asylpakts umfassen die Verordnungen (EU) 2024/1351, (EU) 2024/1359, (EU)
2024/1349, (EU) 2024/1358 und (EU) 2024/1356. Diese wurden am 14. Mai 2024
vom Europdischen Parlament und vom Rat der EU verabschiedet. Sie wurden der
Schweiz am 17. Mai 2024 als Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac- bzw. des
Schengen-Besitzstands notifiziert. Der Bundesrat hat deren Ubernahme am 14. Au-
gust 2024 genehmigt, vorbehdltlich der Erfiillung der verfassungsrechtlichen Voraus-
setzungen.

Die Verordnung (EU) 2024/1351 (AMMR-Verordnung) regelt die Zustindigkeiten fiir
die Durchfiihrung von Asylverfahren sowie den Solidarititsmechanismus. Sie ist nur
zu gewissen Teilen als Weiterentwicklung des Dublin-Besitzstands bindend fiir die
Schweiz. Verbindlich sind vor allem die Regelungen zur Bestimmung der Zustindig-
keit fiir die Durchfiihrung der Asyl- und Wegweisungsverfahren, wodurch die aktuell
geltende Dublin III-Verordnung aufgehoben wird. Die bisher geltenden Dublin-Zu-
standigkeitsregeln werden im Grundsatz beibehalten. Im Vergleich zur aktuellen Dub-
lin III-Verordnung werden mit der AMMR-Verordnung die Fristen fiir das Stellen und
Beantworten von Ubernahmeersuchen verkiirzt und es werden héhere Anforderungen
an den Ubergang der Verantwortung fiir ein Asylgesuch von einem auf einen anderen
Dublin-Staat vorgesehen, um die Sekunddrmigration zu erschweren. Der in der
AMMR-Verordnung vorgesehene Solidarititsmechanismus ist hingegen fiir die an
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Dublin assoziierten Staaten nicht verpflichtend; sie konnen sich allerdings freiwillig
daran beteiligen.

Auch die Verordnung (EU) 2024/1359 (Krisenverordnung) ist fiir die Schweiz nur zu
gewissen Teilen als Dublin-Weiterentwicklung relevant. Sie sieht fiir den Fall eines
ausserordentlichen Migrationsdrucks oder einer Situation hoherer Gewalt — wie etwa
eine Pandemie — verschiedene Méglichkeiten fiir Ausnahmen und Abweichungen von
den Regeln der AMMR-Verordnung und der Verordnung (EU) 2024/1348 (Asylver-
fahrensverordnung), die keine Dublin-Weiterentwicklung darstellt, vor.

Mit der neuen Verordnung (EU) 2024/1349 (Riickkehrgrenzverfahrensverordnung)
wird ein neues Wegweisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze fiir Drittstaats-
angehorige und Staatenlose geschaffen, deren Asylgesuch im Rahmen eines
Asylgrenzverfahrens nach den Vorgaben der neuen Asylverfahrensverordnung oder
nach dquivalenten Regelungen abgelehnt wurde. Sie ist zwar eine Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands, doch eine Anwendungs- und Umsetzungspflicht besteht
fiir die assoziierten Staaten nur dann, wenn ein dem Asylverfahren dquivalentes
Grenzverfahren nach nationalem Recht besteht. Aufgrund der unterschiedlichen Asyl-
verfahren an den Schengen-Aussengrenzen im Vergleich zu den Regelungen in der
Asylverfahrensverordnung muss die Schweiz das Wegweisungsverfahren nach dieser
Verordnung nicht anwenden und umsetzen.

Die Verordnung (EU) 2024/1358 (Eurodac-Verordnung) hebt die derzeitige Eurodac-
Verordnung auf. Sie ist eine Weiterentwicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands
(mit Ausnahme der Relocation und des tempordren Schutzes) und somit bindend fiir
die Schweiz. Die Eurodac-Datenbank enthdlt gegenwdrtig die Fingerabdriicke aller
bei ihrer irreguliren Einreise in den Schengen-Raum registrierten Migrantinnen und
Migranten sowie von Asylsuchenden. Das reformierte Eurodac-System soll kiinfiig
mithelfen, die irregulire Einwanderung in die EU verstirkt zu kontrollieren, indem
unter anderem die (biometrischen) Daten von illegal aufhdltigen Drittstaatsangehd-
rigen im Eurodac-Zentralsystem gespeichert und mit dem bereits vorhandenen Da-
tenbestand abgeglichen werden. Zudem wird mit der revidierten Eurodac-Verord-
nung das Mindestalter fiir die Registrierung von 14 Jahren auf sechs Jahre
herabgesetzt, und es werden zahlreiche zusdtzliche Daten erfasst.

Die Verordnung (EU) 2024/1356 (Uberpriifungsverordnung) ist eine Weiterentwick-
lung des Schengen-Besitzstands. Sie sieht ein Verfahren an der Schengen-Aussen-
grenze und im Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten vor, um die Identitdit irreguldir
ankommender Drittstaatsangehdriger festzustellen und sie dem richtigen Verfahren
(Riickfiihrung, Asylverfahren oder Ubernahme durch einen anderen Schengen-Staat
gestiitzt auf den Solidarititsmechanismus) zuzuweisen. Das Uberpriifungsverfahren
umfasst die Identifizierung und Registrierung der ankommenden Person, einen Ab-
gleich mit den einschligigen Datenbanken und einen Gesundheitscheck. Ein unab-
hiingiger Uberwachungsmechanismus wird sicherstellen, dass die Grundrechte
durchgehend eingehalten werden.

Die Umsetzung dieser EU-Verordnungen bedingt auf Bundesebene teilweise Geset-
zesanpassungen. Die finanziellen und personellen Auswirkungen der Vorlagen hdn-

3/230



Erlduternder Bericht

gen von der konkreten Umsetzung ab und werden bis zur Vorlage der Botschaft kon-
kretisiert. Die Umsetzung steht unter dem Vorbehalt der laufenden Aufgaben- und
Subventionstiberpriifung des Bundes.
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Erlauternder Bericht

1

Einleitung

Der EU-Migrations- und Asylpakt besteht aus den folgenden zehn zusammenwirken-
den Rechtstexten, wovon die ersten fiinf gesamthaft oder teilweise in den Geltungs-
bereich der Schengen-/Dublin-Assoziierungsabkommen fallen und somit von der
Schweiz grundsétzlich zu iibernehmen sind:

Verordnung (EU) 2024/13511 (nachfolgend «kxAMMR-Verordnungy; Ziff. 2);
Verordnung (EU) 2024/13592 (nachfolgend «Krisenverordnungy; Ziff. 2);

Verordnung (EU) 2024/13493 (nachfolgend «Riickkehrgrenzverfahrensver-
ordnungy; Ziff. 3);

Verordnung (EU) 2024/13584 (nachfolgend «Eurodac-Verordnung; Ziff. 4);

Verordnung (EU) 2024/13565 (nachfolgend «Uberpriifungsverordnungy;
Zift. 5).

Verordnung (EU) 2024/13486 (nachfolgend «Asylverfahrensverordnungy);

Verordnung (EU) 2024/1351 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 iiber Asyl- und Migrationsmanagement, zur Anderung der Verordnungen (EU)
2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013,
Fassung gemass ABI. L, 2024/1351, 22.05.2024.

Verordnung (EU) 2024/1359 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 zur Bewiltigung von Krisensituationen und Situationen hoherer Gewalt im Bereich
Migration und Asyl und zur Anderung der Verordnung (EU) 2021/1147, Fassung geméss
ABI. L, 2024/1359, 22.05.2024.

Verordnung (EU) (EU) 2024/1349 der Europdischen Parlaments und des Rates vom 14.
Mai 2024 zur Festlegung des Riickfilhrungsverfahrens an der Grenze und zur Anderung
der Verordnung (EU) 2021/1148, ABLI. L, 2024/1349, 22.05.2024.

Verordnung (EU) 2024/1358 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 iiber die Einrichtung von Eurodac fiir den Abgleich biometrischer Daten zur effekti-
ven Anwendung der Verordnungen (EU) 2024/1351 und (EU) 2024/1350 des Europai-
schen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2001/55/EG sowie zur Feststellung der
Identitét illegal aufhéltiger Drittstaatsangehoriger oder Staatenloser und iiber der Gefah-
renabwehr und Strafverfolgung dienende Antrage der Gefahrenabwehr- und Strafverfol-
gungsbehorden der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten,
zur Anderung der Verordnungen (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/818 des Europédischen
Parlaments und des Rates und zur Authebung der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Eu-
ropdischen Parlaments und des Rates, Fassung gemiss ABI. L, 2024/1358, 22.05.2024.
Verordnung (EU) 2024/1356 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 zur Einfiihrung der Uberpriifung von Drittstaatsangehérigen an den Aussengrenzen
und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU)
2018/1240 und (EU) 2019/817, Fassung gemdss ABI. L, 2024/1356, 22.05.2024.
Verordnung (EU) 2024/1348 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 zur Einfiihrung eines gemeinsamen Verfahrens fiir internationalen Schutz in der
Union und zur Authebung der Richtlinie 2013/32/EU, Fassung geméss ABI. L,
2024/1348, 22.05.2024.
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—  Verordnung (EU) 2024/13477 (nachfolgend «Qualifikationsverordnungy);
—  Richtlinie (EU) 2024/13468 (nachfolgend «Aufnahmerichtlinie»);

—  Verordnung (EU) 2024/1350° (nachfolgend «Resettlement-Verordnungy);
—  Verordnung (EU) 2024/135210.

Die vorliegende Vorlage umfasst vier Bundesbeschliisse, welche die Ubernahme und
Umsetzung der oben zuerst aufgezihlten fiinf EU-Verordnungen betreffen, die durch
die EU im Rahmen des EU-Migrations- und Asylpakts am 14. Mai 2024 verabschiedet
und der Schweiz als Weiterentwicklungen des Schengen- bzw. Dublin-/Eurodac-Be-
sitzstands am 17. Mai 2024 notifiziert wurden.

1.1 Ubersicht

Mit der Verabschiedung des EU-Migrations- und Asylpakts im Mai 2024 konnte nach
jahrelangen Verhandlungen eine Einigung iiber eine umfassende Reform des europé-
ischen Migrations- und Asylsystems erreicht werden.

Priméres Ziel des EU-Migrations- und Asylpakts ist es, einen gemeinsamen Rahmen
fiir das Asyl- und Migrationsmanagement auf EU-Ebene zu schaffen. Staaten an den
Schengen-Aussengrenzen sollen nach dem Prinzip der gemeinsamen Verantwortung
entlastet, rasche Asyl- und Riickkehrverfahren an den Schengen-Aussengrenzen ein-
gefiihrt sowie ein effizienter Schutz der Schengen-Aussengrenze gewéhrleistet wer-
den.

Die Kohédrenz der Reform hingt von der konsequenten und einheitlichen Umsetzung
aller Vorschldge ab. Die Schweiz ist aufgrund ihrer geografischen Lage in Bezug auf
die Migration stark von der Wirksamkeit der europdischen Migrationspolitik abhéin-
gig. Sie hat somit ein vitales Interesse an einer funktionierenden und moglichst kri-
senresistenten europdischen Migrations- und Asylpolitik.

7 Verordnung (EU) 2024/1347 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 iiber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als
Personen, denen internationaler Schutz gewéahrt wurde, fiir einen einheitlichen Status fiir
Fliichtlinge oder fiir Personen mit Anspruch auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des
gewihrten Schutzes, zur Anderung der Richtlinie 2003/109/EG des Rates und zur Authe-
bung der Richtlinie 2011/95/EU des Européischen Parlaments und des Rates, Fassung ge-
miss ABL. L, 2024/1347, 22.05.2024.

8 Richtlinie (EU) 2024/1346 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024
zur Festlegung von Normen fiir die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz
beantragen, Fassung geméss ABL. L, 2024/1346, 22.05.2024.

9 Verordnung (EU) 2024/1350 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 zur Schaffung eines Unionsrahmens fiir Neuansiedlung und Aufhahme aus humani-
tiren Griinden sowie zur Anderung der Verordnung (EU) 2021/1147, Fassung gemaéss
ABI. L, 2024/1350, 22.05.2024.

10 Verordnung (EU) 2024/1352 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai
2024 zur Anderung der Verordnungen (EU) 2019/816 und (EU) 2019/818 zur Einfithrung
der Uberpriifung von Drittstaatsangehorigen an den Aussengrenzen; ABI. L, 2024/1352,
22.05.2024.
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Die Schweiz hat sich in den verschiedenen europdischen Gremien im Rahmen ihrer
Mitwirkungsrechte als ein an Schengen und Dublin assoziierter Staat aktiv und kon-
struktiv in die Diskussionen zum EU-Migrations- und Asylpakteingebracht.

Die wichtigsten Ziele der Reform liegen auch im Interesse der Schweiz: eine Verrin-
gerung der irreguldren Migration nach Europa, eine Reduktion der Sekundérmigration
innerhalb Europas, eine verstirkte européische Kooperation und damit verbundene
Solidarititsmassnahmen, die die Belastung der Staaten ausgleichen soll, wéhrend die
Grundrechte der Betroffenen gewahrt werden.

Die Schweiz hat die Stossrichtung des EU-Migrations- und Asylpakts deshalb unter-
stiitzt und sich fiir eine umfassende, solidarische und grundrechtskonforme Reform
des europdischen Asyl- und Migrationssystems ausgesprochen. In diesem Sinn be-
griisste die Schweiz auch die fiir sie verpflichtenden Elemente.

1.2 Der EU-Migrations- und Asylpakt: Ein politischer
Kompromiss

Angesichts der hohen Migrationszahlen in den Jahren 2015 und 2016 traten die Mén-
gel des europdischen Migrations- und Asylsystems in aller Deutlichkeit ans Licht.
Auch wurde deutlich, dass in solchen Phasen die Belastung fiir die européischen Staa-
ten sehr unterschiedlich ausfillt, da keine Ausgleichsmechanismen bestehen. Wéh-
rend in der Schweiz der sogenannte Verteilschliissel einen Ausgleich unter den Kan-
tonen sicherstellt, fehlt ein solches Instrument auf europdischer Ebene. Im Jahr 2016
wurden in der Europdischen Union (EU) punktuelle und zeitlich begrenzte Massnah-
men zur Bewiltigung der Migrationssituation eingefiihrt, beispielsweise ein einmali-
ges Umverteilungsprogramm (Relocation), sowie eine umfassende Reform vorge-
schlagen. Diese scheiterte an den weit auseinanderliegenden und polarisierten
Positionen der EU-Mitgliedstaaten. Im September 2020 prasentierte die Europédische
Kommission den neuen EU-Migrations- und Asylpakt. Der EU-Migrations- und Asyl-
pakt zielt in einem umfassenden Ansatz darauf ab, ein krisenfesteres und solidarisches
europdisches Migrations- und Asylsystem zu etablieren.

Der EU-Migrations- und Asylpakt will die irreguldre Migration nach und innerhalb
von Europa reduzieren und einen Ausgleich der Verantwortung zwischen den EU-
Mitgliedstaaten herbeifiihren. Er setzt auf rasche Verfahren an den Schengen-Aussen-
grenzen, ein weiterentwickeltes Dublin-System, eine ausgeweitete Datenregistrierung
im Eurodac-System und einen obligatorischen Solidaritdtsmechanismus zwischen den
EU-Mitgliedstaaten.

Die Verhandlungen zu diesen Texten waren schwierig, und zwar nicht nur unter den
EU-Mitgliedstaaten, sondern auch zwischen der Europdischen Kommission, dem Rat
der EU und dem Européischen Parlament (vgl. Ziff. 2.1.2/3.1.2/4.1.2 / 5.1.2). Be-
sonders umstritten war die Frage der Verantwortung sowie der Solidaritdt gegeniiber
den EU-Mitgliedstaaten an den Schengen-Aussengrenzen. Diese sahen sich durch die
Vorschlige fiir das Uberpriifungsverfahren und die neuen Grenzverfahren mit zusitz-
lichen Aufgaben konfrontiert. Gleichzeitig blieben sie gemiss den iiberarbeiteten
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Dublin-Bestimmungen weiterhin fiir einen Grossteil der Asylverfahren zusténdig. Da-
raus resultierte seitens der Staaten an der EU-Aussengrenze die Forderung nach Ent-
lastung und somit nach mehr Solidaritat.

Intensiv diskutiert wurde deshalb insbesondere der Solidaritdtsmechanismus, also die
Frage, ob und wie die EU-Mitgliedstaaten zu einer regelméssigen Solidaritétsleistung
fiir besonders unter Druck stehende Staaten verpflichtet werden sollen.

Der Schulterschluss gelang schliesslich, weil wichtige Akteure von ihren Maximal-
forderungen abwichen und Kompromisse eingingen. So einigte man sich beispiels-
weise auf Ubergangsfristen fiir die Einfiihrung von Grenzverfahren, eine maximale
Verfahrenskapazitit fiir diese Verfahren und eine jahrliche Minimalanzahl an Um-
siedlungen von Asylsuchenden (sog. Relocations). Beim Solidarititsmechanismus be-
stand der Kompromiss darin, dass er zwar fiir alle EU-Mitgliedstaaten verpflichtend
sein wird, dass die Form der Solidarititsleistung aber flexibel gewéhlt werden kann
(z. B. Ubernahme von Asylsuchenden oder Leistung finanzieller Beitrige). Diese und
andere Kompromisse bilden sich auch darin ab, dass manche Verordnungstexte offen
formuliert sind. So gelang es, die ntigen Mehrheiten fiir die politische Einigung zu
gewinnen. Allerdings fiihrte dieses Vorgehen auch dazu, dass hinsichtlich der Umset-
zung dieser Reform eine Reihe von Fragen noch offenbleiben. Auch deshalb lassen
sich derzeit die konkreten Auswirkungen des EU-Migrations- und Asylpakts, der ab
Mitte 2026 anwendbar werden soll, nur schwer abschétzen.

1.3 Inhalt des EU-Migrations- und Asylpakts

Der EU-Migrations- und Asylpakt besteht aus zehn zusammenwirkenden Rechtsakten
(siehe Ziff. 1.1), wovon fiinf in den Geltungsbereich der Schengen-/Dublin-Assoziie-
rung fallen und somit von der Schweiz grundsitzlich zu ibernehmen sind. Nicht iiber-
nehmen muss die Schweiz die zwei zentralen Neuerungen des EU-Migrations- und
Asylpakts, ndmlich die Asyl-Grenzverfahren, die in der Asylverfahrensverordnung
verankert sind und den Solidaritdtsmechanismus, der in der AMMR-Verordnung ge-
regelt ist, da diese nicht Dublin- bzw. Schengen-relevant sind.

1.3.1 AMMR-Verordnung

Die AMMR-Verordnung ist nur zu gewissen Teilen bindend fiir die Schweiz. Ver-
bindlich sind vor allem jene Abschnitte, welche die aktuell geltende Dublin III-
Verordnung!! ersetzen. Der Solidarititsmechanismus hingegen ist fiir die an Dublin
assoziierten Staaten nicht verpflichtend; sie kdnnen sich allerdings freiwillig daran
beteiligen.

11 Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni
2013 zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der
fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem Mit-
gliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zusténdig ist (Neufassung);

ABI. L 180 vom 29.6.2013, S. 31
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Die AMMR-Verordnung regelt die Zusténdigkeiten filir die Durchfiihrung von Asyl-
verfahren sowie die gegenseitige Solidaritdt im Migrationsbereich (s. Ziff. 2). Eines
der wichtigsten Ziele der EU-Verordnung besteht darin, durch die Verlangerung ge-
wisser Fristen fiir den Zustiandigkeitsiibergang die Anreize fiir Sekundérmigration in-
nerhalb Europas zu verringern.

Gleichzeitig wird mit der AMMR-Verordnung mittels eines obligatorischen Solidari-
titsmechanismus fiir die EU-Staaten gegeniiber einem Mitgliedstaat, der unter beson-
derem Migrationsdruck steht, ein Gleichgewicht zwischen Solidaritit und Verantwor-
tung geschaffen. Die EU-Mitgliedstaaten sind verpflichtet, sich daran zu beteiligen,
wobei die Art der Solidaritétsleistung flexibel ist. Diese kann entweder aus finanziel-
len Beitrigen, der Ubernahme von Personen (sog. «Relocation») oder gestiitzt auf eine
Vereinbarung zwischen den Staaten aus alternativen Leistungen (z. B. Entsendung
von Spezialistinnen und Spezialisten) bestehen. Dabei wird eine Minimalanzahl von
30 000 Plétzen fiir Relocations fixiert (vgl. Ziff. 2.3.4).

1.3.2 Krisenverordnung

Auch diese Verordnung ist nur zu gewissen Teilen bindend fiir die Schweiz. Sie sieht
fiir den Fall eines ausserordentlichen Migrationsdrucks, einer hdheren Gewalt — wie
etwa einer Pandemie — oder einer Instrumentalisierung von Migrantinnen und Mig-
ranten verschiedene Moglichkeiten fiir Ausnahmen und Abweichungen von den Re-
gelungen der AMMR-Verordnung, der Asylverfahrensverordnung und der Aufnah-
merichtlinie vor (wobei die beiden letzten nicht Schengen-/Dublin-relevante
Rechtsakte sind). So konnen in solchen Situationen fiir alle Asylsuchenden Grenzver-
fahren durchgefiihrt werden. Zudem kann von den Zusténdigkeitsregeln fiir die Be-
handlung von Asylgesuchen abgewichen werden oder es konnen gewisse Fristen
(z. B. Frist fiir das Einreichen eines Aufnahmegesuchs oder fiir die Uberstellung) ver-
langert werden. Dadurch sollen diejenigen Staaten, die sich in einer solchen Krisensi-
tuation befinden, entlastet werden. Dabei ist auch mdglich, dass ein Staat im Krisen-
fall die Registrierung von Asylgesuchen temporér verspitet vornehmen bzw. die
Behandlung von bestimmten Asylgesuchen temporér priorisieren kann, sodass vul-
nerable Personen Vorrang erhalten.

Nur die Bestimmung zu Abweichungen von Zusténdigkeitsregelungen der AMMR-
Verordnung fiir die Durchfithrung von Asyl- und Wegweisungsverfahren stellt eine
Weiterentwicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands dar und ist fiir die Schweiz re-
levant (Erw. 67; Art. 12 und 13 der Krisenverordnung und die Artikel 1-6, sofern sie
die Artikel 12 und 13 betreffen). Betroffen sind die verldngerten Fristen fiir das Ersu-
chen um Aufnahme oder Wiederaufnahme und die Uberstellungen. Zudem geht die
Zustéandigkeit fiir die Durchfithrung von Asylverfahren nach einem Jahr auf den zwei-
ten Staat iiber.
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1.3.3 Riickkehrgrenzverfahrensverordnung

Diese neue Verordnung ist zwar eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands
und somit bindend fiir die Schweiz, jedoch muss die Schweiz das darin vorgesehene
Wegweisungsverfahren nicht anwenden und entsprechend auch nicht umsetzen. Denn
dies ist nur verlangt, wenn die assoziierten Staaten nach nationalem Recht ein dem in
der Asylverfahrensverordnung vorgesehenen Grenzverfahren dquivalentes Asylver-
fahren an den Schengen-Aussengrenzen vorsehen. Dies ist in der Schweiz nicht der
Fall (sieche dazu ausfiihrlich Ziff. 3.4).

1.34 Eurodac-Verordnung

Die revidierte Eurodac-Verordnung ist eine Weiterentwicklung des Dublin-Besitz-
stands (mit Ausnahme von Relocation und dem voriibergehenden Schutz) und somit
bindend fiir die Schweiz. Die Zugriffe der Strafverfolgungsbehorden auf Eurodac stiit-
zen sich auf das Protokoll vom 27. Juni 201912 zwischen der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft, der Européischen Union und dem Fiirstentum Liechtenstein zum Ab-
kommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Europdischen
Gemeinschaft {iber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustdndigen
Staates fiir die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten
Asylantrags betreffend den Zugang zu Eurodac fiir Gefahrenabwehr- und Strafverfol-
gungszwecke (sog. Eurodac-Protokoll) und sind damit fiir die Schweiz ebenfalls ver-
bindlich. Mit der Verordnung werden die Modalitdten zur Erfassung von Personen-
und Verfahrensdaten unter anderem im Asylverfahren im Informationssystem Euro-
dac geregelt. Mit der neuen Verordnung kann — wie heute schon — die Bestimmung
des zustdndigen Dublin-Staats vereinfacht werden. Mit der revidierten Eurodac-Ver-
ordnung wird das Mindestalter fiir die Registrierung von 14 Jahren auf sechs Jahre
herabgesetzt und es werden zahlreiche zusdtzliche Daten erfasst (u. a. Foto, Name,
Alter, Nationalitit, Daten von Dublin-Uberstellungen, Riickfiihrungen). Zudem wer-
den zusitzliche Kategorien eingefiihrt, in welchen die Personen je nach Art ihrer An-
kunft registriert werden (z. B. irreguldrer Aufenthalt, Search and Rescue, Personen
mit voriibergehendem Schutzstatus). Neu konnen alle Registrierungskategorien ge-
geneinander abgeglichen werden. Ausserdem wird mit der EU-Verordnung die
Grundlage dafiir geschaffen, dass mit der zukiinftigen Interoperabilitét iiber die Euro-
dac-Datenbank neu direkt Abgleiche mit anderen IT-Systemen der EU vorgenommen
werden kénnen.

1.3.5 Uberpriifungsverordnung

Diese Verordnung stellt eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands dar und
ist entsprechend relevant fiir die Schweiz. Sie sieht ein Uberpriifungsverfahren an der
Schengen-Aussengrenze vor, um die Identitét irregulér ankommender Personen fest-

12 SR 0.142.392.682
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zustellen und sie dem richtigen Verfahren (Riickfiihrung, Asylverfahren oder Uber-
nahme durch einen anderen Schengen-Staat gestiitzt auf den Solidaritdtsmechanis-
mus) zuzuweisen. Das Uberpriifungsverfahren umfasst die Identifizierung und Re-
gistrierung der ankommenden Personen, einen Abgleich mit den einschligigen
Datenbanken (Sicherheitscheck) und einen Gesundheitscheck. Die Regelungen fiir ein
allfdlliges anschliessendes Asylverfahren an den EU-Aussengrenzen sind in der Asyl-
verfahrensverordnung festgehalten. Diese Asylverfahren sind fiir die Schweiz nicht
anwendbar.

1.3.6 Asylverfahrensverordnung

Diese Verordnung ist keine Weiterentwicklung des Dublin-Besitzstands und somit
nicht bindend fiir die Schweiz. Sie ersetzt die bisherige Asylverfahrensrichtlinie und
aktualisiert Grundregeln und Mindeststandards fiir die Durchfiihrung der Asylverfah-
ren in den EU-Mitgliedstaaten, mit welchen die nationalen Asylverfahren vereinheit-
licht und beschleunigte Asylverfahren an den EU-Aussengrenzen eingefiihrt werden.
Die Asyl-Grenzverfahren dauern maximal drei Monate. Fiir Personen aus Herkunfts-
staaten, deren Schutzquote im Asylverfahren im européischen Durchschnitt 20 Pro-
zent oder weniger betrdgt, die eine Gefdhrdung fiir die 6ffentliche Sicherheit darstel-
len oder ungeniigend mit den Behérden kooperieren, ist die Anwendung eines Asyl-
Grenzverfahrens verpflichtend. Unbegleitete minderjdhrige Asylsuchende sind von
den Grenzverfahren ausgenommen, ausser sie stellen eine Gefahrdung der 6ffentli-
chen Sicherheit dar. Bei der Durchfiihrung der Grenzverfahren werden Familien mit
Kindern priorisiert. Wahrend des Verfahrens an den EU-Aussengrenzen werden die
betreffenden Drittstaatsangehdrigen nicht in das Hoheitsgebiet der EU zugelassen.
Bei Personen, deren Gesuch im Rahmen des Asylverfahrens an der Grenze abgewie-
sen wurde, kommt unverziiglich ein Riickkehrverfahren an der Grenze zur Anwen-
dung. Geregelt ist diese in der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung.

1.3.7 Weitere EU-Rechtstexte

Zusitzlich beinhaltet der EU-Migrations- und Asylpakt noch weitere Rechtstexte.
Diese stellen keine Weiterentwicklungen des Schengen- oder Dublin-Besitzstands dar
und sind deshalb durch die Schweiz nicht zu ibernehmen. Dazu zéhlt einerseits die
Resettlement-Verordnung, die den Rahmen fiir die Erteilung humanitirer Visa und
die Neuansiedlung von Personen mit internationalem Schutzbedarf aus Drittstaaten
vorgibt. Gemadss dieser Verordnung sind die assoziierten Staaten Island, Liechten-
stein, Norwegen und die Schweiz eingeladen, an der Umsetzung dieses EU-Rahmens
freiwillig mitzuwirken, wobei insbesondere die vorgegebenen Verfahren gebiihrend
beriicksichtigt werden miissten (Art. 12 Resettlement-Verordnung). Die Schweiz ver-
fiigt iiber ein nationales Resettlement-Programm, das aktuell aufgrund von Heraus-
forderungen im schweizerischen Asylsystem temporir suspendiert ist. Je nach Ent-
wicklung der Migrationssituation auf nationaler und européischer Ebene wird zu
gegebener Zeit eine allféllige freiwillige Beteiligung gepriift. Andererseits wurde
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auch die Aufnahmerichtlinie in eine Verordnung iiberfiihrt, die die Aufnahmebedin-
gungen fiir Schutzsuchende in den EU-Mitgliedstaaten vereinheitlichen soll. Auch die
bisherige Qualifikationsrichtlinie, welche die Kriterien fiir die Anerkennung von in-
ternationalem Schutz prézisiert und die Rechte von anerkannt Schutzberechtigten ver-
einheitlicht, wird neu zu einer Verordnung. Verordnungen sind im Unterschied zu
Richtlinien in den EU-Mitgliedstaaten direkt anwendbar und wirken damit starker
vereinheitlichend. Nicht zuletzt ist auch noch eine Verordnung zur Kohérenz zwi-
schen dem Uberpriifungsverfahren und den EU-internen IT-Systemen (ECRIS-TCN)
vorgeschen.

14 Haltung des Bundesrats zur Reform

Auch wenn nur ein Teil der Rechtsakte fiir die Schweiz im Rahmen ihrer Schengen-
/Dublin-Assoziierung verbindlich ist, hat sie ein Interesse an einer funktionierenden
und krisenresistenten europédischen Migrations- und Asylpolitik. Die Schweiz ist al-
lein schon aufgrund ihrer geografischen Lage in Bezug auf die Migration stark von
der Wirksamkeit der europédischen Migrationspolitik abhéngig.

Die Schweiz hat sich im Rahmen ihrer Mitwirkungsrechte als ein an Schengen und
Dublin assoziierter Staat aktiv und konstruktiv in die Diskussionen zum EU-
Migrations- und Asylpakt eingebracht. Sie hat die Stossrichtung des EU-Migrations-
und Asylpakts unterstiitzt, aber sich stets fiir eine umfassende, solidarische und grund-
rechtskonforme Reform des européischen Asyl- und Migrationssystems ausgespro-
chen. Aufgrund ihrer geografischen Lage inmitten Europas profitiert die Schweiz vom
Dublin-System. Sie iiberstellt deutlich mehr Personen an andere Dublin-Staaten, als
sie selbst ibernehmen muss.

Der neue Solidaritidtsmechanismus stellt keine Weiterentwicklung des Dublin-Besitz-
stands dar, und die Teilnahme daran ist fiir die Schweiz freiwillig. Im Rahmen der
entsprechenden Diskussionen hielt die Schweiz fest, dass sie sich an fritheren Solida-
ritdtsmassnahmen der EU jeweils beteiligt hatte. In den Jahren 2015 und 2016 nahm
sie im Rahmen des damaligen Relocation-Programms 1’500 Asylsuchende auf, die
sich in Italien und Griechenland aufhielten. Im Jahr 2022 beteiligte sie sich zudem am
freiwilligen tempordren Solidaritdtsmechanismus, indem sie Projekte zur Stirkung
der Migrationssysteme in Italien und Griechenland in der Hohe von insgesamt 1,2
Millionen Franken finanzierte.

Der Bundesrat steht einer umfassenden Reform der europdischen Migrationspolitik
positiv gegeniiber. Die wichtigsten Ziele der Reform liegen im Interesse der Schweiz:
eine Verringerung der irreguldren Migration nach Europa, eine Reduktion der Sekun-
dérmigration innerhalb Europas, eine verstdrkte europdische Kooperation und damit
verbunden ein solidarischer Mechanismus, der die Belastung der Staaten ausgleichen
soll.
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2 Bundesbeschluss zur Ubernahme und Umsetzung der
AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung

2.1 Ausgangslage

2.1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Die Dublin-Zusammenarbeit basiert auf dem Grundsatz, dass jedes Asylgesuch, das
im Dublin-Raum gestellt wird, auch effektiv gepriift wird und nur ein Staat fiir die
Behandlung eines bestimmten Asylgesuchs zustindig ist. Die Dublin-Kriterien legen
fest, welcher Dublin-Staat fiir die Priifung eines Asylgesuchs zusténdig ist.

Diese Kriterien haben auch zum Ziel, missbrauchlichen Mehrfachgesuchen (sog.
«asylum shopping») vorzubeugen. Zudem soll verhindert werden, dass sich kein Staat
fiir Asylsuchende als zusténdig erklért (sog. «refugees in orbit»).

Letztmals wurde das Dublin-System 2013 reformiert. Damals ersetzte die Dublin III-
Verordnung die Verordnung (EG) Nr. 343/200313 (Dublin II-Verordnung), die von
der Schweiz mit der Unterzeichnung des Dublin-Assoziierungsabkommens!4 (DAA)
tibernommen worden war. Die Grundprinzipien des Dublin-Systems blieben damals
unangetastet. Die Dublin III-Verordnung fiihrte zu verschiedenen Anpassungen in Be-
zug auf die Funktionsweise des Dublin-Systems (u. a. Einfiihrung neuer Fristen, Ein-
fithrung neuer Haftbestimmungen, Stirkung der Rechtsweggarantien, Zusammenfiih-
rung von «abhéngigen» Familienangehorigen).

Im Jahr 2016 schlug die Europdische Kommission ein Reformpaket des Gemeinsa-
men Européischen Asylsystems (GEAS) vor, das aus sieben Gesetzgebungsvorschlé-
gen bestand:

—  Neufassung der Dublin III-Verordnung!5,

—  Neufassung der Eurodac-Verordnung!®,

—  Verordnung iiber die Asylagentur der Européischen Union!7,
—  Asylverfahrensverordnung!8,

—  Anerkennungsverordnung!9,

—  Neufassung der Richtlinie iiber Aufnahmebedingungen20,

13 Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 2003 zur Festlegung der Kri-
terien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Priifung eines von
einem Drittstaatsangehorigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zusténdig ist,
ABI. L 50 vom 25.2.2003, S. 1 (vgl. Art. 1 DAA).

14 Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der Européischen Ge-
meinschaft tiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zustdndigen Staates fiir
die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz gestellten Asylantrags vom
1. Mérz 2008, SR 0.142.392.68.

15 COM(2016) 270 final.

16 COM(2016) 194 final.

17 COM(2016) 271 final.

18 COM(2016) 467 final.

19 COM(2016) 466 final.

20 COM(2016) 465 final.
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—  Verordnung iiber den Neuansiedlungsrahmen der Union?2!.

Im September 2018 legte die Européische Kommission zudem einen geédnderten Vor-
schlag fiir eine Verordnung iiber die Asylagentur der Européischen Union22 vor.

Obwohl eine vorldufige politische Einigung bei gewissen Vorschldgen gelang, konn-
ten sich die Dublin-Staaten nicht auf ein gemeinsames Vorgehen verstidndigen, und
die Verhandlungen gerieten ins Stocken. Eine Einigung auf die gesamte Reform
konnte nicht gefunden werden.

Um diese Blockade zu beenden, zog die Europdische Kommission den Vorschlag aus
dem Jahr 2016 zur Revision der Dublin III-Verordnung zuriick und publizierte am
23. September 2020 einen neuen Vorschlag zu einem EU-Migrations- und Asylpakt?3
(siehe dazu ausfiihrlich Ziff. 4.1.2).

Der EU-Migrations- und Asylpakt baute auf den Vorschldgen der Européischen Kom-
mission zur Reform des GEAS aus den Jahren 2016 und 2018 auf und {ibernahm teil-
weise Legislativvorschldge daraus. Durch ihn wurde die Dublin III-Verordnung auf-
gehoben und mit der AMMR-Verordnung ersetzt.

Die neue AMMR-Verordnung legt einen gemeinsamen Rahmen fiir ein europdisches
Asyl- und Migrationsmanagement fest. Der neue Solidaritdtsmechanismus, der fiir die
Schweiz nicht verbindlich ist, sicht gegenseitige Unterstiitzungsmassnahmen bei
tiberdurchschnittlich hohen Ankunftszahlen in einzelnen Mitgliedstaaten vor. Zudem
soll die AMMR-Verordnung das System zur Bestimmung des zustéindigen Dublin-
Staates verbessern, indem beispielsweise die Fristen fiir das Stellen und Beantworten
von Gesuchen betrédchtlich verkiirzt werden. Ferner werden die Asylsuchenden neu
dazu verpflichtet, ihr Gesuch im Dublin-Staat der ersten Einreise oder des rechtmais-
sigen Aufenthalts zu stellen und in dem als zustdndig bestimmten Dublin-Staat zu
bleiben. Sollte die betroffene Person ihr Asylgesuch nicht im Staat der Erstregistrie-
rung einreichen, so muss sie mit Konsequenzen beziiglich der Aufnahmebedingungen
rechnen. Mit dieser Regelung soll die Sekunddrmigration innerhalb des Dublin-
Raums eingeschrinkt und Asylmissbrauch verhindert werden.

Nebst der AMMR-Verordnung schafft die neue Krisenverordnung einen strukturier-
ten, allgemeinen Ansatz zur Bewiltigung von Krisensituationen, um Ad-hoc-Reakti-
onen einzelner EU-Staaten zu vermeiden. Sie enthélt Verfahrensvorschriften und
Ausnahmeregelungen und beinhaltet dadurch auch eine rasche Aktivierung von Soli-
daritdtsmassnahmen, die in der AMMR-Verordnung geregelt sind, zugunsten eines
oder mehrerer EU-Staaten, um auf Krisensituationen ziigig reagieren zu konnen.

Die AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung wurden der Schweiz am 17. Mai
2024 als Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands notifiziert. Der
Bundesrat hat die Notenaustausche zur Ubernahme der beiden EU-Verordnungen
am 14. August 2024 unter Vorbehalt der parlamentarischen Genehmigung gutge-
heissen. Die entsprechende Antwortnote wurde der EU am gleichen Tag tibermittelt.

21 COM(2016) 468 final.
22 COM(2018) 633 final.
23 COM(2020) 610 final.
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2.1.2 Verlauf der Verhandlungen und
Verhandlungsergebnis

Anders als bei der Schengen-Zusammenarbeit sieht das DAA keine Beteiligung der
Schweiz an den Beratungen im Rat der EU vor. Gestiitzt auf Artikel 2 DAA kdnnen
Sachverstindige der Schweiz lediglich im Hinblick auf die Ausarbeitung eines Kom-
missionsvorschlags einbezogen werden. Eine Beteiligung an den Beratungen neuer
Rechtsakte ist vertraglich nicht vorgesehen (Art. 2 Abs. 1, 2 und 6 DAA). Nachdem
die Europiische Kommission ihren Vorschlag prasentiert hat, konnte sich die Schweiz
jedoch dazu — sowie zu moglichen Umsetzungsfragen — im Rahmen des Gemeinsa-
men Ausschusses, bestehend aus der Européischen Kommission, Mitgliedstaaten und
der Schweiz, dussern (Art. 2 Abs. 3 bzw. Art. 3 Abs. 4 DAA). So konnte die Schweiz
Stellung nehmen und Anregungen einbringen. Uber ein Stimmrecht verfiigt die
Schweiz jedoch nicht (vgl. Art. 5 Abs. 1 DAA).

Im September 2020 stellte die Europdische Kommission als Teil des EU-Migrations-
und Asylpakts den Vorschlag fiir die AMMR-Verordnung vor. Die Beratungen iiber
den Vorschlag zur AMMR-Verordnung wurden in der Ratsarbeitsgruppe «Asyl» des
Rats, im COREPER, im SCIFA und im Rat der EU-Innenministerinnen und -Innen-
minister beraten. Die Schweiz und die anderen assoziierten Staaten waren lediglich in
den Diskussionen auf Ministerebene direkt vertreten. Die jeweilige Prisidentschaft
informierte jedoch regelmédssig im Rahmen informeller Sitzungen iiber den Stand der
Verhandlungen in den Arbeitsgruppen.

Besonders intensiv zwischen den Mitgliedstaaten diskutiert wurde der in der AMMR-
Verordnung geregelte Solidaritdtsmechanismus als Ausgleich zu den in der Asylver-
fahrensverordnung geregelten Asyl-Grenzverfahren und die damit verbundene Ver-
antwortung der EU-Mitgliedstaaten an den EU-Aussengrenzen. Das EU-Parlament
verabschiedete das Verhandlungsmandat fiir die AMMR-Verordnung am 20. April
2023, wihrend im Rat der EU eine entsprechende Einigung am 8. Juni 2023 erreicht
werden konnte. In Bezug auf die AMMR-Verordnung konnte geklart werden, dass
der Solidaritdtsmechanismus nicht als Teil des Dublin-/Eurodac-Besitzstand klassifi-
ziert und somit fiir die Schweiz eine Beteiligung nicht verbindlich ist.

Am 23. September 2020 stellte die Europdische Kommission auch eine Verordnung
zur Bewdltigung von Krisensituationen und Situationen hdherer Gewalt im Bereich
Migration und Asyl (Krisenverordnung) vor. Im Kontext der Instrumentalisierung
von Migration durch Belarus an den Grenzen zu Polen, Litauen und Lettland erarbeite
die Europdische Kommission im Dezember 2021 einen Vorschlag fiir eine Verord-
nung?4 mit Massnahmen fiir einen geordneten und grundrechtskonformen Umgang
mit dieser Situation. Im Januar 2023 schlug die Europdische Kommission vor, die
Verordnung filir Krise und hohere Gewalt mit derjenigen fiir Instrumentalisierung zu-
sammenzufithren. Am 4. Oktober 2023 verabschiedete der Rat das Verhandlungsman-
dat zur Krisenverordnung, die auch die relevanten Bestimmungen zum Umgang mit
instrumentalisierter Migration beinhaltete.

24 Vorschlag fiir eine Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Bewilti-
gung von Situationen der Instrumentalisierung im Bereich Migration und Asyl,
COM/2021/810 final.
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Die Beratungen der Krisenverordnung erfolgten in denselben Gremien, wie die der
AMMR-Verordnung. Die Schweiz konnte im Rahmen ihres Mitspracherechts erwir-
ken, dass im Krisenfall auch die assoziierten Staaten von ldngeren Fristen bzw. einem
Ubergang der Zustindigkeit im Dublin-Verfahren profitieren kénnen.

Der Trilog mit dem EU-Parlament erfolgte im Paketansatz; das heisst, die Uberprii-
fungsverordnung, die Eurodac-Verordnung, die AMMR-Verordnung, die Asylverfah-
rensverordnung und die Krisenverordnung wurden zeitgleich verhandelt und das Ge-
samtpaket wurde erst verabschiedet, nachdem zu allen zehn Rechtstexten eine
Einigung erzielt werden konnte. Am 20. Dezember 2023 gelang der EU-
Ratsprésidentschaft diese Einigung mit dem EU-Parlament. Der erzielte Kompromiss
wurde vom Plenum des Européischen Parlaments am 10. April 2024 und vom Minis-
terrat am 14. Mai 2024 gebilligt. Die formelle Verabschiedung der EU-Verordnungen
folgte am 14. Mai 2024 mit der Unterzeichnung des Rechtsakts durch die Présidenten
des Européischen Parlaments und des Rates der EU.

Die Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands wurden der Schweiz am
17. Mai 2024 notifiziert.

2.1.3 Verfahren zur Ubernahme der Weiterentwicklungen
des Dublin-/Eurodac-Besitzstands

Gestiitzt auf Artikel 1 Absatz 1 DAA hat sich die Schweiz grundsitzlich verpflichtet,
alle Rechtsakte, welche die EU seit der Unterzeichnung des DAA als Weiterentwick-
lungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands erlassen hat, zu {ibernehmen und, soweit
erforderlich, in das Schweizer Recht umzusetzen.

Artikel 4 DAA sieht ein spezielles Verfahren fiir die Ubernahme und Umsetzung von
Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands vor. Zunédchst notifiziert die
EU der Schweiz «unverziiglich» die Annahme eines Rechtsakts, der eine Weiterent-
wicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands darstellt. Danach verfiigt der Bundesrat
iiber eine Frist von 30 Tagen, um dem zustdndigen Organ der EU (Rat der EU oder
Europiische Kommission) mitzuteilen, ob und gegebenenfalls innert welcher Frist die
Schweiz die Weiterentwicklung tibernimmt. Die dreissigtigige Frist beginnt mit der
Annahme des Rechtsakts durch die EU zu laufen (Art. 4 Abs. 2 DAA).

Soweit die zu iibernehmende Weiterentwicklung rechtlich verbindlicher Natur ist, bil-
den die Notifizierung durch die EU und die Antwortnote der Schweiz einen Noten-
austausch, der aus Sicht der Schweiz einen volkerrechtlichen Vertrag darstellt. Im
Einklang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben muss dieser Vertrag entweder
vom Bundesrat oder vom Parlament und, im Fall eines Referendums, vom Volk ge-
nehmigt werden.

Die zur Ubernahme anstechende AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung sind
rechtsverbindlich. Die Ubernahme hat daher mittels Abschlusses eines Notenaus-
tauschs zu erfolgen.

Vorliegend ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung der Notenaustausche
zustandig (vgl. Ziff. 2.9.1). Entsprechend hat die Schweiz der EU am 14. August 2024
in ihrer Antwortnote mitgeteilt, dass die betreffenden Weiterentwicklungen fiir sie erst
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«nach Erfiillung ihrer verfassungsrechtlichen Voraussetzungen» rechtsverbindlich
werden konnen (Art. 4 Abs. 3 DAA). Ab der Notifizierung der Rechtsakte durch die
EU verfiigt die Schweiz fiir die Ubernahme und Umsetzung der Weiterentwicklungen
tiber eine Frist von maximal zwei Jahren. Innerhalb dieser Frist miisste auch eine all-
fillige Referendumsabstimmung stattfinden.

Im Rahmen der Ubernahme der vorliegenden EU-Verordnungen muss die Schweiz
auch Anderungen in den entsprechenden nationalen Rechtsgrundlagen anpassen
(Ziff. 2.5 f)).

Sobald das innerstaatliche Verfahren abgeschlossen ist und alle verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen im Hinblick auf die Ubernahme und Umsetzung der EU-
Verordnungen erfiillt sind, unterrichtet die Schweiz den Rat der EU und die Européi-
sche Kommission unverziiglich in schriftlicher Form hieriiber. Wird kein Referendum
gegen die Ubernahme und Umsetzung der EU-Verordnungen ergriffen, erfolgt diese
Mitteilung, die der Ratifizierung der Notenaustausche gleichkommt, unverziiglich
nach Ablauf der Referendumsfrist.

Setzt die Schweiz eine Weiterentwicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands nicht
fristgerecht um, so riskiert sie die Beendigung der Zusammenarbeit von Dublin/Euro-
dac insgesamt, und damit auch von Schengen (Art. 14 Abs. 2 DAA i. V. m. Art. 7
Abs. 4 Schengen-Assoziierungsabkommen?5 [SAA]).

Im vorliegenden Fall wurden die AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung ge-
meinsam mit den tibrigen Rechtsakten am 14. Mai 2024 vom Européischen Parlament
und dem Rat der EU verabschiedet. Infolgedessen hétte die Schweiz ihre Antwortnote
bis spétestens am 13. Juni 2024 an das Generalsekretariat des Rates der EU respektive
an die Europdische Kommission iibermitteln miissen. Aufgrund der unvollstindigen
Notifikation der Eurodac-Verordnung durch die Européische Kommission wurden zu-
sdtzliche Abkldrungen und eine Korrektur der verfolgten Eurodac-Notifikation durch
die EU nétig. Das Abwarten dieser Kldrungen hat zu Verzogerungen gefiihrt, auf-
grund welcher die Schweiz ihre Antwortnoten zu sdmtlichen ihr notifizierten EU-
Verordnungen am 14. August 2024 iibermittelt hat. So konnte eine gesamthafte Riick-
notifikation sichergestellt werden.

Die Notifikationen der AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung an die
Schweiz erfolgten am 17. Mai 2024. Damit endet die maximale Frist fiir die Uber-
nahme und Umsetzung der vorliegenden EU-Verordnungen am 17. Mai 2026.

Die zu iibernehmenden EU-Verordnungen sehen fiir die EU-Mitgliedstaaten ebenfalls
eine Umsetzungsfrist von zwei Jahren ab Inkrafttreten vor. Die Anwendungsdaten
sind jedoch fiir die EU-Verordnungen unterschiedlich: Ab dem 1. Juli 2026 werden
die AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung angewendet. Bereits ab dem
12. Juni 2026 werden bereits die Eurodac-Verordnung (Ausnahme Art. 26: Anwen-
dungsdatum 12. Juni 2029), die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung und die Uber-
priifungsverordnung angewendet. Artikel 26 der Eurodac-Verordnung gilt jedoch ab
dem 12. Juni 2029.

25 Abkommen zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, der Europiischen Union
und der Europdischen Gemeinschaft iiber die Assoziierung dieses Staates bei der Umset-
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands; SR 0.362.31.
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2.14 Verhiiltnis zur Legislaturplanung und zur
Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 24. Januar 202426 zur Legislaturplanung 2023—
2027 nicht angekiindigt. Es handelt sich um Dublin-Weiterentwicklungen, die im
Rahmen von Ziel Nr. 13 fristgerecht zu iibernehmen sind. Gemaiss diesem Ziel steuert
die Schweiz die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial und
setzt sich fiir die internationale Zusammenarbeit ein.

Die Ubernahme und die Umsetzung der EU-Verordnungen stehen mit keiner Strategie
des Bundesrates in Konflikt. Sie sind angezeigt, um den Verpflichtungen der Schweiz
aus dem DAA nachzukommen.

2.2 Grundziige der EU-Verordnungen
2.2.1 Grundziige der AMMR-Verordnung

Die AMMR-Verordnung enthélt unterschiedliche Teile. Die meisten davon sind nicht
Dublin relevant, da sie iiber den Anwendungsbereich des DAA hinausgehen. Der als
Weiterentwicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands geltende Teil 16st insbesondere
die derzeitige Dublin III-Verordnung ab, die Vorschriften zur Bestimmung des Dub-
lin-Staates enthilt, der fiir die Priifung eines Asylgesuchs zusténdig ist. Auch wenn
die Grundprinzipien des Dublin-Systems mit der neuen EU-Verordnung unangetastet
bleiben, so fiihrt die AMMR-Verordnung doch zu verschiedenen Anpassungen bei
der Funktionsweise des Dublin-Systems.

Die AMMR-Verordnung besteht aus den folgenden Teilen:

—  Teil I - Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen (grundsitzlich nicht
Dublin-relevant; siche Ziff. 2.3.1);

—  Teil I — Gemeinsamer Rahmen fiir Asyl- und Migrationsmanagement (nicht
Dublin-relevant; siche Ziff. 2.3.2);

—  Teil IIl - Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Mitglied-
staats (Dublin-relevant; siehe Ziff. 2.3.3);

—  Teil IV — Solidaritét (nicht Dublin-relevant; siche Ziff. 2.3.4);
—  Teil V — Allgemeine Bestimmungen (Dublin-relevant; siche Ziff. 2.3.5);

—  Teil VI — Anderung anderer Rechtsakte der Union (nicht Dublin-relevant;
siche Ziff. 2.3.6);

—  Teil VII — Ubergangs- und Schlussbestimmungen (Dublin-relevant; siehe
Ziff. 2.3.7).

Da lediglich die Teile III, V und VII «Dublin-relevant» sind, sind nur diese von der
Schweiz im Rahmen ihrer Verpflichtung aus dem DAA zu {ibernehmen.

26 BBI 2024 525
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Die AMMR-Verordnung enthilt zusammenfassend folgende wichtige Neuerungen
(wobei nicht alle Dublin-relevant sind, aber hier im Rahmen der Ubersicht aufgefiihrt
werden):

Anpassung der Definitionen (Art. 2 AMMR-Verordnung; grundsitzlich nicht
Dublin-relevant): Neu werden unter den Begriff «Familienangehorige» auch
verwandtschaftliche Beziehungen miteinbezogen, die nach Verlassen des
Herkunftslands, aber vor der Ankunft im Hoheitsgebiet des Dublin-Staats ent-
standen sind. Geschwister fallen wie bis anhin nicht unter die Definition. Neu
werden die Begriffe «Diplom» und «Qualifikationsnachweis» aufgefiihrt. Mit
Artikel 30 der AMMR-Verordnung wird ein neues Kriterium zur Bestimmung
des zustdndigen Dublin-Staats eingefiihrt, nach welchem derjenige Mitglied-
staat zusténdig wird fiir die Priifung eines Asylantrags, aus welchem er ein
Zeugnis bzw. einen Befdhigungsnachweiseiner Bildungseinrichtung besitzt.
Zudem werden aufgrund der Einfithrung des Solidaritdtsmechanismus neue
Definitionen in die AMMR-Verordnung aufgenommen. Auch wenn die Defi-
nitionen grundsétzlich nicht Dublin-relevant sind, so wird ihnen im Dublin-
Verfahren Rechnung getragen.

Vor der Uberstellung in den zustindigen Dublin-Staat: neue Priifung, ob die
betroffene Person eine Gefahr fiir die innere Sicherheit fiir die Dublin-Staaten
darstellt (Art. 16 Abs. 4 AMMR-Verordnung): Es muss gewihrleistet sein,
dass die asylsuchende Person keine Gefahr fiir die innere Sicherheit eines
Dublin-Staats darstellt, bevor eine Uberstellung in den zustindigen Dublin-
Staat erfolgt. Diese Uberpriifung gilt fiir alle Personen, die dem Dublin-Ver-
fahren unterliegen. Der erste Dublin-Staat, in dem das Asylgesuch registriert
wurde, hat vor Anwendung der Zusténdigkeitskriterien zu beurteilen, ob hin-
reichende Griinde dafiir vorliegen, dass die betroffenen Asylsuchenden eine
Gefahr fiir die innere Sicherheit eines Dublin-Staats darstellen. Ergibt die Be-
urteilung, dass eine asylsuchende Person eine Gefahr fiir die Sicherheit dar-
stellt, so wird derjenige Staat zum zustéindigen Dublin-Staat, der diese Beur-
teilung durchgefiihrt hat. Wenn die betreffende Person eine Gefahr fiir die
innere Sicherheit darstellt, nachdem die Zustindigkeit bereits festgestellt
wurde, kann eine Uberstellung erfolgen, sofern die Bestimmung iiber den
Austausch sicherheitsrelevanter Informationen eingehalten wird (vgl. Art. 49
AMMR-Verordnung).

Klare Regeln zum Stellen des Asylgesuchs und zum Aufenthalt wéhrend des
Asylverfahrens (Art. 17 Abs. 1 und 2 AMMR-Verordnung): Die neue AMMR-
Verordnung verpflichtet die Asylsuchenden expliziter als bisher, ihr Asylge-
such im Dublin-Staat der ersten Einreise bzw. in dem Dublin-Staat zu stellen,
der ihnen einen Aufenthaltstitel oder ein Visum ausgestellt hat. Kommen sie
dieser Pflicht nicht nach, kann dies Konsequenzen in Bezug auf die Aufnah-
mebedingungen der betroffenen Person haben. Mit dieser Anderung wird be-
kriftigt, dass Asylsuchende nicht aussuchen kdnnen, in welchem Dublin-Staat
sie ihr Asylgesuch stellen oder welcher Dublin-Staat fiir die Priifung des Asyl-
gesuchs zustandig ist.
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Verstdirkung der Pflichten der Asylsuchenden im Dublin-Verfahren (Art. 17
Abs. 3-5i. V. m. Art. 18 AMMR-Verordnung): Die AMMR-Verordnung ent-
hilt Verpflichtungen der Asylsuchenden zur rechtzeitigen Bereitstellung aller
relevanten Informationen sowie zur Kooperation mit den zustdndigen Behor-
den. So sind Asylsuchende verpflichtet, sich im entsprechenden Dublin-Staat
aufzuhalten, sich den dortigen Behdrden zur Verfiigung zu halten und der
Uberstellungsentscheidung Folge zu leisten.

Verstirkte Informationspflicht der Dublin-Staaten im Dublin-Verfahren
(Art. 19 AMMR-Verordnung): Der Umfang der Informationen, die den Asyl-
suchenden im Rahmen des Dublin-Verfahrens mitzuteilen sind, wird durch
die AMMR-Verordnung erweitert.

Personliche Befragung (Art. 22 Abs. 6 AMMR-Verordnung): Neu soll im Rah-
men des Verfahrens auf Festlegung der Zustindigkeit die Befragung nicht nur
schriftlich zusammengefasst, sondern in der Regel neu auch auf Ton aufge-
nommen werden. Die betroffene Person ist dariiber im Voraus zu informieren.
Bei Zweifeln iiber die wihrend der Befragung gemachten Angaben ist die
Tonaufzeichnung massgebend. Der betroffenen Person bzw. ihrer Rechtsver-
tretung wird vor Erlass des Dublin-Entscheids eine schriftliche Zusammen-
fassung zur Kenntnis gebracht. Sie oder ihre Rechtsvertretung kann sich
miindlich oder schriftlich zu fehlerhaften Ubersetzungen, Missverstindnissen
oder anderen sachlichen Fehlern in der schriftlichen Zusammenfassung dus-
sern.

Verstirkte Wiirdigung des Kindeswohls (Art. 23 AMMR-Verordnung): Die
Bestimmung iiber Garantien fiir unbegleitete Minderjahrige wird durch die
AMMR-Verordnung dahingehend angepasst, dass dem Kindeswohl verstarkt
Rechnung getragen wird.

Anpassung der Zustdndigkeitskriterien und der Verfahren zur Bestimmung
des zustdndigen Dublin-Staats (Art. 25 ff. AMMR-Verordnung): In Bezug auf
unbegleitete Minderjahrige, die keine Familienangehérige im Dublin-Raum
haben, wird neu festgehalten, dass der Dublin-Staat, in dem die minderjdhrige
Person ihr Asylgesuch erstmals einreicht, zustindig sein wird, es sei denn,
dass dies nachweislich ihrem Wohl zuwiderlduft (Art. 25 Abs. 5). Zudem
wurden die Zustédndigkeitskriterien fiir Personen, die im Besitz eines Visums,
mehrerer Visa oder eines Aufenthaltstitels sind, prazisiert. Verfiigt eine asyl-
suchende Person iiber einen Aufenthaltstitel oder ein Visum, der bzw. das neu
seit weniger als drei Jahren bzw. 18 Monaten abgelaufen ist, finden die Zu-
stindigkeitskriterien nach Artikel 29 Absidtze 1-3 Anwendung. Die Zustin-
digkeit geht somit neu erst nach Ablauf von drei Jahren (bei Aufenthaltstiteln)
bzw. 18 Monaten (bei Visa) auf den Dublin-Staat iiber, in dem das Asylgesuch
eingereicht wurde. Neu kann auch ein Dublin-Staat fiir die Priifung des Asyl-
gesuchs in gewissen Fillen zusténdig werden, wenn die asylsuchende Person
tiber ein Zeugnis oder einen Befahigungsnachweis verfiigt, welche von einer
in einem Dublin-Staat niedergelassenen Bildungseinrichtung ausgestellt
wurde (Art. 30). Ferner wurde die Zeitdauer, nach der die Zusténdigkeit nach
der irreguldren Einreise endet, von zwolf Monaten auf 20 Monate verldangert
(Art. 33). Die fiir die Bestimmung der Zusténdigkeit geltenden Vorschriften
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iber die Beweismittel werden flexibler gestaltet, um die Familienzusammen-
fithrung zu erleichtern (Art. 34).

Neu wird der zustdndige Dublin-Staat verpflichtet, auch eine drittstaatsange-
horige Person, die er von einem anderen Dublin-Staat im Rahmen der Anwen-
dung des Solidaritdtsmechanismus iibernommen und die in einem anderen
Dublin-Staat ein Asylgesuch eingereicht hat oder sich dort irregulér aufhilt,
wieder aufzunehmen (Art. 36 Abs. 1 Bst. ¢).

Zudem werden der Ubergang der Zustindigkeit (Art. 37) und das Einleiten
des Dublin-Verfahrens (Art. 38) prézisiert.

—  Kiirzere Fristen im Dublin-Verfahren: Die AMMR-Verordnung sieht zur Ver-
fahrensbeschleunigung kiirzere Fristen fiir die verschiedenen Verfahrens-
schritte vor. Dies betrifft die Fristen fiir die Einreichung und Beantwortung
von Aufnahmegesuchen (Art. 39) und die Wiederaufnahmemitteilung
(Art. 41) sowie den Erlass einer Uberstellungsentscheidung.

—  Neue Wiederaufnahmemitteilung (Art. 41 AMMR-Verordnung): Das kom-
plexe Wiederaufnahmeverfahren mittels Gesuchs zur Uberstellung eines
Asylsuchenden in den fiir sein Asylgesuch zustdndigen Dublin-Staat wird
durch eine einfache Wiederaufnahmemitteilung ersetzt. Der unterrichtete
Dublin-Staat erhélt die Moglichkeit, rasch Einwénde gegen die Mitteilung zu
erheben.

—  Kiirzere Dublin-Haft und neuer Hafigrund (Art. 44 und 45 AMMR-
Verordnung): Die Behandlungsfristen fiir das Dublin-Verfahren werden ver-
kiirzt, wenn sich eine Person in Dublin-Vorbereitungs- oder Ausschaffungs-
haft befindet. Zudem wird neu die Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und
Ordnung als neuer eigenstdndiger Haftgrund eingefiigt. Auch wird neu gere-
gelt, welche Behorde die Haft anordnen kann.

—  Verlingerung der Uberstellungsfristen bei Untertauchen (Art. 46 AMMR-
Verordnung): Die Frist fiir die Uberstellung an den zustindigen Dublin-Staat
wird verldngert, wenn Asylsuchende wahrend des Dublin-Verfahrens unter-
tauchen oder sich auf andere Weise der Uberstellung entziehen. In diesen Fil-
len kann der iiberstellende Dublin-Staat neu bis héchstens drei Jahre die Uber-
stellung durchfiihren, falls er der Person wieder habhaft werden sollte. Bis
anhin betrug diese Frist 18 Monate.

— 10000 Euro pro Dublin-Uberstellung (Art. 47 AMMR-Verordnung): Alle
Dublin-Staaten, die am Asyl- und Migrationsfonds (AMIF) beteiligt sind, er-
halten bei der Aufnahme fiir jede iiberstellte Person einen Beitrag von 10 000
Euro. Die Schweiz ist am AMIF nicht beteiligt und wird daher auch keine
Beitrige aus diesem Fonds erhalten.

—  Informationsaustausch zwischen den Dublin-Staaten (Art. 48 und 51 AMMR-
Verordnung): Der Informationsaustausch zwischen den Dublin-Staaten vor
der Uberstellung wird auf Daten ausgeweitet, die im Rahmen des Uberprii-
fungsverfahrens nach der neuen Uberpriifungsverordnung erhoben wurden
(Art. 48 Abs. 2 Bst. e). Die Vorgaben zum Informationsaustausch wurden in

28 /230



Erlduternder Bericht

Artikel 51 der AMMR-Verordnung in Bezug auf das Auskunftsrecht ange-
passt, und die Antwortfrist auf ein Informationsersuchen von fiinf auf drei
Wochen wurde gekiirzt. Zudem wird von der Asylagentur der Europdischen
Union (EUAA) neu ein Netz bzw. mehrere Netze zustindiger Stellen einge-
richtet und verwaltet, um die praktische Zusammenarbeit und den Informati-
onsaustausch zwischen den Dublin-Staaten zu starken (Art. 54).

Anpassung des Rechtsmittelverfahrens: Das Rechtsmittelverfahren soll durch
die Einfithrung von Fristen beschleunigt und vereinheitlicht werden (Art. 43).

Streichung des bestehenden Friithwarn- und Vorsorgemechanismus: Die Auf-
gaben im Rahmen des bestehenden Friilhwarn- und Vorsorgemechanismus
werden von der EUAA iibernommen. Die bestehende Regelung in Artikel 33
der Dublin III-Verordnung wird daher ersatzlos gestrichen.

Abschluss von bilateralen Verwaltungsvereinbarungen (Art. 53 AMMR-
Verordnung): Die Dublin-Staaten konnen zur Verbesserung der Zusammen-
arbeit neu auch in Bezug auf Solidaritdtsmassnahmen bilateral Verwaltungs-
vereinbarungen abschliessen (Abs. 1 Bst. c).

Schlichtungsverfahren zwischen den Dublin-Staaten (Art. 55 AMMR-
Verordnung): Das Schlichtungsverfahren als Streitbeilegungsmechanismus
wird angepasst, um seine Anwendung zu erleichtern. Diese Bestimmung ist
fiir die Schweiz nicht anwendbar (obwohl im Teil Il der AMMR-Verordnung
aufgefiihrt), da fiir die assoziierten Staaten ein spezifisches Schlichtungsver-
fahren im DAA vorgesehen ist.

Neue Solidarititsmassnahmen (Art. 56 ff.; Dublin-relevant): Um EU-Staaten,
die unter besonderem Migrationsdruck stehen, zu entlasten, wird mit der
AMMR-Verordnung ein umfassender Solidarititsmechanismus eingefiihrt.
Der Solidaritidtsmechanismus sieht die Einrichtung eines sogenannten «Soli-
daritétspools» vor.

Der Jahrliche Solidaritdtspool umfasst Massnahmen wie Umsiedlung bzw.
Relocation, finanzielle Unterstiitzung oder alternative Massnahmen (z. B.
Massnahmen zum Kapazititsaufbau). Alle Staaten, die dem Solidaritétsme-
chanismus obligatorisch unterstehen, miissen einen angemessenen Anteil zum
Solidaritdtspool beitragen, sind aber in der Wahl der Massnahmen, die sie
leisten, frei. Kein Dublin-Staat soll verpflichtet werden, Ubernahmen von
Asylsuchenden im Rahmen des Solidaritdtsmechanismus vorzunehmen. Alle
iibrigen an Dublin assoziierten Staaten konnen sich freiwillig an den Solida-
ritdtsmassnahmen beteiligen.

Es wird eine jihrliche Mindestanzahl fiir Ubernahmen aus EU-Dublin-
Staaten, in denen die meisten Personen in die EU einreisen, durch EU-Dublin-
Staaten geben, die weniger stark von solchen Ankiinften betroffen sind. Diese
Zahl wird auf mindestens 30 000 Personen jéhrlich festgesetzt. Alternativ
konnen die Staaten auch finanzielle Beitrdge in der Hohe von 20 000 Euro pro
Ubernahme leisten. Diese Zahlen konnen bei Bedarf erhoht werden, und es
werden auch Situationen beriicksichtigt, in denen in einem bestimmten Jahr
kein Solidarititsbedarf vorgesehen ist.
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Um eine moglicherweise unzureichende Anzahl zugesagter Ubernahmen aus-
zugleichen, wurde als zusdtzliche Massnahme ein «Zustidndigkeitsausgleich»
fiir die von der Solidaritét begiinstigten EU-Dublin-Staaten eingefiihrt. Dies
bedeutet, dass der beitragende EU-Dublin-Staat unter gewissen Umsténden
die Zustindigkeit fiir die Priifung eines Asylgesuchs von Personen iiber-
nimmt, die unter normalen Umsténden in den begiinstigten Dublin-Staat iiber-
stellt wiirden. Diese Regelung wird verbindlich, wenn die Ubernahmezusagen
eines beitragenden Staates unter 60 Prozent seines Anteils fiir das betreffende
Jahr liegen oder die Zusagen aller teilnehmenden Staaten die in der Verord-
nung festgelegte Gesamtzahl (30 000 Personen) nicht erreichen.

Die Solidaritdtsmassnahmen sind nicht Dublin-relevant und daher fiir die
Schweiz nicht verbindlich. Den assoziierten Staaten steht aber die freiwillige
Teilnahme an Solidarititsmassnahmen offen. Dabei ist ihnen freigestellt, ob
sie dies beispielsweise in Form von Umsiedlungen oder finanziellen Beitrdgen
tun.

2.2.2 Grundziige der Krisenverordnung

Als weitere Neuerung soll ein Krisenmechanismus eingefiihrt werden, der voriiberge-
hende und ausserordentliche Massnahmen in Krisenzeiten ermdglicht. Die neue EU-
Verordnung sieht besondere Regelungen vor, die es in Krisenzeiten ermdglichen, von
den Bestimmungen in der AMMR-Verordnung, der Asylverfahrensverordnung und
der Aufnahmerichtlinie abzuweichen. Damit soll gewéhrleistet werden, dass die EU-
Mitgliedstaaten flexibel auf Krisen oder force majeure-Ereignisse reagieren und dass
die Solidaritdtsmassnahmen, die in der AMMR-Verordnung geregelt sind, entspre-
chend der Migrationslage angepasst werden konnen. Ob tatséchlich eine Krise vor-
liegt, ist in jedem Fall von der Europédischen Kommission und vom Rat gemeinsam
zu entscheiden.

2.3 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln der AMMR-
Verordnung
2.3.1 Teil I - Anwendungsbereich und

Begriffsbestimmungen (Art. 1-2)
(grundsétzlich nicht Dublin-relevant)

Art. 1 Gegenstand

Neben der Festlegung der Kriterien fiir den zustdndigen Dublin-Staat und der Rege-
lung des entsprechenden Verfahrens fiihrt die AMMR-Verordnung neu auch einen
gemeinsamen Rahmen fiir die Steuerung von Asyl und Migration in der EU und fiir
das Funktionieren des GEAS ein und legt einen Solidarititsmechanismus fest.

Damit wird der Anwendungsbereich der AMMR-Verordnung weiter gefasst als die
DAA mit der Schweiz, Liechtenstein, Norwegen oder Island. Die AMMR-
Verordnung bildet ein Gesamtkonzept auf Grundlage eines gemeinsamen Rahmens
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fiir das Migrationsmanagement. Die zentralen Regelungen hinsichtlich der Bestim-
mung des fiir die Priifung eines Asylgesuchs zusténdigen Dublin-Staats sind jedoch
weiterhin ein Schliisselelement und wurden in der AMMR-Verordnung beibehalten.

Um die Teilnahme der assoziierten Staaten am Dublin-System weiterhin zu gewéhr-
leisten, sind Norwegen, Island, die Schweiz und Liechtenstein nur an die Teile III, V
und VII der AMMR-Verordnung gebunden. Dies gilt ebenfalls fiir Ddnemark. Ob-
wohl Danemark ein EU-Mitgliedstaat ist, beteiligt es sich nicht an der Annahme der
Massnahmen durch den Rat der EU, die unter Titel V AEUV?7 fallen. Es hat der Eu-
ropdischen Kommission aber mitzuteilen, ob es die Teile III, V und VII der AMMR-
Verordnung umsetzen wird. Dies, da Ddnemark 2006 die Dublin III-Verordnung auf-
grund eines mit der EG abgeschlossenen volkerrechtlichen Abkommens anwendet.28

Art. 2 Begriffsbestimmungen

Wie bereits in der bisherigen Dublin III-Verordnung enthilt Artikel 2 die Definitionen
von Begriffen, die in der AMMR-Verordnung verwendet werden.

Die Definition «Drittstaatsangehoriger» wurde leicht angepasst (Abs. 1). Neu fallen
Personen, die einen Anspruch auf freien Personenverkehr gemaiss Artikel 2 Nummer
5 der Verordnung (EU) 2016/39929 (Schengener Grenzkodex, SGK) haben, nicht un-
ter diesen Begriff. Gemeint sind hier, wie bis anhin, die Staatsangehorigen eines Dub-
lin-assoziierten Staates. Der Buchstabe erfihrt somit keine materielle Anderung.

Neu aufgenommen wurde die Definition «Staatenloser» (Abs. 2). Es handelt sich hier-
bei um eine Person, die von keinem Staat nach dessen Recht als Staatsangehdoriger
angesehen wird.

Die Definitionen «Antrag auf internationalen Schutz» bzw. «Antrag» (Abs. 3 und 4)
werden sprachlich angepasst. Der Verweis auf die Richtlinie 2011/95/EU30 wird ge-
strichen.

Die Definition «Priifung eines Antrags auf internationalen Schutz» (Abs. 5) verweist
neu auf die neue Asylverfahrensverordnung und die Anerkennungsverordnung. Wie
bereits unter der Dublin III-Verordnung fallen «Dublin-Verfahren» nicht darunter.

27 Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union (konsolidierte Fassung) Protokolle
Anhinge des Vertrags liber die Arbeitsweise der Europdischen Union; ABI. C 326 vom
26.10.2012, S. 1.

28 Abkommen zwischen der Europdischen Gemeinschaft und dem Kénigreich Dénemark
iber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Staates, der fiir die Priifung eines
in Danemark oder in einem anderen Mitgliedstaat der Européischen Union gestellten
Asylantrags zustidndig ist, sowie liber ,,Eurodac* fiir den Vergleich von Fingerabdriicken
zum Zwecke der effektiven Anwendung des Dubliner Ubereinkommens; ABL. L 66 vom
8.3.2006, S. 38.

29 Verordnung (EU) 2016/399 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Mérz
2016 tiber einen Unionskodex fiir das Uberschreiten der Grenzen durch Personen (Schen-
gener Grenzkodex); ABL. L 77 vom 23.3.2016, S. 1; zuletzt geédndert durch Verordnung
(EU) 2024/1717, ABL. L, 2024/1717, 20.06.2024.

30 Richtlinie 2011/95/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 iiber Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als
Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, fiir einen einheitlichen Status fiir
Fluchtlinge oder flir Personen mit Anrecht auf subsididren Schutz und fiir den Inhalt des
zu gewdhrenden Schutzes (Neufassung); ABI. L 337,20.12.2011, S. 9.
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Absatz 6 («Riicknahme eines Antrags auf internationalen Schutz») und Absatz 7
(«Begiinstigter internationalen Schutzes») entsprechen inhaltlich den Buchstaben e
und f von Artikel 2 der Dublin III-Verordnung. Neu werden jedoch die Verweise an-
gepasst.

Der Begrift «Familienangehdrige» (Absatz 8) erfihrt folgende Neuerung: Neu muss
die Familie nicht bereits im Herkunftsstaat bestanden haben. Es reicht, wenn sich die
Familie erst auf der Flucht gebildet hat. Sie muss jedoch vor Ankunft des Asylsuchen-
den oder dessen Familienangehdrigen im Hoheitsgebiet eines Dublin-Staates bestan-
den haben. Ansonsten bleibt die Definition unveréndert. Weiterhin explizit ausgenom-
men sind Geschwister.

Die Definitionen «Verwandter» (neuer Abs. 9), «Minderjéhriger (neuer Abs. 10), «un-
begleiteter Minderjéhriger» (neuer Abs. 11) und «Aufenthaltstitel» (neuer Bst.
Abs. 13) bleiben materiell unverédndert.

Die Definition «Vertreter» (Abs. 12) erfdhrt eine leichte Anpassung. Die Prézisierung,
die der letzte Satz in Bezug auf den Fall enthélt, in dem eine Organisation als zustin-
diger Vertreter ernannt wird, wird ersatzlos gestrichen.

Die Definition «Visum» (Abs. 14) wird sprachlich leicht angepasst, erfdhrt jedoch
materiell keine Anderung.

In Absatz 15 sind neu die Definitionen zu «Zeugnis oder Beféhigungsnachweis» ent-
halten. Dabei handelt es sich um Nachweise, die in einem Mitgliedstaat nach einem
mindestens einjéhrigen Studium im Rahmen eines anerkannten, staatlichen oder regi-
onalen Bildungs- oder Ausbildungsprogramms erworben und bescheinigt werden.
Neu wird daher auch die Definition «Bildungseinrichtung» in die AMMR-
Verordnung aufgenommen (Abs. 16).

Ebenfalls wird neu eine Definition zu «Flucht» in die AMMR-Verordnung aufgenom-
men (Abs. 17). Es handelt sich dabei um eine Handlung, bei der die betroffene Person
sich der zustindigen Verwaltungs- oder Justizbehorde entzieht.

Die Definition der «Fluchtgefahr» wird neu in Absatz 18 von Artikel 2 geregelt und
sprachlich leicht angepasst. Wie bis anhin sind die objektiven Kriterien der Fluchtge-
fahr im nationalen Recht zu regeln.

Schliesslich werden aufgrund der Einfithrung des Solidaritdtsmechanismus folgende
Definitionen in die AMMR-Verordnung aufgenommen: «begiinstigter Mitgliedstaaty
(Abs. 19), «beitragender Mitgliedstaat» (Abs. 20), «Uberstellung» (Abs. 21), «Uber-
nahme» (Abs. 22), «Such- und Rettungseinsitze» (Abs. 23), «Migrationsdruck»
(Abs. 24), «ausgepriagte Migrationssituation» (Abs. 25), «Aufnahmebedingungen»
(Abs. 26), «neu angesiedelte oder aufgenommene Person» (Abs. 27) und «EU-
Solidaritdtskoordinator» (Bst. 28).
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2.3.2 Teil II - Gemeinsamer Rahmen fiir das Asyl- und
Migrationsmanagement (Art. 3—13)
(nicht Dublin-relevant)

Kapitel 1 Gesamtkonzept (Art. 3-8)

In diesem Kapitel werden die Grundlagen bzw. Massnahmen im Hinblick auf ein um-
fassendes Migrationsmanagement dargelegt. Artikel 3 halt als Grundsatzziel fest, dass
sich die Handlungen der EU und der Mitgliedstaaten im Bereich des umfassenden
Migrationsmanagements auf den in Artikel 80 AEUV verankerten Grundsatz der So-
lidaritédt und der gerechten Aufteilung der Verantwortung stiitzen. Die Artikel 4 und 5
zdhlen die einzelnen Komponenten im Hinblick auf eine wirksame Steuerung der
Migration auf. Dazu gehoren insbesondere Partnerschaften mit Drittstaaten, die Be-
kdmpfung von Schleuserkriminalitit und Menschenhandel sowie die Gewéhrleistung
eines effektiven Zugangs zu Verfahren zur Gewihrung und Aberkennung des inter-
nationalen Schutzes und zur Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staaten-
losen als Fliichtlinge oder Personen mit Anspruch auf subsididren Schutz. Weitere
Schwerpunktthemen bilden der Grundsatz der Solidaritdt und der gerechten Auftei-
lung der Verantwortung (Art. 6), ein strategischer Ansatz auf nationaler Ebene (Art. 7)
sowie eine langfristige europdische Strategie (Art. 8) zur Steuerung von Asyl und
Migration auf nationaler Ebene. Erwdhnenswert ist auch das in Artikel 6 Absatz 3
geregelte stindige EU-Instrumentarium zur Migrationsunterstiitzung. Als Dublin-as-
soziierter Staat wird die Schweiz von diesem Angebot grundsétzlich nicht direkt pro-
fitieren konnen. Die Dienstleistungen bestehen insbesondere in der operativen und
technischen Unterstiitzung der EU-Mitgliedstaaten durch die zustidndigen Européi-
schen Agenturen, in der finanziellen Unterstiitzung aus den einschldgigen europii-
schen Fonds sowie beispielsweise auch in der Zusammenarbeit mit Drittstaaten zur
Erleichterung der Riickiibernahme.

Kapitel I1 Jihrlicher Migrationsmanagementzyklus (Art. 9-7f)

Art. 9 Jéihrlicher Europdischer Asyl- und Migrationsbericht

Diese Bestimmung regelt die Erstellung eines jahrlichen Europdischen Asyl- und
Migrationsberichts («European Annual Asylum and Migration Report») durch die Eu-
ropédische Kommission. Dieser Bericht bewertet die Asyl-, Aufnahme- und Migrati-
onssituation in den zwdlf vorangehenden Monaten und soll einen Ausblick auf mog-
liche Entwicklungen erméglichen. Mit dem Bericht soll eine strategische
Lagebeschreibung erfolgen, die der EU auch als Frithwarn- und Sensibilisierungs-
instrument dient. Der Bericht stiitzt sich dabei auf einschlédgige Daten und Informati-
onen, die von den Mitgliedstaaten, dem Europdischen Auswirtigen Dienst, der
EUAA, der Européischen Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache (Frontex), der
Européischen Agentur fiir die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbehdrden (Euro-
pol) und der Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte (FRA) bereitgestellt
werden. Die Ubermittlung dieser Daten hat in jedem Jahr bis zum 1. Juni zu erfolgen.
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Der Bericht soll eine Gesamtbewertung der Migrationslage auf allen Migrationsrou-
ten und in allen Mitgliedstaaten, Zukunftsprognosen, Informationen zum Bereit-
schaftsgrad und den Kapazititsniveaus der Mitgliedstaaten sowie Monitoring-Ergeb-
nisse enthalten. Zudem wird in Konsultation mit dem betroffenen Mitgliedstaat
gepriift, ob Solidaritdtsmassnahmen und Massnahmen aus dem EU-Werkzeugkasten
(«permanent EU Toolbox») erforderlich sind, um diesen Staat zu unterstiitzen. Die
Europidische Kommission {ibermittelt den entsprechenden Bericht jedes Jahr bis zum
15. Oktober an den Rat und das Europédische Parlament. Wobei der erste Bericht bis
zum 15. Oktober des Jahres zu tibermitteln ist, das auf das Jahr des Inkrafttretens der
AMMR-Verordnung folgt. Die Berichte bilden die Grundlage fiir Entscheidungen
iiber die zur Steuerung von Migrationssituationen erforderlichen Massnahmen auf
Unionsebene.

Die Européische Kommission beruft in der ersten Julihélfte eines jeden Jahres eine
Sitzung des EU-Mechanismus zur Abwehrbereitschaft und Bewéltigung von Migra-
tionskrisen ein, um eine erste Bewertung der Lage vorzunehmen und Informationen
auszutauschen. Bis zum 30. September eines jeden Jahres wird durch die Europédische
Kommission eine weitere Sitzung des EU-Mechanismus einberufen. An dieser soll
eine konsolidierte Bewertung der Lage vorgelegt werden. Die Zusammensetzung und
die Arbeitsweise des EU-Mechanismus werden in der Empfehlung (EU) 2020/13663!
geregelt.

Art. 10 Informationen fiir die Bewertung der Gesamtmigrationslage, des
Migrationsdrucks, der Gefahr von Migrationsdruck oder einer
ausgeprdgten Migrationslage

Diese Regelung legt fest, dass die Europédische Kommission bei der Bewertung der
Gesamtlage der Migration und des Migrationsdrucks, dem ein Mitgliedstaat ausge-
setzt ist, die Informationen gemaiss Artikel 9 Absatz 3 Buchstabe a verwendet. Dazu
gehoren unter anderem auch die Anzahl der Asylantrdge und die Nationalitét der an-
tragstellenden Personen, die Anzahl der Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen mit
voriibergehendem Schutz (geméss Qualifikationsverordnung), der (identifizierten)
Personen, die sich ohne giiltige Aufenthaltsgenehmigung im Land aufhalten, der
Riickfiihrungsentscheidungen, der Personen, die das Land nach einer Riickfiihrungs-
entscheidung verlassen haben, sowie Informationen iiber Umsiedlungsprogramme
oder die Anzahl der versuchten irreguldren Grenziibertritte, sofern die Daten verfiig-
bar und tiberpriifbar sind.

Die Europdische Kommission beriicksichtigt ebenfalls die durch die Mitgliedstaaten
vorgebrachten Informationen, einschliesslich der Einschétzungen von Bedarfund Ka-
pazitit, sowie Angaben zum Ausmass der Zusammenarbeit mit Drittstaaten in Sachen
Migration, Riickkehr und Riickiibernahme. Auch die geopolitische Situation in rele-
vanten Drittstaaten und die Grundursachen der Migration werden in Erwégung gezo-

31 Empfehlung (EU) 2020/1366 der Kommission vom 23. September 2020 iiber einen Vor-
sorge- und Krisenmanagementmechanismus der EU fiir Migration (Vorsorge- und Krisen-
plan fiir Migration), ABIL. L 317 vom 1.10.2020, S. 26.
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gen. Unter anderem sollen auch Informationen, Empfehlungen und Berichte verschie-
dener EU-Akteure und Agenturen (z. B.: Frontex, EUAA oder FRA) beriicksichtigt
werden.

Dariiber hinaus beriicksichtigt die Europdische Kommission bei der Beurteilung, ob
ein Mitgliedstaat mit einer signifikanten Migrationssituation konfrontiert ist, auch die
kumulative Wirkung der aktuellen und fritheren jéhrlichen Einreisen von Drittstaats-
angehorigen oder Staatenlosen.

Art. 11 Durchfiihrungsbeschluss der Kommission iiber die Festlegung der
Mitgliedstaaten, die Migrationsdruck ausgesetzt sind, fiir die die
Gefahr von Migrationsdruck besteht oder die sich in einer
ausgeprdgten Migrationslage befinden

Basierend auf dem Bericht geméss Artikel 9 erlédsst die Européische Kommission in
Konsultation mit dem betroffenen Mitgliedstaat bis zum 15. Oktober eines jeden Jah-
res einen Durchfiihrungsbeschluss. Dieser legt fest, inwiefern dieser Staat unter Mig-
rationsdruck steht und ob er im folgenden Jahr migrationsbedingtem Druck oder einer
signifikanten Migrationslage ausgesetzt ist. Bei der Bewertung der Gesamtmigrati-
onslage stiitzt sich die Européische Kommission, unter Einbezug des Berichts, auf die
gemadss Artikel 10 gesammelten Informationen. Dabei hat sie insbesondere auch die
Besonderheiten des strukturellen Phdnomens der Ausschiffung nach Such- und Ret-
tungsmassnahmen und der unerlaubten Verbringung von Drittstaatsangehérigen und
Staatenlosen zwischen den Mitgliedstaaten sowie den fritheren Migrationsdruck und
die derzeitige Situation in vollem Umfang zu beriicksichtigen.

Art. 12 Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfiihrungsrechtsakt des
Rates zur Errichtung des Jihrlichen Solidaritdtspools

Diese Bestimmung legt fest, dass die Europdische Kommission bis zum 15. Oktober
eines jeden Jahres einen Vorschlag fiir einen Durchfithrungsrechtsakt des Rates zur
Einrichtung des Solidaritdtspools vorlegt. Dieser Pool ist erforderlich, um die Migra-
tionslage im kommenden Jahr in ausgewogener und wirksamer Weise zu bewéltigen
und um den voraussichtlichen Jahrlichen Solidarititsbedarf der unter Migrationsdruck
stehenden Mitgliedstaaten widerzuspiegeln. Die Empfehlung umfasst neben jéhrli-
chen Zahlen fiir Ubernahmen (mindestens 30 000 pro Jahr) und finanziellen Beitrigen
auf Unionsebene (mindestes EUR 600 Mio.) ebenfalls jahrliche Richtbetrdge der ein-
zelnen Mitgliedstaaten, die sich aus der Anwendung des in Artikel 66 festgelegten
Referenzschliissels ergeben. Diese Richtwerte sollen das Verfahren fiir die Abgabe
von Zusagen gemiss Artikel 13 erleichtern.

Bei der Festlegung des unionsweiten Verantwortungsgrads und des daraus resultie-
renden Solidaritdtsniveaus beriicksichtigt die Europdische Kommission relevante
qualitative und quantitative Kriterien. Mitgliedstaaten, die als begiinstigte Mitglied-
staaten gelten werden (Art. 58 Abs. 1), sind nicht verpflichtet, ihre Solidaritétsbeitrige
zu leisten. Die Européische Kommission kann bei Bedarf in Ausnahmesituationen ho-
here Umsiedlungszahlen, direkte finanzielle Beitrdge oder alternative Solidaritéts-
massnahmen (Art. 56 Abs. 2 Bst. c) festlegen. In Ausnahmesituationen, in welchen
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kein Bedarf an Relocations oder direkten finanziellen Beitrdgen besteht, beriicksich-
tigt der Vorschlag dies dementsprechend.

Art. 13 Hochrangiges EU-Solidaritdtsforum

Diese Regelung sieht die Einberufung eines hochrangigen EU-Solidaritédtsforums vor.
An diesem nehmen Vertreterinnen und Vertreter der Mitgliedstaaten teil, um die ef-
fektive Umsetzung von Teil IV (Solidaritit) der AMMR-Verordnung sicherzustellen.
Der Vorsitz wird durch denjenigen Mitgliedstaat gefiihrt, der ebenfalls den Ratsvor-
sitz innehat. Drittstaaten, die mit der EU ein Ubereinkommen iiber die Kriterien und
Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Staates fiir die Priifung eines in einem
Mitgliedstaat gestellten oder in diesem Drittstaat eingereichten Asylantrags geschlos-
sen haben, kdnnen gegebenenfalls zur Teilnahme am hochrangigen Solidarititsforum
eingeladen werden, um auf Ad-hoc-Basis einen Beitrag zur Solidaritit zu leisten.

Der Rat beruft das Solidaritdtsforum innerhalb von 15 Tagen nach der Annahme des
Berichts (Art. 9), des Durchfiihrungsbeschlusses (Art. 11) und des Vorschlags der Eu-
ropdischen Kommission (Art. 12) ein.

Das hochrangige Solidaritdtsforum evaluiert den Bericht, den Kommissionsbeschluss
und die Empfehlung, macht eine Bestandesaufnahme der Gesamtsituation und zieht
Schlussfolgerungen beziiglich der erforderlichen Solidarititsmassnahmen und deren
Hohe sowie nétigenfalls anderer migrationspolitischer Massnahmen. Die Mitglied-
staaten haben sodann ihren Solidaritétsbeitrdgen fiir die Einrichtung des Solidaritéts-
pools zuzusagen.

Ist der Rat auf Initiative eines Mitgliedstaats oder auf Ersuchen der Europdischen
Kommission der Auffassung, dass die Solidaritdtsbeitrdge zum Solidaritdtspool im
Verhiltnis zum ermittelten Bedarf unzureichend sind, der Bedarf eines oder mehrerer
Mitgliedstaaten, die unter Migrationsdruck stehen, hoher als erwartet ist oder die Ge-
samtsituation eine zusétzliche solidarische Unterstiitzung erfordert, so beruft er das
hochrangige EU-Solidaritatsforum mit einfacher Mehrheit erneut ein. An diesem wer-
den die Mitgliedstaaten aufgefordert, zusitzliche Solidaritétsbeitrige zu leisten.

Art. 14 Fachebene des EU-Solidaritdtsforums

Damit die effektive Umsetzung von Teil IV dieser Verordnung gewéhrleistet wird,
wird neu ebenfalls ein EU-Solidarititsforum auf technischer Ebene geschaffen. Das
Forum wird durch den EU-Solidaritétskoordinator im Namen der Européischen Kom-
mission einberufen und geleitet. Es setzt sich ebenfalls aus Vertreterinnen und Ver-
tretern der zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten zusammen. Drittstaaten, die mit
der EU ein Ubereinkommen iiber die Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
zustindigen Staates fiir die Priiffung eines in einem Mitgliedstaat gestellten oder in
diesem Drittstaat eingereichten Asylantrags geschlossen haben, konnen ebenfalls zur
Teilnahme am hochrangigen Solidarititsforum eingeladen werden, um auf Ad-hoc-
Basis einen Beitrag zur Solidaritét zu leisten.

Im Unterschied zum hochrangigen Solidaritdtsforum nimmt am technischen Forum
ebenfalls die EUAA teil. Frontex, die FRA sowie weitere UN-Agenturen nehmen auf
Einladung des EU-Solidarititskoordinators teil.
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Art. 15 EU-Solidaritdtskoordinator

Der bereits in Artikel 14 genannte EU-Solidaritdtskoordinator wird durch die Europé-
ische Kommission ernannt. In Artikel 15 Absatz 2 wird festgehalten, welche Aufga-
ben diesem iibertragen werden. So hat er unter anderem die Kommunikation zwischen
den Mitgliedstaaten und den an der Umsetzung des Solidaritdtsmechanismus beteilig-
ten Agenturen und Einrichtungen zu koordinieren und zu unterstiitzen, den Uberblick
iiber den Bedarf der begiinstigten Mitgliedstaaten und die Beitrége der beitragenden
Mitgliedstaaten zu behalten sowie das EU-Solidaritdtsforum auf technischer Ebene
einzuberufen und zu leiten. Zusétzlich nimmt er die Aufgaben gemiss Artikel 7 der
Krisenverordnung wabhr.

Absatz 3 bestimmt, dass der EU-Solidaritdtskoordinator von einem Biiro unterstiitzt
und mit den erforderlichen finanziellen und personellen Ressourcen ausgestattet wird.

2.33 Teil IIT — Kriterien und Verfahren zur Bestimmung
des zustindigen Mitgliedstaats (Art. 16-55)
(Dublin-relevant)

Kapitel 1 Allgemeine Grundsitze und Schutzgarantien (Art. 16-23)

Art. 16 Verfahren zur Priifung eines Antrags auf internationalen Schutz

Die Bestimmung enthélt die Grundsétze, wonach die Dublin-Staaten jedes Asylge-
such von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen in ihrem Hoheitsgebiet ein-
schliesslich der Grenzen oder Transitzonen priifen. Zudem soll ein Antrag von einem
einzigen Staat geméss den einschldgigen Kriterien der AMMR-Verordnung gepriift
werden.

Grundsitzlich ist der erste Dublin-Staat, in dem der Antrag auf internationalen Schutz
registriert wurde, fiir dessen Priifung zustidndig, wenn sich anhand der Kriterien der
AMMR-Verordnung kein anderer Staat bestimmen lasst.

Zudem wird das Vorgehen geregelt, wenn sich eine Uberstellung an den eigentlich fiir
die Ubernahme zustindigen Dublin-Staat als unméglich erweist, weil stichhaltige
Griinde bestehen, dass fur den Betroffenen die Gefahr einer unmenschlichen oder er-
niedrigenden Behandlung besteht. Der betroffene Dublin-Staat priift in solchen Fillen
die weiteren Zustindigkeitskriterien nach der AMMR-Verordnung (Kriterien des
Teils IIT Kapitel IT oder der Klauseln des Teils III Kapitel Il AMMR-Verordnung).
Trifft keines dieser Kriterien zu, geht die Zustindigkeit auf ihn iiber.

Zudem wird festgelegt, dass kein Aufnahmegesuch nach Artikel 39 der AMMR-
Verordnung eingereicht wird, wenn ein Dublin-Staat zuvor aufgrund einer Sicher-
heitspriifung zum Schluss gelangt, dass eine asylsuchende Person eine Gefahr fiir die
innere Sicherheit darstellt.

37/230



Erlduternder Bericht

Art. 17 Pflichten des Antragstellers und Zusammenarbeit mit den
zustdndigen Behdrden

Diese Bestimmung regelt neu die Verpflichtungen der Drittstaatsangehdrigen und
Staatenlosen im Rahmen des Dublin-Verfahrens. Eine solche Regelung ist in der gel-
tenden Dublin III-Verordnung nicht enthalten.

Diese Bestimmung enthélt die grundlegende Verpflichtung, das Asylgesuch in dem-
jenigen Staat einzureichen, in den die erste Einreise erfolgt (Abs. 1). Abweichend da-
von ist das Gesuch in demjenigen Staat einzureichen, in dem die Person iiber einen
giiltigen Aufenthaltstitel oder ein giiltiges Visum verfiigt oder wenn sie im Besitz ei-
nes abgelaufenen, fiir ungiiltig erkldrten, entzogenen oder aufgehobenen Aufenthalts-
titels oder Visums ist, so hat sie das Asylgesuch in dem Dublin-Staat zu stellen, in
dem sich die Person aufhélt (Ab. 2).

Weiter sind Pflichten vorgesehen, die eine umfassende Zusammenarbeit mit den zu-
standigen Behorden der Dublin-Staaten verlangen. Diese beinhalten insbesondere,
dass die betroffene Person so bald wie moglich, spétestens jedoch zum Zeitpunkt der
Anhorung (Art. 22) alle notwendigen Informationen offenlegt und zur Verfiigung
stellt. Die Identitdtsdokumente sind vorzulegen, und die betroffene Person ist zur Mit-
wirkung bei der Erfassung der biometrischen Daten auf der Grundlage der Eurodac-
Verordnung verpflichtet. Falls die betroffene Person zum Zeitpunkt der Anhdrung
noch nicht in der Lage ist, die notwendigen Angaben zu machen oder das Formular
nach Artikel 22 Absatz 1 der AMMR-Verordnung auszufiillen, kann ihr die zustén-
dige Behorde eine Nachfrist nach Artikel 39 Absatz 1 der AMMR-Verordnung ge-
wiahren (Abs. 3).

Die gesuchstellende Person hat sich bis zur Bestimmung des zustéindigen Staates,
bzw. bis zur Durchfiihrung des Uberstellungsverfahrens in demjenigen Staat aufzu-
halten, in dem das Asylgesuch eingereicht wurde. Nach der Uberstellung hat sich die
betroffene Person fiir die Fortfithrung des Verfahrens in diesem Staat aufzuhalten
(Abs. 4).

Schliesslich wird festgehalten, dass sich die von einer Ul?.erstellungsentscheidung be-
troffene Person an diese zu halten hat und auch bei der Uberstellung mit den zustén-
digen Behorden zusammenarbeiten muss (Abs. 5).

Art. 18 Folgen bei Verstissen

Nach Zustellung der Uberstellungentscheidung hat die betroffene Person grundsitz-
lich nur noch in dem Staat, in den sie {iberstellt werden soll und der fiir die Fortfithrung
des Verfahrens zustidndig ist, Anspruch auf die Leistungen gemadss Artikel 17-20 der
Aufnahmerichtlinie (nicht Dublin-relevant). Dies unter der Voraussetzung, dass die
betroffene Person zuvor liber die Folgen gemiss Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie iiber
die Aufnahmebedingungen bzw. gemiiss den Artikeln 8 Absatz 1 und 21 der Uberprii-
fungsverordnung unterrichtet wurde.

Informationen und Angaben der betroffenen Person im Hinblick auf die Bestimmung
des zustidndigen Mitgliedstaates, die nach Ablauf der Frist vorgelegt wurden, sind nur
dann zu beriicksichtigen, wenn sie Nachweise liefern, die fiir die ordnungsgemaisse
Anwendung der vorliegenden Verordnung entscheidend sind (insbesondere in Bezug
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auf unbegleitete minderjédhrige Asylsuchende und die Familienzusammenfiihrung,
Abs. 2).

Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn sich die betroffene Person nicht in dem Mit-
gliedstaat befindet, in dem sie sich authalten muss, und die zustéindigen Behdrden des
Mitgliedstaats, in dem sie sich aufhilt, begriindeten Anlass zu der Annahme haben,
dass sie moglicherweise Opfer einer der in den Artikeln 2 und 3 der Richtlinie
2011/36/EU32 genannten Straftaten geworden ist (Abs. 3).

Bei der Anwendung von Artikel 18 sind schliesslich die individuellen Umsténde der
betroffenen Person zu beriicksichtigen und alle von den Mitgliedstaaten getroffenen
Massnahmen miissen verhaltnisméssig sein (Abs. 4).

Art. 19 Recht auf Information

Die zustdndigen Behorden sollen die betroffene Person so schnell wie moglich, jedoch
spétestens, wenn das Asylgesuch registriert wird, iiber die Anwendung der AMMR-
Verordnung, ihre Rechte sowie die Verpflichtungen nach Artikel 17 der AMMR-
Verordnung und die Folgen von Verstossen (Art. 18 AMMR-Verordnung) informie-
ren. Weitere Informationsinhalte, die nicht abschliessend aufgelistet werden, betref-
fen insbesondere die einzelnen Verfahrensschritte, die Tatsache, dass der Staat, der
fiir die Behandlung des Asylgesuchs zustindig ist, nicht frei wahlbar ist, die Mitwir-
kungspflicht, die Beschwerdemdglichkeiten sowie datenschutzrechtliche Aspekte.

Art. 20 Zugdnglichkeit der Information

Gemiss Absatz 1 miissen die in Artikel 19 genannten Informationen schriftlich, in
einer verstindlichen, leicht zugénglichen Form und einer einfachen Sprache erteilt
werden. Sofern nétig, werden die Informationen ebenfalls miindlich erteilt. Dies bietet
den Antragstellenden die Méoglichkeit, Fragen zu stellen.

Zur Informationsbereitstellung wird das von der EUAA gemeinsam mit den Mitglied-
staaten erstellte Informationsmaterial benutzt. Gleichzeitig werden spezifische Infor-
mationen fiir unbegleitete Minderjahrige und weitere besonders schutzbediirftige An-
tragstellende erstellt. Das gemeinsame Informationsmaterial enthélt auch
Informationen iiber die Anwendung der Eurodac-Verordnung, insbesondere iiber den
Zweck, zu dem die Daten der Antragstellenden im Rahmen von Eurodac verarbeitet
werden diirfen (Abs. 2).

Bei Minderjahrigen werden die in Artikel 19 genannten Informationen in kindgerech-
ter Weise von entsprechend geschultem Personal und in Anwesenheit der Vertreterin
oder des Vertreters der gesuchstellenden Person erteilt (Abs. 3).

32 Richtlinie 2011/36/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur
Verhiitung und Bekdmpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie
zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/J1 des Rates, ABI. L 101 vom 15.4.2011,
S. 1.
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Art. 21 Recht auf Rechtsauskunft

Die Gesuchstellenden haben wihrend des Verfahrens zur Bestimmung des zustindi-
gen Mitgliedstaats das Recht, eine Rechtsberatung oder eine sonstige Beratung in Be-
zug auf die Anwendung der Kriterien des Kapitels II oder der Klauseln des Teils IIT
Kapitel III in Anspruch zu nehmen.

Eine unentgeltliche Rechtsberatung kann beantragt werden. Diese wird von Personen
geleistet, die nach innerstaatlichem Recht zur Beratung, Unterstiitzung oder Vertre-
tung der Gesuchstellenden zugelassen oder berechtigt sind. Dasselbe gilt fiir Regie-
rungsorganisationen, die ebenfalls nach innerstaatlichem Recht zur Erbringung von
Rechtsdienstleistungen oder zur Vertretung von Gesuchstellenden zugelassen sind.
Die Modalititen und die zu erbringenden Leistungen dieser unentgeltlichen Rechts-
beratung werden in den Absétzen 47 geregelt.

Zudem steht es den Gesuchstellenden frei, eine eigene Rechtsberatung auf eigene
Kosten zu wihlen.

Art. 22 Personliche Anhorung

Grundsitzlich soll mit der betroffenen Person zeitnah vor einem Aufnahmegesuch
nach Artikel 39 der AMMR-Verordnung eine Anhorung (vor Ort oder per Videokon-
ferenz) durchgefiihrt werden. Wéhrend dieser Anhdrung sollen die zustéindigen Be-
hérden durch proaktive Fragen Informationen iiber die individuelle Situation der be-
troffenen Person sammeln, die die Bestimmung des fiir die Anwendung von
Artikel 39 zusténdigen Mitgliedstaats ermdglichen.

Liegen Hinweise vor, dass die betroffene Person Familienangehorige oder Verwandte
in einem Mitgliedstaat haben konnte, erhélt diese ein von der EUAA zu erstellendes
Formular. Die Agentur entwickelt ferner Leitlinien fiir die Identifizierung und Ermitt-
lung von Familienangehdrigen.

Auf die Befragung kann ausnahmsweise verzichtet werden, wenn die betroffene Per-
son untergetaucht ist, unentschuldigt nicht zur Anhdrung erschienen ist oder sie nach
Erhalt der Informationen nach Artikel 19 der AMMR-Verordnung die fiir die Bestim-
mung des zustdndigen Mitgliedstaates notwendigen Informationen bereits tibermittelt
hat. Bei einem Verzicht auf eine Anhdrung ist der betroffenen Person die Gelegenheit
zu geben, alle weiteren Informationen, die fiir die Bestimmung des zustdndigen Dub-
lin-Staates relevant sind, innerhalb der Frist nach Artikel 39 Absatz 1 der AMMR-
Verordnung vorzulegen.

Die Anhérung soll in der von der gesuchstellenden Person bevorzugten Sprache
durchgefiihrt werden — es sei denn, es gibt eine andere Sprache, die sie versteht und
in der sie sich deutlich verstdndigen kann. Bei Minderjéhrigen ist die Anhérung in
Anwesenheit der Vertreterin oder des Vertreters und/oder der Rechtsberatung in kind-
gerechter Weise durchzufiihren. Falls notwendig ist eine Dolmetscherin oder ein Dol-
metscher beizuziehen. Die betroffenen Personen konnen auf Antrag bei der Anhérung
von Personen des eigenen Geschlechts befragt und begleitet werden. Zusétzlich kann
ein Kulturmediator beigezogen werden. Auf Wunsch der betroffenen Person und so-
weit moglich, miissen die befragende Person sowie die Dolmetscherin oder der Dol-
metscher dem von der gesuchstellenden Person bevorzugten Geschlecht angehdren.
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Von der Anhérung ist eine Tonaufzeichnung anzufertigen und eine schriftliche Zu-
sammenfassung zu erstellen, beispielsweise in Form eines Berichts oder eines Stan-
dardformulars. Der Bericht ist der gesuchstellenden Person oder deren Rechtsvertre-
tung vor der Entscheidung iiber den zustdndigen Mitgliedstaat zuzustellen. Es besteht
sodann die Mdglichkeit, dass Fehler und Missverstidndnisse in der Zusammenfassung
moniert werden kénnen. Bei Zweifeln {iber die von der gesuchstellenden Person ge-
dusserten Angaben ist die Tonaufzeichnung massgebend.

Art. 23 Garantien fiir Minderjdhrige

Diese Bestimmung regelt die einzuhaltenden Garantien fiir begleitete und unbegleitete
Minderjdhrige im Rahmen des Dublin-Verfahrens. Das Kindeswohl ist bei allen Ver-
fahren im Rahmen der AMMR-Verordnung vorrangig zu betrachten. So werden Ver-
fahren, die Minderjéhrige betreffen, auch vorrangig durchgefiihrt. Die Dublin-Staaten
sind verpflichtet, bei unbegleiteten Minderjéhrigen fiir alle Verfahren in Zusammen-
hang mit der AMMR-Verordnung innerhalb von 15 Arbeitstagen eine Vertretung si-
cherzustellen. Dies gilt, wenn objektive Griinde fiir die Annahme vorliegen, dass die
Person minderjdhrig und unbegleitet ist, aber auch dann, wenn die betroffene Person
angibt, minderjdhrig zu sein.

Zudem werden die Anforderungen an die Vertretung, deren Befugnisse und deren
Aufgaben festgelegt. So unterstiitzt die Vertretung die betroffene minderjahrige Per-
son insbesondere bei der Bereitstellung der fiir das Verfahren notwendigen Informa-
tionen oder bei der Anhérung nach Artikel 22 der AMMR-Verordnung. Die Dublin-
Staaten sollen bei der Wiirdigung des Kindeswohls eng zusammenarbeiten und dabei
verschiedene Faktoren beriicksichtigen. Zu diesen Faktoren gehdren insbesondere die
Priifung der Moglichkeiten einer Familienzusammenfiihrung oder Sicherheitsabwi-
gungen, insbesondere bei Minderjéhrigen, bei welchen es sich um Opfer von Gewalt
oder Ausbeutung handelt.

Vor der Uberstellung einer unbegleiteten minderjéhrigen Person muss gewéhrleistet
werden, dass dem Kindeswohl in jedem Einzelfall Rechnung getragen wird und dass
eine Vertreterin oder ein Vertreter im {ibernehmenden Mitgliedstaat benannt wurde.
Der Dublin-Staat, in dem ein Asylgesuch einer unbegleiteten minderjéhrigen Person
zuerst registriert wurde, unternimmt unverziiglich die geeigneten Schritte, um in an-
deren Staaten aufhiltige Familienangehdrige zu ermitteln. Die Europdische Kommis-
sion wird zur Unterstiitzung dieser Ermittlungen Durchfiihrungsrechtsakte erlassen.

Kapitel I1 Kriterien zur Bestimmung des zustindigen Mitgliedstaats
(Art. 24-33)

Dieses Kapitel regelt die objektiven Kriterien zur Feststellung des fiir die Priifung
eines im Dublin-Raum gestellten Asylgesuchs zustindigen Dublin-Staats.

Art. 24 Rangfolge der Kriterien

Wie bis anhin gelangen die verbindlichen Zustidndigkeitskriterien in einer konkreten
Rangfolge zur Anwendung. Die Rangfolge richtet sich nach der Reihenfolge, in der
die Zusténdigkeitskriterien aufgefiihrt sind, und gilt auch in Bezug auf die einzelnen
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Absitze innerhalb der Artikel. Diese Bestimmung entspricht weitgehend Artikel 7 der
geltenden Dublin III-Verordnung.

Art. 25 Unbegleitete Minderjcihrige

Dieser Artikel enthélt die einzige und abschliessende Zustindigkeitsbestimmung fiir
unbegleitete Minderjéhrige und entspricht inhaltlich Artikel 8 der geltenden Dub-
lin ITI-Verordnung. Es gelten ausschliesslich die Kriterien dieses Artikels in der Rang-
folge der Absitze. Die Anwendung anderer Zusténdigkeitskriterien ist somit ausge-
schlossen.

Es soll derjenige Dublin-Staat das Asylgesuch einer minderjdhrigen unbegleiteten
Person priifen, in dem sich ein Angehdriger seiner Familie oder auch ein Geschwister
rechtméssig aufhilt, sofern dies dem Kindeswohl entspricht (Abs. 2). Dabei ist im
Einzelfall zu priifen, ob der Familienangehorige oder die Familienangehérigen fiir die
minderjdhrige Person sorgen kann bzw. konnen (Abs. 3). Wer Familienangehoriger
im Sinne von Artikel 25 ist, bestimmt sich nach Artikel 2 Absatz 8. Geschwister fallen
nicht unter diese Definition. Sie werden daher im vorliegenden Artikel explizit er-
wiahnt. Halten sich Familienangehorige, Geschwister oder Verwandte in mehr als ei-
nem Dublin-Staat auf, bestimmt sich der zustindige Dublin-Staat nach dem Kindes-
wohl (Abs. 4). Wenn keine Angehdrigen ausfindig gemacht werden kénnen, ist der
Dublin-Staat zustdndig, in dem das Asylgesuch eingereicht wurde, sofern dies dem
Kindeswohl entspricht (Abs. 5).

Art. 26 Familienangehorige, die sich legal in einem Mitgliedstaat aufhalten

Absatz 1 dieses Artikels regelt die Zustdndigkeit eines Dublin-Staates, wenn ein Fa-
milienangehoriger bereits Anspruch auf internationalen Schutz in einem Dublin-Staat
hat oder sich dieser aufgrund eines langerfristigen Aufenthalts rechtméssig im Mit-
gliedstaat authélt. Erforderlich fiir die Bestimmung der Zusténdigkeit ist jedoch, dass
die betroffenen Personen die Familienzusammenfiithrung explizit wiinschen und die
Zustimmung schriftlich erteilen.

Gemiss Absatz 2 ist derjenige Mitgliedstaat fiir die Priifung des Gesuchs zusténdig,
in welchem dem Familienangehorigen zuvor der Aufenthalt als Person mit Anspruch
auf internationalen Schutz gestattet wurde, er spéter jedoch Staatsangehdriger gewor-
den ist. Auch in diesem Fall muss eine schriftliche Zustimmung der betroffenen Per-
sonen vorliegen. Wer Familienangehdriger ist, bestimmt sich auch hier nach Artikel 2
Absatz 8 der AMMR-Verordnung.

Die in den Absitzen 1 und 2 genannten Zustdndigkeiten gelten auch fiir Kinder, die
erst nach der Ankunft des Familienangehorigen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
geboren wurden (Abs. 3).

Art. 27 Familienangehérige, die internationalen Schutz beantragt haben

Dieses Zustandigkeitskriterium regelt die Situation, in der das Asylverfahren eines
Familienangehorigen der asylsuchenden Person in einem anderen Dublin-Staat noch
nicht abgeschlossen ist. Die Regelung entspricht Artikel 10 der geltenden Dublin III-
Verordnung.
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Wie in den Fillen von Artikel 16 ist auch hier eine schriftliche Zustimmung der be-
troffenen Personen notwendig.

Art. 28 Familienverfahren

Dieser Artikel entspricht weitgehend Artikel 11 der geltenden Dublin III-Verordnung
und regelt die Zusténdigkeit, wenn mehrere Familienangehdrige oder unverheiratete
minderjahrige Geschwister in demselben Dublin-Staat gleichzeitig ein Asylgesuch
stellen.

Art. 29 Ausstellung von Aufenthaltstiteln oder Visa

Wie bis anhin ist ein Dublin-Staat dann fiir die Priifung des Asylgesuchs zusténdig,
wenn dieser der betroffenen Person zuvor entweder einen Aufenthaltstitel oder ein
Visum ausgestellt hat.

Dieser Artikel entspricht weitgehend Artikel 12 der geltenden Dublin I1I-Verordnung.
Ein Unterschied besteht jedoch in Absatz 4. Verfiigt eine asylsuchende Person iiber
einen Aufenthaltstitel oder ein Visum, das seit weniger als drei Jahren bzw. 18 Mo-
naten abgelaufen ist (frither zwei Jahre beim Aufenthaltstitel bzw. sechs Monate beim
Visum), finden die Zustindigkeitskriterien nach den Absidtzen 1-3 Anwendung. Die
Zustandigkeit geht somit neu erst nach Ablauf von drei Jahren auf den Dublin-Staat
tiber, in dem das Asylgesuch eingereicht wurde. Auch entfillt die bisherige Voraus-
setzung, dass die betroffene Person den Dublin-Raum in der Zwischenzeit nicht ver-
lassen haben darf.

Weiterhin gilt, dass der Dublin-Staat auch dann fiir das Asylgesuch zusténdig bleibt,
wenn die Aufenthaltsbewilligung oder das Visum erschlichen wurden, ausser wenn
die Ausstellung des Aufenthaltstitels oder des Visums aufgrund einer betriigerischen
Handlung vorgenommen wurde (Abs. 5).

Art. 30 Zeugnisse und sonstige Befihigungsnachweise

Ist die betroffene Person im Besitz eines Diploms oder eines Befdhigungsnachweises,
das bzw. der in einer im Mitgliedstaat ansdssigen Bildungseinrichtung ausgestellt
wurde, so ist der Mitgliedstaat, in dem diese Bildungseinrichtung ansissig ist, fiir die
Priifung des Antrags zustdndig. Die Anwendung dieses Kriteriums gilt jedoch nur,
wenn das Gesuch weniger als sechs Jahre nach Ausstellung des Diploms oder des
Befiéhigungsausweises registriert wird.

Verfiigt die betroffene Person iiber Diplome oder Befahigungsnachweise aus mehre-
ren Mitgliedstaaten, ist derjenige Mitgliedstaat zusténdig, in dem die langste Studien-
zeit verbracht wurde. Sollten die Studienzeiten identisch sein, ist der Mitgliedstaat der
letzten Studienzeit zustindig.

Art. 31 Visafreie Einreise

Diese Bestimmung regelt die Zustdndigkeit fiir die Priifung eines Asylgesuchs, wenn
die betroffene Person zuvor visumsfrei in den entsprechenden Dublin-Staat eingereist
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ist. Sie entspricht Artikel 14 der bisherigen Dublin III-Verordnung. Reist die be-
troffene Person in einen anderen Dublin-Staat ebenfalls ohne Visumpflicht weiter und
stellt dort ein Asylgesuch, wird dieser Dublin-Staat, als Staat der letzten visumfreien
Einreise, fiir die Priifung des Asylgesuchs zustindig (Abs. 2).

Art. 32 Antrag im internationalen Transitbereich eines Flughafens

Dieser Artikel regelt die Zustindigkeit eines Dublin-Staates fiir Fille, in denen das
Asylgesuch im Transitbereich eines Flughafens gestellt wird. Die Bestimmung ent-
spricht Artikel 15 der Dublin III-Verordnung.

Art. 33 Einreise

Gemiss dieser Bestimmung ist derjenige Dublin-Staat fiir die Priifung des Asylge-
suchs zustindig, dessen Schengen-Aussengrenze die asylsuchende Person illegal
tiberschritten hat. Dieser Grundsatz ist bereits heute in Artikel 13 der Dublin III-
Verordnung enthalten. Die Zeitdauer, nach der die Zustandigkeit nach der illegalen
Einreise endet, wird von zwolf Monaten auf neu 20 Monate verléngert (Abs. 1). Dies
gilt auch fiir Asylsuchende, die nach einem Such- und Rettungseinsatz im Hoheitsge-
biet der Dublin-Staaten ausgeschifft werden. Wurde das Gesuch mehr als zwolf Mo-
nate nach dem Tag der Ausschiffung registriert, gilt diese Zustdndigkeit jedoch nicht
mehr. (Abs. 2).

Keine Anwendung findet diese Regelung neu bei Asylsuchenden, die im Rahmen von
Solidarititsmassnahmen von einem anderen Dublin-Staat iibernommen wurden (sog.
Relocation). In diesen Fillen ist der Dublin-Staat fiir die Priifung des Asylgesuchs
zustiandig, der die betroffene Person vom anderen Dublin-Staat iibernommen hat
(Abs. 3).

Ferner begriindet der ununterbrochene fiinfmonatige illegale Aufenthalt der asylsu-
chenden Person im Dublin-Staat neu keine Zustdndigkeit mehr (bisheriger Abs. 2 Un-
terabs. 2 von Art. 13 der Dublin III-Verordnung).

Kapitel Il Abhiingige Personen und Ermessensklauseln (Art. 34-35)

Art. 34 Abhdngige Personen

Diese Bestimmung entspricht Artikel 16 der Dublin III-Verordnung. Sie regelt die
Zusammenfiithrung von «abhingigen» Familienangehdrigen. Es handelt sich dabei um
Angehorige, die auf die Unterstiitzung der asylsuchenden Person angewiesen sind,
oder um asylsuchende Personen, die auf die Unterstiitzung eines Familienangehdrigen
angewiesen sind. Zudem wird die Zusammenfiihrung von unbegleiteten Minderjéhri-
gen mit Angehdrigen geregelt, die fiir sie sorgen konnen.

Liegen zudem Hinweise vor, dass sich ein Kind, ein Geschwister- oder ein Elternteil
rechtmdssig im Hoheitsgebiet des Dublin-Staates aufhélt, in dem sich die abhéngige
Person aufhilt, so hat dieser Dublin-Staat zu priifen, ob das Kind, das Geschwister
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oder der Elternteil fiir die abhingige Person sorgen kann, bevor dieser Staat ein Auf-
nahmegesuch nach Artikel 39 der AMMR-Verordnung stellt. Dies soll neu klar fest-
gehalten werden (Abs. 1).

Art. 35 Ermessensklauseln

Unabhéngig von den aufgefiihrten Zustindigkeitskriterien kann jeder Dublin-Staat ein
Asylgesuch materiell priifen, auch wenn ein anderer Dublin-Staat fiir die Priifung zu-
standig wiére (sog. Selbsteintritt bzw. Souverdnititsklausel; Abs. 1). Damit wird er
zum verantwortlichen Staat zur Priifung des Asylgesuchs und die Zusténdigkeit des
anderen Dublin-Staates besteht bei Ausiibung des Selbsteintritts nicht mehr. Eine Zu-
stimmung der asylsuchenden Person ist nicht notwendig.

Zudem kann jeder Dublin-Staat auf Ersuchen eines anderen Dublin-Staates die Be-
handlung eines Asylgesuchs, fiir das er nicht zusténdig ist, aus humanitdren Griinden
ibernehmen, sofern die asylsuchende Person dem zustimmt (sog. humanitére Klausel;
Abs. 2).

Diese beiden Klauseln waren bis anhin in Artikel 17 der Dublin III-Verordnung ent-
halten und wurden neu in Artikel 35 der AMMR-Verordnung tiberfiihrt und leicht
prézisiert.

Kapitel IV Pflichten des zustindigen Mitgliedstaats (Art. 36-37)

Art. 36 Pflichten des zustindigen Mitgliedstaats

Die Pflichten des zustdndigen Dublin-Staates gegeniiber der asylsuchenden Person
bestimmen sich nach Artikel 36 der AMMR-Verordnung. Nimmt der zustindige Dub-
lin-Staat die betroffene Person auf oder wieder auf, hat er das Asylgesuch zu priifen
bzw. abzuschliessen (Abs. 3). Diese Bestimmung entspricht weitgehend Artikel 18
der Dublin III-Verordnung, wobei sie gewisse Prézisierungen erfahren hat.

So wird der zustdndige Dublin-Staat verpflichtet, auch neu angesiedelte oder aufge-
nommene Auslidnderinnen und Ausldnder, die in einem anderen Dublin-Staat ein
Asylgesuch eingereicht haben oder sich dort irregulér aufhalten, wieder aufzunehmen
(Abs. 1 Bst. ¢). Ferner wird prézisiert, dass Minderjéhrige grundsitzlich mit ihren
Familienangehorigen aufgenommen werden oder wieder aufzunehmen sind, auch
wenn die minderjdhrige Person selbst kein Asylgesuch eingereicht hat. Ein schriftli-
ches Einverstindnis ist dabei nicht notwendig (Abs. 2). Absatz 3 verweist auf die neue
Asylverfahrensverordnung der EU.

Art. 37 Ubergang der Zustindigkeit

Die Bestimmung fiir die Ubertragung der Zustindigkeit fiir Asylsuchende zwischen
den Dublin-Staaten wurde prézisiert. Bisher war diese Regelung in Artikel 19 der
Dublin III-Verordnung enthalten.

Neu wird festgehalten, in welchen Fillen ein Dublin-Staat fiir das Asylverfahren wie-
der zusténdig wird: Wenn er der gesuchstellenden Person einen Aufenthaltstitel aus-
stellt, den Selbsteintritt geméss Artikel 35 beschliesst, der Auffassung ist, dass die

45/230



Erlduternder Bericht

Uberstellung eines unbegleiteten Minderjihrigen nicht dem Kindeswohl entspricht,
oder die betroffene Person nicht innerhalb der vorgegebenen Frist an den zustdndigen
Dublin-Staat iiberstellt (Abs. 1).

Neu wird in den Absétzen 2 und 3 festgehalten, dass nach der Durchfiihrung eines
Asylverfahrens an der Schengen-Aussengrenze die Wiederaufnahmeverpflichtung 15
Monate nach rechtskréftiger Ablehnung des Asylentscheids erlischt. Stellt die Person
nach diesen 15 Monaten erneut ein Asylgesuch, gilt dies als neues Asylgesuch, das
ein neues Dublin-Verfahren auslost. Reicht die betroffene Person innerhalb dieser
Frist in einem anderen Dublin-Staat ein Asylgesuch ein und ist bei Ablauf der Frist
von 15 Monaten ein Wiederaufnahmeverfahren héngig, endet die Zusténdigkeit erst
dann, wenn das Wiederaufnahmeverfahren abgeschlossen oder die Frist fiir die Uber-
stellung gemiss Artikel 46 der AMMR-Verordnung abgelaufen ist.

Diese Verpflichtung erlischt, wenn festgestellt wird (neu mittels Eintrags im Einreise-
/Ausreisesystem EES oder Eurodac), dass die betreffende Person das Hoheitsgebiet
des Dublin-Staates definitiv fiir neun Monate verlassen hat (unabhéngig davon, ob die
Ausreise auf freiwilliger Basis oder gestiitzt auf einen Wegweisungsentscheid er-
folgte) (Abs. 4). Stellt die betroffene Person erneut ein Asylgesuch, gilt dies auch
weiterhin als neues Asylgesuch, das ein neues Dublin-Verfahren ausldst (Abs. 5).

Kapitel V Verfahren (Art. 38-50)
Abschnitt I Einleitung des Verfahrens (Art. 38)

Art. 38 Einleitung des Verfahrens

Das Verfahren zur Bestimmung des fiir die Priifung des Asylgesuchs verantwortlichen
Dublin-Staates wird, wie bis anhin, eingeleitet, sobald das Asylgesuch in einem der
Dublin-Staaten gestellt wird (bisheriger Art. 20 Abs. 1 der Dublin III-Verordnung).
Neu kann auch der Staat, der Asylsuchende von einem anderen Dublin-Staat im Rah-
men der Umsiedlung iibernommen hat, ein Dublin-Verfahren einleiten (Abs. 1). Dies
ist beispielsweise der Fall, wenn der Umsiedlungsstaat beweisen kann, dass ein ande-
rer Dublin-Staat zuvor eine Aufenthaltsbewilligung erteilt hat.

Auch wenn die betroffene Person untertaucht, ist das Verfahren zur Bestimmung des
zustindigen Dublin-Staates weiterzufiithren (Abs. 2).

Der Dublin-Staat, der das Verfahren zur Bestimmung des zustdndigen Dublin-Staats
durchgefiihrt hat oder der gemaéss Artikel 16 Absatz 4 zusténdig geworden ist, muss
in Eurodac unverziiglich verschiedene Angaben erfassen. Dies gilt beziiglich seiner
Zustandigkeit, bzw. der Zustindigkeit des Dublin-Staats, der einem Gesuch um Auf-
nahme der antragstellenden Person nach Artikel 40 stattgegeben hat (Art. 16 Abs. 1
Eurodac-Verordnung).

Absatz 4 prézisiert, dass eine asylsuchende Person, die sich ohne Aufenthaltsbewilli-
gung in einem anderen Dublin-Staat authélt oder dort wahrend des Verfahrens zur
Bestimmung des zustdndigen Dublin-Staats in einem anderen Dublin-Staat ein Asyl-
gesuch einreicht, von dem Dublin-Staat, bei dem das Asylgesuch zuerst registriert
wurde, wieder aufzunehmen ist. Diese Pflicht erlischt dann, wenn der Dublin-Staat
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nachweisen kann, dass der Asylsuchende von einem anderen Dublin-Staat eine Auf-
enthaltsbewilligung erhalten hat.

Absatz 5 hilt fest, dass eine asylsuchende Person, die sich ohne Aufenthaltsbewilli-
gung in einem anderen Dublin-Staat aufhélt und dort ein Asylgesuch einreicht, nach-
dem ein anderer Dublin-Staat bereits bestétigt hat, diese Person zu iibernehmen
(Art. 67 Abs. 9 AMMR-Verordnung), von diesem Ubernahmestaat wieder aufzuneh-
men ist. Diese Pflicht erlischt dann, wenn der Ubernahmestaat nachweisen kann, dass
die Person von einem anderen Dublin-Staat eine Aufenthaltsbewilligung erhalten hat.

Abschnitt Il Aufnahmeverfahren (Art. 39-40)

Art. 39 Aufnahmegesuch

Eine Verpflichtung zur Aufnahme (sog. «take charge») besteht dann, wenn aufgrund
der Dublin-Kriterien nicht der aktuelle Aufenthaltsstaat der gesuchstellenden Person,
sondern ein anderer Dublin-Staat fiir die Behandlung des Asylgesuchs verantwortlich
ist. Artikel 39 enthélt die Vorgaben fiir das Stellen des Aufnahmegesuchs von einem
an den anderen Dublin-Staat und entspricht materiell dem bisherigen Artikel 21 der
Dublin ITI-Verordnung. Er hat inhaltlich jedoch folgende Anderungen erfahren:

Die Fristen zum Stellen eines Aufnahmeersuchens wurden gekiirzt (Art. 39 Abs. 1
AMMR-Verordnung). Das Aufnahmegesuch ist sofort, aber auf jeden Fall bis spétes-
tens zwei Monate nach Registrierung des Asylgesuchs zu stellen (bisher drei Monate).
Gesuche, die gestiitzt auf die Artikel 25-28 und 34 der AMMR-Verordnung einge-
reicht wurden, werden prioritar behandelt. Liegt ein Treffer in Eurodac oder neu im
Visainformationssystem (VIS) (Art. 21 Verordnung [EG] Nr. 767/200833) vor, muss
das Aufnahmeersuchen neu innerhalb von einem Monat nach dem Resultat des Euro-
dac-Abgleichs gestellt werden (bisher zwei Monate).

Werden diese Fristen nicht eingehalten, gilt wie bis anhin der Grundsatz, dass in die-
sen Fillen der Dublin-Staat fiir die Priifung des Asylgesuchs zusténdig ist, in dem das
Gesuch registriert wurde. Eine Ausnahme besteht jedoch neu in Bezug auf unbeglei-
tete minderjéhrige Asylsuchende. Neu sieht die AMMR-Verordnung vor, dass auch
wenn die oben genannten Fristen zur Stellung eines Aufnahmegesuchs nicht einge-
halten werden, ein Gesuch an den anderen Dublin-Staat dennoch bis zum Abschluss
des Asylverfahrens jederzeit moglich ist, sofern es dem Kindeswohl dient.

Absatz 3 prézisiert neu, dass fiir das Aufnahmegesuch an den anderen Dublin-Staat
ein spezielles Formblatt zu verwenden ist und dieses eine vollstdndige und ausfiihrli-
che Begriindung enthalten soll, die alle Aspekte des Falls enthédlt und die Hierarchie
der Dublin-Kriterien beriicksichtigt.

33 Verordnung (EG) Nr. 767/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 iiber das Visa-Informationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten iiber Visa fiir einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung), ABL. L
218, 13.8.2008, S. 60; zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2021/1152; ABI. L 249
vom 14.7.2021, S. 15.
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Art. 40 Antwort auf ein Aufnahmegesuch

Diese Bestimmung regelt die Vorgaben zur Antwort auf ein Aufnahmegesuch durch
einen Dublin-Staat an den anderen und entspricht materiell dem bisherigen Artikel 22
der Dublin III-Verordnung. Er hat inhaltlich jedoch folgende Anderungen erfahren:

Der ersuchte Dublin-Staat hat neu innerhalb von einem Monat (bisher zwei Monate)
dem ersuchenden Dublin-Staat zu antworten (Abs. 1). Die Mitgliedstaaten behandeln
die auf der Grundlage der Artikel 25-28 und von Artikel 34 gestellten Gesuche vor-
rangig. Wurde das Aufnahmeersuchen gestiitzt auf einen Eurodac- oder VIS-Treffer
gestellt, verkiirzt sich die Antwortfrist von einem Monat auf zwei Wochen nach Erhalt
des Gesuchs (neuer Abs. 2).

Die Absitze 3—6 entsprechen den bisherigen Absétzen 2—5 von Artikel 22 der Dublin
II-Verordnung. In Absatz 4 erfolgt eine kleine materielle Anpassung: Neu werden
die Muster der verschiedenen Arten der von den Verwaltungen der Mitgliedstaaten
verwendeten Dokumente nicht mehr dem Ausschuss, sondern der Européischen Kom-
mission zugestellt. Auch Absatz 6 erhilt einen neuen Zusatz. Sofern das Gesuch auf
der Grundlage der Artikel 25-28 und 34 gestellt wurde und der ersuchte Mitgliedstaat
der Auffassung ist, dass die Indizien nicht kohérent, tiberpriifbar und hinreichend de-
tailliert sind, um die Zustdndigkeit zu begriinden, so hat er dies neu in der Antwort
nach Absatz 8 zu begriinden.

Absatz 7 entspricht grundsétzlich der Regelung in Absatz 6 von Artikel 22 der bishe-
rigen Dublin III-Verordnung. Er regelt die Antwortfrist des ersuchenden Dublin-Staa-
tes, wenn dieser um eine dringende Antwort ersucht wurde. Diese Frist wird von bis-
her maximal einem Monat auf neu zwei Wochen nach Erhalt des Gesuchs gekiirzt.
Zudem entfallt die Ausnahmeregelung, wonach der ersuchende Dublin-Staat sich
mehr Zeit zur Antwort auf ein Aufnahmeersuchen einrdumen kann, wenn es sich um
einen komplizierten Fall handelt.

Erhebt der ersuchte Dublin-Staat innerhalb eines Monats bzw. innerhalb von zwei
Wochen in seiner Antwort an den ersuchenden Dublin-Staat keine Einwénde, gilt das
Aufnahmeersuchen als stillschweigend akzeptiert und er wird fir die Priifung des
Asylgesuchs zustdndig.

Ist der ersuchte Dublin-Staat nach Priifung der Unterlagen der Auffassung, dass er
nicht zusténdig ist, hat er dies in seiner ablehnenden Antwort zu begriinden.

Der ersuchende Dublin-Staat kann eine erneute Priifung des Ubernahmeersuchens
verlangen, wenn er mit der ablehnenden Antwort nicht einverstanden ist oder bei-
spielsweise neue Beweismittel oder Indizien vorliegen. Ein solches Remonstrations-
verfahren geméss der Verordnung (EG) Nr. 1560/200334 muss innerhalb von drei Wo-
chen nach der ablehnenden Antwort eingeleitet werden. Der ersuchte Dublin-Staat hat
darauthin zwei Wochen Zeit, um auf das erneute Ersuchen um Wiederaufnahme oder

34 Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 der Kommission vom 2. September 2003 mit Durchfiih-
rungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Festlegung der
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Priifung eines
von einem Drittstaatsangehdrigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustandig
ist, ABIL. L 222 vom 5.9.2003, S. 3.
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Aufnahme zu reagieren. Ein Remonstrationsverfahren kann beliebig oft gestellt wer-
den. Mit der Verordnung (EU) Nr. 118/201435 wurde die geltende Verordnung (EG)
Nr. 1560/2003 angepasst. Diese Revision bewirkte damals jedoch keine Anderung des
Verfahrens. Ob das Remonstrationsverfahren aufgrund der neuen AMMR-
Verordnung eine Anderung erfahren wird, ist derzeit noch offen. Die Verordnungen
(EG) Nr. 1560/2003 und auch (EG) Nr. 118/2014 bleiben formell so lange bestehen,
wie sie nicht durch einen Durchfiihrungsrechtsakt der EU aufgehoben werden (siche
dazu Erléuterungen zu Art. 83).

Abschnitt Il Verfahren fiir Wiederaufnahmemitteilungen (Art. 41)

Art. 41 Ubermittlung einer Wiederaufnahmemitteilung

Wiederaufnahme (sog. «take back») bedeutet, dass ein Dublin-Staat verpflichtet ist,
die betroffene Person aus einem anderen Dublin-Staat zuriickzunehmen, wenn er in
Eurodac (siche dazu Art. 1 Abs. 1 Bst. a der Eurodac-Verordnung) als fiir diese Person
verantwortlicher Dublin-Staat eingetragen ist. Dieser Dublin-Staat ist entweder fiir
das Asylverfahren zustidndig oder die betroffene Person ist bereits durch diesen Staat
als Fliichtling anerkannt worden. Ferner muss er die betroffene Person dann zuriick-
nehmen, wenn er sie im Rahmen einer Solidaritdtsmassnahme zur Durchfiihrung des
Asyl- oder Wegweisungsverfahrens iibernommen hat.

Neu handelt es sich beim Wiederaufnahmeersuchen um kein eigentliches Ersuchen,
sondern um eine sogenannte Wiederaufnahmemitteilung. Der Dublin-Staat, in dem
sich die Person aufhilt (unabhéngig davon, ob sie ein Asylgesuch eingereicht hat oder
nicht), hat unverziiglich, jedoch spétestens innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt
des Eurodac-Treffers, den zustindigen Dublin-Staat mittels einer standardisierten
Wiederaufnahmemitteilung zu informieren. Erfolgt die Wiederaufnahmemitteilung
nicht innerhalb dieser Frist, bleibt der zustindige Dublin-Staat weiterhin verpflichtet,
die betreffende Person wieder zuriickzunehmen (Abs. 1 und 2).

Der unterrichtete Dublin-Staat muss innerhalb von zwei Wochen den Eingang der
Wiederaufhahmemitteilung bestétigen, ausser wenn er innerhalb dieser Frist nachwei-
sen kann, dass er nicht mehr zusténdig ist oder die Wiederaufnahmemitteilung auf-
grund eines inkorrekten Eintrags in Eurodac erfolgte (Abs. 3).

Bestitigt der unterrichtete Dublin-Staat den Eingang der Wiederaufnahmemitteilung
nicht innert Frist, so gilt die Mitteilung als eingegangen und er wird zum zusténdigen
Dublin-Staat (Abs. 4).

35 Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 118/2014 der Kommission vom 30. Januar 2014 zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003 mit Durchfithrungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur
Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsangehori-
gen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zusténdig ist, ABL. L 39 vom 8.2.2014,
S. 1.
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Auch wenn nicht mehr explizit in der AMMR-Verordnung erwéhnt, besteht auch wei-
terhin die Mdoglichkeit, die Wegweisung in den Heimat- oder Herkunftsstaat im Ein-
klang mit den Vorgaben der Richtlinie 2008/115/EG3¢ (Riickfithrungsrichtlinie) selbst
zu vollziehen. Erfolgt indessen ein Dublin-Ersuchen an den zustdndigen Dublin-Staat,
so sind die Grundsétze der Riickfiihrungsrichtlinie nicht zu beachten.

Abschnitt IV Verfahrensgarantien (Art. 42—43)

Art. 42 Mitteilung der Uberstellungsentscheidung

Der Dublin-Staat, dessen Aufnahme- oder Wiederaufnahmegesuch angenommen
wurde, muss innerhalb von maximal zwei Wochen eine Uberstellungsentscheidung
erlassen (Abs. 1). Die weiteren Vorgaben dieser Bestimmung entsprechen inhaltlich
der bisherigen Regelung in Artikel 26 der Dublin III- Verordnung. Grundsétzlich ist
der Entscheid zur Uberstellung der betroffenen Person unverziiglich und in einer ein-
fachen Sprache schriftlich mitzuteilen (Abs. 2). Falls die betroffene Person iiber eine
Rechtsvertretung verfiigt, kann die Mitteilung auch an diese erfolgen (Abs. 3). Die
Uberstellungsentscheidung muss eine Rechtsmittelbelehrung enthalten sowie die In-
formation, dass die aufschiebende Wirkung der Rechtsmittel beantragt werden kann.
Des Weiteren muss sie die fiir die Durchfiihrung der Uberstellung geltenden Fristen
enthalten und falls notwendig die Angabe des Orts und des Zeitpunkts, an dem die
betreffende Person zu erscheinen hat, wenn sie sich selbststéndig in den zusténdigen
Dublin-Staat begibt. Wenn die betroffene Person nicht {iber eine Rechtsvertretung
verfiigt, ist sie in einer ihr verstdndlichen Sprache iiber die wesentlichen Elemente der
Uberstellungsentscheidung zu informieren.

Art. 43 Rechtsbehelfe

Diese Bestimmung ersetzt Artikel 27 der geltenden Dublin III-Verordnung. Neu wird
der Priifungsumfang des Rechtsbehelfs festgelegt. Dieser beschrénkt sich auf drei Si-
tuationen: ob die betroffene Person einer tatsdchlichen Gefahr, einer unmenschlichen
oder erniedrigenden Behandlung im Sinne von Artikel 4 der Européischen Charta der
Grundrechte37 ausgesetzt wire, ob es nach dem Uberstellungsentscheid Umstinde
gibt, die fiir die korrekte Anwendung der AMMR-Verordnung entscheidend sind und
ob bei Personen, die nach Artikel 36 Absatz 1 Buchstabe a der AMMR-Verordnung
aufgenommen wurden, gegen die Artikel 25-28 (unbegleitete Minderjdhrige, Fami-
lienangehorige, Familienverfahren) und 34 AMMR-Verordnung (abhéngige Perso-
nen) verstossen wurde. Der Rechtsbehelf bzw. die Beschwerde hat grundsétzlich
keine aufschiebende Wirkung, und die Beschwerdefrist betrigt mindestens eine bis
maximal drei Wochen. Die betroffene Person kann innerhalb der im nationalen Recht
vorgesehenen Beschwerdefrist die aufschiebende Wirkung beantragen. Die Dublin-

36 Richtlinie 2008/115/EG des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember
2008 iiber gemeinsame Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Riickfithrung
illegal aufhiltiger Drittstaatsangehoriger; Fassung gemiss ABL. L 348 vom 24.12.2008,
S. 98.

37 Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. C 202 vom 7.6.2016, S. 389.
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Staaten konnen vorsehen, dass ein entsprechender Antrag zusammen mit der Be-
schwerde eingereicht werden muss. Der Entscheid iiber die vorldufige Aussetzung der
Uberstellung soll spitestens innerhalb eines Monats ab Einreichung eines entspre-
chenden Antrags durch das zusténdige Gericht geféllt werden. Das Gericht muss zu-
dem innerhalb eines Monats seit Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung iiber die
Beschwerde entscheiden.

Die betroffene Person kann auf Antrag unentgeltliche Rechtspflege in Anspruch neh-
men, wenn sie die Kosten nicht selber tragen kann. Die Dublin-Staaten kénnen auch
vorsehen, dass beziiglich der Unentgeltlichkeit des Beschwerdeverfahrens die glei-
chen Regelungen zur Anwendung gelangen wie fiir die eigenen Staatsangehorigen.
Die Dublin-Staaten konnen somit auch vorsehen, dass keine unentgeltliche rechtliche
Beratung und Vertretung gewéhrt wird, wenn eine Beschwerde keine Aussicht auf
Erfolg hat. Falls eine Behorde entscheidet, keine unentgeltliche Beratung oder Ver-
tretung zu gewéhren, so ist eine Beschwerdemdoglichkeit gegen diesen Entscheid vor-
zusehen (zusammen mit dem Rechtsbehelf gegen die Uberstellungsentscheidung
usw.). Die Einschrankung der rechtlichen Beratung und Vertretung soll nicht willkiir-
lich sein. Die rechtliche Beratung und Vertretung soll zumindest die Vorbereitung der
erforderlichen Verfahrensdokumente und die Vertretung vor Gericht umfassen und
kann auf Rechtsbeistdnde und Berater beschrankt werden, die nach einzelstaatlichem
Recht zur Bereitstellung von Unterstiitzung und Vertretung berufen sind. Die Verfah-
ren fiir die Inanspruchnahme rechtlicher Beratung werden im einzelstaatlichen Recht
festgelegt.

Abschnitt V- Inhafinahme zum Zwecke der Uberstellung (Art. 44 und 45)

Art. 44 Haft

Eine Person kann nicht alleine deshalb in Administrativhaft genommen werden, weil
sie dem Dublin-Verfahren unterliegt (Abs. 1). Die Administrativhaft im Dublin-Ver-
fahren darf nur im Einzelfall bei Untertauchensgefahr zur Sicherstellung des Vollzugs
der Wegweisung angeordnet werden (sogenanntes «Uberstellungsverfahren»). Zu-
dem muss die Haft verhéltnisméssig sein, und weniger einschneidende Massnahmen
diirfen sich nicht wirksam anwenden lassen (Abs. 2).

Diese Grundsdtze entsprechen auch der bisherigen Regelung in der Dublin III-
Verordnung (Art. 28).

Dies gilt grundsétzlich auch fiir Absatz 2 (vgl. Art. 28 Abs. 2 Dublin III-Verordnung).
Neu wird jedoch als Voraussetzung fiir die Anordnung der Dublin-Haft nicht mehr
eine «erhebliche Untertauchensgefahr» verlangt, sondern lediglich eine «Fluchtge-
fahr». Zudem wird die Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung neu als
Haftgrund eingefiihrt.

Die Unterabsitze von Artikel 28 Absatz 3 der bisherigen Dublin III-Verordnung (Be-
handlungsfristen) werden in Artikel 45 der AMMR-Verordnung geregelt.

Hinsichtlich der Haftbedingungen entspricht Absatz 4 materiell Artikel 28 Absatz 4
der bisherigen Dublin II1I-Verordnung.
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Neu regelt die AMMR-Verordnung, dass die Dublin-Haft entweder durch eine Admi-
nistrativbehorde oder eine Justizbehdrde anzuordnen ist (Abs. 5). Wird die Haft durch
eine Administrativbehorde angeordnet, ist durch den Dublin-Staat im nationalen
Recht eine rasche Haftiiberpriifung vorzusehen. Es steht dem Dublin-Staat frei zu
wiahlen, wie er diese Haftiiberpriifung regeln will. Er kann eine Haftiiberpriifung von
Amtes wegen oder auf Antrag der inhaftierten Person vornehmen.

Art. 45 Fristen fiir in Haft genommene Antragsteller

Diese Regelung entspricht grundsétzlich der bisherigen Regelung in der Dublin III-
Verordnung (Unterabsitze von Art. 28 Abs. 3).

Mit der AMMR-Verordnung werden die Behandlungsfristen fiir das Dublin-Verfah-
ren, wenn sich eine Person in Dublin-Vorbereitungs- oder Ausschaffungshaft befin-
det, verkiirzt.

Wenn sich eine Person in Dublin-Vorbereitungshaft befindet, muss das Ubernahme-
ersuchen (Aufnahmegesuch oder Wiederaufnahmemitteilung) in allen Féllen inner-
halb von zwei Wochen bzw. einer Woche (wenn die Person nach Gesuchseinreichung
in Haft genommen wurde) gestellt werden (bis anhin vier Wochen) (Abs. 1). Die Ant-
wortfrist betrdgt neu eine Woche (bis anhin zwei Wochen) (Abs. 2).

Die Frist von zwei Wochen gilt neu auch, wenn eine Person kein neues Asylgesuch
eingereicht hat und sich illegal in einem Dublin-Staat aufhélt, aber ein anderer Dublin-
Staat gemédss der AMMR-Verordnung fiir die Behandlung eines fritheren Asylgesuchs
zustandig ist (vgl. Abs. 1). Diese Frist lduft zwei Wochen nach Erhalt des entspre-
chenden Eurodac-Treffers.

Befindet sich eine Person im Rahmen des Dublin-Verfahrens in Administrativhaft, so
muss diese in den zustindigen Dublin-Staat iiberstellt werden, sobald die Uberstellung
praktisch durchfiihrbar ist. Die Uberstellung muss spitestens neu innerhalb von fiinf
Wochen (bis anhin sechs Wochen) nach der Annahme des Ubernahmegesuchs bzw.
der Bestitigung der Wiederaufnahme erfolgen (Abs. 3 Bst. a).

Wird ein Rechtsmittel gegen den Dublin-Entscheid ergriffen, so muss die Uberstel-
lung spitestens innerhalb von neu fiinf Wochen (bis anhin sechs Wochen) ab dem
Zeitpunkt erfolgen, ab dem das Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung mehr hat
(Abs. 3 Bst. b). Erfolgt keine Uberstellung innerhalb dieser Frist, ist die betroffene
Person aus der Administrativhaft zu entlassen.

Abschnitt IV Uberstellung (Art. 46-50)

Art. 46 Ausfiihrliche Vorschriften und Fristen

Diese Bestimmung regelt die Uberstellung von ausléndischen Personen, die dem Dub-
lin-Verfahren unterstehen (Asylsuchende und Drittstaatsangehorige i.S.v. Art. 36
Abs. 1 Bst. bund c) an den zustdndigen Dublin-Staat. Sie gilt fiir das Aufnahme- und
das Wiederaufnahmeverfahren und entspricht materiell weitgehend Artikel 29 der bis-
her geltenden Dublin III-Verordnung.
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Wie bis anhin betriigt die maximale Frist fiir die Uberstellung sechs Monate ab Zu-
stimmung des Aufnahmegesuchs, der Bestitigung der Wiederaufnahmemitteilung
bzw. ab der Entscheidung iiber ein allfillig ergriffenes Rechtsmittel, falls diese auf-
schiebende Wirkung hat. Wenn ein Mitgliedstaat einem Antrag gestiitzt auf die Arti-
kel 25-28 und 34 zugestimmt hat, liberstellt er die Gesuchstellenden vorrangig. Un-
abhiingig von dieser sechsmonatigen Frist hat die Ubernahme von
Drittstaatsangehdrigen im Rahmen von Solidaritidtsmassnahmen zum Zweck der Um-
siedlung innerhalb von hochstens vier Wochen zu erfolgen (Abs. 1 Unterabs. 3
i. V. m. Art. 67 Abs. 11).

Der Grundsatz, wonach die Zusténdigkeit zuriick an den iiberstellenden Mitgliedstaat
geht, wenn die Uberstellungsfristen {iberschritten werden, gilt weiterhin (Abs. 2 Un-
terabs. 1). Wie bis anhin wird die Frist von sechs Monaten hochstens auf ein Jahr
verlingert, wenn die Uberstellung aufgrund der Verbiissung einer Haftstrafe der be-
treffenden Person nicht erfolgen konnte. Neu wird die bisherige maximale Frist von
18 Monaten fiir die Dublin-Uberstellung (bisheriger Art. 29 Abs. 2 Dublin III-
Verordnung) auf maximal drei Jahre verldngert, wenn die zu iiberstellende Person
oder ihr Familienangehoriger wéhrend des laufenden Dublin-Verfahrens unterge-
taucht ist, sich physisch der Uberstellung entzieht, eine selbstverschuldete Uberstel-
lungsunféhigkeit verursacht oder den medizinischen Vorgaben fiir eine Uberstellung
nicht nachkommt. Taucht die betroffene Person wieder auf, hat der iberstellende Dub-
lin-Staat drei Monate Zeit, die Uberstellung an den zustindigen Dublin-Staat durch-
zufiihren, auch wenn die verbleibende Uberstellungsfrist kiirzer als drei Monate ist
(Abs. 2).

Die Absitze 3 und 4 entsprechen materiell unveridndert der bisherigen Regelung in
Artikel 29 Absitze 3 und 4 der Dublin III-Verordnung.

Art. 47 Kosten der Uberstellung

Diese Regelung entspricht weitgehend Artikel 30 der bisherigen Dublin III-
Verordnung. Lediglich Absatz 1 wird angepasst, die Absétze 2 und 3 bleiben unver-
andert. Grundsitzlich trigt der iiberstellende Dublin-Staat die Kosten der Uberstel-
lung. Neu sieht die AMMR-Verordnung jedoch vor, dass die Dublin-Staaten einen
finanziellen Beitrag in der Hohe von 10 000 Euro pro Person fiir die Uberstellung aus
dem AMIF erhalten (Art. 20 Verordnung [EU] 2021/114738) (Abs. 1). Da die EU die-
sen Fonds als nicht Schengen-relevant bezeichnet hat, ist die Schweiz nicht daran be-
teiligt und wird daher auch keine Beitrige fiir die Uberstellung erhalten. Im Gegenzug
muss die Schweiz aber auch keine Beitrige an den Fonds leisten.

Art. 48 Austausch relevanter Informationen vor Durchfiihrung einer
Uberstellung

Diese Bestimmung regelt die Pflicht zum Austausch relevanter Informationen vor ei-
ner Uberstellung und entspricht weitgehend Artikel 31 der bisherigen Dublin III-

38 Verordnung (EU) 2021/1147 des Européischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli
2021 zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds; ABI. L 251 vom
15.7.2021, S. 1.
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Verordnung. Mittels des bestehenden elektronischen Dateniibermittlungskanals
«DubliNet» (Art. 18 Verordnung [EG] Nr. 1560/2003) sollen nur personenbezogene
Daten der zu tliberstellenden asylsuchenden Person iibermittelt werden, die es den zu-
standigen Asylbehorden im jeweiligen Dublin-Staat ermdglichen, diese Personen zu
empfangen und allenfalls notwendige medizinische Versorgung zu leisten. Inhaltlich
unverdndert bleiben die Absitze 1 und 3-5.

Absatz 2 enthélt eine nicht abschliessende Liste der Informationen, die dem tiberneh-
menden Dublin-Staat vor der Uberstellung zu iibermitteln sind. Buchstabe b entspricht
der bisherigen Formulierung in Artikel 31 Absatz 2 der Dublin III-Verordnung. Die
Buchstaben a und ¢ entsprechen ebenfalls der bisherigen Regelung in der Dublin III-
Verordnung (vgl. Art. 31 Abs. 2 Bst. a und c), jedoch wird bei beiden ein Zusatz in
Bezug auf das Kindeswohl hinzugefiigt. Der Buchstabe d wurde sprachlich ergénzt,
und es wurden zwei neue Buchstaben (e und f) eingefiigt. Buchstabe e sieht vor, dass
auch Informationen iibermittelt werden sollen, die im Rahmen des Uberpriifungsver-
fahrens erhoben wurden (Art. 17 der Uberpriifungsverordnung). In Buchstabe f wird
vorgesehen, dass alle sonstigen sachdienlichen Informationen ebenfalls mitzuteilen
sind.

Art. 49 Austausch sicherheitsrelevanter Informationen vor Durchfiihrung
einer Uberstellung

Diese Bestimmung wird neu in die AMMR-Verordnung aufgenommen. Wenn eine
zu {iberstellende Person eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung eines
Dublin-Staates darstellt, nachdem die Zusténdigkeit bereits festgestellt wurde, kann
die Uberstellung erfolgen, sofern zuvor die sicherheitsrelevanten Informationen aus-
getauscht wurden. Die zustdndigen Behorden des iibernehmenden Dublin-Staates sind
iiber das Sicherheitsrisiko zu informieren. Der Datenaustausch erfolgt zwischen den
Strafverfolgungs- oder anderen zustindigen Behorden der Dublin-Staaten iiber die
bereits bestehenden Informationskanile. Liegt eine Ausschreibung im Schengener In-
formationssystem (SIS) zur Person vor, erfolgt der Datenaustausch iiber das SIRENE-
Biiro. In der Schweiz erfolgt der Datenaustausch in allen iibrigen Féllen iiber die
Alarm- und Einsatzzentrale des fedpol, die im konkreten Einzelfall den entsprechen-
den Kommunikationskanal bestimmt.

Art. 50 Austausch von Gesundheitsdaten vor Durchfiihrung einer
Uberstellung

Vor einer Uberstellung kdnnen Gesundheitsdaten mittels einer gemeinsamen Gesund-
heitsbescheinigung zwischen den Dublin-Staaten zum Zweck der medizinischen Ver-
sorgung ausgetauscht werden. Der Austausch dieser Daten folgt nur mit ausdriickli-
cher Einwilligung der asylsuchenden Person oder ihres Vertreters und nur zwischen
Angehorigen der Gesundheitsberufe. Diese Bestimmung entspricht weitgehend Arti-
kel 32 der bisher geltenden Dublin III-Verordnung und erféhrt nur leichte sprachliche
Anpassungen in Absatz 1.
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Kapitel VI Verwaltungskooperation (Art. 51-54)

Art. 51 Informationsaustausch

Diese Bestimmung regelt den Austausch personenbezogener Daten zwischen den
Dublin-Staaten mittels Informationsiibermittlungsersuchens und entspricht weitge-
hend Artikel 34 der bisherigen Dublin III-Verordnung. Wenige Anpassungen gab es
in den Absitzen 1-3 und 5. Gewisse Absitze aus Artikel 34 der Dublin III-
Verordnung wurden nicht in die AMMR-Verordnung {ibernommen.

Der Informationsaustausch erfolgt wie bis anhin auf Antrag eines Dublin-Staates zu
einem spezifischen Zweck (z. B. Priifung des Asylgesuchs; Abs. 1 und 6). In Absatz 1
wird ein Buchstabe d eingefiigt, geméss dem neu ein Informationsiibermittlungsersu-
chen auch in Bezug auf den Vollzug einer Wegweisungsverfiigung gestellt werden
kann. Die Dateniibermittlung erfolgt via «DubliNet». Welche Daten iibermittelt wer-
den konnen, wird in Absatz 2 geregelt. Bei den biometrischen Daten wurde neu der
Verweis auf die im Rahmen von Eurodac abgenommenen Daten aufgenommen
(Bst. ¢). In Absatz 3 wurde die Voraussetzung, wonach die Dateniibermittlung nur
erfolgen kann, sofern die betroffene Person schriftlich zustimmt, gestrichen. Hinzu-
gefiigt wurde jedoch, dass die gesuchstellende Person im Voraus iiber die vom ersu-
chenden Mitgliedstaat angeforderten spezifischen Informationen und den Grund fiir
das Ersuchen informiert werden soll.

Neu wurde die Antwortfrist des ersuchten Dublin-Staates von fiinf auf drei Wochen
gekiirzt (Abs. 5). Ansonsten bleibt die Regelung unveréndert und entspricht Artikel 34
Absatz 5 der Dublin III-Verordnung.

Die Absitze 4 (Begriindungspflicht), 6 (Bestimmung der Behérden), 7 (Datenverwen-
dung) und 8 (Berichtigungspflicht) entsprechen materiell unverandert den jeweiligen
Absitzen in Artikel 34 der Dublin III-Verordnung.

Die Absitze 9 (Recht auf Auskunft), 11 (Aufbewahrungsdauer) und 12 (Kontrolle)
von Artikel 34 der Dublin III-Verordnung wurden gestrichen. Absatz 10 (Register)
von Artikel 34 der Dublin III-Verordnung entspricht neu Absatz 9 von Artikel 51 der
AMMR-Verordnung.

Art. 52 Zustdndige Behorden und Mittelausstattung

Gemiiss dieser Bestimmung sind die Dublin-Staaten verpflichtet, diejenigen Behor-
den zu nennen, die fiir die Durchfiihrung des Dublin-Verfahrens im jeweiligen Dub-
lin-Staat zustdndig sind. Dieser Artikel entspricht Artikel 35 der bisherigen Dub-
lin I1I-Verordnung und hat durch die AMMR-Verordnung lediglich kleinere
sprachliche Anpassungen erfahren. Neu wird explizit geregelt, dass die Behorden die
Verfahrens- und Grundrechte wahren miissen und ein ziigiges Verfahren zu gewéhr-
leisten ist, um Familienangehorige zusammenzufiihren.

Art. 53 Verwaltungsvereinbarungen

Die Dublin-Staaten kénnen zur Verbesserung der Dublin-Zusammenarbeit bilateral
Verwaltungsvereinbarungen abschliessen. Diese Bestimmung entspricht inhaltlich
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mehrheitlich Artikel 36 der bisher geltenden Dublin III-Verordnung. Die Absétze 3—
5 wurden materiell unverdndert iibernommen. Lediglich die Absétze 1 und 2 erfahren
kleinere Anpassungen. Absatz 1 fithrt neu aus, dass auch zu Solidaritétsbeitrigen ge-
miss Teil IV der AMMR-Verordnung Verwaltungsvereinbarungen abgeschlossen
werden kdnnen (Bst. c). Absatz 2 erlaubt die Weiterverwendung von Vereinbarungen,
die vor der Anwendung der AMMR-Verordnung abgeschlossen wurden. Neu ver-
weist der Absatz sowohl auf die Dublin II-Verordnung als auch neu auf die Dublin
[I-Verordnung.

Art. 54 Netz zustindiger Stellen

Neu wird von der EUAA ein Netz oder mehrere Netze zusténdiger Stellen eingerichtet
und verwaltet. Dieses soll die praktische Zusammenarbeit (inkl. Uberstellungen) und
den Informationsaustausch zwischen den Dublin-Staaten fordern, unter anderem bei
der Ausarbeitung praxisbezogener Hilfsmittel und Leitlinien.

Frontex und andere einschliigige Einrichtungen, Amter und Agenturen der EU kénnen
falls nétig in einem oder mehreren Netzen vertreten sein.

Kapitel VII ~ Schlichtung (Art. 55)

Art. 55 Schlichtung

Das bisher in Artikel 36 der Dublin III-Verordnung vorgesehene Schlichtungsverfah-
ren wird in diesem Artikel angepasst.

Das Schlichtungsverfahren wird ausgeldst, wenn ein Dublin-Staat oder mehrere Dub-
lin-Staaten bei ihrer Dublin-Zusammenarbeit auf Schwierigkeiten stossen. Neu sollen
die betreffenden Staaten zuerst Konsultationen durchfiihren, um gemeinsam eine ge-
eignete Losung zu finden (Abs. 1).

Zudem besteht neu keine Verpflichtung mehr, der vom Ausschuss vorgeschlagenen
Losung Rechnung zu tragen. Wird bilateral keine Losung gefunden, kann die Euro-
paische Kommission neu Konsultationen durchfithren, um eine gemeinsame Losung
zu finden. Sie kann diesbeziiglich auch Empfehlungen an die betreffenden Dublin-
Staaten aussprechen (Abs. 2). Das entsprechende Verfahren beriihrt die in dieser Ver-
ordnung im Einzelfall festgelegten Fristen nicht.

Unberiihrt davon bleiben die Befugnisse der Européischen Kommission, in Anwen-
dung der Artikel 258 und 260 AEUV, den Gerichtshof der EU anzurufen. Ferner ha-
ben die betreffenden Dublin-Staaten die Moglichkeit, ihre Streitigkeit nach Artikel
273 des Vertrags dem Gerichtshof vorzulegen oder ihn nach Artikel 259 des Vertrags
anzurufen.

Obwohl diese Bestimmung im Teil III der AMMR-Verordnung enthalten ist, ist sie
fiir die Schweiz nicht Dublin-relevant. Fiir die am Dublin-Besitzstand assoziierten
Staaten ist ein spezifisches Schlichtungsverfahren im DAA vorgesehen.
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2.34 Teil IV — Solidaritit (Art. 56-71)
(nicht Dublin-relevant)

Kapitel 1 Solidarititsmechanismus (Art. 56—66)

Art. 56 Jéihrlicher Solidaritditspool

Zusitzlich zur stdndigen EU-Toolbox fiir die Unterstiitzung der Dublin-Staaten im
Bereich der Migration, gilt der in Artikel 56 der AMMR-Verordnung geschaffene
Jéhrliche Solidaritétspool als wichtigstes Instrument der Solidaritdtsmassnahmen in
der AMMR-Verordnung (siche dazu auch Erlduterungen in Art. 12 AMMR-
Verordnung).

Der Solidaritéitspool besteht aus drei gleichwertigen Solidaritdtsmassnahmen. Die
Dublin-Staaten konnen selber festlegen, welche Solidarititsleistungen sie erbringen
wollen (Art. 56 Abs. 2 Bst. a—c AMMR-Verordnung).

—  Umsiedlung (Relocation) von Personen gemiss den Artikeln 67 und 68 der
AMMR-Verordnung, die internationalen Schutz beantragt haben, oder von
Personen, die bereits internationalen Schutz geniessen, wenn eine bilaterale
Vereinbarung zwischen dem begiinstigten und dem beitragenden Dublin-
Staat besteht (zum Zweck der Riickfithrung) (Bst. a);

—  Finanzielle Beitrége prioritér fiir Projekte in den Bereichen Migration, Auf-
nahme, Wiedereingliederung vor der Ausreise, Grenzmanagement, Asyl
und operative Unterstiitzung in Drittstaaten oder fiir Projekte in Transit- und
Herkunftsstaaten, einschliesslich fiir Programme zur Unterstiitzung der frei-
willigen Riickkehr und der Wiedereingliederung (Bst. b; sieche dazu auch
Art. 64 AMMR-Verordnung);

—  Alternative Massnahmen in den Bereichen Migration, Aufnahme, Asyl,
Riickkehr und Wiedereingliederung sowie Grenzverwaltung. Innerhalb die-
ser Bereiche soll der Fokus auf der operativen Unterstiitzung, dem Kapazi-
titsaufbau, Dienstleistungen, der personellen Unterstiitzung, Infrastruktur
und der technischen Unterstiitzung liegen (Bst. c; siche dazu auch Art. 65
AMMR-Verordnung).

Gestiitzt auf den jdhrlichen Europidischen Migrationsmanagementbericht (siche dazu
ausfiihrliche Erlduterungen zu Art. 9 AMMR-Verordnung) werden diejenigen Dub-
lin-Staaten identifiziert, die Unterstiitzung aus dem Solidaritdtspool benétigen (siche
dazu Erlduterungen zu Art. 58 AMMR-Verordnung). Dariiber hinaus kénnen auch
Dublin-Staaten, die im Bericht als nicht unterstiitzungsbediirftig identifiziert wurden,
um Hilfe aus dem Pool ersuchen (siche dazu Erlduterungen zu Art. 59 AMMR-
Verordnung).

In Absatz 2 Buchstabe b wird geregelt, fiir welche Tétigkeiten die Finanzbeitrage fiir
Projekte in Drittstaaten verwendet werden diirfen (z. B. Ausbau der Asyl- und Auf-
nahmekapazitit, Forderung der legalen Migration oder Unterstiitzung der freiwilligen
Riickkehr).
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Art. 57 Durchfiihrungsrechtsakt des Rates zur Errichtung des Jihrlichen
Solidaritdtspools

Auf der Grundlage des Kommissionsvorschlags (Art. 12) und im Einklang mit den
auf dem hochrangigen EU-Solidaritétsforum (Art. 13) gemachten Zusagen erldsst der
Rat der EU jéhrlich vor Ende eines jeden Kalenderjahres einen Durchfithrungsrechts-
akt zur Einrichtung des Solidaritétspools. Im Durchfiihrungsrechtsakt werden die Re-
ferenzzahl der erforderlichen Umsiedlungen, die Finanzbeitrége fiir den Jahrlichen
Solidaritdtspool auf Unionsebene und die spezifischen Zusagen, die jeder Mitglied-
staat gemacht hat, angegeben (Abs. 1).

Im Durchfiihrungsrechtsakt wird sofern erforderlich auch der indikative Prozentsatz
des Jahrlichen Solidaritdtspools festgelegt. Dieser kann denjenigen Mitgliedstaaten
zur Verfligung gestellt werden, die aufgrund einer grossen Anzahl von Ankiinften in-
folge wiederholter Ausschiffungen im Anschluss an Such- und Rettungsmassnahmen
unter Migrationsdruck stehen. Ferner kann er andere Formen der Solidaritit geméss
Artikel 56 Absatz 2 Buchstabe c festlegen (Abs. 2).

Die Beitrdge der einzelnen Dublin-Staaten an den Solidaritétspool richten sich nach
der Empfehlung der Europédischen Kommission und einem obligatorischen Anteil
(sog. «fair share»; Abs. 3), der nach einem vorgegebenen Verteilschliissel geméss Ar-
tikel 66 und Anhang 1 der AMMR-Verordnung berechnet wird. Der Verteilschliissel
basiert zu je 50 Prozent auf der Bevolkerungszahl und dem BIP eines jeden Dublin-
Staates.

Die Dublin-Staaten sind bei der Wahl oder der Kombination der Solidarititsmassnah-
men frei. Sagen die Dublin-Staaten alternative Solidaritdtsmassnahmen zu, miissen
sie den finanziellen Wert angeben (Abs. 4).

Art. 58 Mitteilung hinsichtlich der Absicht der Nutzung des Jihrlichen
Solidarititspools durch einen Mitgliedstaat, der nach dem Beschluss
der Kommission Migrationsdruck ausgesetzt ist

Wenn ein Dublin-Staat, der in der Entscheidung geméss Artikel 11 als Staat aufge-
fiihrt ist, welcher Unterstiitzung aus dem Solidaritdtspool benétigt, die Unterstiitzung
aus dem Solidaritétspool tatséchlich auch in Anspruch neben will, kann er dies der
Europiischen Kommission und dem Rat mitteilen (Art und Umfang der Solidaritéts-
massnahmen, Begriindung; Abs. 1 und 2). Die Européische Kommission unterrichtet
daraufthin das Européische Parlament. Nach Erhalt dieser Informationen hat der be-
treffende Mitgliedstaat Zugang zum Solidaritétspool (vgl. Art. 60). Spétestens zehn
Tage nach Erhalt dieser Mitteilung beruft der EU-Solidaritédtskoordinator das Solida-
ritdtsforum auf technischer Ebene ein (Abs. 3).

Art. 59 Notifizierung des Erfordernisses der Nutzung des Jéhrlichen
Solidarititspools durch einen Mitgliedstaat, der sich selbst
Migrationsdruck ausgesetzt sieht

Dublin-Staaten, die in der Entscheidung gemiss Artikel 11 als nicht unterstiitzungs-
bediirftig identifiziert wurden, kdnnen trotzdem um Unterstiitzung aus dem Solidari-
titspool ersuchen, wenn sie sich selbst einem Migrationsdruck ausgesetzt sehen. Sie
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haben dies der Européischen Kommission und dem Rat zu notifizieren. Die Européi-
sche Kommission informiert darauthin das Européische Parlament (Abs. 1). Diese
Notifizierung ist entsprechend zu begriinden. Auch sind die Art und der Umfang der
beantragten Solidaritdtsmassnahmen aufzufiihren (Abs. 2). Die EUAA, Frontex und
die FRA sowie der betreffende Mitgliedstaat konnen die Europdische Kommission bei
der Bewertung des Migrationsdrucks unterstiitzen (Abs. 3).

Die Beschlussfassung, ob dem anfragenden Dublin-Staat der Zugang zum Solidari-
titspool erlaubt oder versagt wird, obliegt in erster Linie der Europdischen Kommis-
sion (Abs. 4). Der Rat und das Europiische Parlament sind iiber den Entscheid der
Europiischen Kommission zu informieren (Abs. 5). Innerhalb von zwei Wochen hat
der EU-Solidaritdtskoordinator das EU-Solidarititsforum auf technischer Ebene ein-
zuberufen, um die Solidaritdtsmassnahmen umzusetzen (Abs. 6).

Der Rat der EU kann jedoch den positiven Entscheid der Europédischen Kommission
mittels Durchfiihrungsrechtsakt innerhalb von zwei Wochen wieder aufheben und
dem beantragenden Dublin-Staat den Zugang zum Solidaritétspool verweigern (z. B.
weil keine ausreichenden Kapazititen vorhanden sind; Abs. 6). In diesen Féllen findet
Artikel 13 Absatz 4 der AMMR-Verordnung Anwendung und das hochrangige EU-
Solidaritdtsforum wird spétestens eine Woche nach dem Beschluss der Européischen
Kommission einberufen. Entscheidet die Européische Kommission, der Notifizierung
des anfragenden Dublin-Staates nicht zu entsprechen, so kann dieser Staat die Euro-
paische Kommission und den Rat der EU erneut um Unterstiitzung anfragen (Abs. 7).

Art. 60 Praktische Umsetzung und Koordinierung der Solidaritdtsbeitrige

Die praktische Umsetzung des Solidaritétspools fiir das betreffende Jahr lduft iiber das
EU-Solidarititsforum auf technischer Ebene. Der EU-Solidaritétskoordinator koordi-
niert in diesem Forum die Bediirfnisse und die Solidarititsbeitrdge und definiert einen
Zeitplan fiir die Umsetzung (Abs. 1 und 2). Die Staaten konnen in diesem Rahmen
die Planung fiir die Umsetzung ihrer Solidaritétsbeitrage und mogliche Profile der zu
iibernehmenden Personen angeben (Abs. 4).

Die Dublin-Staaten haben bis Ende des entsprechenden Jahres ihre zugesagten Soli-
daritdtsmassnahmen (mit Ausnahme der finanziellen Beitridge) fiir den Solidaritéts-
pool umzusetzen, sofern ihre Beitrdge nicht gekiirzt wurden (Art. 61 und 62) oder
wenn sie selbst begiinstigter Dublin-Staat sind (Abs. 3). Zudem miissen die Zusagen
durch die beitragenden Dublin-Staaten dann nicht erfiillt werden, wenn die Européi-
sche Kommission feststellen sollte, dass im begiinstigten Dublin-Staat systemische
Mingel vorliegen.

Art. 61 und 62
Kiirzung von Solidaritdtsbeitrdgen bei Migrationsdruck
Kiirzung von Solidaritdtsbeitrdgen in ausgeprdgten Migrationslagen

Dublin-Staaten, die gemédss dem Beschluss in Artikel 11 unter Migrationsdruck stehen
oder sich selbst als unter Migrationsdruck stehend betrachten, kénnen bei der Euro-
pdischen Kommission verlangen, dass sie teilweise oder vollstdndig von der Ver-
pflichtung zur Teilnahme an Solidaritdtsmassnahmen befreit werden. Der Rat wird
entsprechend informiert und erhélt innerhalb von vier Wochen eine Einschétzung der
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Situation durch die Europdische Kommission. Er entscheidet im Anschluss, ob der
Solidaritdtsbeitrag des anfragenden Staates gekiirzt wird oder nicht.

Art. 63 Verrechnungen der Verantwortlichkeiten

Diese Bestimmung sieht sogenannte «Dublin-Ausgleiche» vor (sog. «responsibility
offsets»): Wenn die Zusagen fiir Ubernahmen der Dublin-Staaten 50 Prozent der in
der Empfehlung der Europdischen Kommission angegebenen Zahl erreicht haben,
kann ein begiinstigter Dublin-Staat die anderen Dublin-Staaten anstelle von Ubernah-
men um Ausgleiche bei den Dublin-Féllen geméss einem festgelegten Verfahren bit-
ten. Dies bedeutet, dass der beitragende Dublin-Staat die Zustandigkeit fiir die Prii-
fung des Asylgesuchs vom begiinstigten Dublin-Staat ibernimmt (Abs. 1 und 2).

Liegen die zugesagten Ubernahmezahlen unter der in der Empfehlung der Européi-
schen Kommission definierten Gesamtzahl oder unter 60 Prozent der im Rahmen des
hochrangigen EU-Solidarititsforums vereinbarten Solidaritétsbeitrdge, so haben die
beitragenden Dublin-Staaten die fehlenden «Beitrige» mit der Ubernahme von Dub-
lin-Féllen bis zu den durch den Verteilschliissel festgelegten Anteilen zu kompensie-
ren. Die Dublin-Staaten sind jedoch nicht verpflichtet, dariiberhinausgehende Zustan-
digkeiten zu iibernehmen (Abs. 3 und 7 sowie Art. 66 AMMR-Verordnung).
Diejenigen Dublin-Staaten, die in der Hohe ihres «fair share» mit Ubernahmen zum
Jéhrlichen Solidarititspool beigetragen haben, sind somit von Verpflichtungen des
«Dublin-Ausgleichs» ausgenommen.

Absatz 8 dieser Bestimmung hélt fest, in welchen Fallen bzw. bei welchen Personen-
kategorien dieser sogenannte «Dublin-Ausgleich» nicht zur Anwendung kommt (z. B.
bei unbegleiteten Minderjahrigen; Bst. a).

Absatz 9 sieht ferner vor, dass der beitragende Dublin-Staat auch Drittstaatsangeho-
rige oder Staatenlose aufnehmen kann, wenn deren Asylgesuch im begiinstigten Dub-
lin-Staat abgelehnt wurde. In diesen Féllen kommen die Artikel 55 und 56 der Asyl-
verfahrensverordnung zur Anwendung.

Art. 64 und 65
Finanzbeitrdge und alternative Solidarititsmassnahmen

Finanzbeitrdge bestehen aus Beitragsiiberweisungen der «beitragenden» Mitglied-
staaten an den Haushalt der EU und stellen zweckgebundene externe Einnahmen dar.
Sie werden fiir die Durchfithrung der Massnahmen des Solidaritdtspools verwendet.

Gemiiss Artikel 64 Absatz 2 ermitteln die begiinstigten Mitgliedstaaten Massnahmen,
die durch solche Finanzbeitrdge finanziert werden konnen. Sie legen diese dem EU-
Solidaritdtsforum auf technischer Ebene vor. Der EU-Solidaritétskoordinator fiihrt ein
Verzeichnis der Massnahmen.

Die Europdische Kommission hat mittels Durchfiihrungsrechtsakt Vorschriften fiir
die Verwendung der Finanzbeitrage festzulegen (Art. 64 Abs. 3).

Ferner konnen auf Ersuchen eines begiinstigten Dublin-Staates alternative Solidari-
tatsmassnahmen vereinbart werden. Diese Massnahmen richten sich nach den spezi-
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fischen Bediirfnissen des begiinstigten Dublin-Staates und gelten als finanzielle Soli-
daritét. Thr konkreter Wert wird von den beitragenden und den begiinstigten Dublin-
Staaten festgelegt (Art. 65).

Art. 66 Referenzschliissel

Der Anteil an den Solidarititsbeitrdgen wird nach einer vorgegebenen Formel berech-
net. Die Bevolkerungszahl und das BIP werden dabei zu je 50 Prozent gewichtet.

Kapitel I1 Verfahrensvorschriften (Art. 67-70)

Art. 67 Verfahren vor der Ubernahme

Diese Bestimmung regelt das Verfahren zur Ubernahme von ausléndischen Personen,
die im Rahmen von Solidaritdtsmassnahmen zur Priifung ihres Asylgesuchs, zum Ver-
bleib oder zur Wegweisung aus einem Dublin-Staat (sog. begiinstigter Mitgliedstaat)
durch einen anderen Dublin-Staat {ibernommen werden (Abs. 1; siehe dazu auch
Art. 56 AMMR-Verordnung).

Vor der Uberstellung an den anderen Dublin-Staat hat der begiinstigte Dublin-Staat
sicherzustellen, dass die Person keine Gefahr fiir die innere Sicherheit darstellt. Diese
Personenkategorie ist vom Verfahren der Ubernahme grundsitzlich ausgeschlossen
(Abs. 2).

Der begiinstigte Dublin-Staat (bzw. auf Ersuchen dieses Staates die EUAA) entschei-
det, welche Person konkret durch den anderen Dublin-Staat {ibernommen werden soll.
Die Person selber kann nicht beantragen, einem bestimmten Dublin-Staat zur Uber-
nahme zugewiesen zu werden. Der Mitgliedstaat kann das Bestehen bedeutsamer Bin-
dungen zwischen der betreffenden Person und dem Umsiedlungsmitgliedstaat (z. B.
aufgrund familidrer oder kultureller Erwégungen) beriicksichtigen. Der begiinstigte
Mitgliedstaat gibt der umzusiedelnden Person die Moglichkeit, iiber das Bestehen von
bedeutsamen Bindungen zu bestimmten Mitgliedstaaten zu informieren und einschlé-
gige Informationen und Unterlagen zur Feststellung dieser Bindungen vorzulegen.
Dies beinhaltet jedoch nicht das Recht, einen bestimmten Umsiedlungsmitgliedstaat
zu wiéhlen (Abs. 3). Zudem haben die Dublin-Staaten sicherzustellen, dass Familien
nicht getrennt werden und Familienangehorige in das Hoheitsgebiet desselben Dub-
lin-Staats ibernommen werden (Abs. 6).

Die betroffene Person ist vor der Ubernahme durch den anderen Dublin-Staat durch
den begiinstigten Dublin-Staat zu unterrichten (Abs. 5).

Handelt es sich bei der identifizierten umzusiedelnden Person um eine Person mit
Anspruch auf internationalen Schutz, so wird die betreffende Person erst umgesiedelt,
wenn sie der Umsiedlung schriftlich zugestimmt hat (Abs. 4).

Unter Verwendung eines Standardformulars iibermittelt der begiinstigte Dublin-Staat
dem Ubernahmestaat alle sachdienlichen Informationen und Dokumente. Dieser
priift, ob allenfalls Griinde vorliegen, dass die betreffende Person eine Sicherheitsge-
fahr darstellt. Er kann diese Informationen auch im Rahmen einer personlichen An-
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hérung tiberpriifen. Die betroffene Person wird tiber den Zweck der Anhdrung infor-
miert (Abs. 8). Falls der Ubernahmestaat feststellt, dass keine stichhaltigen Griinde
dafiirsprechen, dass die Person eine Sicherheitsgefahr darstellt, hat er dem begiinstig-
ten Staat innerhalb einer Woche zu bestitigen, dass er die betreffende Person iiber-
nehmen wird. Stellt jedoch der Ubernahmestaat fest, dass die Person eine Sicherheits-
gefahr darstellt, hat er den begiinstigten Dublin-Staat innerhalb einer Woche (maximal
zwei Wochen) zu informieren. Eine Ubernahme der betreffenden Person findet in die-
sen Fillen grundsitzlich nicht statt. Reagiert der Ubernahmestaat nicht innert Frist,
hat er die Person zu {ibernehmen (Abs. 9).

Der begiinstigte Dublin-Staat hat der betroffenen Person die Uberstellungsentschei-
dung (Nichteintretensentscheid auf das Asylgesuch) spitestens zwei Tage vor der
Uberstellung schriftlich zu erdffnen. Hat die betroffene Person Anspruch auf interna-
tionalen Schutz, erfolgt die Erdffnung der Uberstellungsentscheidung eine Woche vor
der Uberstellung (Art. 10). Die Uberstellung erfolgt grundsitzlich innerhalb von vier
Wochen (Art. 11).

Die entsprechenden Bestimmungen fiir das Dublin-Verfahren gelten auch fiir das
Ubernahmeverfahren (konkret: Art. 42 Abs. 3-5 [Zustellung der Uberstellungsent-
scheidung, insb. Mdglichkeit Rechtsmittel einzulegen], Art. 43 [Rechtsmittel], Art. 44
[Dublin-Haft], Art. 46 Abs. 1 und 3 [Uberstellungsfristen], Art. 47 Abs. 2 und 3
[Uberstellungskosten], Art. 48 [Datenaustausch vor einer Uberstellung] und Art. 50
[Austausch von Gesundheitsdaten]).

Art. 68 Verfahren nach der Ubernahme

Diese Bestimmung regelt das Verfahren, nachdem der Ubernahmestaat die betroffene
Person vom begiinstigten Dublin-Staat {ibernommen hat. Der Ubernahmestaat hat den
begiinstigten Dublin-Staat, die EUAA und den EU-Solidarititskoordinator entspre-
chend zu informieren, ob die Uberstellung erfolgt ist (Abs. 1). Der Ubernahmestaat
fithrt das Dublin-Verfahren durch. Kann kein zusténdiger Dublin-Staat nach den ent-
sprechenden Kriterien bestimmt werden, so wird der Ubernahmestaat fiir die Durch-
filhrung des Asylverfahrens zustindig und gibt seine Zusténdigkeit in Eurodac ein
(Abs. 2). Dies gilt auch, wenn der begiinstigte Dublin-Staat geméss den Dublin-Kri-
terien fiir das Asylgesuch zustéindig wire und auch fiir mogliche Folgeasylgesuche,
welche die Person stellen konnte (Abs. 3). Wurde ein anerkannter Fliichtling tiber-
stellt, ist kein Dublin-Verfahren notwendig und der Ubernahmemitgliedstaat aner-
kennt die Fliichtlingseigenschaft der betroffenen Person (Abs. 4).

Art. 69 Verfahren fiir Verrechnungen von Verantwortlichkeiten gemdss
Artikel 63 Absditze 1 und 2

Im Rahmen der sogenannten «Dublin-Ausgleiche» ersucht der begiinstigte Dublin-
Staat einen anderen Dublin-Staat, die Zusténdigkeit fiir die Priifung fiir eine gewisse
Zahl an Asylgesuchen zu {ibernehmen, fiir die er urspriinglich verantwortlich wére.
Der ersuchte Staat hat innerhalb von 30 Tagen dariiber zu entscheiden. Er kann sich
auch zur Ubernahme einer geringeren Anzahl von Asylgesuchen entscheiden (Abs. 1
und 2). Wenn er sich als zusténdig erklart, hat er dies ins Eurodac entsprechend ein-
zutragen (Abs. 3, siche auch Art. 16 Abs. 3 Eurodac-Verordnung).
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Art. 70 Sonstige Verpflichtungen

Die Dublin-Staaten haben die Europdische Kommission und den EU-
Solidaritdtskoordinator laufend iiber durchgefiihrte Solidaritdtsmassnahmen zu infor-
mieren.

Kapitel IT1 Finanzielle Unterstiitzung durch die Union (Art. 71)

Art. 71 Finanzielle Unterstiitzung

Fiir jede tiberstellte Person erhalten EU-Dublin-Staaten eine finanzielle Unterstiitzung
in der H6éhe von 10 000 Euro geméss den Vorgaben von Artikel 20 der Verordnung
(EU) 2021/1147.

2.3.5 Teil V — Allgemeine Bestimmungen (Art. 72-80)
(Dublin-relevant)

Art. 72 Datensicherheit und Datenschutz

Diese Bestimmung enthilt die datenschutzrechtlichen Regelungen. Die Absitze 2
und 3 entsprechen materiell mehrheitlich der bisherigen Regelung in Artikel 38 Ab-
sdtze 1 und 2 der Dublin III-Verordnung.

Der Absatz 1 verweist neu auf die européischen Datenschutzregelungen in den Ver-
ordnungen (EU) 2016/67939 (Datenschutz-Grundverordnung) und 2018/172540 sowie
auf die Richtlinie 2016/6804!. Die Datenschutz-Grundverordnung ist der grundle-
gende Datenschutzerlass auf Ebene der EU und regelt den Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Bereich des Binnenmarkts be-
arbeitet werden, doch sie gilt auch fiir den 6ffentlichen Sektor. Die Richtlinie (EU)
2016/680 regelt den Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten im Bereich des Strafrechts. Die Verordnung (EU) 2018/1725 regelt den
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Organe der EU.

39 Verordnung (EU) 2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung); ABL. L 119 vom 4.5.2016, S. 1.

40 Verordnung (EU) 2018/1725 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto-
ber 2018 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr.
1247/2002/EG; ABI. L 295 vom 21.11.2018, S. 39.

41 Richtlinie (EU) 2016/680 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016
zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch
die zustandigen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr
und zur Authebung des Rahmenbeschlusses 2008/977/J1 des Rates; ABL. L 119 vom
4.5.2016, S. 89.
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Die Bearbeitung der Daten im Dublin-Verfahren hat im Einklang mit diesen EU-
Verordnungen und der genannten EU-Richtlinie zu erfolgen. Fiir die Schweiz ver-
bindlich ist jedoch lediglich die Richtlinie 2016/680, da nur diese Richtlinie Teil des
Schengen-Besitzstands ist.

Art. 73 Vertraulichkeit

Diese Bestimmung entspricht Artikel 39 der bisherigen Dublin III-Verordnung und
erfahrt mit Ausnahme des angepassten Verweises auf den neuen Artikel 52 der
AMMR-Verordnung keine Anpassung.

Art. 74 Sanktionen

Die Dublin-Staaten sehen im nationalen Recht wirksame, verhdltnisméissige und
dissuasive Sanktionen vor, die bei Verstossen gegen die AMMR-Verordnung zu ver-
hingen sind. Dies konnte auch bei Datenschutzverstdssen in Bezug auf das Dublin-
Verfahren der Fall sein, was bisher in Artikel 40 der bisherigen Dublin III-Verordnung
vorgesehen war.

Art. 75 Berechnung der Fristen

Diese Bestimmung enthélt die Regeln zum Fristenlauf und entspricht materiell Arti-
kel 42 der bisherigen Dublin III-Verordnung.

Art. 76 Réumlicher Geltungsbereich

Die Bestimmung, wonach die AMMR-Verordnung fiir Frankreich nur fiir ihr europa-
isches Hoheitsgebiet gilt, entspricht inhaltlich Artikel 43 der bisherigen Dublin III-
Verordnung und erféhrt keine Anderung.

Art. 77 Ausschussverfahren

Der Ausschuss unterstiitzt die Europdische Kommission beim Erlass von Durchfiih-
rungsrechtsakten im Rahmen des sogenannten «Priifungsverfahrens». Dieser Artikel
entspricht inhaltlich Artikel 44 der bisherigen Dublin III-Verordnung und erfahrt
keine Anpassung.

Art. 78 Austibung der Befugnisiibertragung

Diese Bestimmung regelt den Erlass von delegierten Rechtsakten durch die Européi-
sche Kommission. Sie entspricht materiell weitgehend Artikel 45 der bisherigen Dub-
lin ITI-Verordnung und erfahrt nur leichte Anpassungen.

Absatz 1 entspricht weiterhin Absatz 1 von Artikel 45 der bisherigen Dublin III-
Verordnung. In den Absétzen 2 und 3 werden lediglich die Verweise auf andere Arti-
kel aktualisiert. Der neue Absatz 4 hilt fest, dass die Europdische Kommission vor
Erlass eines delegierten Rechtsakts benannte Sachverstdndige zu konsultierten hat.
Die Absitze 5 und 6 entsprechen den Absétzen 4 und 5 von Artikel 45 der Dublin III-
Verordnung. Sie erfahren keine inhaltliche Anderung.
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Art. 79 Uberwachung und Evaluierung

Diese Bestimmung regelt die Begleitung und Bewertung der AMMR-Verordnung
durch die Europédische Kommission und entspricht materiell grundsitzlich Artikel 46
der bisherigen Dublin III-Verordnung. Neu hat die Europdische Kommission jahrlich
die Solidaritdtsmassnahmen, die in Teil IV Kapitel I-III enthalten sind, zu iiberpriifen
und tiber die Durchfiihrung der festgelegten Massnahmen zu berichten. Der Bericht
wird dem Europdischen Parlament und dem Rat {ibermittelt. Zudem hat die Européi-
sche Kommission regelméssig (mindestens alle drei Jahre) die in Artikel 12 Absatz 2
Buchstaben a und b aufgefiihrten Zahlen zu kontrollieren. Im Rahmen dieser Priifung
hat sie zu analysieren, ob die Definition «Familienangehorige» gedndert werden
sollte.

Schliesslich hat die Europédische Kommission spétestens fiinf Jahre nach Anwen-
dungsbeginn der AMMR-Verordnung und danach alle fiinf Jahre eine Bewertung die-
ser vorzunehmen.

Art. 80 Statistiken

Die Dublin-Staaten haben Eurostat statistische Daten iiber die Anwendung der
AMMR-Verordnung zu liefern. Diese Bestimmung entspricht materiell Artikel 47 der
bisherigen Dublin III-Verordnung und erféhrt keine inhaltliche Anderung.

2.3.6 Teil VI — Anderung anderer Rechtsakte der Union
(Art. 81-72)
(nicht Dublin-relevant)

Art. 81 Anderungen der Verordnung (EU) 2021/1147

Mit der AMMR-Verordnung werden die Artikel 2, 15, 20, 35 Absatz 2 und die An-
hénge I und VI der Verordnung (EU) 2021/1147 angepasst. Die EU-Verordnung ist
jedoch nicht Teil des Schengen- oder Dublin-Besitzstands und daher fiir die Schweiz
nicht anwendbar.

Art. 82 Anderungen der Verordnung (EU) 2021/1060

Mit der AMMR-Verordnung werden die Artikel 36 und 63 Absétze 6 und 7 der Ver-
ordnung (EU) 2021/106042 angepasst.

42 Verordnung (EU) 2021/1060 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni
2021 mit gemeinsamen Bestimmungen fiir den Européischen Fonds fiir regionale Ent-
wicklung, den Europdischen Sozialfonds Plus, den Kohésionsfonds, den Fonds fiir einen
gerechten Ubergang und den Europdischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds so-
wie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fiir den Asyl-, Migrations- und Integ-
rationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fiir finanzielle Hilfe
im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik, ABL L 231 vom 30.6.2021, S. 159; zu-
letzt gedndert durch Verordnung (EU) 2023/435, ABI. L 63 vom 28.2.2023, S. 1.
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Die Anpassungen sind erforderlich, weil die Solidaritdtsmassnahmen aus der AMMR-
Verordnung iiber das Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung
und Visumpolitik (BMVI-Fonds) finanziert werden.

Artikel 36 erhilt einen neuen Absatz 3a, der vorsieht, dass keine Unionsbeitrage fiir
technische Hilfe zur Unterstiitzung von Solidaritdtsmassnahmen geleistet werden diir-
fen. Artikel 63 Absatz 6 wird um einen neuen Unterabsatz erweitert, der festlegt, dass
der erste Unterabsatz dieses Absatzes nicht auf die Unterstiitzung von Solidaritéts-
massnahmen anwendbar ist. Artikel 63 Absatz 7 erhilt einen vierten Unterabsatz, der
vorsieht, dass im Rahmen einer Programménderung zur Einfiihrung finanzieller Un-
terstiitzung flir Solidaritdtsmassnahmen vorgesehen werden kann und dass die For-
derfihigkeit von Ausgaben im Zusammenhang mit dieser Anderung ab dem Datum
des Inkrafttretens dieser Anderungsverordnung beginnt.

2.3.7 Teil VII — Ubergangs- und Schlussbestimmungen
(Art. 83-85)

Art. 83 Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 604/2013

Die Dublin III-Verordnung wird aufgehoben, sobald die AMMR-Verordnung geméss
Artikel 85 auf das Dublin-Verfahren Anwendung findet (24 Monate nach Inkrafttreten
der AMMR-Verordnung). Die Verweise auf die aufgehobene Dublin III-Verordnung
gelten auch fiir die neue AMMR-Verordnung. Die Durchfithrungsverordnung
1560/2003 zur Dublin II-Verordnung bleibt solange in Kraft, als sie durch Durchfiih-
rungsrechtsakte der Européischen Union angepasst wird.

Art. 84 Ubergangsmassnahmen

Die Regelung zu den Ubergangsbestimmungen entspricht im Wesentlichen der bishe-
rigen Regelung in Artikel 41 der Dublin III-Verordnung. Wird ein Asylgesuch nach
der Anwendung der AMMR-Verordnung registriert, werden die Sachverhalte, welche
die Zustindigkeit eines Dublin-Staates fiir das Dublin-Verfahren betreffen, auch dann
beriicksichtigt, wenn sie aus der Zeit vor der Anwendung der AMMR-Verordnung
stammen. Wird ein Asylgesuch vor Anwendung der AMMR-Verordnung registriert,
erfolgt die Bestimmung des zustdndigen Dublin-Staates nach der Dublin III-
Verordnung.

Die Dublin-Staaten haben gestiitzt auf den gemeinsamen Durchfiihrungsplan der Eu-
ropéischen Kommission sechs Monate nach Inkrafttreten der AMMR-Verordnung ei-
nen eigenen nationalen Durchfiihrungsplan zu erstellen. In diesem sollen die Mass-
nahmen zur Umsetzung der AMMR-Verordnung und der Zeitplan fiir deren
Durchfiihrung festgelegt werden. Dieser Plan ist bis zum Beginn der Anwendung der
AMMR-Verordnung abzuschliessen (Abs. 3).

Die Europdische Kommission legt im Rahmen der ersten beiden Berichte nach Arti-
kel 9 einen Statusbericht {iber die Umsetzung des gemeinsamen Durchfiihrungsplans
und der nationalen Durchfithrungspléne vor. Bis zum Vorliegen dieser Berichte un-
terrichtet die Europdische Kommission das Europidische Parlament und den Rat alle
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sechs Monate iiber den Stand der Umsetzung des gemeinsamen Durchfiihrungsplans
und der nationalen Durchfiihrungspléne.

Art. 85 Inkrafitreten und Anwendung

Die AMMR-Verordnung wird am zwanzigsten Tag nach ihrer Veréffentlichung im
Amtsblatt der EU in Kraft treten. Anwendbar wird sie ab dem ersten Tag des 25. Mo-
nats nach ihrem Inkrafttreten. Das Anwendungsdatum wurde auf den 1. Juli 2026 fest-
gelegt. Bis dahin bleibt die Dublin III-Verordnung anwendbar.

Gewisse Artikel sind bereits ab dem Tag des Inkrafttretens der AMMR anwendbar.
Zum einen betrifft dies folgende Artikel zu den Solidaritdtsmassnahmen:

—  Artikel 7 (Strategischer Ansatz fiir das Asyl- und Migrationsmanage-
ment auf nationaler Ebene);

—  Artikel 8 (Langfristige Européische Strategie flir Asyl- und Migrations-
management);

—  Artikel 9 (Jahrlicher Européischer Asyl- und Migrationsbericht);

—  Artikel 10 (Informationen fiir die Bewertung der Gesamtmigrationslage,
des Migrationsdrucks, der Gefahr von Migrationsdruck oder einer aus-
gepragten Migrationslage);

— Artikel 11 (Durchfiihrungsbeschluss der Kommission iiber die Festle-
gung der Mitgliedstaaten, die Migrationsdruck ausgesetzt sind, fiir die
die Gefahr von Migrationsdruck besteht oder die sich in einer ausgeprag-
ten Migrationslage befinden);

—  Artikel 12 (Vorschlag der Kommission fiir einen Durchfiihrungsrechts-
akt des Rates zur Einrichtung des Jahrlichen Solidaritétspools);

—  Artikel 13 (Hochrangiges EU-Solidaritétsforum);
—  Artikel 14 (Fachebene des EU-Solidaritédtsforums);
—  Artikel 15 (EU-Solidarititskoordinator);

—  Artikel 56 (Jahrlicher Solidarititspool);

—  Artikel 57 (Durchfithrungsrechtsakt des Rates zur Einrichtung des Jéhr-
lichen Solidarititspools).

Ferner betrifft es das von der EUAA zu erstellende Formular fiir die Ermittlung von
Familienangehorigen (Art. 22 Abs. 1 Unterabs. 4), die Befugnis der Europdischen
Kommission zum Erlass von Durchfiihrungsrechtsakten (Art. 23 Abs. 7, 25 Abs. 6
und 7, 34 Abs. 3 und 4, 39 Abs. 3 Unterabs. 2, 40 Abs. 4, 40 Abs. 8 Unterabs. 2, 41
Abs. 5,46 Abs. 1 Unterabs. 5, 46 Abs. 4, 48 Abs. 4, 50 Abs. 1 Unterabs. 2, 50 Abs. 5,
52 Abs. 4, 64 Abs. 3, 67 Abs. 14) und delegierten Rechtsakten (Art. 78) sowie die
Ubergangsmassnahmen (Art. 84).
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2.4 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln der
Krisenverordnung

24.1 Allgemeine Bestimmungen (Art. 1)

Art. 1 Gegenstand

Diese Bestimmung legt fest, von welchen EU-Verordnungen im Krisenfall voriiber-
gehend abgewichen werden kann, und definiert, was als Krisensituationen sowie als
Situation hoherer Gewalt zu verstehen ist. Dariiber hinaus wird definiert, was unter
einer Situation zu verstehen ist, in der Drittstaatsangehorige und Staatenlose instru-
mentalisiert werden, beispielsweise wenn ein Drittstaat oder ein feindseliger nicht-
staatlicher Akteur Reisen von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen an die Schen-
gen-Aussengrenzen mit dem Ziel, einen Mitgliedstaat zu destabilisieren fordert oder
erleichtert.

Die im Krisenfall voriibergehend eingesetzten Massnahmen miissen notwendig und
verhiltnisméssig sein.

2.4.2 Verwaltung (Art. 2-7)

Art. 2 Begriindetes Ersuchen eines Mitgliedstaates

Befindet sich ein Mitgliedstaat in einer Krisensituation oder in einer Situation hoherer
Gewalt, kann er einen Antrag an die Européische Kommission richten. Damit soll er
von Solidaritdtsmassnahmen profitieren und von einschldgigen Vorschriften bei-
spielsweise im Dublin-Verfahren abweichen kénnen.

Art. 3 Durchfiihrungsbeschluss der Kommission iiber das Vorliegen einer
Krisensituation oder einer Situation héherer Gewalt

Die Europdische Kommission priift den Antrag und erldsst einen entsprechenden
Durchfiihrungsbeschluss. Die Beurteilung erfolgt nach den Kriterien geméss Ab-
satz 4. Im Rahmen dieses Durchfiihrungsbeschlusses hat die Europdische Kommis-
sion anzugeben, weshalb die Massnahmen der EU-Toolbox zur Unterstiitzung (Art. 6
Abs. 3 AMMR-Verordnung) nicht ausreichen, um der Situation begegnen zu kénnen.

Zudem kann die Europdische Kommission empfehlen, ein beschleunigtes Verfahren
zur Gewihrung des internationalen Schutzes fiir bestimmte Personenkategorien
(Art. 14) vorzusehen.

Art. 4 Kommissionsvorschlag und Durchfiihrungsbeschluss des Rates zur
Genehmigung von Ausnahmeregelungen und zur Festlegung von
Solidaritdtsmassnahmen

Gleichzeitig mit dem Erlass des Durchfiihrungsbeschlusses (Art. 3) legt die Européi-
sche Kommission einen Vorschlag fiir einen Durchfiihrungsbeschluss des Rates vor.
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Der Rat der EU priift den Antrag und erlésst seinerseits einen Durchfiihrungsbe-
schluss, mit dem der betreffende Mitgliedstaat erméichtigt wird, die in den Artikeln
10-13 vorgesehenen Ausnahmeregelungen anzuwenden und, wenn angemessen, ei-
nen Solidaritdtsplan mit Solidaritdtsmassnahmen aufzustellen, die er zur Bewiltigung
der Situation in Anspruch nehmen kann. Im Durchfiihrungsbeschluss legt der Rat der
EU zudem die Dauer fest, in der die in den Artikeln 10—13 vorgesehenen Ausnahmen
angewendet werden diirfen.

Art. 5 Dauer

Die Frist zur Anwendung der Ausnahmeregelungen und Solidaritdtsmassnahmen be-
tragt drei Monate. Sie kann einmal um einen Zeitraum von drei Monaten verléngert
werden, wenn die Krisensituation oder die Situation hoherer Gewalt weiterhin besteht
und von der Europdischen Kommission bestitigt wird (Abs. 1). Nach Ablauf dieses
Zeitraums kann die Europdische Kommission auf Antrag des betreffenden Mitglied-
staates erneut einen Vorschlag fiir einen neuen Durchfiihrungsbeschluss des Rates
vorlegen, damit die Massnahmen um einen Zeitraum von weiteren drei Monaten ver-
langert werden konnen. Auch dieser Durchfithrungsbeschluss kann um einen neuen
Zeitraum von drei Monaten verldngert werden.

Die Gesamtdauer der Anwendung der Massnahmen betridgt maximal zwolf Monate.

Art. 6 Uberwachung

Die Européische Kommission und der Rat der EU iiberwachen, ob die Krisensituation
oder die Situation hoherer Gewalt weiterhin andauert, dabei achtet sie auch besonders
auf die Einhaltung der Grundrechte. Ist die Européische Kommission der Auffassung,
dass sich die Umstédnde geéndert haben, schldgt sie dem Rat der EU vor, den Durch-
fithrungsbeschluss aufzuheben. Dauert die Krisensituation oder die Situation hoherer
Gewalt an, kann sie dem Rat der EU auch die Anderung oder Verlingerung der Mas-
snahmen vorschlagen. Die Europédische Kommission erstattet alle drei Monate nach
Inkrafttreten des Durchfiihrungsbeschlusses des Rates Bericht tiber die Wirksamkeit
der Massnahmen.

Art. 7 EU-Solidaritditskoordinator

Der EU-Solidarititskoordinator wird durch die Europdische Kommission ernannt
(Art. 15 und 60 AMMR-Verordnung). Er hat unter anderem die Kommunikation zwi-
schen den Mitgliedstaaten und den an der Umsetzung des Solidarititsmechanismus
beteiligten Agenturen und Einrichtungen zu koordinieren und zu unterstiitzen. Er
nimmt zusétzlich die Aufgaben gemadss Artikel 7 der Krisenverordnung wahr. Zudem
hat er die Umsiedlungsmassnahmen zu unterstiitzen und eine Kultur der Zusammen-
arbeit der EU-Mitgliedstaaten im Bereich von Asyl und Migration zu fordern, unter
anderem auch durch den Austausch bewéhrter Praktiken.
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243 In einer Krisensituation anwendbare
Solidarititsmassnahmen
(Art. 8-9)
Art. 8 Solidaritdts- und Unterstiitzungsmassnahmen in einer
Krisensituation

Die EU-Mitgliedstaaten, die sich in einer Krisensituation befinden, kdnnen als Soli-
daritéts- und Unterstiitzungsmassnahmen die Umsiedlung von Personen aus ihrem
Hoheitsgebiet (Art. 67 und 68 AMMR-Verordnung), die Finanzierung von Projekten
(Art. 64 AMMR-Verordnung) und alternative Solidaritdtsmassnahmen (Art. 56
Abs. 2 Bst. ci. V. m. Art. 65 Abs. 2 und 3 AMMR-Verordnung) beantragen.

Art. 9 Verrechnungen der Verantwortlichkeiten

Liegen Umsiedlungszusagen anderer EU-Mitgliedstaaten vor, iibernehmen die beitra-
genden EU-Mitgliedstaaten die Verantwortung fiir die Antrdge um internationalen
Schutz fiir den EU-Mitgliedstaat, der sich in einer Krisensituation befindet.

Wird die Richtlinie 2001/55/EG#3 (sog. Massenzustrom-Richtlinie) aktiviert und ver-
einbaren die EU-Mitgliedstaaten zum Zeitpunkt der Aktivierung, Artikel 11 der Richt-
linie nicht anzuwenden, so finden die obligatorischen Aufrechnungen keine Anwen-
dung. Reichen die Solidaritdtsmassnahmen nicht aus, wird unverziiglich das EU-
Solidaritdtsforum einberufen. Der begiinstigte EU-Mitgliedstaat kann die anderen
Mitgliedstaaten ersuchen, die Zustiandigkeit fiir die Priifung von Antrdgen auf inter-
nationalen Schutz, fiir die er als zustindig bestimmt wurde, anstelle von Umsiedlun-
gen zu iibernehmen. Der beitragende EU-Mitgliedstaat kann seinen Anteil in Bezug
auf kiinftige Solidaritétsbeitrdge im Rahmen der kommenden Jahreszyklen entspre-
chend anpassen lassen.

Befindet sich ein anderer EU-Mitgliedstaat ebenfalls in einer Krisensituation, kann er
auch Solidaritdtsmassnahmen oder eine vollstindige oder teilweise Verringerung sei-
ner Solidaritétsbeitrdge beantragen.

2.4.4 Ausnahmen
(Art. 10-13)

Art. 10 Registrierung von Antrégen auf internationalen Schutz in
Krisensituationen oder Situationen hoherer Gewalt

Diese Bestimmung enthdlt Ausnahmeregelungen zur Asylverfahrensverordnung im
Krisenfall. Die Frist zur Registrierung des Asylgesuchs wird bei Krisensituationen

43 Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20. Juli 2001 iiber Mindestnormen fiir die Gewiih-
rung voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und
MafBnahmen zur Forderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der
Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mit-
gliedstaaten; ABI. L 212 vom 7.8.2001, S. 12.
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von sieben Tagen auf vier Wochen verlangert (Abs. 1). Die Registrierung von Min-
derjéhrigen und deren Familienangehorigen ist zu priorisieren (Abs. 2). Da die Asyl-
verfahrensverordnung fiir die Schweiz nicht Dublin-relevant und damit nicht verbind-
lich ist, gilt dieser Artikel nicht fiir die Schweiz.

Art. 11 In einer Krisensituation oder Situation hoherer Gewalt auf das
Asylverfahren an der Grenze anwendbare Massnahmen

Diese Bestimmung enthilt Ausnahmeregelungen zur Asylverfahrensverordnung fiir
das Asylverfahren an der Schengen-Aussengrenze. In Krisensituationen oder in Situ-
ationen hoherer Gewalt konnen die EU-Staaten die Hochstdauer der Priifung des
Asylgesuchs an der Schengen-Aussengrenze um einen zusétzlichen Zeitraum von
hochstens sechs Wochen verldngern (Abs. 1). Bei Vorliegen einer Krisensituation
konnen die EU-Mitgliedstaaten nicht verpflichtet werden, Asylgrenzverfahren durch-
zufithren, wenn die Unterstiitzungsmassnahmen nicht ausreichen, um der Krise be-
gegnen zu konnen (Abs. 2). Abweichend von der Asylverfahrensverordnung kdnnen
in einer Krisensituation die EU-Mitgliedstaaten das Asylverfahren beschleunigen und
im Grenzverfahren den Asylentscheid féllen, wenn die asylsuchende Person die
Staatsangehorigkeit eines Drittstaats hat oder hatte (bei Staatenlosen, wenn sein friihe-
rer Aufenthalt in einem Drittstaat war), dessen Schutzquote aufgrund der verfiigbaren
Eurostat-Daten unionsweit im Jahresdurchschnitt 5 Prozent oder weniger betrigt (die
Asylverfahrensverordnung sieht in Art. 42 Abs. 1 Bst. j eine Schutzquote von 20 %
vor) (Abs. 2). Desgleichen kann der Anwendungsbereich des Grenzverfahrens auf
Drittstaatsangehdrige und Staatenlose ausgeweitet werden, deren EU-weite Anerken-
nungsquote in erster Instanz 50 Prozent oder weniger betrégt (Abs. 3 und 4). Der be-
treffende EU-Mitgliedstaat hat eine Priorisierung der Priifung der Asylgesuche bei-
spielsweise von Minderjdhrigen und ihren Familien vorzunehmen (Abs. 5). Ferner
konnen die EU-Staaten beschliessen, alle registrierten Asylgesuche in den Einrichtun-
gen an der Schengen-Aussengrenze zu entscheiden (Abs. 6). Es konnen jedoch Aus-
nahmen vorgesehen werden (Abs. 7-9). Das Non-Refoulement-Gebot und das Recht
auf einen wirksamen Rechtsbehelf sind einzuhalten (Abs. 10). Dauert das Verfahren
zur Bestimmung des zustdndigen Dublin-Staats linger als die Hochstdauer des
Asylgrenzverfahrens in einer Krisensituation oder in Fillen hoherer Gewalt, so wird
das Verfahren im Hoheitsgebiet des bestimmten Mitgliedstaats abgeschlossen
(Abs. 11). Da die Asylverfahrensverordnung fiir die Schweiz nicht Dublin-relevant
und damit nicht verbindlich ist, gilt dieser Artikel nicht fiir die Schweiz.

Art. 12 Verlingerung der festgelegten Fristen fiir Aufnahmegesuche,
Wiederaufnahmemitteilungen und Uberstellungen in einer
Krisensituation gemdss Artikel 1 Absatz 4 Buchstabe a oder einer
Situation héherer Gewalt

Im Falle einer Krisensituation oder Situation héherer Gewalt konnen die Fristen, wel-
che die AMMR-Verordnung fiir das Dublin-Verfahren in den Artikeln 39—41 und 46
vorsieht, verldngert werden (Abs. 1). So betrdgt die Frist fiir das Stellen des Aufnah-
megesuchs neu vier Monate anstatt zwei (bzw. einen Monat; Abs. 2 Bst. a). Die Frist
fiir die Antwort auf das Aufnahmegesuch wird von einem Monat auf zwei Monate
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verlingert (Bst. b). Die Ubermittlung einer Wiederaufnahmemitteilung muss nicht in-
nerhalb von zwei Wochen, sondern innerhalb von einem Monat erfolgen (Bst. c). Die
Uberstellungsfrist wird von sechs Monaten auf ein Jahr verlédngert (Bst. d).

Hiélt der Dublin-Staat diese Fristen nach den Buchstaben a, b oder d von Absatz 2
nicht ein, geht die Zustindigkeit auf ihn tiber (Abs. 3). In einer Krisensituation werden
zudem Dublin-Uberstellungen in den sich in einer Krise befindlichen Staat ausgesetzt.
Erfolgt die Uberstellung wegen des Fortbestehens der Krisensituation oder der Situa-
tion hoherer Gewalt nicht innerhalb eines Jahres nach Annahme des Aufnahmege-
suchs oder der Bestitigung der Riickiibernahme, wird der zustdndige Dublin-Staat ab-
weichend von Artikel 46 der AMMR-Verordnung von seinen Verpflichtungen zur
Aufnahme oder Wiederaufnahme der betreffenden Person entbunden. Die Zusténdig-
keit geht auf den ersuchenden Dublin-Staat {iber (Abs. 4).

Da die AMMR-Verordnung fiir die Schweiz Dublin-relevant und damit verbindlich
ist, hat die Schweiz diese Bestimmung anzuwenden.

Art. 13 Ausnahmen von der Pflicht zur Wiederaufnahme eines Antragstellers
im Fall von aussergewohnlichen Massenankiinften

Ist ein Dublin-Staat im Rahmen einer Krisensituation mit einem Massenzustrom von
Asylsuchenden konfrontiert, kann er von der Verpflichtung zur Wiederaufnahme der
betreffenden Person entbunden werden, sofern das Asylgesuch dieser Person wihrend
der Krisensituation und hochstens bis zu vier Monate vor dem Erlass des Durchfiih-
rungsbeschlusses nach Artikel 4 Absatz 3 registriert wurde (Abs. 1). In diesen Féllen
geht die Zustandigkeit auf den Dublin-Staat {iber, in dem das zweite Gesuch registriert
wurde, falls kein anderer Dublin-Staat als zustdndig bestimmt wurde (Abs. 2 und 3).

Da die AMMR-Verordnung fiir die Schweiz Dublin-relevant und damit verbindlich
ist, hat die Schweiz diese Bestimmung anzuwenden.

2.4.5 Rasches Verfahren
(Art. 14)
Art. 14 Rasches Verfahren

Wenn objektive Umstidnde darauf hindeuten, dass Antrége auf internationalen Schutz
von Gruppen von Antragstellern aus einem bestimmten Herkunftsland oder Land des
fritheren gewohnlichen Aufenthalts oder einem Teil dieses Landes begriindet sein
konnten, kann die Europdische Kommission nach Anhérung des Hochrangigen EU-
Solidaritdtsforums eine Empfehlung fiir die Anwendung eines beschleunigten Verfah-
rens abgeben. Sie stellt die einschlidgigen Informationen bereit. Verzichtet die natio-
nale Asylbehorde auf die personliche Anhdrung und priift das Asylgesuch vorrangig,
so hat die Behorde sicherzustellen, dass die Priifung der Begriindetheit des Asylge-
suchs spétestens vier Wochen nach Einreichung des Gesuchs abgeschlossen ist.
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2.4.6 Schlussbestimmungen
(Art. 15-19)

Art. 15 Besondere Bestimmungen und Garantien

Diese Regelung sieht vor, dass die betroffenen Asylsuchenden von den EU-Staaten in
Fillen der Anwendung dieser EU-Verordnung ausreichend informiert werden (z. B.
wo die Asylgesuche einzureichen sind).

Art. 16 Krisenvorsorge

Die nationalen Strategien gemadss Artikel 7 der AMMR-Verordnung haben auch Pré-
ventivmassnahmen zur Verringerung des Risikos von Krisensituationen und eine Not-
fallplanung sowie Massnahmen zur Bewdltigung von Krisensituationen und Fillen
hoherer Gewalt zu enthalten.

Art. 17 Zusammenarbeit und Bewertung

Bei einer Krisensituation haben sich die betroffenen EU-Staaten, die Europdische
Kommission und die betroffenen EU-Agenturen regelméssig auszutauschen und eng
zusammenzuarbeiten. Die von einer Krisensituation betroffenen EU-Mitgliedstaaten
konnen unter anderem auch die Unterstiitzung durch von der EUAA entsandten Ex-
pertinnen und Experten anfordern. Auch das UNHCR soll von den betroffenen EU-
Staaten miteinbezogen werden.

Art. 18 Finanzielle Unterstiitzung

EU-Mitgliedstaaten, die Umsiedlungen als Solidaritdtsmassnahmen durchfiihren,
konnen eine finanzielle Unterstiitzung der EU erhalten (Abs. 1). Einem EU-
Mitgliedstaat, der sich in einer Krisensituation befindet, kann auch Soforthilfe ge-
wihrt werden (Abs. 2).

Art. 19 Anderung der Verordnung (EU) 2021/1147

Artikel 31 der Verordnung (EU) 2021/1147 wird mit vorliegender Verordnung gein-
dert. Der neue Buchstabe ba fiihrt neu auch die Krisensituation auf.

Art. 20 Inkrafitreten

Diese EU-Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Européischen Union in Kraft und wird fiir alle EU-Staaten und Dublin-
Staaten anwendbar ab dem ersten Tag des 25. Monats nach dessen Inkrafttreten.
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2.5 Grundziige des Umsetzungserlasses

2.5.1 Die beantragte Neuregelung

Bei Ziffer 2 der vorliegenden Vorlage handelt es sich um die Ubernahme von zwei
Weiterentwicklungen des Dublin-Besitzstands. Um die Umsetzung dieser Dublin-
Weiterentwicklungen in der Schweiz sicherzustellen, sind Anpassungen in Bundes-
gesetzen und spéter auch auf Verordnungsstufe notwendig. Der {iberwiegende Teil
der Dublin-relevanten Bestimmungen der AMMR-Verordnung erfordert keine ge-
setzlichen Anpassungen, da diese direkt anwendbar und im Einklang mit dem gelten-
den Recht sind. Gewisse Bestimmungen der AMMR-Verordnung sind jedoch landes-
rechtlich zu konkretisieren. Andere Neuerungen haben nur Auswirkungen auf
Verordnungsstufe. Die Krisenverordnung muss rechtlich nicht umgesetzt werden. Die
Bestimmungen sind direkt anwendbar.

Der konkrete Anpassungsbedarf in den einzelnen Gesetzen wird im Folgenden zu-
sammengefasst (vgl. Ziff. 2.6 fiir die Erlduterungen der einzelnen Artikel).

Im Ausliander- und Integrationsgesetz vom 16. Dezember 200544 (AIG) (Ziff. 2.6.1)
betreffen die wichtigsten Anderungen die Beschriinkung der Beschwerdegriinde und
die Anpassung der Fristen im Beschwerdeverfahren (Art. 64a VE-AIG), die Kiirzung
der Fristen flir die Vorbereitungs- und Ausschaffungshaft (Art. 76a VE-AIG), den
Austausch medizinischer Daten vor einer Dublin-Uberstellung (Art. 111as VE-AIG)
sowie die Anpassung einer Bestimmung im Bereich des Datenschutzes (Art. 111a
VE-AIG).

Im Asylgesetz vom 26. Juni 199845 (AsylG) (Ziff. 2.6.2) werden die weiteren Pflich-
ten im Dublin-Verfahren aufgefiihrt (Art. 86 VE-AsylG), und das Ergebnis der neuen
Sicherheitskontrolle von Personen, die ein Asylgesuch einreichen, wird eingefiihrt
(Art. 20 VE-AsylG). Zudem werden die Bestimmungen zum Dublin- und zum Rechts-
mittelverfahren in Dublin-Fillen ergéinzt (Art. 26b, 37, 106, 107a und 109 Abs. 3%
VE-AsylG). Ferner werden neue Bestimmungen geschaffen, die es der Schweiz er-
lauben, Schengen-/Dublin-Staaten bei erhéhtem Migrationsdruck durch unterschied-
liche Solidaritdtsmassnahmen zu unterstiitzen. Entsprechend soll auch die Rechts-
grundlage fiir einen neuen Rahmenkredit «Solidaritdt Schengen/Dublin» geschaffen
werden (Art. 113a und 114 VE-AsylG VE-AsylG). Zudem wird eine Rechtsgrundlage
fiir die Tonaufzeichnung von Dublin-Befragungen im AsylG und im AIG aufgenom-
men (vgl. Art. 26 Abs. 3% und 3" VE-AsylG, Art. 64a Abs. 1% VE-AIG). Ferner
wird die Anpassung einer Bestimmung im Bereich des Datenschutzes vorgeschlagen
(Art. 1026 VE-AsylG; siehe dazu Art. 111a VE-AIG).

Im AIG und im AsylG ist aus Transparenzgriinden die Bestimmung in Bezug auf den
Datenaustausch mit den zustdndigen Behorden in den jeweiligen Dublin-Staaten zu
prézisieren. Neu wird insbesondere festgehalten, dass der Austausch von medizini-
schen Daten ausschliesslich zwischen Angehdrigen der Gesundheitsberufe oder Per-
sonen, die einem Berufs- oder Amtsgeheimnis unterliegen und grundsétzlich nur mit

44 SR 142.20
45 SR 142.31
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Zustimmung der betroffenen Person oder deren Vertreterin oder Vertreter stattfinden
darf (vgl. Art. 1025 VE-AsylG und Art. 111a" VE-AIG).

Zudem werden neu die Begriffe «Schengen-Staat» und «Dublin-Staat» ins AsylG auf-
genommen und die Anhénge, in welchen die Dublin-Assoziierungsabkommen aufge-
fiihrt sind, neu sowohl im AIG als auch im AsylG mit dem Eurodac-Protokoll ergénzt
(Anhang 1 Ziff. 2 AIG und Anhang 1 AsylG).

Dariiber hinaus werden wo nétig die Verweise auf die neue AMMR-Verordnung
nachgefiihrt.

2.5.2 Umsetzungsfragen: Vereinbarkeit der freiwilligen
Teilnahme am Solidarititsmechanismus mit
Artikel 121a BV

Fiir die Schweiz als an den Dublin-Besitzstand assoziierter Staat ist der Solidaritts-
mechanismus nicht verpflichtend. Die Schweiz hat aber die Méglichkeit, sich freiwil-
lig ad hoc an solidarischen Massnahmen zu beteiligen und dafiir eine gesetzliche
Grundlage zu schaffen (sieche dazu Ziff. 2.6.2). Artikel 121a Absatz 2 der Bundesver-
fassung vom 18. April 199946 (BV) schreibt dem Gesetzgeber vor, die Einwanderung
zu steuern, indem er die Zahl der erteilten Bewilligungen fiir den Aufenthalt von Aus-
landerinnen und Ausldndern durch jahrliche Hochstzahlen und Kontingente begrenzt.
Dies gilt fiir alle langerfristigen Aufenthalte, unabhédngig vom Zulassungsgrund.

Gemiss Artikel 121a BV beziehen sich die Anweisungen an den Gesetzgeber zur
Steuerung der Zuwanderung nicht auf das gesamte Ausldnderrecht, sondern nur auf
die Gesetzgebung fiir Ausldnderinnen und Auslédnder, die in die Schweiz einwandern.

Im vorliegenden Fall betreffen die Solidaritdtsmassnahmen insbesondere eine Aus-
landerkategorie, die nicht in den personlichen Geltungsbereich der Verfassungsbe-
stimmung fallt. Asylsuchende halten sich ndmlich nicht dauerhaft in der Schweiz auf;
sie diirfen nur so lange hierbleiben, wie ihr Asylgesuch héngig ist. Diese Personenka-
tegorie wandert also nicht im Sinne von Artikel 121a Absatz 1 BV in die Schweiz ein.
Anders verhilt es sich bei anerkannten Fliichtlingen und Staatenlosen. Die Einreise
und der Aufenthalt aller betroffenen Personenkategorien unterliegen jedoch einer
Kontingentierung. Die Umsetzung dieser Solidaritdtsmassnahmen setzt ndmlich vo-
raus, dass der Bundesrat fiir alle diese Personenkategorien Hochstzahlen festlegt und
dass das EJPD bei einem unvorhergesehenen Ereignis die Aufnhahme einer kleinen
Personengruppe beschliesst. Das EJPD legt dann die Zahl der aufzunehmenden Per-
sonen fest. Fiir die Einreise und den Aufenthalt von Auslédnderinnen und Ausldndern
im Rahmen dieser Solidarititsmassnahmen gelten somit Hochstzahlen, welche die
Schweiz selbststindig festlegen kann. Die Vorlage ist daher mit Artikel 121a BV ver-
einbar.
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2.6 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln des
Umsetzungserlasses
2.6.1 Auslinder- und Integrationsgesetz (AIG)

Art. 64a Abs. 1-2% und 3t

Abs. 1

Der Verweis auf die neue AMMR-Verordnung wird angepasst. Ferner wird neu auf
Artikel 37 Absiétze 1 und 3 des AsylG verwiesen, die Maximalfristen fiir die Eroff-
nung des Dublin-Entscheides von drei bzw. fiinf Arbeitstagen vorsehen. Die dort ent-
haltenen Fristen gelten sinngeméss. Damit wird den Vorgaben von Artikel 42 Absatz
1 der AMMR-Verordnung, die Fristen von maximal zwei Wochen vorsieht, Rechnung
getragen. Mit diesem Verweis soll klargestellt werden, dass diese Fristen auch fiir
Dublin-Fille nach dem AIG (d. h. Riickiiberstellungen ohne Asylgesuch) gelten.

Abs. 1%

Halt sich eine ausldndische Person in einem Dublin-Staat auf, ohne dort ein Asylge-
such einzureichen, kann ein Wiederaufnahmeverfahren gefiihrt werden, wenn sie in
einem anderen Dublin-Staat bereits ein Asylgesuch eingereicht bzw. ein Asylverfah-
ren durchlaufen hat. Im Rahmen dieses Wiederaufnahmeverfahrens finden die ent-
sprechenden Regelungen des AsylG Anwendung. Daher verweist das AIG fiir diese
Fille neu in Absatz 1% auf die relevanten Bestimmungen des AsylG (Art. 26 Abs. 2—
5 und 260 AsylG).

Abs. 2

Absatz 2 wird mit einem zusétzlichen Satz erginzt, der bei einem Rechtsbehelf gegen
den Uberstellungsentscheid auf die Beschriinkung der Beschwerdegriinde nach Arti-
kel 43 Absatz 1 der AMMR-Verordnung verweist. Im AsylG wurde dieser Verweis
ebenfalls aufgenommen (siche hierzu neuer Art. 107a Abs. 4 VE-AsylG). Die Be-
schwerdefrist betragt geméss Artikel 43 Absatz 2 AMMR-Verordnung eine Woche,
wobei gemdss Artikel 75 Buchstabe d AMMR-Verordnung Samstage, Sonntage und
Feiertage bei der Fristenberechnung einbezogen werden. Entsprechend wird vorlie-
gend mit einer Beschwerdefrist von fiinf Arbeitstagen der in der AMMR-Verordnung
vorgegebenen Frist Rechnung getragen.

Abs. 2

Die AMMR-Verordnung sieht vor, dass bei einer Beschwerde gegen den Uberstel-
lungsentscheid der Entscheid iiber die Beschwerde innerhalb von einem Monat durch
die Beschwerdeinstanz zu fallen ist, wenn diese die aufschiebende Wirkung gewahrt
hat (Art. 43 Abs. 3 Unterabs. 4). Die heute geltende Frist von maximal fiinf Arbeits-
tagen fiir diesen Entscheid soll jedoch beibehalten werden. Damit kann weiter ge-
wibhrleistet werden, dass Dublin-Verfahren rasch und effizient durchgefiihrt werden.
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Eine gleiche Regelung wurde auch in Artikel 107 AsylG aufgenommen (sieche dazu
Ziff. 2.6.2).

Abs. 3t

Die AMMR-Verordnung regelt, dass der Beschwerdefiihrer sprachliche Hilfe in An-
spruch nehmen kann, wenn dies notwendig ist (Art. 43 Abs. 4). Im Rahmen des Dub-
lin-Verfahrens im Asylbereich wird eine betroffene Person im Beschwerdeverfahren
durch eine Rechtsvertretung unterstiitzt. Diese hat unter anderem zur Aufgabe, die
Beschwerdeschrift zu verfassen (vgl. Art. 1024 Abs. 3 und Art. 102k Abs. 1 Bst. d
AsylG). Damit ist im AsylG gewiahrleistet, dass die betroffene Person bei der Einrei-
chung einer Beschwerde die notwendige sprachliche Unterstiitzung erhélt. Im AIG
fehlt aber eine solche Regelung. Da sich diese Personen im Kanton authalten, ist die-
ser fiir die Zurverfiigungstellung der Dolmetscher im Rahmen eines Beschwerdever-
fahrens verantwortlich. Entsprechend wird festgehalten, dass der Kanton nétigenfalls
eine Dolmetscherin oder einen Dolmetscher beizuziehen hat.

Die unentgeltliche Rechtspflege ist bereits durch die BV und das Verwaltungsverfah-
rensgesetz vom 20. Dezember 196847 (VwVG) (Art. 65) unter bestimmten Vorausset-
zungen garantiert und entspricht der Regelung in der AMMR-Verordnung (Art. 43
Abs. 5).

Art. 76a Abs. 1 Bst. a und ¢ und Abs. 3

Im Rahmen der Ubernahme und Umsetzung der Dublin I1I-Verordnung wurde eine
neue Bestimmung zur Dublin-Haft ins AIG aufgenommen (Art. 76a AIG). Diese ist
entsprechend an die neuen Vorgaben der AMMR-Verordnung anzupassen (siche dazu
Ziff. 2.3.3).

Abs. 1 Bst. aund ¢

Dieser Absatz regelt die Voraussetzung fiir die Inhaftnahme im Rahmen des Dublin-
Verfahrens (vgl. Art. 44 Abs. 2 und Art. 2 Abs. 18 AMMR-Verordnung). Neu fiihrt
die AMMR-Verordnung neben der Untertauchensgefahr als zusétzlichen Haftgrund
die Gefdhrdung der offentlichen Sicherheit und Ordnung ein. Entsprechend wird
Buchstabe a von Absatz 1 erginzt. Die Haftgriinde miissen auf der Grundlage einer
Einzelfallpriifung festgestellt werden und diirfen nur insoweit Anwendung finden, als
die Haft verhdltnisméssig ist und andere, weniger zwingende Alternativmassnahmen
nicht wirksam angewandt werden konnen. Diese Voraussetzungen werden entspre-
chend im Buchstaben c aufgefiihrt.

Abs. 3

Mit der AMMR-Verordnung werden die Behandlungsfristen fiir das Dublin-Verfah-
ren, wenn sich eine Person in Dublin-Vorbereitungs- oder Ausschaffungshaft befin-
det, verkiirzt (Art. 45 AMMR-Verordnung, siehe Ziff. 2.3.3). Die Fristen in Absatz 3
sind entsprechend anzupassen:
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—  Die Dublin-Vorbereitungshaft dauert neu maximal vier Wochen (Bst. a).

—  Die Haftdauer wéhrend des Differenzbereinigungsverfahrens wird nicht an-
gepasst, da diese Regelung trotz Revision der Dublin III-Verordnung nicht in
die AMMR-Verordnung eingeflossen ist (Bst. b), das Verfahren jedoch wei-
terhin besteht, solange die Dublin-Durchfithrungsverordnung (EG)
Nr. 1560/2003 dieses Verfahren vorsieht.

—  Die Dublin-Ausschaffungshaft wird von sechs auf fiinf Wochen gekiirzt
(Bst. ¢).

Gemiiss Artikel 44 Absatz 3 AMMR-Verordnung darf der Gewahrsam nicht langer
dauern als nétig, um die erforderlichen Verwaltungsverfahren mit der gebotenen
Sorgfalt durchzufiihren, bis die Uberstellung nach dieser Verordnung vollzogen ist.
Das heisst, wenn die Vorbereitung des Dublin-Entscheids gemiss Absatz 1 Buch-
stabe a schneller durchgefiihrt wird, reduziert sich die Haftdauer entsprechend.

Bst. a

Wie auch die Dublin III-Verordnung beriicksichtigt auch die AMMR-Verordnung
nicht, dass nach Erhalt der Antwort des ersuchten Dublin-Staates der Nichteintretens-
und Wegweisungsentscheid durch den anfragenden Staat noch redigiert und er6ffnet
werden muss (vgl. Art. 28 Abs. 3 Dublin [II-Verordnung bzw. Art. 44 Abs. 3 AMMR-
Verordnung). Im Buchstaben a soll diese Liicke geschlossen werden.

Wiéhrend der Vorbereitung des Entscheides iiber die Zustandigkeit fiir das Asylgesuch
darf die Haftdauer neu maximal vier Wochen dauern. Sie setzt sich wie folgt zusam-
men:

—  Maximal zwei Wochen fiir die Stellung des Ubernahmegesuchs (vgl. Art. 45
Abs. 1 AMMR-Verordnung), sofern die Person bei der Einreichung des Asyl-
gesuchs in Dublin-Haft genommen wurde bzw. maximal eine Woche, wenn
die Person nach der Einreichung des Asylgesuchs in Dublin-Haft genommen
wurde, oder zwei Wochen ab Erhalt des entsprechenden Eurodac-Treffers,
wenn eine Person kein neues Asylgesuch eingereicht hat und sich illegal in
einem Dublin-Staat aufhidlt, aber ein anderer Dublin-Staat geméss der
AMMR-Verordnung fiir die Behandlung eines fritheren Asylgesuchs zustén-
dig ist (vgl. Art. 45 Abs. 1 AMMR-Verordnung);

—  eine Woche, die Artikel 45 Absatz 2 AMMR-Verordnung fiir die Antwort des
angefragten Dublin-Staats vorsieht;

—  eine Woche, wihrend der die Schweiz die erhaltene Antwort priifen und die
weiteren Verfahrensschritte auslosen muss (Redaktion und Eréffnung des
Nichteintretensentscheids mit Wegweisungsverfiigung; Anordnung Aus-
schaffungshaft). Diese Frist, die in der Dublin III-Verordnung und neu auch
in der AMMR-Verordnung fehlt, ist notwendig, um das Verfahren iiberhaupt
korrekt durchfithren zu konnen, da eine derartige Haftverldngerung zwecks
administrativer Schritte moglich bleiben muss.
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Bst. b

Fiir das Differenzbereinigungsverfahren (sog. Remonstrationsverfahren) mit einem
anderen Dublin-Staat beziiglich der Zustandigkeit soll die Moglichkeit einer Verlan-
gerung der Vorbereitungshaft vorgesehen werden. In der Dublin I1I-Verordnung wie
auch in der AMMR-Verordnung fehlt eine solche Regelung, obwohl das Remonstra-
tionsverfahren einen wichtigen Bestandteil des Dublin-Verfahrens darstellt. Damit
bleibt es weiterhin nur in der Verordnung (EG) Nr. 1560/2023 geregelt. Danach dau-
ert dieses Verfahren hochstens fiinf Wochen. Entsprechend soll die maximale Haft-
dauer ebenfalls finf Wochen betragen. Diese Regelung wird somit grundsitzlich bei-
behalten.

Neu soll in Buchstabe b jedoch nicht mehr auf die Dublin-Durchfithrungsverordnung
verwiesen, sondern das Verfahren zur neuerlichen Priifung des Ubernahmeersuchens
soll explizit erwéhnt werden (Remonstrationsverfahren bzw. Differenzbereinigungs-
verfahren).

Sollte die Europdische Kommission im Rahmen eines Durchfiihrungsrechtsakts die
bisherige Dublin-Durchfiihrungsverordnung zukiinftig anpassen, miisste der Verweis
auf Gesetzesstufe nicht mehr angepasst werden. Sollte das Remonstrationsverfahren
zukiinftig komplett gestrichen werden, finde Buchstabe b keine Anwendung und die
Dublin-Vorbereitungshaft miisste entsprechend Buchstabe a kiirzer angeordnet wer-
den.

Bst. ¢

Gemiss Artikel 45 Absatz 3 AMMR-Verordnung soll die Riickiiberstellung grund-
sdtzlich so schnell wie moglich erfolgen: Diese Bestimmung regelt die maximale
Dauer der Ausschaffungshaft im Dublin-Verfahren nach Er6ffnung eines Dublin-
Nichteintretensentscheids. Sie betrdgt neu hochstens fiinf Wochen (bis anhin sechs
Wochen) ab Haftanordnung (Art. 45 Abs. 3 AMMR-Verordnung). Dabei wird die
Dauer eines allfélligen Beschwerdeverfahrens (dem aufschiebende Wirkung zu-
kommt) nicht an diese Frist angerechnet. Es besteht auch die Moglichkeit, die Haft zu
unterbrechen und zu einem spéteren Zeitpunkt neu anzuordnen; dabei darf jedoch die
Gesamtdauer von fiinf Wochen nicht iiberschritten werden.

Wie bereits in der Botschaft zur Ubernahme und Umsetzung der Dublin III-
Verordnung festgehalten, wiirde eine wortliche Auslegung dieser Bestimmung, die
neu in Artikel 45 Absatz 3 der AMMR-Verordnung verankert ist, in dem Sinne, dass
die Frist stets ab dem dort genannten Zeitpunkt 14uft, zu stossenden Resultaten fithren.
Dies wiirde ndmlich bedeuten, dass eine Inhaftierung nicht mehr moglich wire, wenn
sich die Untertauchensgefahr beispielsweise erst spéter als fiinf Wochen nach dem
Zeitpunkt ergibt, an dem der betreffende Dublin-Staat seine Zusténdigkeit anerkennt
oder dem Rechtsbehelf keine aufschiebende Wirkung mehr zukommt. Die hier beste-
hende Liicke soll geschlossen werden, indem fiir die Festlegung der Haftdauer ein
erweiterter Ermessensspielraum begriindet wird. Die Haft soll daher auch spiter als
fiinf Wochen nach den in Artikel 45 Absatz 3 der AMMR-Verordnung vorgesehenen
Verfahrensschritten angeordnet werden konnen (Antwort des zustidndigen Dublin-
Staates oder bei einer Beschwerde Zeitpunkt, ab dem die Riickiiberstellung durchge-
fithrt werden kann). So besteht die Moglichkeit einer Haftanordnung, wenn beispiels-
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weise die betroffene Person léngere Zeit untergetaucht ist. Die Haftdauer kann ent-
sprechend der bereits getroffenen Vorkehrungen zur Uberstellung angemessen ver-
kiirzt werden.

Art. 81 Abs. 4 Bst. b

Artikel 81 AIG regelt die Haftbedingungen und fiihrt in Absatz 4 Buchstabe b auf,
nach welchen Vorgaben sich diese bei Dublin-Uberstellungen zu richten haben. Der
heutige Verweis auf die Dublin III-Verordnung wird angepasst. Neu wird auf Artikel
44 Absatz 4 der AMMR-Verordnung verwiesen.

Art. 109a Abs. 2 Bst. b

Artikel 109a AIG Absatz 2 Buchstabe b regelt die Abfrage der Daten des zentralen
Visainformationssystems durch das SEM zur Bestimmung des zustidndigen Dublin-
Staates. Der heutige Verweis auf die Dublin III-Verordnung wird angepasst. Neu wird
auf die AMMR-Verordnung verweisen.

Gliederungstitel 14c. Kapitel
Datenschutz im Rahmen der Schengen- und Dublin-
Assoziierungsabkommen

Im Rahmen des Bundesbeschlusses iiber die Genehmigung und die Umsetzung der
Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der
Verordnungen (EU) 2019/81748 und (EU) 2019/ 81849 zur Errichtung eines Rahmens
fiir die Interoperabilitit zwischen EU-Informationssystemen (Weiterentwicklungen
des Schengen-Besitzstands)30 wurde der Gliederungstitel « 145 Kapitel» aus systema-
tischen Griinden in «14c¢. Kapitel» gedndert. Dieser enthilt alle Bestimmungen, die
den Datenschutz im Rahmen des SAA betreffen.

Mit der vorliegenden Vorlage wird der Titel erneut angepasst. Neu wird neben dem
SAA auch das DAA im Titel aufgefiihrt, da gewisse Datenschutzregelungen im AIG
beide Abkommen betreffen.

48 Verordnung (EU) 2019/817 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai
2019 zur Errichtung eines Rahmens fiir die Interoperabilitit zwischen EU-
Informationssystemen in den Bereichen Grenzen und Visa und zur Anderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2016/399, (EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU)
2018/1726 und (EU) 2018/1861 des Européischen Parlaments und des Rates, der Ent-
scheidung 2004/512/EG des Rates und des Beschlusses 2008/633/J1 des Rates; ABL.

L 135 vom 22.5.2019, S. 27.

49 Verordnung (EU) 2019/818 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai
2019 zur Errichtung eines Rahmens fiir die Interoperabilitit zwischen EU-
Informationssystemen (polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit, Asyl und Migration)
und zur Anderung der Verordnungen (EU) 2018/1726, (EU) 2018/1862 und (EU)
2019/816; ABL. L 135 vom 22.5.2019, S. 85.

50 BBI2021 674
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Art. 111a Abs. 1, 3 und 4

Artikel 111a AIG regelte bis anhin die Datenbekanntgabe im Rahmen des SAA zwi-
schen den Schengen-Staaten (Abs. 1) und der fiir die Uberwachung der Schengen-
Aussengrenzen zustdndigen Européischen Agentur (Abs. 2).

Abs. 1

Neu wird aus Transparenzgriinden die Bekanntgabe von Personendaten an die zustén-
digen Behorden nicht nur von Schengen-Staaten, sondern neu auch von Dublin-Staa-
ten der Bekanntgabe von Personendaten zwischen Bundesorganen gleichgestellt.

Abs. 3

Artikel 48 der AMMR-Verordnung regelt den Austausch von relevanten Informatio-
nen vor der Durchfiihrung der Uberstellung. Absatz 2 von Artikel 48 der AMMR-
Verordnung enthélt eine nicht abschliessende Liste der Informationen, die dem tiber-
nehmenden Dublin-Staat vor der Uberstellung mittels des elektronischen Dateniiber-
mittlungskanals «DubliNet» (vgl. Art. 18 der Verordnung Nr. 1560/2003) zu {ibermit-
teln sind. Absatz 3 regelt neu den Kommunikationsweg fiir den Austausch dieser
Informationen. Aus Transparenzgriinden soll im AIG neu prézisiert werden, dass die
Kommunikation allgemein (und damit auch jene betreffend Uberstellung) zwischen
den zustdndigen Behorden der Dublin-Staaten iiber das elektronische Kommunikati-
onsnetz der EU erfolgt. Die Terminologie «DubliNet» soll im Gesetz nicht explizit
erwihnt werden, da es allenfalls in der Zukunft eine Namensinderung seitens EU ge-
ben kénnte. Dieselbe Anderung wird auch im AsylG aufgenommen (siche Art. 1025
VE-AsylG).

Art. 111a"  Austausch medizinischer Daten vor einer Uberstellung in den
zustdindigen Dublin-Staat

Diese Regelung nimmt Bezug auf Artikel 50 der AMMR-Verordnung, der die Daten-
bekanntgabe zum Zweck der der medizinischen Versorgung der zu iiberstellenden
Person regelt. Darunter fallen insbesondere Informationen iiber besondere Bediirf-
nisse der betroffenen Personen. Neu soll aus Transparenzgriinden vorgesehen werden,
dass der Informationsaustausch von medizinischen Daten nur zwischen Angehdrigen
der Gesundheitsberufe oder Personen, die einem Berufs- oder Amtsgeheimnis unter-
liegen und nur mit Zustimmung der betroffenen Person oder deren Vertretung statt-
zufinden hat (Abs. 1).

Dieser Informationsaustausch erfolgt iiber das elektronische Kommunikationsnetz der
EU «DubliNet» nach Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 1560/2003, iiber das bereits
heute die Kommunikation solcher Daten erfolgt ist. Die Terminologie «DubliNet»
soll auch hier nicht im Gesetz nicht explizit erwdhnt werden, da es allenfalls in der
Zukunft eine Namensinderung seitens der EU geben kénnte.

Auf die Zustimmung der betroffenen Person oder ihrer Vertretung kann verzichtet
werden, wenn die Ubermittlung medizinischer Daten zum Schutz der 6ffentlichen Ge-
sundheit und der 6ffentlichen Sicherheit oder zum Schutz lebenswichtiger Interessen
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der betreffenden Person oder eines Dritten erforderlich ist (Abs. 2). Die fehlende Zu-
stimmung soll einer Dublin-Uberstellung jedoch nicht entgegenstehen (Abs. 3).

Der Bundesrat regelt auf Verordnungsstufe die Einzelheiten des Informationsaus-
tauschs, die Aufbewahrungsdauer der entsprechenden Daten und den Zeitpunkt ihrer
Loschung (Abs. 4).

Anhang

Anhang 1 Ziffer 2 erhilt eine neue Fassung. Neu wird das Eurodac-Protokoll in die
Liste der Abkommen aufgenommen (Bst. e).

2.6.2 Asylgesetz (AsylG)

Art. 8b Weitere Pflichten im Dublin-Verfahren

Artikel 17 der AMMR-Verordnung regelt die Pflichten einer betroffenen Person im
Rahmen eines Dublin-Verfahrens. Artikel 18 Absatz 1 der AMMR-Verordnung regelt
die Folgen hinsichtlich der finanziellen Unterstiitzung und die Folgen fiir die be-
troffene Person nach Entscheider6ffnung bis zur Riickiiberstellung an den zusténdigen
Dublin-Staat, wenn sie den in Artikel 17 AMMR-Verordnung genannten Pflichten
nicht nachkommt.

Schon heute erhalten Personen nach Eintritt der Rechtskraft des Nichteintretensent-
scheids ausschliesslich Nothilfe (Art. 82 Abs. 1 AsylG). Artikel 19 der AMMR-
Verordnung regelt, dass die zustéindigen Behorden die betroffene Person insbesondere
tiber die Pflichten nach Artikel 17 und die Folgen bei der Verletzung nach Artikel 18
der AMMR-Verordnung zu informieren haben.

Der neue Artikel 85 AsylG soll auf die entsprechenden Pflichten von Artikel 17 der
AMMR-Verordnung verweisen. Wie bis anhin ist die betroffene Person iiber ihre Mit-
wirkungspflichten im Rahmen des Asylverfahrens zu informieren, fortan aber auch
iber die in der AMMR-Verordnung vorgesehenen neuen Pflichten sowie die Folgen,
im Falle einer Pflichtverletzung. Die Pflichten sind von den betroffenen Personen ne-
ben den Mitwirkungspflichten die heute in Artikel 8 AsylG aufgefiihrt sind, zu beach-
ten.

Art. 20 Ergebnis der Sicherheitskontrolle im Dublin-Verfahren

Artikel 16 Absatz 4 der AMMR-Verordnung regelt, dass vor dem Dublin-Verfahren
eine Sicherheitskontrolle der asylsuchenden Person stattzufinden hat, sofern nicht be-
reits ein Uberpriifungsverfahren durchgefiihrt wurde (Art. 15 Uberpriifungsverord-
nung). Ergibt die Sicherheitskontrolle, dass die betroffene Person eine Bedrohung fiir
die innere Sicherheit darstellt, ist der Dublin-Staat, der die Sicherheitskontrolle durch-
gefiihrt hat, fiir die Priifung des Asylgesuchs zustidndig. In diesen Féllen wird kein
Dublin-Verfahren durchgefiihrt. Da die Schweiz fiir diese Fille zustdndig ist, sind die
neu zu schaffenden Regelungen im AsylG (Art. 21a und 26 VE AsylG) anwendbar.
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Da diese Bestimmungen im Bundesbeschluss zur Uberpriifungsverordnung, der Be-
stand des EU-Migrations- und Asylpakts ist (Ziff. 5), ist die vorliegende Vorlage mit
dem genannten Bundesbeschluss zu koordinieren.

Art. 22 Abs. 1" Einleitungssatz

Der heutige Artikel 22 AsylG regelt das Asylverfahren am Flughafen. Absatz 1'" hlt
fest, in welchen Féllen die Einreise fiir die Durchfithrung des Dublin-Verfahrens
durch das SEM bewilligt wird. Der heutige Absatz verweist auf die Dublin III-
Verordnung. Neu wird auf die AMMR-Verordnung verwiesen.

Art. 26 Abs. 3vs_3quater ypd 4

Abs. 3

Im Rahmen der Vorbereitungsphase im Asylverfahren sollen moglichst alle zur
Durchfiihrung eines Asylverfahrens notwendigen Vorabkldrungen unmittelbar nach
Eintritt in ein Zentrum des Bundes (BAZ) vorgenommen werden (Art. 26 AsylG). In
der Vorbereitungsphase wird auch die Zustindigkeit fiir die Durchfithrung des Asyl-
verfahrens im Rahmen eines Dublin-Gespréchs geklrt.

Aufgrund des neuen Artikels 22 Absatz 7 der AMMR-Verordnung muss neu neben
einer schriftlichen Zusammenfassung (Bericht oder Standardformular) auch eine
Tonaufzeichnung des Verfahrens auf Festlegung der Zustdndigkeit im Rahmen der
Erstbefragung erfolgen. Die betroffene Person ist vorgéngig dariiber zu informieren.
Bei Zweifeln iiber die Richtigkeit der wihrend der Befragung gemachten Angaben ist
die Tonaufzeichnung massgebend. Die betroffene Person bzw. deren Rechtsvertre-
tung erhélt vor Ergehen des Dublin-Entscheids Zugang zu einer schriftlichen Zusam-
menfassung und kann sich entweder miindlich oder schriftlich zu fehlerhaften Uber-
setzungen, Missverstdndnissen oder anderen sachlichen Fehlern dussern.

Diese Grundsitze sollen im neuen Absatz 3" geregelt werden. Das Gespriich zur Fest-
legung der Zustindigkeit im Rahmen der Erstbefragung ist schriftlich zusammenzu-
fassen und auf Ton aufzunehmen. Bevor das Gesprich aufgezeichnet wird, ist die be-
troffene Person iiber die Tonaufnahme zu informieren. Weigert sich die Person, sich
aufzeichnen zu lassen, stellt dies eine Verletzung der Mitwirkungspflicht geméss Ar-
tikel 8 AsylG dar, da es sich vorliegend um einen Verfahrensschritt im Rahmen des
Dublin-Verfahrens handelt.

Im Rahmen eines Akteneinsichtsgesuchs kénnen die Betroffenen oder deren Rechts-
vertretungen verlangen, die entsprechende Tonaufnahme abzuhéren, da diese als Be-
weismittel dienen kann (Art. 6 AsylG i. V. m. Art. 26 Abs. 1 Bst. b VWVG). Dabei
soll die Moglichkeit bestehen, die Tonaufnahme vollumfianglich und im Original an-
zuhdren und sich uneingeschriankt dazu zu dussern. Eine Aushéndigung der Aufnah-
men ist dabei nicht moglich. Das Abhoren der Aufnahmen ist nur in den Lokalitdten
der zusténdigen Behorde moglich und es sollen keine Kopien der Aufnahmen ausge-
héndigt werden. Im Rahmen der Akteneinsicht vor Ort muss unter anderem sicherge-
stellt werden, dass keine unerlaubten Ton-Such-Abfragen im Internet durchgefiihrt
werden, um die Sprechenden zu identifizieren. Dem BVGer werden die Aufnahmen
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zur Verfligung gestellt, da bei Zweifeln iiber die wihrend der Befragung gemachten
Angaben die Tonaufzeichnung massgebend ist, und nicht die schriftliche Zusammen-
fassung. Die weiteren Modalititen wird der Bundesrat auf Verordnungsstufe regeln.

Abs. 3t

Der Bundesrat wird erméchtigt festzulegen, in welchen Fillen auf eine Tonaufzeich-
nung ausnahmsweise verzichtet werden kann (z. B. bei Vorliegen einer technischen
Storung oder Fehlen der entsprechenden Infrastruktur).

AbS. 3quater

Der Bundesrat soll auf Verordnungsstufe namentlich Folgendes regeln:

51
52

Den Zweck und die Art der Aufnahme (Bst. a): Es ist insbesondere zu regeln,
ob die Tonaufnahme als Beweismittel vor Gericht dienen soll. Ferner soll ge-
regelt werden, dass die Aufnahme digital aufgezeichnet wird.

Den Ort und die Modalitéiiten der Speicherung und der Archivierung der Auf-
nahme (Bst. b): Es muss sichergestellt werden, dass eine Speicherung und
eine Archivierung gewdhlt werden, die es verunmoglichen, dass Ton- und
Bildaufnahmen aus Versehen an Dritte versendet werden. Eine Speicherung
ist aus technischen Griinden zurzeit im heutigen ZEMIS-Dossier (eDossier)
nicht méglich. Dieses soll jedoch im Rahmen eines bereits laufenden Projekts
durch das eGov-Dossier ersetzt werden, in dem kiinftig die Speicherung von
Ton- und Bildaufnahmen mdglich sein soll. Die Speicherung der entsprechen-
den Aufnahmen kdnnte somit im Rahmen des kiinftigen eGov-Dossiers erfol-
gen. Eine Anpassung des Bundesgesetzes iiber das Informationssystem fiir
den Auslénder- und den Asylbereich vom 20. Juni 20035! (BGIAA) wire in
diesem Fall gemiss dem gegenwértigen Wissenstand nicht notwendig. Der-
zeit ist das Projekt jedoch in einer Neuplanung, und das eGov-Dossier wird
voraussichtlich nicht innerhalb der vorgegebenen Frist von zwei Jahren ein-
gefiihrt werden konnen. Aus diesem Grund soll der Bundesrat auf Verord-
nungsstufe eine mogliche Ubergangslosung regeln.

Bereits heute regelt die ZEMIS-Verordnung vom 12. April 200652, dass Daten
des Asylbereichs, die in ZEMIS gespeichert sind, in jedem Fall archiviert wer-
den miissen (Art. 18 Abs. 2 ZEMIS-Verordnung). In den iibrigen Fillen wird
die Frage der Archivierung in einer Vereinbarung zwischen dem SEM und
dem Schweizerischen Bundesarchiv (BAR) geregelt, wobei das BAR zu ent-
scheiden hat, ob die Aufnahmen archivwiirdig sind oder nicht.

Die Modalititen des Akteneinsichtsrechts und die Zugriffe auf die Aufnahme
(Bst. ¢ und d): Neben den Modalitdten des Akteneinsichtsrechts miissen auch
die konkreten Zugriffe auf die Aufnahmen geregelt und entsprechend einge-
schrinkt werden. Sollten die Tonaufzeichnungen in ZEMIS gespeichert wer-
den, ist der Zugriff in der ZEMIS-Verordnung zu regeln.

SR 142.51
SR 142.513
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—  Das Vorgehen bei einer technischen Stérung oder einer fehlerhafien Auf-
nahme (Bst. e): Es muss geregelt werden, wie vorzugehen ist, wenn wihrend
der Aufnahme festgestellt wird, dass eine technische Storung vorliegt und das
Gesprich nicht oder fehlerhaft aufgezeichnet wird bzw. wenn nach dem Ge-
sprich festgestellt wird, dass die Aufnahme fehlerhaft ist.

Abs. 4

Neu wird im AsylG anstelle des Begriffs «Staat, der durch ein Dublin-Assoziierungs-
abkommen gebunden ist» der Begriff «Dublin-Staat» verwendet. Eine materielle An-
derung erfolgt nicht.

Art. 26b Abs. 2

Die Bestimmung setzt Artikel 38 Absatz 2 AMMR-Verordnung um, wonach im Rah-
men eines Aufnahmeverfahrens ein allfilliges Untertauchen einer asylsuchenden Per-
son keine Auswirkungen auf das Dublin-Verfahren hat. Solange das Aufnahme-Ver-
fahren nicht abgeschlossen ist, erfolgt keine formlose Abschreibung des Asylgesuchs.

Absatz 1 entspricht materiell unveréndert der geltenden Regelung von Artikel 26b.

Art. 31b Abs. 1 Einleitungssatz

Auch hier wird neu der Begriff «Dublin-Staat» verwendet (siche Erlduterungen zu
Art. 26 Abs. 4 VE-AsylG).

Art. 35a

Artikel 35a AsylG regelt die Wiederauthahme des Asylverfahrens im Rahmen des
Dublin-Verfahrens. Bis anhin verwies der Artikel auf die Dublin III-Verordnung. Neu
wird auf die AMMR-Verordnung verwiesen.

Art. 37 Abs. 1 und 3

Abs. 1

In Absatz 1 wird lediglich der Verweis auf die AMMR-Verordnung angepasst. Bei
der Frist von zwei Wochen, welche die AMMR-Verordnung vorsieht, handelt es sich
um eine Maximalfrist. Die geltende Frist von drei Arbeitstagen kann deshalb beibe-
halten werden. Diese hat sich auch in der Praxis bewdhrt. Sie dient der Verfahrensbe-
schleunigung und der schnellen Feststellung des zusténdigen Dublin-Staates.

Abs. 3

Der die Zusténdigkeit bestimmende Dublin-Staat hat spitestens zwei Wochen nach
Annahme des Gesuchs oder nach Ubermittlung der Mitteilung eine Uberstellungsent-
scheidung zu treffen (Art. 42 Abs. | AMMR-Verordnung).
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In diesem Absatz soll ein neuer Satz eingefiligt werden, wonach im Dublin-Verfahren
die Frist nach Absatz 1 von drei Arbeitstagen auf fiinf verldngert bzw. die Frist nach
Absatz 2 aus triftigen Griinden um einige Tage iiberschritten werden kann. Diese
Fristverldngerungen sollen unter der Maximaldauer von zwei Wochen liegen.

Art. 102a"s Abs. 29w Bst. ¢ und d sowie Abs. 4

Der bestehende Artikel 1024 AsylG regelt das Informationssystem Eurodac. Ab-
satz 2944 fijhrt aus, welche Daten das SEM an die Zentraleinheit zu {ibermitteln hat.
In Buchstabe ¢ wird bis anhin auf die Dublin III-Verordnung verwiesen. Dieser Ver-
weis ist anzupassen. In Buchstabe d und in Absatz 4 soll neu der Begriff «Dublin-
Staaty verwendet werden. Da diese Bestimmung ebenfalls im Rahmen des Bundesbe-
schlusses zu Eurodac angepasst wird, ist eine entsprechende Koordination vorzuse-
hen.

Art. 102b Bekanntgabe von Personendaten an einen Dublin-Staat

Sachiiberschrift

Neu wird der Begriff «Dublin-Staat» verwendet.

Abs. 1

Es handelt sich hier um eine redaktionelle Anpassung. Da neu zwei zusitzliche Ab-
sdtze (Abs. 2 und 3) eingefligt werden, soll die bisherige Regelung von Artikel 1025
materiell unveridndert in Absatz 1 eingefligt werden. Zudem wird neu der Begriff
«Dublin-Staat» verwendet.

Abs. 2

Artikel 48 der AMMR-Verordnung regelt den Austausch von relevanten Informatio-
nen vor der Durchfiihrung der Uberstellung mittels des elektronischen Dateniibermitt-
lungskanals «DubliNet». Aus Transparenzgriinden wird prézisiert, dass die Kommu-
nikation zwischen den zustindigen Behdrden der Dublin-Staaten iiber das
elektronische Kommunikationsnetz der EU «DubliNet» erfolgt.

Art. 102¢ Bekanntgabe von Personendaten an einen Nicht-Dublin-Staat

Die Sachiiberschrift wird insofern angepasst, als neu der Begriff «Nicht-Dublin-
Staat» verwendet wird.

Art. 102g Abs. 2 und 3
Absatz 2 Buchstabe a entspricht dem geltenden Absatz 2.

Der bestehende Absatz 3 wird aufgehoben, und dessen Inhalt wird neu in Absatz 2
Buchstabe b ohne materielle Anderung tiberfiihrt.
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Der neue Absatz 2 Buchstabe ¢ umfasst die Beratung iiber das Asylverfahren und soll
neu gestiitzt auf Artikel 11 AMMR-Verordnung die Informationen zum Dublin-Ver-
fahren enthalten. Das Merkblatt zum Asylverfahren wird entsprechend ergénzt wer-
den. Die Information soll so frith wie moglich nach der Einreichung des Asylgesuchs
und in angemessener Form erfolgen.

Art. 106 Abs. 2

Die Beschwerdegriinde im Asyl- und Dublin-Verfahren werden in Artikel 106 AsylG
geregelt. Neu wird in Absatz 2 auf Artikel 107a Absatz 4 AsylG verwiesen (siche
nachfolgende Ausfiihrungen dazu unter Art. 107a VE-AsylG).

Art. 107a Abs. 2—4

Abs. 2

Dieser Absatz wird ergénzt mit dem ersten Satz des geltenden Absatzes 3. Es wird
prézisiert, dass es sich bei der Frist um Arbeitstage und nicht Kalendertage handelt.

Abs. 3

Der erste Satz entspricht dem bisherigen zweiten Satz von Absatz 3. Der zweite Satz
von Absatz 3 verweist auf die Frist nach Artikel 109 Absatz 3 AsylG und prézisiert
somit, dass das BVGer innerhalb von fiinf Arbeitstagen nach Erteilung der aufschie-
benden Wirkung iiber eine Beschwerde entscheidet. Die AMMR-Verordnung legt die
Behandlungsfrist durch das Gericht auf maximal drei Wochen fest. Aufgrund der bis-
herigen Erfahrungen wird jedoch vorgeschlagen, die fiinftdgige Behandlungsfrist des
BVGer bei Dublin-Féllen beizubehalten. Eine Verldngerung dieser Frist wiirde dazu
fithren, dass die betroffenen Personen ldnger in den Zentren des Bundes auf ihren
Entscheid warten miissten.

Auch die Beschwerdefrist von fiinf Arbeitstagen kann beibehalten werden, da die
AMMR-Verordnung in Artikel 43 Absatz 2 eine Minimalfrist von einer Woche fiir
die Einreichung einer Beschwerde vorsieht.

Abs. 4

Die Beschwerdegriinde sind abschliessend in Artikel 43 Absatz 1 der AMMR-
Verordnung aufgefiihrt (siche dazu Ausfithrungen zu Art. 43 AMMR-Verordnung,
Ziff. 2.3.3). Auf diese wird im neuen Absatz 4 verwiesen.

Art. 113a Massnahmen zur Unterstiitzung von Schengen- oder Dublin-Staaten
Abs. 1

Zur Umsetzung des Verpflichtungskredits «Solidaritdt Schengen/Dubliny» kann der
Bund gestiitzt auf Artikel 114 Absatz 1 Buchstabe b AsylG neu insbesondere bei er-
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héhtem Migrationsdruck anderer Schengen-/Dublin-Staaten Massnahmen zur solida-
rischen Unterstiitzung dieser Staaten oder von Drittstaaten beschliessen. Diese Mass-
nahmen kénnen ad hoc auf Anfrage des betroffenen Staates oder im Rahmen der frei-
willigen Teilnahme der Schweiz an Solidaritdtsmassnahmen im Rahmen des
Solidarititsmechanismus der EU (Teil IV der AMMR-Verordnung) erfolgen. Be-
troffene Staaten kdnnen zudem indirekt iiber Projektvertrige mit internationalen Or-
ganisationen und Nichtregierungsorganisationen unterstiitzt werden.

Neben der Aufnahme von Asylsuchenden, anerkannten Fliichtlingen, Staatenlosen
oder illegal aufhéltigen Drittstaatsangehorigen konnen diese Massnahmen auch in
Form von finanziellen Beitrdgen an bestehende Instrumente der EU bestehen. Auch
alternative Massnahmen, wie personelle und/oder technische Unterstiitzung zuguns-
ten der jeweiligen Partnerlénder, konnen beschlossen werden.

Abs. 2

Grundsitzlich entscheidet der Bundesrat, ob und welche Solidaritédtsmassnahme zu
ergreifen ist. Er legt die maximale Personenzahl zur Ubernahme pro Kalenderjahr so-
wie die Hohe eines moglichen finanziellen Beitrags fest.

Abs. 3

Nach Entscheid des Bundesrats iiber die Hohe der aufzunehmenden Personen und der
finanziellen Beitrédge legt das EJPD den Zeitpunkt und die Anzahl der aufzunehmen-
den Personen im Rahmen der Unterstiitzungsmassnahmen fest. Wie auch im Rahmen
des Resettlement (Art. 56 ff. AsylG) bestimmt das SEM, wer einer Gruppe von auf-
zunehmenden Personen angehort.

Abs. 4

Bei unvorhergesehenen Ereignissen (z. B. Kriegsausbruch) kann das Eidgendssische
Justiz- und Polizeidepartement (EJPD) in Ausnahmefillen zusétzlich zum vom Bun-
desrat beschlossenen Kontingent an Personen weitere kleinere Personengruppen auf-
nehmen (maximal 100 Personen).

Abs. 5

Die Verteilung der nach Absatz 1 aufgenommenen Personen richtet sich nach der Ver-
teilregel von Artikel 27 AsylG.

Abs. 6

Das SEM entscheidet in eigener Kompetenz iiber die zu ergreifenden operativen und
technischen Unterstiitzungsmassnahmen (Abs. 1 Bst. e).

887230



Erlduternder Bericht

Art. 114

Der geltende Artikel 114 regelt den Abschluss von volkerrechtlichen Vertrdgen durch
den Bundesrat mit ausgewéhlten EU-Mitgliedstaaten oder internationalen Organisati-
onen im Rahmeneines Verpflichtungskredits «Migration».

Abs. 1 Bst. a

Die heute geltende Regelung wird materiell unveréndert neu in Absatz 1 Buchstabe a
aufgenommen und erhélt eine formale Anpassung. Der Begriff «Rahmenkredit» wird
durch den Begriff «Verpflichtungskredit» ersetzt. Der Begriff «Umsetzung eines Rah-
menkredits» wird zudem konkretisiert durch Beitrdge, die im Rahmen eines Ver-
pflichtungskredits von der Bundesversammlung bewilligt wurden.

Abs. 1 Bst. b und Abs. 2

Neu ist die Schaffung eines zusitzlichen Verpflichtungskredits «Solidaritdt Schen-
gen/Dublin» vorgesehen, welcher neben dem Verpflichtungskredit «Migration»
(Bst. a) etabliert werden soll. Dieser Verpflichtungskredit bildet die Grundlage fiir die
Ausrichtung finanzieller Beitrdge an Schengen-/Dublin-Mitgliedstaaten oder Dritt-
staaten fiir Massnahmen in den Bereichen Migration, Grenzverwaltung und Asyl
durch den Bundesrat. Wie beim Verpflichtungskredit «Migration», sind die zustandi-
gen parlamentarischen Kommissionen vorgéngig zu informieren (vgl. Abs. 2). Der
Bundesrat kann entsprechende volkerrechtliche Vertridge mit den begiinstigten Staa-
ten abschliessen.

Der neue Verpflichtungskredit «Solidaritdt Schengen/Dublin» unterscheidet sich vom
Verpflichtungskredit «Migration» insofern, als auch Drittstaaten sowie die an Schen-
gen/Dublin-assoziierten Staaten bei der Ausrichtung von Beitragen mitberiicksichtigt
werden konnen. Zudem wird die Schweiz erst dann von diesem Verpflichtungskredit
Gebrauch machen, wenn im EU-Kontext entsprechende Massnahmen aufgrund eines
erhohten Migrationsdrucks angezeigt sind bzw. im Rahmen des Solidaritédtsmechanis-
mus von der EU eingeleitet werden.

Anhang

In Artikel 21 AsylG wird der Begriff «Dublin-Assoziierungsabkommen» eingefiihrt
und auf die Auflistung in Anhang 1 verwiesen. Diese Auflistung ist allerdings nicht
mehr aktuell und muss um das Eurodac-Protokoll ergénzt werden (Bst. e). Dieselbe
Anderung wurde ins AIG aufgenommen.
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2.7 Koordinationsbedarf

2.7.1 Koordinationsbedarf mit dem Bundesbeschluss zur
Uberpriifungsverordnung

Artikel 20 VE-AsylG verweist neu auf die Artikel 21a und 26 VE-AsylG, die im Rah-
men des Bundesbeschlusses zur Uberpriifungsverordnung neu ins AsylG aufgenom-
men werden. Entsprechend sind die beiden Vorlagen zu koordinieren.

2.7.2 Koordinationsbedarf mit dem Bundesbeschluss zur
Eurodac-Verordnung

Mit der vorliegenden Vorlage wird Artikel 1024 Absatz 29'4" Buchstaben ¢ und d
sowie Absatz 4 VE-AsylG formell angepasst (neuer Verweis auf die AMMR-
Verordnung und neue Verwendung des Begriffs «Dublin-Staat»). Da dieselbe Bestim-
mung auch durch den Bundesbeschluss zu Eurodac angepasst wird, sind die beiden
Vorlagen entsprechend zu koordinieren.

2.8 Auswirkungen der AMMR-Verordnung, der
Krisenverordnung und des Umsetzungserlasses auf
den Bund und die Kantone

Fiir den Bund (Ziff. 2.8.1 und 2.8.2) und die Kantone (Ziff. 2.8.3) ergeben sich sowohl
finanzielle als auch personelle Auswirkungen im Rahmen der neuen Tonaufzeichnung
der Dublin-Befragung und im Zusammenhang mit einer allfélligen Teilnahme der
Schweiz an Solidaritdtsmassnahmen.

Die Ubernahme der Krisenverordnung kann in Zukunft finanzielle Auswirkungen fiir
den Bund und die Kantone haben, da diverse Fristen neu verlédngert bzw. die Dublin-
Staaten verpflichtet werden konnen, fiir diejenigen Staaten, die aufgrund einer Kri-
sensituation unter Druck geraten, die Zusténdigkeit zu tibernehmen. Dies konnte die
Strukturen des Bundes, der Kantone und Gemeinden belasten und entsprechende Kos-
ten mit sich bringen. Umgekehrt kdnnte die Schweiz in einer Krisensituation auf die
Unterstiitzung der Dublin-Staaten zuriickgreifen, was mit Kostenersparnissen verbun-
den wire. Die Ubernahme der Krisenverordnung wird daher erst zu einem spiteren
Zeitpunkt Auswirkungen auf den Bund und die Kantone haben. Diese kénnen zum
aktuellen Zeitpunkt nicht beziffert werden, da sie von der Art und Dauer der Krise
abhingen. Sie werden dem Bundesrat zu gegebener Zeit unterbreitet.

2.8.1 Finanzielle Auswirkungen auf den Bund

Kosten Tonaufzeichnungen

Neu sind Dublin-Befragungen auf Ton aufzuzeichnen (Art. 22 Abs. 7 AMMR-
Verordnung). Derzeit wird die technische und praktische Umsetzung dieser Vorgabe
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gepriift. Aktuell ist die Speicherung von Tonaufzeichnungen im ZEMIS nicht mog-
lich. Erst mit der Einfiihrung des eGov-Dossiers wird eine Speicherung dieser Auf-
nahmen mdglich sein. Die anfallenden Mehrkosten werden somit stark davon abhén-
gen, ob eine Ubergangslosung implementiert werden muss oder ob das neue eGov-
Dossier ab Mitte 2026 bereits zur Verfiigung stehen wird. Zudem werden gewisse
Systemanpassungen notwendig sein, falls iiber MIDES oder eAsyl auf die Aufnahmen
zugegriffen werden soll. Fiir die Implementierung dieser EU-Vorgabe ist mit finanzi-
ellen Aufwendungen von rund einer Million Franken zu rechnen. Diese Kosten bein-
halten beispielsweise die Materialkosten fiir die Technik in den Zentren des Bundes
inkl. Installation, akustische Massnahmen fiir die Riume, technische Ubergangslo-
sung, falls das eGov-Dossier nicht termingerecht zur Verfiigung stehen sollte sowie
allfillige Projektkosten. Je nachdem, ob eine technische Ubergangslosung geschaffen
werden muss oder nicht, konnten die Kosten auch tiefer oder hoher ausfallen. Die
Betriebskosten konnen derzeit noch nicht genauer beziffert werden, da diese ebenfalls
davon abhiingen, ob es fiir die Speicherung der Tonaufzeichnungen eine Ubergangs-
16sung brauchen wird oder nicht. Zum aktuellen Zeitpunkt geht das SEM davon aus,
dass diese Kosten iiber die im Voranschlag 2024 bzw. im Voranschlag 2025 mit inte-
griertem Aufgaben- und Finanzplan 20262028 eingestellten Mittel finanziert werden
konnen.

Kosten Solidarititsmassnahmen

Sofern eine freiwillige Ad-hoc-Teilnahme der Schweiz an mdglichen Solidaritéts-
massnahmen entschieden ist, wird diese ebenfalls finanzielle Auswirkungen mit sich
bringen. Die Hohe dieser Auswirkungen ist von der jeweiligen Massnahme abhéngig:

Pro 100 Asylsuchende, welche die Schweiz als Solidaritdtsmassnahme im Rahmen
von Relocation iibernehmen wiirde, wiirden, bei einer angenommenen Schutzquote
von 75 Prozent (d. h. 75 % erhalten nach dem Verfahren eine vorldufige Aufnahme
oder Asyl), Ausgaben von ca. 10 Millionen Franken fiir Verfahrenskosten, Sozial-
hilfe, Integration, Nothilfe sowie Ein- und Ausreisekosten (rund CHF 100 000 pro
Fall) entstehen (exkl. zusitzliche Personalkosten). In Ubereinstimmung mit den Arti-
keln 20 und 24 der Asylverordnung 2 (AsylV 2; SR 142.312) deckt dieser Betrag von
10 Millionen einen Zeitraum von fiinf Jahren fiir Fliichtlinge und sieben Jahren fiir
vorldufig Aufgenommene ab (Mittelwert von sechs Jahren bei der Annahme einer
gleichmissigen Verteilung). Diese Kosten werden iiber bestehende Finanzierungs-
quellen abgerechnet. Bei einer tiefen durchschnittlichen Schutzquote wiirden sich die
Kosten entsprechend verringern und sich teilweise von der Integration auf die Nothilfe
und den Wegweisungsvollzug verschieben. Vollzugshindernisse beispielsweise durch
das Untertauchen der betroffenen Personen sind nicht auszuschliessen. Die Schweiz
verfolgt grundsétzlich das Ziel, Fille fiir Relocation auszuwéhlen, die eine Verbleibe-
perspektive mitbringen.

Es wird davon ausgegangen, dass fiir einen Experteneinsatz, wie das im Rahmen einer
alternativen Solidaritdtsmassnahme moglich wére, mit jéhrlichen Kosten von rund
170 000 Franken pro Person zu rechnen ist (Ansatz fiir eine EUAA-Entsendung).
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Fiir eine finanzielle Beteiligung am Solidaritdtsmechanismus zur Unterstiitzung von
Massnahmen in den Bereichen Migration, Grenzverwaltung und Asyl wiirde der Bun-
desrat die entsprechenden Mittel zu gegebener Zeit beantragen.

2.8.2 Personelle Auswirkungen auf den Bund

Kosten Tonaufzeichnungen

Die Vor- und Nachbereitung der Tonaufnahmen (inkl. Abspeicherung/Archivierung)
von Dublin-Befragungen fiihrt zu einem geringen zusétzlichen Zeitaufwand im Dub-
lin-Verfahrensprozess von geschétzten 15 Minuten pro Befragung. Auf der Grundlage
von rund 6500 Dublin-Befragungen pro Jahr wird der zusétzliche personelle Aufwand
im Dublin-Verfahrensprozess einschliesslich der Akteneinsicht auf 1,5 FTE pro Jahr
geschitzt. Wihrend der Dublin-Befragung muss zusétzlich technischer Support in je-
dem BAZ mit Verfahrensfunktion (Altstitten, Basel, Bern, Boudry, Chiasso, Ziirich)
sowie an den Flughdfen Ziirich und Genf gewihrleistet sein, sollte es technische
Schwierigkeiten bei den Tonaufzeichnungen geben. Aktuell ist dafiir ein Modell mit
einem First-level-Support vor Ort und einem Second-level-Support mit SEM-
Personal vorgesehen. Den rein technischen Third-level-Support wiirde das BIT vor
Ort iibernehmen. Fiir die Sicherstellung des First- und Second-level-Supports wird
aktuell ein zusétzlicher Personalaufwand von 0,25 FTE geschitzt, was rund 300 Sup-
port-Stunden entspricht und der beim SEM im First- und Second-level-Support anfal-
len wiirde.

Aktuell werden die gesamten personellen Auswirkungen der Tonaufzeichnungen von
Dublin-Befragungen beim SEM auf ca. 1,75 FTE geschitzt.

Kosten Solidarititsmassnahmen

Zusitzliche Aufnahmen haben Auswirkungen auf den personellen Bedarf im Asyl-
verfahren. Diese zusitzlichen personellen Auswirkungen belaufen sich auf geschétzte
1,75 FTE pro Jahr fiir die Aufnahme von 100 Asylsuchenden im Rahmen von Solida-
ritdtsmassnahmen. Diese Schétzung von 1,75 FTE fiir 100 Aufnahmen basiert auf der
Annahme einer Schutzquote von 75 Prozent und setzt sich aus einem Zusatzaufwand
von 0,15 FTE fiir die Identifikation in einem EU-Land, von 1,5 FTE fiir die Bearbei-
tung der Asylgesuche und von 0,1 FTE fiir die Riickkehrfalle zusammen.

Zusammenfassung

Diese allfillig zusatzlich benétigten, grob geschitzten Mittel fallen aus heutiger Sicht
im Eigenbereich des SEM an und miissen entweder departementsintern kompensiert
oder im Rahmen der Bedarfserhebung fiir den Entwicklungsrahmen 2027/2028 ein-
gegeben werden.
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2.8.3 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

Kosten Tonaufzeichnungen

Der Bund trégt die Kosten fiir die technischen Anpassungen an den Bundessystemen
(Speicherung im e-Gov-Dossier oder Ubergangsldsung). Da lediglich die Verfahren
zur Festlegung der Zustdndigkeit im Rahmen der Erstbefragung auf Ton aufgezeich-
net werden miissen, haben die Tonaufzeichnungen keine finanziellen Auswirkungen
auf die Kantone und Gemeinden.

Kosten Solidarititsmassnahmen

Werden zusétzliche Personen im Rahmen von Relocation-Programmen iibernommen
und werden sie den Kantonen zugeteilt, konnten ebenfalls zusitzliche Kosten auf die
Kantone und Gemeinden zukommen.

2.9 Rechtliche Aspekte

2.9.1 Verfassungsmiissigkeit

Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Notenaustauschs zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der AMMR-Verordnung und der Kri-
senverordnung stiitzt sich auf Artikel 54 Absatz 1 BV, wonach der Bund fiir auswér-
tige Angelegenheiten zusténdig ist.

Artikel 184 Absatz 2 BV ermichtigt den Bundesrat, volkerrechtliche Vertriage zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren.

Die Bundesversammlung ist nach Artikel 166 Absatz 2 BV fiir die Genehmigung vdl-
kerrechtlicher Vertrdge zustindig, sofern fiir deren Abschluss nicht aufgrund von
Gesetz oder volkerrechtlichem Vertrag der Bundesrat zustdndig ist (Art. 7a Abs. 1 des
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. Mérz 199753 [RVOG])).

Im vorliegenden Fall fehlt es an einer besonderen gesetzlichen oder vertraglichen Er-
machtigung fiir den Bundesrat; zudem handelt es sich nicht um einen Vertrag von
beschrinkter Tragweite. Somit ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung der
vorliegenden Notenaustausche zustindig.

Die Vorlage ist insbesondere auch vereinbar mit Artikel 121a BV (siehe dazu
Ziff. 2.5.2).

53 SR 172.010
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2.9.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen
Verpflichtungen der Schweiz

Mit der Ubernahme der AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung als Dublin-
/Eurodac-Weiterentwicklungen erfiillt die Schweiz ihre Verpflichtungen gegeniiber
der EU, die sie im Rahmen des DAA eingegangen ist. Sie gewéhrleistet damit eine
einheitliche Anwendung der Bestimmungen in Bezug auf das Dublin-Verfahren.

Die Ubernahme der AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung sowie die damit
verbundenen Gesetzesdnderungen stehen unter anderem im Einklang mit der Europé-
ischen Menschenrechtskonvention (EMRK)34 und der Genfer Konvention vom
28. Juli 195155 iiber den Fliichtlingsstatus (Genfer Fliichtlingskonvention) in der Fas-
sung des Protokolls von New York vom 31. Januar 196756.

Somit sind die Ubernahme der AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung sowie
die damit verbundenen gesetzlichen Anpassungen mit den internationalen Verpflich-
tungen der Schweiz vereinbar.

293 Erlassform des Bundesbeschlusses und des
Umsetzungserlasses

Die Ubernahme der EU-Verordnungen stellt keinen Beitritt der Schweiz zu einer Or-
ganisation fiir kollektive Sicherheit oder zu einer supranationalen Gemeinschaft dar.
Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung der entsprechenden Notenaustausche ist
deshalb nicht dem obligatorischen Referendum nach Artikel 140 Absatz 1 Buch-
stabe b BV zu unterstellen.

Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d BV unterliegen volkerrechtliche Vertrage
dem fakultativen Referendum, wenn sie unbefristet und unkiindbar sind (Ziff. 1), den
Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen (Ziff. 2) oder wichtige recht-
setzende Bestimmungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von Bun-
desgesetzen erfordert (Ziff. 3). Nach Artikel 22 Absatz 4 des Parlamentsgesetzes>’
vom 13. Dezember 2002 (ParlG) sind unter rechtsetzenden Normen Bestimmungen
zu verstehen, die in unmittelbar verbindlicher und generell-abstrakter Weise Pflichten
auferlegen, Rechte verleihen oder Zustindigkeiten festlegen. Als wichtig gelten Best-
immungen, die auf der Grundlage von Artikel 164 Absatz 1 BV in Form eines Bun-
desgesetzes erlassen werden miissen.

Die vorliegenden Notenaustausche werden auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, kon-
nen aber jederzeit gekiindigt werden und sehen keinen Beitritt zu einer internationalen
Organisation vor. Jedoch enthilt die AMMR-Verordnung nicht nur wichtige rechtset-
zende Bestimmungen, sondern erfordert auch Gesetzesanpassungen. Demzufolge ist
der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Vertrags dem fakultativen Referen-
dum nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV zu unterstellen.

54 AS 1974 2151; BB1 1974 1 1035 (SR 0.101)

55 Abkommen vom 28. Juli 1951 iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge (SR 0.142.30)

;3 Protokoll vom 31. Januar 1967 iiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge (SR 0.142.301)
SR 171.10
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Die Bundesversammlung genehmigt vélkerrechtliche Vertrége, die dem Referendum
unterliegen, in der Form eines Bundesbeschlusses (Art. 24 Abs. 3 ParlG).

Nach Artikel 141a Absatz 2 BV konnen Gesetzesidnderungen, die der Umsetzung ei-
nes volkerrechtlichen Vertrags dienen, in den Genehmigungsbeschluss aufgenommen
werden, wenn dieser dem fakultativen Referendum untersteht.

Die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen dienen der Umsetzung der AMMR-
Verordnung und ergeben sich unmittelbar aus den dort enthaltenen Verpflichtungen.
Der Entwurf des Umsetzungserlasses kann deshalb in den Genehmigungsbeschluss
aufgenommen werden.

2.94 Datenschutz

In Bezug auf den Datenschutz werden lediglich Artikel 111a VE-AIG und Arti-
kel 102a VE-AsylG aus Transparenzgriinden prézisiert. Sie regeln den Datenaus-
tausch zwischen dem schweizerischen Dublin-Office, das im Staatssekretariat fiir
Migration (SEM) angesiedelt ist, und den iibrigen zustdndigen Behorden der anderen
Dublin-Staaten.

Die Datenbearbeitung durch das SEM richtet sich dabei nach dem Bundesgesetz vom
25. September 202058 iiber den Datenschutz (Datenschutzgesetz, DSG). Sie untersteht
der Aufsicht des EDOB.59

In der AMMR-Verordnung sind die datenschutzrechtlichen Regelungen neu in Arti-
kel 72 geregelt.

In der EU hat die Bearbeitung personenbezogener Daten im Einklang mit der Daten-
schutz-Grundverordnung bzw. der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie der Verordnung
(EU) 2018/1725 zu stehen. Die Bearbeitung der Daten im Dublin-Verfahren hat im
Einklang mit diesen EU-Verordnungen und der genannten EU-Richtlinie zu erfolgen.
Fiir die Schweiz verbindlich ist jedoch lediglich die Richtlinie 2016/680, da nur diese
Richtlinie Teil des Schengen-Besitzstands ist. Die Datenschutz-Grundverordnung gilt
(im Gegensatz zur Richtlinie) nicht fiir die Schweiz; diese hat die EU-Verordnung
aber im Rahmen der Revision des Datenschutzgesetzes beriicksichtigt, sodass sie liber
ein gegeniiber dem EU-Recht dquivalentes Datenschutzniveau verfligt.

Ferner untersteht die Datenbearbeitung durch die EUAA den Vorgaben der Verord-
nung (EU) 2021/230360. Die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorgaben erfolgt
durch den europédischen Datenschutzbeauftragten (EDSB).

58 SR 235.1

59 Vgl. Art. 27 DSG (SR 235.1) bzw. Art. 4 und 49 ff. des neuen Datenschutzgesetzes vom
25. September 2020 (BB1 2020 7639).

60 Verordnung (EU) 2021/2303 des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. De-
zember 2021 iiber die Asylagentur der Européischen Union und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 439/201; ABI. L 468 vom 30.12.2021, S. 1.
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Der EDSB wurde gemiss Artikel 42 der Verordnung (EU) 2018/1725 konsultiert. Er
hat am 30. November 2020 zum Vorschlag des neuen Migrations- und Asylpakts eine
Stellungnahme abgegeben.6!

Der EDSB anerkennt die Notwendigkeit einer effektiveren Steuerung von Migration
und Asyl. Er ist der Auffassung, dass «der vorgeschlagene umfassende Ansatz auf der
uneingeschrankten Achtung der Grundrechte von Personen, die internationalen
Schutz suchen, und anderen Migranten, einschliesslich ihres Rechts auf Datenschutz
und Privatsphére, beruheny miisse.

Zudem hilt er fest, dass eine Datenschutz-Folgenabschitzung zu den Grundrechten
und zum Datenschutz vorzunehmen sei. Er ist ferner der Ansicht, dass in den Entwiir-
fen der EU-Verordnungstexte die jeweiligen Zusténdigkeiten der verschiedenen Ak-
teure, die an der Verarbeitung personenbezogener Daten beteiligt sind, klar festgelegt
werden sollten.

Zur AMMR-Verordnung und zur Krisenverordnung hielt der EDSB fest, dass der vor-
geschlagene Artikel 72 der AMMR-Verordnung keinen Bezug auf die einschldgigen
Rechtsvorschriften der EU zum Datenschutz Bezug genommen habe. Im Rahmen der
Ausarbeitung der AMMR-Verordnung wurde dieses Versdumnis nachgeholt und ein
neuer Absatz (Abs. 1) in Artikel 72 eingefiigt, der neu auf die Datenschutz-Grundver-
ordnung und die Verordnung 2018/1725 sowie auf die Richtlinie (EU) 2016/680 ver-
weist. Ebenso sprachlich korrigiert wurde der vom EDSB kritisierte Absatz 3 des Ar-
tikels 72 der AMMR-Verordnung. In Bezug auf die Krisenverordnung wurden keine
Anpassungen vorgenommen.

2.9.5 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Mit der Vorlage werden keine neuen Verpflichtungskredite oder Zahlungsrahmen be-
schlossen, die einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken nach sich zie-
hen. Die Vorlage ist somit nicht der Ausgabenbremse (Art. 159 Abs. 3 Bst. b BV)
unterstellt.

61 Férmliche Kommentare des EDSB Stellungnahme des EDSB zum neuen Migrations- und
Asylpakt; abrufbar in drei Sprachen unter: https://edps.europa.cu/system/files/2021-
03/20-11-30_opinion_new-pact-migration-asylum_de.pdf
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3 Bundesbeschluss zur Ubernahme und Umsetzung der
Riickkehrgrenzverfahrensverordnung

31 Ausgangslage

3.1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Mit der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung soll ein neues Wegweisungsverfahren
an der Schengen-Aussengrenze geschaffen werden fiir Drittstaatsangehorige und
Staatenlose, deren Asylgesuch im Rahmen des Asylverfahrens an der Schengen-Aus-
sengrenze nach den Artikeln 43-56 der Asylverfahrensverordnung abgelehnt wurde.
Damit soll die Kontinuitéit zwischen dem Asylverfahren und dem Wegweisungsver-
fahren gewdhrleistet werden. Das Wegweisungsverfahren ist an der Grenze durchzu-
fithren und hat innert zwo6lf Wochen ab dem Zeitpunkt, in dem die betreffende Person
nicht mehr zum Verbleib im Hoheitsgebiet berechtigt ist oder ihr der Verbleib nicht
langer gestattet ist, zu erfolgen. In Krisensituationen kann diese Frist um hochstens
sechs Wochen verldngert werden.

Dieses neue Wegweisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze ist jedoch nicht
fiir alle Schengen-Staaten anwendbar. So sind Danemark und die an Schengen asso-
ziierten Staaten durch die Asylverfahrensverordnung nicht gebunden, da diese weder
zum Schengen- noch zum Dublin-Besitzstand gehort. Diese Staaten miissen auch kein
Asylverfahren an der Schengen-Aussengrenze vorsehen, kdnnen es aber. Wenn die
Staaten auf nationaler Ebene ein dem EU-Aussengrenzverfahren gleichwertiges Ver-
fahren vorsehen, gelten die Verweise in der vorliegenden EU-Verordnung auf die
Bestimmungen der Asylverfahrensverordnung als Verweise auf gleichwertige Best-
immungen im nationalen Recht (vgl. Art. 2 Riickkehrgrenzverfahrensverordnung).

3.1.2 Verlauf der Verhandlungen und
Verhandlungsergebnis

Die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung stellt formell eine Schengen-Weiterent-
wicklung dar.

Im urspriinglichen Vorschlag der Europdischen Kommission vom September 2020
waren die Riickkehrverfahren an der Grenze jedoch noch Teil der fiir die Schweiz
nicht verbindlichen Asylverfahrensverordnung, der Krisenverordnung und der
AMMR-Verordnung (mdgliche Solidarititsleistung durch das Instrument fiir finanzi-
elle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik [BMVI-Fonds]). Dies ob-
wohl Aspekte der Riickkehr grundsitzlich als Teil des Schengen-Besitzstands erachtet
werden. Die Verhandlungen erfolgten im Rahmen dieser Verordnungen mit politi-
scher Einigung am 20. Dezember 2023 (vgl. dazu Kapitel 2.1.2). Infolge einer recht-
lichen Auseinandersetzung auf EU-Ebene zur Natur dieser Riickkehrregeln als zum
Schengen-Besitzstand gehdrende Bestimmungen, und da EU-Rechtsakte geméss
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Rechtsprechung des EuGH®2 nicht nur teilweise Schengen-relevant sein kénnen, wur-
den die entsprechenden Bestimmungen aus den genannten Verordnungen in eine se-
parate, Schengen-relevante Verordnung tiberfiihrt. Dies war auch der Grund, weshalb
diese Verordnung erst am 3. Februar 2024 publiziert wurde. Die Schweiz konnte in
den folgenden Verhandlungen von ihrem Schengen-Mitspracherecht Gebrauch ma-
chen. Trotzdem bleibt die neue Verordnung ihrer urspriinglichen Logik treu und kann
nur in Verbindung mit den entsprechenden Regeln der Asylverfahrensverordnung
bzw. mit 4quivalenten Bestimmungen im nationalen Recht angewendet werden. Sind
keine solche dquivalenten Bestimmungen vorhanden, kann das vorgesehene Riick-
kehrverfahren an der Schengen-Aussengrenze nicht angewendet werden. Da das
Schweizer Asylverfahren am Flughafen kein zum EU-Grenzasylverfahren d4quivalen-
tes Verfahren darstellt, muss die Schweiz aktuell keine Riickkehrverfahren nach Mas-
sgabe dieses Schengen-Rechtsakts durchfiihren (vgl. hierzu Ziff. 3, insbesondere
Ziff. 3.4.3).

3.13 Verfahren zur Ubernahme der Weiterentwicklungen
des Schengen-Besitzstands

Gestiitzt auf Artikel 2 Absatz 3 SAA hat sich die Schweiz grundsitzlich verpflichtet,
alle Rechtsakte, welche die EU seit der Unterzeichnung des SAA am 26. Oktober
2004 als Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands erlassen hat, zu {iberneh-
men und, soweit erforderlich, in das Schweizer Recht umzusetzen.

Artikel 7 SAA sieht ein spezielles Verfahren fiir die Ubernahme und Umsetzung von
Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands vor. Zunichst notifiziert die EU der
Schweiz «unverziiglich» die Annahme eines Rechtsakts, der eine Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands darstellt. Danach verfligt der Bundesrat iiber eine Frist
von 30 Tagen, um dem zustdndigen Organ der EU (Rat der EU oder Europdische
Kommission) mitzuteilen, ob und gegebenenfalls innert welcher Frist die Schweiz die
Weiterentwicklung tibernimmt. Die dreissigtigige Frist beginnt mit der Annahme des
Rechtsakts durch die EU zu laufen (Art. 7 Abs. 2 Bst. a SAA).

Soweit die zu tibernehmende Weiterentwicklung rechtlich verbindlicher Natur ist, bil-
den die Notifizierung durch die EU und die Antwortnote der Schweiz einen Noten-
austausch, der aus Sicht der Schweiz einen volkerrechtlichen Vertrag darstellt. Im
Einklang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben muss dieser Vertrag entweder
vom Bundesrat oder vom Parlament und, im Fall eines Referendums, vom Volk ge-
nehmigt werden.

Die zur Uberrlahme anstehende Riickkehrgrenzverfahrensverordnung ist rechtsver-
bindlich. Die Ubernahme hat daher mittels Abschlusses eines Notenaustauschs zu er-
folgen.

Vorliegend ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung des Notenaustauschs
zustandig (vgl. Ziff. 3.6.1). Entsprechend hat die Schweiz der EU am 14. August 2024

62 Siche dazu Urteil (des Gerichtshofs der Européischen Gemeinschaften) vom 26. Oktober
2010 C-482/08 Vereinigtes Konigreich gegen Rat, Slg. 2010 1-10413 Randnr. 48, 49 und
58.
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in ihrer Antwortnote mitgeteilt, dass die betreffende Weiterentwicklung fiir sie erst
«nach Erfiillung ihrer verfassungsrechtlichen Voraussetzungen» rechtsverbindlich
werden kann (Art. 7 Abs. 2 Bst. b SAA). Ab der Notifizierung des Rechtsakts durch
die EU verfiigt die Schweiz fiir die Ubernahme und Umsetzung der Weiterentwick-
lung iiber eine Frist von maximal zwei Jahren. Innerhalb dieser Frist muss auch eine
allfdllige Referendumsabstimmung stattfinden.

Mit der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung wird auch die Verordnung (EU)
2021/114863 zur Schaffung eines Instruments fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenz-
verwaltung und Visumpolitik (BMVI-Verordnung) angepasst, die Schengen-relevant
ist. Es handelt sich dabei um eine EU-Verordnung, welche die Bundesversammlung
bereits genehmigt hat. Mit dem unbenutzten Ablauf der Referendumsfrist am 4. Juli
2024 wird das innerstaatliche Verfahren zur Ubernahme dieser EU-Verordnung ab-
geschlossen sein.

Sobald das innerstaatliche Verfahren abgeschlossen ist und alle verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen im Hinblick auf die Ubernahme und Umsetzung der EU-
Verordnung erfiillt sind, unterrichtet die Schweiz den Rat der EU und die Européische
Kommission unverziiglich in schriftlicher Form hieriiber. Wird kein Referendum ge-
gen die Ubernahme und Umsetzung der EU-Verordnung ergriffen, erfolgt diese Mit-
teilung, die der Ratifizierung des Notenaustauschs gleichkommt, unverziiglich nach
Ablauf der Referendumsfrist.

Setzt die Schweiz eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands nicht fristge-
recht um, so riskiert sie die Beendigung der Zusammenarbeit von Schengen insgesamt
und damit auch von Dublin (Art. 7 Abs. 4 SAA i. V. m. Art. 14 Abs. 2 DAA).

Im vorliegenden Fall wurde die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung gemeinsam mit
den iibrigen Rechtsakten am 14. Mai 2024 vom Europédischen Parlament und dem Rat
der EU verabschiedet. Infolgedessen hitte die Schweiz ihre Antwortnoten bis spétes-
tens am 13. Juni 2024 an das Generalsekretariat des Rates der EU respektive an die
Europidische Kommission iibermitteln miissen. Aufgrund der unvollstindigen Notifi-
kation der Eurodac-Verordnung durch die Européische Kommission wurden zusétz-
liche Abkldrungen und eine Korrektur der verfolgten Eurodac-Notifikation durch die
EU notig. Das Abwarten dieser Kldrungen hat zu Verzégerungen gefiihrt, aufgrund
welcher die Schweiz ihre Antwortnoten zu sdmtlichen ihr notifizierten EU-
Verordnungen am 14. August 2024 iibermittelt hat. So konnte eine gesamthafte Riick-
notifikation sichergestellt werden.

Die Notifikation der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung an die Schweiz erfolgte am
17. Mai 2024. Damit endet die maximale Frist fiir die Ubernahme und Umsetzung der
vorliegenden EU-Verordnung am 17. Mai 2026.

Die zu iibernehmende EU-Verordnung sieht fiir die EU-Mitgliedstaaten ebenfalls eine
Umsetzungsfrist von zwei Jahren ab Inkrafttreten vor. Die Anwendungsdaten sind je-
doch fiir die EU-Verordnungen unterschiedlich: Ab dem 1. Juli 2026 werden die

63 Verordnung (EU) 2021/1148 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
7. Juli 2021 zur Schaffung eines Instruments fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenz-
verwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds fiir integrierte Grenzverwaltung,
ABI. L 251 vom 15. Juli 2021, S. 48.
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AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung angewendet. Dagegen werden ab dem
12. Juni 2026 bereits die Eurodac-Verordnung (mit Ausnahme von Art. 26, dessen
Anwendungsdatum der 12. Juni 2029 ist), die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung
und die Uberpriifungsverordnung angewendet.

3.14 Verhiltnis zur Legislaturplanung und zur
Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 24. Januar 2024 zur Legislaturplanung 2023—
2027 nicht angekiindigt. Es handelt sich um eine Schengen-Weiterentwicklung, die
im Rahmen von Ziel Nr. 13 fristgerecht zu iibernehmen ist. Gemiss diesem Ziel steu-
ert die Schweiz die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial und
setzt sich fiir die internationale Zusammenarbeit ein.

3.2 Grundziige der EU-Verordnung

Das Wegweisungsverfahren von Asylsuchenden deren Gesuch an den Schengen-Aus-
sengrenzen oder in den Transitzonen abgelehnt wurde, soll gemiss der Riickkehr-
grenzverfahrensverordnung innerhalb von zwolf Wochen durchgefiihrt werden. Wird
es nicht innerhalb dieser Maximalfrist durchgefiihrt, gelangen die Bestimmungen der
Riickfiihrungsrichtlinie zur Anwendung.

Fiir dieses neue Wegweisungsverfahren bleiben gewisse Bestimmungen der Riickfiih-
rungsrichtlinie anwendbar (z. B. das Non-Refoulement-Gebot, die Garantien bis zur
Riickfithrung, die Inhaftierung und die Haftbedingungen).

Auf Antrag der betroffenen Person kann eine freiwillige Ausreisefrist von maximal
15 Tagen gewdhrt werden. Diese Frist verleiht ihr jedoch kein Recht auf Einreise in
das Hoheitsgebiet. Es bleibt den Schengen-Staaten frei, einem illegal aufhiltigen
Drittstaatsangehorigen den Aufenthalt aus humanitéren oder anderen Griinden zu er-
lauben.

Besteht Fluchtgefahr oder stellt die Person eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung dar, kann die betroffene Person fiir zwo6lf Wochen (Hochstdauer des
Riickfiihrungsverfahrens an der Grenze) in Ausschaffungshaft genommen werden, so-
lange sie nicht bereits wihrend des Asylverfahrens an der Grenze in Haft war (Art. 5
Abs. 3). Diese Haft wird an die maximale Haftdauer von 6—18 Monaten, die in der
Riickfiihrungsrichtlinie geregelt ist, angerechnet.

Mit der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung kénnen vorgesehene Solidarititsmass-
nahmen iiber den BMVI-Fonds abgewickelt werden. So konnten beispielsweise Ka-
pazitdten an der Schengen-Aussengrenze ausgebaut werden. Entsprechend wird die
BMVI-Verordnung durch die vorliegende EU-Verordnung gedndert.
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33 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln der EU-
Verordnung

Kapitel 1 Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand und Anwendungsbereich

Fiir Drittstaatsangehorige und Staatenlose, deren Asylgesuch im Rahmen des Asyl-
verfahrens an der Schengen-Aussengrenze nach den Artikeln 43—-56 der Asylverfah-
rensverordnung abgelehnt wurde, wird mit der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung
ein neues Wegweisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze geschaffen. Zudem
werden befristete spezifische Vorschriften eingefiihrt, wenn sich ein Staat in einer
Krisensituation befindet (s. Ziff. 2.4.1; Art. 1 Abs. 4 Krisenverordnung). Mit der
Riickkehrgrenzverfahrensverordnung kénnen vorgesehene Solidaritdtsmassnahmen
durch den BMVI-Fonds abgewickelt werden. Schliesslich wird die BMVI-
Verordnung gedndert, damit die Solidaritdtsmassnahmen im Rahmen der AMMR-
Verordnung iiber den BMVI-Fonds abgewickelt werden konnen.

Art. 2 Bezugnahmen auf die Verordnung (EU) 2024/1348

Fiir diejenigen Schengen-Staaten, die nicht durch die Asylverfahrensverordnung ge-
bunden sind, sind die Verweise, sofern solche bestehen, als Bezugnahmen auf gleich-
wertige Bestimmungen im nationalen Recht zu verstehen.

Art. 3 Begriffsbestimmungen

Die Bestimmung enthélt die in der EU-Verordnung verwendeten Definitionen der Be-
griffe «Antrag auf internationalen Schutz» bzw. «Antrag» und «Antragsteller» und
verweist dabei auf die Bestimmungen der Asylverfahrensverordnung.

Kapitel 11 Riickkehrverfahren an der Grenze

Art. 4 Riickkehrverfahren an der Grenze

Dieser Artikel regelt den Grundsatz, wonach Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen,
deren Asylgesuch im Rahmen des Asylverfahrens an der Schengen-Aussengrenze ab-
gelehnt wurde, die Einreise in das Hoheitsgebiet des jeweiligen Schengen-Staats nicht
gestattet wird (Abs. 1).

Das Wegweisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze hat innerhalb von maxi-
mal zwolf Wochen zu erfolgen. In dieser Zeit miissen sich die betroffenen Personen
an der Schengen-Aussengrenze, in der Ndhe der Schengen-Aussengrenze oder in
Transitzonen aufhalten. Verfiigt ein Schengen-Staat iiber keine Unterbringungsméog-
lichkeiten an diesen Standorten, kénnen die abgewiesenen Asylsuchenden in seinem
Hoheitsgebiet untergebracht werden (Abs. 2). Kann die Wegweisung nicht innerhalb
von zwolf Wochen erfolgen, kommt das ordentliche Wegweisungsverfahren geméss
der Riickfiihrungsrichtlinie zur Anwendung (Abs. 4).
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Einige Bestimmungen der Riickfiihrungsrichtlinie sollen ebenfalls auf das neue Weg-
weisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze zur Anwendung gelangen. Die
Bestimmungen werden unter Absatz 3 aufgelistet.

Personen, deren Asylgesuch abgelehnt worden ist, ist auf deren Antrag eine Frist von
maximal 15 Tagen fiir die freiwillige Ausreise zu gewihren, ausser es besteht Flucht-
gefahr, das Asylgesuch wurde als offensichtlich unbegriindet abgelehnt oder die Per-
sonen stellen eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung dar. Zur Verhin-
derung der Fluchtwihrend des Wegweisungsverfahrens werden die Reisedokumente
eingezogen (Abs. 5).

Den Schengen-Staaten steht es offen nach der Ablehnung eines Asylgesuchs an der
Schengen-Aussengrenze eine Einreiseverweigerung nach Artikel 14 SGK auszuspre-
chen und gestiitzt auf Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a der Riickfiihrungsrichtlinie die
Vorgaben der Riickfithrungsrichtlinie nicht anzuwenden (Abs. 6). In diesen Fillen
muss der Schengen-Staat jedoch sicherstellen, dass die Behandlung und das Schutz-
niveau der Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen trotzdem mit Artikel 4 Absatz 4
der Riickfiihrungsrichtlinie sowie gewissen Vorgaben dieser EU-Verordnung gleich-
wertig sind (Art. 4 Abs. 2 und 4 sowie Art. 5 Abs. 4).

Art. 5 Haft

Um die Einreise in das Hoheitsgebiet des betreffenden Schengen-Staats zu verhindern
bzw. bei Bestehen einer Fluchtgefahr, kdnnen Drittstaatsangehorige und Staatenlose,
deren Asylgesuch im Rahmen des Asylverfahrens an der Schengen-Aussengrenze ab-
gelehnt wurde (Art. 4 Abs. 1), zur Sicherstellung des Wegweisungsvollzugs gestiitzt
auf eine Einzelfallpriifung in Haft genommen werden. Die Haft darf nur als letztes
Mittel angeordnet werden (Abs. 1).

Die Haft ist so kurz wie moglich aufrechtzuerhalten und darf fiir maximal zwolf Wo-
chen angeordnet werden. Sie ist an die Maximalhaftdauer von 6—-18 Monaten der
Riickfiihrungsrichtlinie anzurechnen (Abs. 4 Riickkehrgrenzverfahrensverordnung;
Art. 15 Abs. 5 und 6 Riickfithrungsrichtlinie).

Kapitel 111 In einer Krisensituation anwendbare Ausnahmeregelungen

Art. 6 In einer Krisensituation auf das Riickkehrverfahren an der Grenze
anwendbare Massnahmen

Liegt eine Krisensituation gemiss der Definition der Krisenverordnung (Art. 1 Abs. 4)
vor, kann das Wegweisungsverfahren von zwolf Wochen sowie die Ausschaffungs-
haft um weitere sechs Wochen verldngert werden (Abs. 1). Der Zugang der Rechts-
beratung kann in Hafteinrichtungen nur eingeschriankt werden, wenn dies zur Sicher-
stellung der offentlichen Ordnung und Sicherheit oder fiir die Verwaltung der
Hafteinrichtung objektiv erforderlich ist und sofern dadurch der Zugang nicht erheb-
lich behindert oder unmdglich gemacht wird (Abs. 3).
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Art. 7 Verfahrensvorschriften

Ist ein Schengen-Staat der Auffassung, dass er sich in einer Krisensituation befindet,
kann er einen Antrag an die Europdische Kommission stellen. Das Verfahren der Kri-
senverordnung ist massgebend (konkret Art. 1 Abs. 4, Art. 2—6 und Art. 17 Abs. 3
und 4 Krisenverordnung).

Art. 8 Besondere Bestimmungen und Garantien

Liegt eine Krisensituation vor, haben die Schengen-Staaten die Asylsuchenden iiber
die angewendeten Massnahmen und ihre Dauer zu informieren.

Kapitel IV Anderung der Verordnung (EU) 2021/1148

Art. 9 Anderung der Verordnung (EU) 2021/1148

Die BMVI-Verordnung dient der Weiterentwicklung der gemeinsamen Visumpolitik
und der Sicherstellung einer integrierten europdischen Grenzverwaltung an den
Schengen-Aussengrenzen. Der mit der BMVI-Verordnung geschaffene BMVI-Fonds
ist ein Solidarititsfonds und dient der Unterstiitzung insbesondere jener Schengen-
Staaten, die aufgrund ihrer ausgedehnten See- oder Landaussengrenzen oder bedeu-
tenden internationalen Flughéfen hohe Kosten fiir den Schutz der Schengen-Aussen-
grenzen tragen. Die urspriingliche Finanzausstattung fiir die Durchfiihrung der Mass-
nahmen im Rahmen des BMVI-Fonds betrug 6,241 Milliarden Euro und wurde von
der EU auf 7,241 Milliarden erh6ht. Diese Anpassung der BMVI-Verordnung wird
der Schweiz separat als Schengen-Weiterentwicklung notifiziert. Die Schweiz wird
sich mit Beitragszahlungen anteilsméssig an der Aufnung des neuen Fonds beteiligen.
Mit den Zuweisungen aus dem BMVI-Fonds kénnen diverse nationale Massnahmen
gefordert werden, die zur Unterstiitzung der integrierten Grenzverwaltung und einer
gemeinsamen Visumpolitik beitragen. Dazu gehdren beispielsweise die Weiterent-
wicklung der IT-Grosssysteme im Schengen-Bereich. Die Bundesversammlung hat
dem Bundesbeschluss zur Genehmigung und Umsetzung dieser EU-Verordnung am
15. Mérz 2024 zugestimmt.64

Mit Artikel 9 der vorliegenden EU-Verordnung soll die BMVI-Verordnung angepasst
werden, damit die in der AMMR-Verordnung vorgesehenen Solidaritdtsmassnahmen
tiber den BMVI-Fonds abgewickelt werden koénnen. Neu werden in der BMVI-
Verordnung die Solidaritdtsmassnahmen definiert (Art. 2 Nr. 11). Zudem kdnnen neu
die Solidarititsmassnahmen durch Beitrdge der Mitgliedstaaten in Form externer
zweckgebundener Einnahmen finanziert werden (Art. 10 Abs. 3). Bei forderfiahigen
Ausgaben soll fiir Solidaritdtsmassnahmen der Beitrag auf 100 Prozent der forderfa-
higen Ausgaben erhoht werden konnen (Art. 12 Abs. 7a). Zudem miissen neu auch
die Informationen zur Durchfiihrung der Solidaritdtsmassnahmen in der Leistungsbi-
lanz der Mitgliedstaaten enthalten sein (Art. 29 Abs. 2 Bst. aa). Schliesslich werden
die Anhénge II (neuer Bst. h mit dem Ziel der Unterstiitzung von Solidaritdtsmass-
nahmen) und VI (neue Codes fiir die Solidaritdtsmassnahmen) angepasst.

64 BBI12024 691
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Kapitel 5 Schlussbestimmungen

Art. 10 Anfechtung durch die Behorden

Die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung beriihrt nicht die Méoglichkeit einer Be-
horde, ein im nationalen Recht vorgesehenes Rechtsmittelverfahren in Anspruch zu
nehmen.

Art. 11 Berechnung der Fristen

Diese Bestimmung enthilt die Regeln zum Fristenlauf.

Art. 12 Ubergangsmassnahmen

Die Bestimmung sieht vor, dass drei Monate nach Inkrafttreten der Riickkehrgrenz-
verfahrensverordnung die Europdische Kommission einen gemeinsamen Umset-
zungsplan vorlegt. Gestiitzt auf diesen sollen die Schengen-Staaten nationale Umset-
zungspline erarbeiten, die von der Europdischen Kommission zu iiberwachen sind.
Damit soll sichergestellt werden, dass die Schengen-Staaten rechtzeitig bis zum An-
wendungszeitpunkt den Inhalt der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung national um-
setzen.

Art. 13 Uberwachung und Bewertung

Spétestens zwei Jahre nach dem Beginn der Anwendung dieser Verordnung und da-
nach alle fiinf Jahre erstattet die Europdische Kommission Bericht iiber die Anwen-
dung der Verordnung in den Schengen-Staaten und schldgt gegebenenfalls Anderun-
gen Vor.

Art. 14 Inkrafttreten und Geltung

Die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung wird am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
offentlichung im Amtsblatt der EU in Kraft treten. Anwendbar wird sie jedoch erst
zwei Jahre nach ihrem Inkrafttreten.

3.4 Asylverfahren an der Schengen-Aussengrenze
34.1 Europiisches Asylverfahren an den Schengen-
Aussengrenzen

Die Asylverfahrensverordnung fiihrt in der EU neu ein Asylverfahren an den EU-
Aussengrenzen ein (Art. 43-56). Die Asylverfahrensverordnung und das Asylgrenz-
verfahren sind fiir die Schweiz nicht verbindlich, da sie nicht Bestandteil des Dublin-
oder Schengen-Besitzstands sind.

Nach der Uberpriifung des Drittstaatsangehorigen oder des Staatenlosen (siche dazu
ausfiihrlich Ziff. 5) kann ein Asylgesuch im Grenzverfahren gepriift werden, wenn die
asylsuchende Person die Einreisevoraussetzungen nach dem SGK (Art. 6) nicht erfiillt
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und das Asylgesuch an einer Ubergangsstelle der EU-Aussengrenze oder in der Tran-
sitzone, nach einer Festnahme im Zusammenhang mit dem illegalen Uberschreiten
der EU-Aussengrenze, nach der Ausschiffung im Hoheitsgebiet eines EU-Staates
nach einer Such- und Rettungsaktion oder nach einer Umsiedlung (Relocation) ge-
stellt wurde (Art. 43 Abs. 1 Asylverfahrensverordnung). Die Einreise in das Hoheits-
gebiet eines EU-Mitgliedstaates ist nicht gestattet (Art. 43 Abs. 2 Asylverfahrensver-
ordnung).

Das Asylgrenzverfahren ist obligatorisch anzuwenden, wenn der Asylsuchende die
Behorden vorsétzlich tduscht und versucht, die Feststellung seiner Identitét zu verhin-
dern, wenn er eine Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung darstellt oder
wenn der Asylsuchende eine Staatsangehorigkeit (bei Staatenlosen letzter Aufenthalt
in einem Drittstaat) besitzt, bei denen die Schutzquote gestiitzt auf die jahrlichen uni-
onsweiten durchschnittlichen Eurostat-Daten unter 20 Prozent liegt (Art. 44 Abs. 1
i. V.m. Art. 42 Abs. 1 Bst. a—g und Bst. j und Abs. 3 Bst. b Asylverfahrensverord-
nung). Befinden sich Familien mit minderjdhrigen Kindern im Asylgrenzverfahren,
werden ihre Gesuche vorrangig gepriift (Art. 44 Abs. 3 Asylverfahrensverordnung).
Die EU-Mitgliedstaaten konnen auch Asylgesuche vorrangig priifen, wenn davon aus-
zugehen ist, dass die Wegweisung rasch vollzogen werden kann.

Die Einheit der Familie ist auch im Asylgrenzverfahren zu wahren (Art. 45 Abs. 2
Asylverfahrensverordnung). Die Familie muss aber bereits vor der Ankunft des Asyl-
suchenden bestanden haben. Absatz 3 von Artikel 45 regelt die Definition der Fami-
lienangehdorigen eines Asylsuchenden.

Asylgesuche sind im Rahmen des Asylgrenzverfahrens innerhalb von fiinf Tagen zu
registrieren. Die Hochstdauer des Asylgrenzverfahrens betragt zwolf Wochen ab dem
Zeitpunkt der Registrierung. In dieser Frist ist auch ein mogliches Beschwerdeverfah-
ren durchzufiihren. Die Frist kann auf 16 Wochen verldngert werden, wenn die Person
im Rahmen einer Solidaritdtsmassnahme von einem anderen Staat iibernommen
wurde (Relocation). Nach Ablauf der Frist wird dem Asylsuchenden entweder die
Einreise in das Hoheitsgebiet des EU-Staates gestattet oder er wird im Rahmen des
Riickkehrverfahrens an der EU-Aussengrenze weggewiesen (vgl. Art. 51 Abs. 2 Asyl-
verfahrensverordnung).

Liegen die Voraussetzungen fiir die Durchfiihrung des Asylgrenzverfahrens vor, kann
das Verfahren zur Bestimmung des zustidndigen Dublin-Staates ebenfalls an der EU-
Aussengrenze oder in der Transitzone durchgefiihrt werden. Ebenfalls kann das Asyl-
grenzverfahren durchgefiihrt werden bei Personen, die im Rahmen einer Solidaritéts-
massnahme von einem anderen EU-Mitgliedstaat {ibernommen wurden (Art. 52 Asyl-
verfahrensverordnung).

Das Asylgrenzverfahren wird bei unbegleiteten Minderjdhrigen grundsitzlich nicht
angewendet. Davon ausgenommen sind Fille, in denen die Person eine Gefahr fiir die
offentliche Sicherheit und Ordnung darstellt (Art. 53 Abs. 1 i. V. m. Art. 42 Abs. 3
Bst. b Asylverfahrensverordnung). Die Asylverfahrensverordnung fiihrt zusétzlich
weitere Fille auf, in denen das Asylgrenzverfahren nicht zur Anwendung kommt (be-
sondere Aufnahme- oder Verfahrensbediirfnisse, medizinische Griinde usw.). In die-
sen Fillen wird die Einreise in den EU-Mitgliedstaat gestattet und das ordentliche
Asylverfahren wird angewendet (vgl. Art. 53 Abs. 2 Asylverfahrensverordnung).
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Waihrend des Asylgrenzverfahrens haben sich die Personen an der EU-Aussengrenze,
in der Nahe der Transitzonen oder an speziell ausgewiesenen Orten im Hoheitsgebiet
der EU-Mitgliedstaaten aufzuhalten. Familien mit Minderjédhrigen sind in speziell auf
ihre Bediirfnisse angelegten Aufnahmeeinrichtungen unterzubringen (vgl. Art. 55
Asylverfahrensverordnung).

Muss ein Asylsuchender zu einer medizinischen Behandlung oder einer Anhdrung bei
der Asylbehdrde oder der Beschwerdeinstanz in den EU-Mitgliedstaat einreisen, gilt
dies nicht als «Einreise» in das Hoheitsgebiet des EU-Mitgliedstaates (Art. 54 Abs. 5
Asylverfahrensverordnung).

Der in der Uberpriifungsverordnung (Art. 10) festgelegte Mechanismus zur Uberwa-
chung der Grundrechte (siche dazu ausfiihrlich Ziff. 5.4.2.3) findet ebenfalls Anwen-
dung auf das Asylgrenzverfahren (Art. 43 Abs. 4 Asylverfahrensverordnung).

Artikel 47 sieht vor, dass die Europdische Kommission im Rahmen eines Durchfiih-
rungsrechtsakts gestiitzt auf eine festgelegte Formel (Abs. 4 von Art. 47 Asylverfah-
rensverordnung) die Hochstzahl von Asylgesuchen festlegt, die ein EU-Mitgliedstaat
pro Jahr im Rahmen des Asylgrenzverfahrens zu priifen hat. EU-weit sollen jederzeit
30 000 Platze fiir das Asylgrenzverfahren zur Verfliigung stehen (Art. 46).

Sobald der EU-Staat diese Hochstzahl erreicht, ist er nicht mehr verpflichtet, das Asyl-
grenzverfahren anzuwenden bis die Zahlen wieder sinken.

3.4.2 Asylverfahren an einem Schweizer Flughafen, der
eine Schengen-Aussengrenze bildet

Asylgesuche konnen an den internationalen Flughéfen von Genf und Ziirich einge-
reicht werden (Art. 22-23 AsylG). Reicht eine Person ihr Asylgesuch an einem ande-
ren Schweizer Flughafen ein, so wird sie in das néchstgelegene BAZ verlegt. Das
Asylverfahren am Flughafen entspricht weitgehend dem ordentlichen nationalen
Asylverfahren, es wird jedoch aufgrund der kiirzeren Fristen rascher abgewickelt.

Der asylsuchenden Person wird innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Einreichung
des Gesuchs erdffnet, dass ihr die Einreise in die Schweiz verweigert wird und dass
sie fiir hochstens 60 Kalendertage in die Transitzone des Flughafens Genf oder Ziirich
zugewiesen wird. Die asylsuchende Person wird auch darauf hingewiesen, dass sie
beim Bundesverwaltungsgericht (BVGer) Beschwerde gegen die Verweigerung der
Einreise in die Schweiz bis zur Er6ffnung des Asylentscheids (Art. 108 Abs. 4 AsylG)
und jederzeit gegen die Zuweisung zur internationalen Transitzone des Flughafens
(Art. 108 Abs. 5 AsylG) einreichen kann.

Asylsuchende werden innerhalb von zwei Tagen nach ihrer Ankunft am Flughafen
von einer Rechtsvertretung kontaktiert. Wahrend des Verfahrens werden sie in einer
Unterkunft der internationalen Transitzone des Flughafens untergebracht.

Nach Erlass der Verfiigung iiber die Einreiseverweigerung und die Zuweisung zur
Flughafen-Transitzone organisiert das SEM fiir Asylsuchende eine Erstbefragung in
Anwesenheit der Rechtsvertretung. Diese Befragung dient dazu, den rechtserhebli-
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chen Sachverhalt festzustellen, der es erlaubt, den fiir die Behandlung des Asylge-
suchs zustidndigen Dublin-Staat zu ermitteln. Der asylsuchenden Person wird das
rechtliche Gehor gewihrt, falls Zweifel hinsichtlich der Minderjéhrigkeit, der Staats-
angehorigkeit oder der Zustindigkeit eines anderen Dublin-Staates aufkommen (Dub-
lin-Verfahren).

Nach der Durchfithrung der Erstbefragung werden unbegleitete Minderjéhrige unter
14 Jahren in das BAZ der betreffenden Region iiberstellt, wo gegebenenfalls ein Dub-
lin-Verfahren eingeleitet wird.

Wird das Flughafenverfahren weitergefiihrt, hat das SEM der asylsuchenden Person
seinen Entscheid innerhalb von 20 Tagen ab Einreichung des Asylgesuchs zu er6ff-
nen. Dabei kann es sich um einen Nichteintretensentscheid (NEE), einen negativen
materiellen Entscheid oder eine Einreisebewilligung fiir die weitere Behandlung des
Gesuchs in der Schweiz handeln.

Die Einreise kann bewilligt werden, wenn weitere Abklarungen erforderlich sind, fiir
welche die Frist von 20 Kalendertagen nicht ausreicht, der Vollzug der Wegweisung
in den Heimat- oder in einen Drittstaat nicht zuldssig, nicht zumutbar oder nicht mog-
lich ist oder ein Dublin-Verfahren eingeleitet wurde, in dessen Rahmen eine Riick-
tibernahme anvisiert werden kann, wobei die Antwort jedoch nicht innerhalb von 20
Kalendertagen eingetroffen ist.

Wenn ein Entscheid nicht innerhalb der Frist von 20 Kalendertagen nach der Einrei-
chung des Asylgesuchs getroffen werden kann, erteilt das SEM die Bewilligung zur
Einreise und weist die betreffende Person einem Kanton oder einem BAZ zu (Art. 23
Abs. 2 AsylG).

Bei einem im Flughafenverfahren getroffenen materiell ablehnenden Entscheid oder
einem NEE betrigt die Frist fiir Beschwerden vor dem BVGer fiinf Arbeitstage. Das
BVGer entscheidet iiber entsprechende Beschwerden innerhalb von fiinf Arbeitsta-
gen.

Nach Eintritt der Rechtskraft des Asylentscheids wird die ausléndische Person von
den zusténdigen kantonalen Behorden direkt ab Flughafen in ihren Heimat- oder Her-
kunftsstaat oder in einen Drittstaat zuriickgefiihrt oder nach Entscheider6ffnung in
den jeweiligen Vertragsstaat, der unter Beriicksichtigung der Bestimmungen der Dub-
lin-Assoziierungsabkommen fiir die Behandlung des Asylgesuchs zusténdig ist.

Waihrend des Flughafenverfahrens wird keine Administrativhaft angeordnet.

343 Vergleich der Gleichwertigkeit der Asylverfahren an
der Schengen-Aussengrenze

Das europdische Asylgrenzverfahren an der Schengen-Aussengrenze unterscheidet
sich namentlich in folgenden Punkten vom Schweizer Asylverfahren am Flughafen:

—  Zugelassener Personenkreis: Das européische Asylgrenzverfahren wird nicht
nur auf Personen angewendet, die das Asylgesuch an der Schengen-Aussen-
grenze oder in der Transitzone eingereicht haben, sondern auch auf Asylsu-
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chende, die im Zusammenhang mit dem illegalen Uberschreiten der Schen-
gen-Aussengrenze festgenommen wurden, nach der Ausschiffung im Rahmen
einer Such- und Rettungsaktion im Hoheitsgebiet eines EU-Staates ein Asyl-
gesuch gestellt haben oder in einen anderen Dublin-Staat umgesiedelt wurden.
Das Schweizer Asylverfahren am Flughafen richtet sich im Gegensatz dazu
nur an Personen, die am Flughafen Ziirich und Genf ein Asylgesuch stellen.

—  Obligatorische Priifung von Asylgesuchen an der Schengen-Aussengrenze:
Die Asylverfahrensverordnung regelt die Fille, in welchen das Asylgesuch
obligatorisch an der Schengen-Aussengrenze zu priifen ist (Gefahrdung der
offentlichen Sicherheit und Ordnung, Anerkennungsquote unter 20 % usw.).
Diese Unterscheidung findet in der Schweiz nicht statt. Das Asylverfahren
wird in allen Féllen durchgefiihrt, unabhingig von beispielsweise der Aner-
kennungsquote. Lediglich unbegleitete Minderjdhrige unter 14 Jahren werden
nach der Durchfiihrung der Erstbefragung in das BAZ der betreffenden Re-
gion iberstellt.

—  Unterschiedliche Dauer des Asylverfahrens: In der EU sind Asylgesuche in-
nerhalb von finf Tagen zu registrieren. Die Hochstdauer des Asylgrenzver-
fahrens inklusive des Beschwerdeverfahrens betrdgt zwolf Wochen ab dem
Zeitpunkt der Registrierung. Die Frist kann auf 16 Wochen verlangert werden.
In der Schweiz dauert das Flughafenverfahren maximal 20 Kalendertage
(nicht ganz drei Wochen). Die betroffene Person hélt sich fiir maximal 60 Ka-
lendertage (rund 8,5 Wochen) in der Transitzone des Flughafens Genf oder
Zirich auf. In dieser Zeit wird das Dublin-Verfahren, das Beschwerdeverfah-
ren und allenfalls auch das Wegweisungsverfahren durchgefiihrt. Das Schwei-
zer Asylverfahren am Flughafen ist damit rund 1/3 schneller als dasjenige, das
die EU vorsieht. Wird zum europdischen Asylgrenzverfahren von zwolf Wo-
chen noch das Wegweisungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze von
weiteren zwolf Wochen hinzugerechnet (Gesamtdauer 24 Wochen, ohne die
Woche fiir die Registrierung), ist das neue europdische Asylgrenzverfahren
fast dreimal so lang wie das bestehende Schweizer Flughafenverfahren.

—  Administrativhaft: Gestiitzt auf das neue Riickkehrverfahren an der Schengen-
Aussengrenze kann bei abgewiesenen Asylsuchenden, bei denen Fluchtgefahr
besteht, Administrativhaft angeordnet werden. Das Flughafenverfahren der
Schweiz sieht ebenfalls die Moglichkeit vor, Administrativhaft anzuordnen,
jedoch erst bei Personen mit einem rechtskréftigen Wegweisungsentscheid.

—  Keine festgelegten Jahreshochstzahlen fiir die Priifung von Asylgesuchen am
Flughafen: Die EU sieht fiir die EU-Mitgliedstaaten Hochstzahlen vor fiir die
Priifung von Asylgesuchen an den Schengen-Aussengrenzen. Wenn die ma-
ximale Zahl erfiillt wurde, konnen ordentliche Asylverfahren angewendet
werden. Das Schweizer Recht sieht dies nicht vor. Die Unterkiinfte am Flug-
hafen Genf und Ziirich sind zwar faktisch beschrinkt (Genf: Platz fiir 30 Per-
sonen, Ziirich: Platz fiir 60 Personen), aber solange die Platzverhiltnisse es
zulassen, werden Asylverfahren am Flughafen durchgefiihrt. Eine fixe Quote,
wie die EU dies vorsieht, gibt es in der Schweiz nicht.
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Das europédische Asylgrenzverfahren und das Schweizer Flughafenverfahren sind
folglich nicht gleichwertig. Das Schweizer Verfahren ist fiir einen anderen Personen-
kreis vorgesehen, ist schneller und sieht keine jahrlichen Fixquoten vor.

Die EU wurde im Rahmen der Ausarbeitung dieser EU-Verordnung dartiber infor-
miert, dass die Schweiz {iber ein Asylverfahren an ihren Schengen-Aussengrenzen
verfiigt, das nicht mit dem EU-Asylgrenzverfahren gleichwertig ist. Wiirde man die
europdischen Vorgaben umsetzen, wiirde sich das Wegweisungsverfahren ab Flugha-
fen um mehrere Wochen verlangern und es miisste die Administrativhaft angepasst
werden, die in der Schweiz aufgrund der geografischen Lage und der Unterbringung
in den Transitzonen der Flughéfen nicht notwendig ist. Die iibrigen Bestimmungen
der Riickfithrungsrichtlinie, auf welche die EU-Verordnung verweist, hat die Schweiz
bereits umgesetzt und wendet diese an. Sollten die Bestimmungen des Asylverfahrens
am Flughafen kiinftig angepasst werden, miisste die Aquivalenzpriifung erneut durch-
gefiihrt werden.

3.5 Auswirkungen des Vertrags

Die Ubernahme der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung hat keine finanziellen Aus-
wirkungen fiir den Bund und die Kantone, da die Schweiz diese EU-Verordnung nicht
ins nationale Recht umsetzt.

3.6 Rechtliche Aspekte

3.6.1 Verfassungsmaissigkeit

Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Notenaustauschs zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der vorliegenden EU-Verordnung
stiitzt sich auf Artikel 54 Absatz 1 BV, wonach der Bund fiir auswértige Angelegen-
heiten zusténdig ist.

Artikel 184 Absatz 2 BV erméchtigt den Bundesrat, volkerrechtliche Vertrige zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren.

Die Bundesversammlung ist nach Artikel 166 Absatz 2 BV fiir die Genehmigung vol-
kerrechtlicher Vertrdge zustdndig, sofern fiir deren Abschluss nicht aufgrund von
Gesetz oder volkerrechtlichem Vertrag der Bundesrat zustindig ist (Art. 7a Abs. 1
RVOQ).

Im vorliegenden Fall fehlt es an einer besonderen gesetzlichen oder vertraglichen Er-
maéchtigung fiir den Bundesrat; zudem handelt es sich nicht um einen Vertrag von
beschrinkter Tragweite. Somit ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung des
vorliegenden Notenaustauschs zustdndig.

Dieser Bundesbeschluss unterliegt dem fakultativen Referendum (Art. 141 Abs. 1
Bst. d Ziff. 3 BV). Die Schweiz hat, wie bereits ausgefiihrt (vgl. Ziff. 3.1.3), bis zum
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17. Mai 2026 Zeit, das innerstaatliche Verfahren zur Ubernahme der Verordnung ab-
zuschliessen und die EU diesbeziiglich iiber die Erfiillung aller verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen zu informieren.

3.6.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen
Verpflichtungen der Schweiz

Mit der Ubernahme der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung als Schengen-Weiter-
entwicklung erfiillt die Schweiz ihre Verpflichtungen gegeniiber der EU, die sie im
Rahmen des SAA eingegangen ist. Sie muss die EU-Verordnung mangels der Gleich-
wertigkeit der Asylgrenzverfahren der EU und dem Flughafenverfahren der Schweiz
jedoch nicht umsetzen.

Die Ubernahme der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung ist zudem mit den anderen
internationalen Verpflichtungen der Schweiz vereinbar.

3.6.3 Erlassform (Bundesbeschluss)

Die Ubernahme der Riickkehrgrenzverfahrensverordnung stellt keinen Beitritt der
Schweiz zu einer Organisation fiir kollektive Sicherheit oder zu einer supranationalen
Gemeinschaft dar. Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des entsprechenden
Notenaustauschs ist deshalb nicht dem obligatorischen Referendum nach Artikel 140
Absatz 1 Buchstabe b BV zu unterstellen.

Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d BV unterliegen volkerrechtliche Vertrige
dem fakultativen Referendum, wenn sie unbefristet und unkiindbar sind (Ziff. 1), den
Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen (Ziff. 2) oder wichtige recht-
setzende Bestimmungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von Bun-
desgesetzen erfordert (Ziff. 3). Nach Artikel 22 Absatz 4 ParlG sind unter rechtset-
zenden Normen Bestimmungen zu verstehen, die in unmittelbar verbindlicher und
generell-abstrakter Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zustiandigkei-
ten festlegen. Als wichtig gelten Bestimmungen, die auf der Grundlage von Arti-
kel 164 Absatz 1 BV in Form eines Bundesgesetzes erlassen werden miissen.

Der vorliegende Notenaustausch wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, kann aber
jederzeit gekiindigt werden und sieht keinen Beitritt zu einer internationalen Organi-
sation vor. Jedoch enthidlt die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung rechtsetzende
Bestimmungen. Demzufolge ist der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Ver-
trags dem fakultativen Referendum nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3
BV zu unterstellen.

Die Bundesversammlung genehmigt volkerrechtliche Vertrége, die dem Referendum
unterliegen, in der Form eines Bundesbeschlusses (Art. 24 Abs. 3 ParlG).
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3.64 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Mit der Vorlage werden keine neuen Verpflichtungskredite oder Zahlungsrahmen be-
schlossen, die einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken nach sich zie-
hen. Die Vorlage ist somit nicht der Ausgabenbremse (Art. 159 Abs. 3 Bst. b BV)
unterstellt.

3.6.5 Umsetzung ins nationale Recht

Die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung ist ein detailliert ausgestalteter Rechtsakt
des Européischen Parlaments und des Rates. Er sieht ein neues Wegweisungsverfah-
ren an der Schengen-Aussengrenze vor fiir abgelehnte Asylsuchende, deren Gesuch
an der Schengen-Aussengrenze nach den Vorgaben der Asylverfahrensverordnung
bzw. gestiitzt auf dquivalentes nationales Recht abgelehnt wurde. Da das Schweizer
Flughafenverfahren an der Schengen-Aussengrenze nicht dquivalent dem EU-
Asylgrenzverfahren gestiitzt auf die Asylverfahrensverordnung (s. Ziff. 3.4.3) ist, ist
die Schweiz nicht verpflichtet, die Bestimmungen dieser EU-Verordnung ins natio-
nale Recht umzusetzen. Dies wurde von der Europdischen Kommission auch so be-
stitigt. Daher bedarf die Ubernahme der Verordnung keiner Umsetzung im nationalen
Recht.
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4 Bundesbeschluss zur Ubernahme und Umsetzung
Eurodac-Verordnung

4.1 Ausgangslage

4.1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Die Verordnung (EU) Nr. 603/201365, die fiir die Schweiz seit 2015 und in ihrer frithe-
ren Fassung seit 2008 in Kraft ist, ermoglicht den Zugang zu den Fingerabdruckdaten
von Asylsuchenden und Personen, die illegal in den Dublin-Raum eingereist sind.
Diese Daten sind unabdingbar fiir die Anwendung der geltenden Dublin III-
Verordnung. Mit der Totalrevision der Verordnung Nr. 603/2013 sollen der Umfang
der erfassten Daten und deren Nutzung zu anderen Zwecken im Rahmen der allge-
meinen Migrationspolitik der EU erweitert werden. Dies betrifft insbesondere die
Riickkehr von illegal aufhiltigen Personen und die Einddimmung der Sekundédrmigra-
tion. Das Verfahren zum Erhalt von Daten durch die fiir die Sicherheit (Terrorismus,
schwere Straftaten) zustdndigen Behorden wird vereinfacht. Die Interoperabilitét der
EU-Systeme muss kiinftig auch das Eurodac-System umfassen.

Am 14. Mai 2024 verabschiedeten das Européische Parlament und der Rat der EU die
Eurodac-Verordnung zur Authebung der Verordnung Nr. 603/2013. Diese Verord-
nung wurde der Schweiz am 17. Mai 2024 als Weiterentwicklung des Dublin-/Euro-
dac-Besitzstands notifiziert. Da die Schweiz sich im Rahmen des DAA grundsétzlich
verpflichtet hat, alle Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands zu iiber-
nehmen und, soweit erforderlich, in das Schweizer Recht umzusetzen (Art. 1 Abs. 3
und Art. 4 DAA), hat der Bundesrat am 14. August 2024 beschlossen, diese EU-
Verordnung unter Vorbehalt der Erfiillung der verfassungsmaissigen Voraussetzungen
zu Gibernehmen (Art. 7 Abs. 2 Bst. b DAA).

Zudem enthélt die Eurodac-Verordnung seit Juli 2013 Bestimmungen {iber den Zu-
griff der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehorden auf Eurodac-Daten. Der Zu-
gang zu Eurodac zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken féllt nicht in den
Geltungsbereich des DAA und stellt somit keine Weiterentwicklung des Dublin-/Eu-
rodac-Besitzstands dar. Deshalb haben der Rat der EU und die Européische Kommis-
sion den assoziierten Staaten und Dédnemark aus Griinden der inneren Sicherheit vor-
geschlagen, ein zusdtzliches Abkommen abzuschliessen, damit diese Bestimmungen
dennoch angewendet werden konnen. Das Zusatzprotokoll zu den mit der Schweiz
und dem Fiirstentum Liechtenstein abgeschlossenen Dublin-Assoziierungsabkommen
(nachfolgend «Eurodac-Protokoll») wurde am 27. Juni 2019 in Briissel unterzeichnet.

65 Verordnung (EU) Nr. 603/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2013 iiber die Einrichtung von Eurodac fiir den Abgleich von Fingerabdruckda-
ten zum Zwecke der effektiven Anwendung der Verordnung (EU) Nr. 604/2014 zur Fest-
legung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Prii-
fung eines von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem Mitgliedstaat
gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustdndig ist und iiber der Gefahrenabwehr
und Strafverfolgung dienende Antrage der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehor-
den der Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten sowie zur An-
derung der Verordnung (EU) Nr. 1077/2011 zur Errichtung einer Européischen Agentur
fiir das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit
und des Rechts (ABIL. L 180 vom 29.6.2013, S. 1).
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Das Abkommen sieht fiir die Ubernahme der gesinderten Bestimmungen iiber den Zu-
gang der Strafverfolgungsbehdrden ein bestimmtes Verfahren zur Mitwirkung an der
Ausarbeitung der Bestimmungen, das heisst der Regeln des DAA, vor. Es kommt also
das gleiche Verfahren zur Anwendung wie im ersten Absatz weiter oben beschrieben.

Neben den Fingerabdriicken enthélt die Eurodac-Datenbank kiinftig auch das Ge-
sichtsbild der verschiedenen Personenkategorien, das heisst zusitzliche besonders
schiitzenswerte Personendaten. Zudem wird der Datenkatalog des Eurodac-Systems
erweitert (Namen, Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort usw.). Kiinftig wird das Sys-
tem auch neue Personenkategorien enthalten.

Die Inbetriebnahme des erneuerten Systems ist fiir 2026 geplant.

4.1.2 Verlauf der Verhandlungen und
Verhandlungsergebnis

Anders als bei der Schengen-Zusammenarbeit sicht das DAA keine direkte Beteili-
gung der Schweiz an den Beratungen der EU-Organe vor. Die Schweiz kann jedoch
ihr Mitspracherecht im Rahmen des Gemischten Ausschusses, der sich aus Vertrete-
rinnen und Vertretern der Européischen Kommission und der EU-Mitgliedstaaten zu-
sammensetzt, geltend machen. Die Neufassung der Eurodac-Verordnung wurde im
Jahr 2016 mit einem neuen Antrag der Kommission in Angriff genommen.¢¢ Die Ar-
beiten wurden jedoch unterbrochen. Im Rahmen des Entwurfs fiir den Migrations-
und Asylpakt wurde den europiischen Organen im September 2020 ein revidierter
Antrag unterbreitet. Dieser Antrag stand in direktem Zusammenhang mit den Vor-
schldgen zur Neufassung der Dublin-Verordnung und dem neuen Solidaritdtsmecha-
nismus, der darin skizziert war. Die Revision der Eurodac-Verordnung erfolgte frither
als andere Elemente des Pakts. Dieses schrittweise Vorgehen war angezeigt, um poli-
tische Blockaden bei den Verhandlungen iiber den EU-Pakt zu vermeiden. Nach der
politischen Einigung vom 22. Juni 2022 wurde am 12. Dezember 2022 das Verhand-
lungsmandat flir die neue Eurodac-Verordnung durch den Européischen Rat verab-
schiedet.

Die Schweiz war gemadss ihren Assoziierungsabkommen auf technischer Ebene nicht
zu den Diskussionen betreffend Eurodac eingeladen. Hingegen war sie in der Regel
in den Diskussionen auf Ministerstufe (JAI-Rat) vertreten. Die jeweiligen Ratsvorsit-
zenden haben die assoziierten Staaten informell und in Echtzeit tiber den Stand der
Gespriche in den Arbeitsgruppen informiert. Die Schweiz hat zudem schriftlich zur
Anpassung der Verordnung Stellung genommen und so ebenfalls ein Mitwirkungs-
recht ausgeiibt.

Der Trilog konzentrierte sich besonders auf die neue Kategorie von Personen, die vo-
riibergehenden Schutz geniessen. Das Europdische Parlament blieb gegeniiber der
Einbeziehung dieser Personenkategorie ablehnend eingestellt. Nach seiner Auffas-
sung fallen Personen, die voriibergehenden Schutz geniessen, unter eine Nebenricht-
linie, und nicht unter die Gesetzgebung, die strikt an die Migrationssteuerung — den

66 COM (2016) 272 final
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Hauptzweck von Eurodac — gebunden ist. Die Co-Gesetzgeber einigten sich schliess-
lich jedoch auf eine Speicherung der Daten von temporér Schutzberechtigten in Eu-
rodac. Dies umfasst auch nationale Schutzstatus, die dquivalent zum temporéren
Schutzstatus der EU sind, wie der Schweizerische Schutzstatus S in einem neuen An-
wendungsfall.

Nach der Verabschiedung des Verhandlungsmandats des Ausschusses fiir biirgerliche
Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE-Ausschuss) des Européischen Parlaments am
22. Juni 2023 definierte der Ausschuss der Stindigen Vertreter der Mitgliedstaaten
(COREPER) die Verhandlungsrichtlinien fiir den Trilog mit dem Européischen Par-
lament. Im Rahmen des letzten Trilogs am 20. Dezember 2023 konnte ein Kompro-
miss gefunden werden. Der Verordnungstext wurde am 8. Februar 2024 vom
COREPER und am 14. Februar 2024 vom LIBE-Ausschuss gutgeheissen. Der erzielte
Kompromiss wurde vom Europédischen Parlament (Plenum) am 10. April 2024 und
vom Ministerrat am 14. Mai 2024 gebilligt. Die Weiterentwicklung des Schengen-
Besitzstands wurde der Schweiz am 17. Mai 2024 notifiziert.

Die Notifikation schloss fiir die Schweiz bestimmte Elemente der Eurodac-Verord-
nung aus, und dies ohne vorherige Information seitens der EU. Im Gespriach mit der
EU konnte fiir die fiir die Schweiz zentralen Elemente (Zugang der Strafverfolgungs-
behorden zu Eurodac-Daten, Abgleich der biometrischen Daten im Zentralsystem so-
wie Schengen-relevante Regelungen) eine weitere Notifikation in Aussicht gestellt
werden. Am 12. Juni 2024 ist diese zweite Notifikation erfolgt.

Die Gespriache mit der Européischen Kommission haben hingegen gezeigt, dass eine
Beteiligung der Schweiz an der Eurodac-Zusammenarbeit im Rahmen des voriiberge-
henden Schutzes und der Relocation bedingt, dass zusétzliche Abkommen mit der EU
ausgehandelt und abgeschlossen werden.

4.1.3 Verfahren zur Ubernahme der Weiterentwicklungen
des Dublin-/Eurodac-Besitzstands

Gestiitzt auf Artikel 1 Absatz 1 DAA hat sich die Schweiz grundsitzlich verpflichtet,
alle Rechtsakte, welche die EU seit der Unterzeichnung des DAA als Weiterentwick-
lungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands erlassen hat, zu ibernehmen und, soweit
erforderlich, in das Schweizer Recht umzusetzen.

Artikel 4 DAA sieht ein spezielles Verfahren fiir die Ubernahme und Umsetzung von
Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands vor. Zunédchst notifiziert die
EU der Schweiz «unverziiglich» die Annahme eines Rechtsakts, der eine Weiterent-
wicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands darstellt. Danach verfiigt der Bundesrat
tiber eine Frist von 30 Tagen, um dem zustdndigen Organ der EU (Européische Kom-
mission) mitzuteilen, ob und gegebenenfalls innert welcher Frist die Schweiz die Wei-
terentwicklung iibernimmt. Die dreissigtdgige Frist beginnt mit der Annahme des
Rechtsakts durch die EU zu laufen (Art. 4 Abs. 2 DAA).

Soweit die zu tibernehmende Weiterentwicklung rechtlich verbindlicher Natur ist, bil-
den die Notifizierung durch die EU und die Antwortnote der Schweiz einen Noten-
austausch, der aus Sicht der Schweiz einen volkerrechtlichen Vertrag darstellt. Im
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Einklang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben muss dieser Vertrag entweder
vom Bundesrat oder vom Parlament und, im Fall eines Referendums, vom Volk ge-
nehmigt werden.

Die zur Ubernahme anstehende Eurodac-Verordnung ist rechtsverbindlich. Die Uber-
nahme hat daher mittels Abschlusses eines Notenaustauschs zu erfolgen.

Vorliegend ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung des Notenaustauschs
zustandig (vgl. Ziff. 4.8.1). Entsprechend hat die Schweiz der EU am 14. August 2024
in ihrer Antwortnote mitgeteilt, dass die betreffenden Weiterentwicklungen fiir sie erst
«nach Erfiillung ihrer verfassungsrechtlichen Voraussetzungen» rechtsverbindlich
werden konnen (Art. 4 Abs. 3 DAA). Ab der Notifizierung der Rechtsakte durch die
EU verfiigt die Schweiz fiir die Ubernahme und Umsetzung der Weiterentwicklungen
iiber eine Frist von maximal zwei Jahren. Innerhalb dieser Frist muss auch eine allfal-
lige Referendumsabstimmung stattfinden.

Mit der Eurodac-Verordnung wird auch die Verordnung (EU) 2019/818 angepasst,
die Schengen-relevant ist. Es handelt sich dabei um eine EU-Verordnung, welche die
Schweiz bereits als Weiterentwicklung tibernommen hat bzw. bei der derzeit das
Ubernahmeverfahren liuft. Im Rahmen der Ubernahme der vorliegenden EU-
Verordnung muss die Schweiz daher auch Anderungen in den entsprechenden natio-
nalen Rechtsgrundlagen anpassen.

Sobald das innerstaatliche Verfahren abgeschlossen ist und alle verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen im Hinblick auf die Ubernahme und Umsetzung der EU-
Verordnungen erfiillt sind, unterrichtet die Schweiz die Européische Kommission un-
verziiglich in schriftlicher Form hieriiber. Wird kein Referendum gegen die Uber-
nahme und Umsetzung der EU-Verordnungen ergriffen, erfolgt diese Mitteilung, die
der Ratifizierung der Notenaustausche gleichkommt, unverziiglich nach Ablauf der
Referendumsfrist.

Setzt die Schweiz eine Weiterentwicklung des Dublin-/Eurodac-Besitzstands nicht
fristgerecht um, so riskiert sie die Beendigung der Zusammenarbeit von Dublin/Euro-
dac insgesamt, und damit auch von Schengen (Art. 14 Abs. 2 DAA i. V. m. Art. 7
Abs. 4 SAA).

Die Ubernahme der Bestimmungen zum Zugang der Strafverfolgungsbehdrden ist im
Eurodac-Protokoll geregelt. Das Abkommen sieht in Artikel 3 ein bestimmtes Ver-
fahren zur Mitwirkung an der Ausarbeitung dieser Bestimmungen vor und verweist
auf die Regeln des DAA. Es kommt also das gleiche Verfahren zur Anwendung wie
in den vorstehenden Absétzen.

Im vorliegenden Fall wurde die Eurodac-Verordnung gemeinsam mit den iibrigen
Rechtsakten am 14. Mai 2024 vom Européischen Parlament und dem Rat der EU ver-
abschiedet. Infolgedessen hitte die Schweiz ihre Antwortnote bis spitestens am
13. Juni 2024 an das Generalsekretariat des Rates der EU respektive an die Européi-
sche Kommission tibermitteln miissen. Aufgrund der unvollsténdigen Notifikation der
Eurodac-Verordnung durch die Européische Kommission wurden zusitzliche Abklé-
rungen und eine weitere Eurodac-Notifikation durch die EU nétig. Das Abwarten die-
ser Notifikation hat zu Verzogerungen gefiihrt, aufgrund welcher die Schweiz ihre
Antwortnoten am 14. August 2024 iibermittelt hat.
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Die Notifikationen der Eurodac-Verordnung an die Schweiz erfolgten am 17. Mai
2024 (die Nachnotifikation erfolgte am 12. Juni 2024). Damit endet die maximale
Frist fiir die Ubernahme und Umsetzung der vorliegenden EU-Verordnungen am
17. Mai 2026 (bzw. fiir Eurodac am 12. Juni 2026).

Die zu iibernehmenden EU-Verordnungen sehen fiir die EU-Mitgliedstaaten ebenfalls
eine Umsetzungsfrist von zwei Jahren ab Inkrafttreten vor. Die Anwendungsdaten
sind jedoch fiir die EU-Verordnungen unterschiedlich: Ab dem 1. Juli 2026 werden
die AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung angewendet. Bereits ab dem 12.
Juni 2026 werden bereits die Eurodac-Verordnung (Ausnahme Art. 26: Anwendungs-
datum 12. Juni 2029), die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung und die Uberprii-
fungsverordnung angewendet. Artikel 26 der Eurodac-Verordnung gilt jedoch ab dem
12. Juni 2029.

4.1.4 Verhiltnis zur Legislaturplanung und zur
Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 24. Januar 2024 zur Legislaturplanung 2023—
2027 nicht angekiindigt. Es handelt sich um eine Dublin-Weiterentwicklung, die im
Rahmen von Ziel Nr. 13 fristgerecht zu {ibernehmen ist. Geméss diesem Ziel steuert
die Schweiz die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial und
setzt sich fiir die internationale Zusammenarbeit ein.

Die Ubernahme und Umsetzung der EU-Verordnung steht mit keiner Strategie des
Bundesrats in Konflikt. Sie ist angezeigt, um den Verpflichtungen der Schweiz aus
dem DAA nachzukommen.

4.2 Grundziige der EU-Verordnung

Das neue Eurodac-System ist ein niitzliches Instrument in verschiedenen Verfahren.
In erster Linie dient es zur Bestimmung des Dublin-Staats, der fiir die Priifung eines
Asylgesuchs zusténdig ist. Kiinftig ist es auch fiir das Verfahren zur Neuansiedlung
von Fliichtlingsgruppen (Resettlement) gemiss der Neuansiedlungsverordnung von
Nutzen. Es soll auch im ausldnderrechtlichen Verfahren genutzt werden, sofern die
betreffende Person sich illegal im Dublin-Raum authélt. Zudem muss kiinftig die Ge-
wihrung des voriibergehenden Schutzes gemiss der Massenzustrom-Richtlinie im
System ersichtlich sein. Der Umstand, dass eine Person aus Seenot gerettet wurde, ist
ebenfalls in Eurodac einzugeben.

Mit der neuen Verordnung werden auch die Verordnungen (EU) 2018/1240 und (EU)
2019/818 geédndert. Die geénderte Verordnung (EU) 2018/1240 sieht vor, dass das
ETIAS-System seine Daten automatisch mit den Daten von Eurodac abgleicht. Aus-
serdem wird die nationale ETTAS-Stelle kiinftig bei Treffern einen schreibgeschiitzten
Zugang zu Eurodac erhalten. Und schliesslich muss ETIAS unabhéngig von der Ein-
fithrung der Interoperabilitidt mit Eurodac oder dem Européischen Strafregisterinfor-
mationssystem (ECRIS-TCN) betriebsbereit sein.
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In der Verordnung (EU) 2019/818 wird neu erwéhnt, dass die benannten Behorden
nach Artikel 6 der Eurodac-Verordnung auch die «benannten Behérden» im Sinne
dieser Verordnung sind. Zudem werden hier die von der Interoperabilitit betroffenen
Eurodac-Daten bestimmt.

Die neue Fassung der Verordnung lésst sich in folgenden Punkten zusammenfassen:

Neue Zwecke des Eurodac-Systems: Der wichtigste Zweck von Eurodac bleibt
die Durchfiihrung der Dublin-Verfahren gemidss der neuen AMMR-
Verordnung. Eurodac soll aber auch mithelfen, das Dublin-Verfahren zu ver-
einfachen und zu beschleunigen, indem jeder Dublin-Verfahrensschritt in Eu-
rodac abgebildet wird. Zudem soll Eurodac mithelfen, die irregulire Einwan-
derung in die EU verstirkt zu kontrollieren, indem die Daten der illegal
Einreisenden nicht nur in Eurodac gespeichert, sondern automatisch mit dem
vorhandenen Datenbestand abgeglichen werden. Ausserdem soll die illegale
Migration innerhalb der EU kontrolliert und unterbunden werden, indem die
Biometrie der sich illegal Aufhaltenden ebenfalls in Eurodac mit dem vorhan-
denen Datenbestand abgeglichen und neu gespeichert wird. Diese Ziele er-
ginzen die Ziele der neuen Uberpriifungsverordnung (vgl. Ziff. 5). Die Schaf-
fung des Migrations- und Asylpakts und der dazugehorenden Verordnungen
mit dem Ziel, den Asyl- und Migrationsbereich auf europdischer Ebene zu
reformieren, hat zudem die damals bereits laufende Revision der Eurodac-
Verordnung beeinflusst. Das Bestreben nach einer nachhaltigeren Asylpolitik,
die auf Solidaritdt und geteilter Verantwortung basiert, geht einher mit dem
Willen, Sekundédrmigration in der EU zu verhindern. Ausserdem besteht wei-
terhin ein Sicherheitsziel. Die Nutzung der Eurodac-Daten zu diesem Zweck
ist gewdhrleistet.

Neue Personenkategorien: Um die genannten Ziele und insbesondere eine
bessere Verteilung der Verantwortung unter den Dublin-Staaten zu erreichen,
werden neu die Daten von neuen Personenkategorien erfasst. Derzeit miissen
Personen, die internationalen Schutz beantragen, und Personen, die illegal in
den Schengen-Raum eingereist sind, ihre Fingerabdriicke abnehmen lassen.
Kiinftig werden auch die Personendaten — einschliesslich der biometrischen
Daten — von illegal aufhéltigen Personen, Resettlement-Fliichtlingen und Per-
sonen, die vorldufigen Schutz geniessen, abgenommen und im Zentralsystem
erfasst. Das Gleiche gilt fiir Personen, die aus Seenot gerettet wurden. Die
Registrierung einer Person als Antragstellerin oder Antragsteller auf interna-
tionalen Schutz befreit die Dublin-Staaten jedoch nicht von der Pflicht, diese
allenfalls in erster Linie als Person zu registrieren, die einer anderen Kategorie
angehort (Seenotrettung oder illegaler Aufenthalt).

Interoperabilitdt: Das Informationssystem Eurodac soll ein integrierender Be-
standteil der Interoperabilitdt und ihrer IT-Architektur werden und somit auch
in anderen Verfahren beispielsweise in Zusammenhang mit den Systemen
VIS, ETIAS und EES von Nutzen sein.

Dies bedeutet, dass bei der Datenerfassung oder der Aktualisierung einer Eu-
rodac-Datei, die bestimmte Mindestdaten enthilt, verschiedene EU-Systeme
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(EES, VIS, ETIAS, SIS und fiir die EU-Staaten ECRIS-TCN) abgefragt wer-
den anhand der biometrischen Daten, der Identitdtsdaten und der Daten des
Reisedokuments. Zudem stehen die Daten des Detektors fiir Mehrfachidenti-
titen (MID) und des gemeinsamen Speichers fiir Identititsdaten (CIR) neu
auch den Behorden zur Verfiigung, die fiir die Datenerfassung in Eurodac zu-
standig sind. Die Strafverfolgungsbehérden werden iiber den CIR ebenfalls
auf Eurodac-Daten zugreifen kénnen. Die Interoperabilititsverordnungen
(EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 treten voraussichtlich im Jahr 2026 in
Kraft. Die anschliessende Inkraftsetzung der revidierten Eurodac-Verordnung
wird gleichzeitig mit der Inbetriebnahme des interoperablen Eurodac-Systems
erfolgen. Somit wird Eurodac aus einem Zentralsystem und aus dem CIR be-
stehen, der mit der Verordnung (EU) 2019/818 eingefiihrt wurde und der eine
zentrale computergestiitzte Datenbank nutzt, die biometrische Daten und al-
phanumerische Daten umfasst.

—  Beibehaltung des Grundsatzes, dass der Schutz der betroffenen Person vor-
rangig zu gewdhrleisten ist: Wenn iibereinstimmende biometrische Daten da-
rauf hinweisen, dass ein Asylgesuch in der EU gestellt worden ist, stellt der
Mitgliedstaat, der die Abfrage vorgenommen hat, sicher, dass systematisch
nach dem Dublin-Verfahren vorgegangen wird. Der Eurodac-Abgleich soll in
erster Linie gewéhrleisten, dass keine Person, die internationalen Schutz be-
antragt, entgegen dem Non-Refoulement-Prinzip in ihren Herkunftsstaat oder
einen Drittstaat weggewiesen wird, ohne dass ihr Asylgesuch vom zustindi-
gen Dublin-Staat gepriift worden ist.

—  Erfassung des Gesichtsbilds und besondere Regelung fiir Minderjcihrige: Von
allen in Eurodac registrierten Personen ab sechs Jahren, und nicht mehr erst
ab 14 Jahren, wird neben den Fingerabdriicken neu auch das Gesichtsbild ab-
genommen. Es ist auch eine besondere Regelung vorgesehen fiir die Vertre-
tung von Minderjahrigen und die Ausbildung des Personals, das die Finger-
abdriicke und das Gesichtsbild abnimmt. Die Pflicht zur Abnahme und
Ubermittlung des Gesichtsbilds an das Eurodac-Zentralsystem dient zu dessen
Abgleich zusammen mit den Fingerabdriicken oder separat, falls die Finger-
abdriicke nicht verwendet werden konnen. Die Erfassung der Gesichtsbildda-
ten im Zentralsystem sollte langfristig Abfragen iiber eine Software zur Ge-
sichtserkennung ermoéglichen. Die Staaten werden weiterhin zehn
Fingerabdriicke abnehmen. Anders als bei der Regelung fiir das VIS ist dafiir
kein Hochstalter vorgesehen.

Zur Verhiitung, Aufdeckung oder Ermittlung terroristischer oder sonstiger
schwerer Straftaten konnen die benannten Behorden von EAZ fedpol Daten
aufgrund eines Abgleichs von Gesichtsbilddaten einholen, sofern die Finger-
abdriicke nicht verwendet werden konnen. Diese ausserordentliche Verwen-
dung der Gesichtsbilder ist von Experten flir biometrische Daten zu priifen.

—  Datenbekanntgabe: Die neue Eurodac-Verordnung sicht neue Bestimmungen
zur Bekanntgabe von Daten an Drittstaaten, private Stellen oder internationale
Organisationen vor (Art. 49 und 50). Die Datenbekanntgabe im Rahmen der
Personenidentifikation zur Riickfithrung illegal aufhéltiger Drittstaatsangeho-
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riger ist neu zulédssig, da sie in Einklang mit dem neuen Zweck der Verord-
nung steht. Die betroffene Person darf jedoch wegen der Datenbekanntgabe
keinesfalls einer Gefahr ausgesetzt werden. Durch diesen zusétzlichen Infor-
mationsaustausch mit Drittstaaten in bestimmten Féllen wird Eurodac in Be-
zug auf die Funktionsweise mit anderen Datenbanken wie VIS, ETIAS und
EES, fiir die dhnliche Bestimmungen zum Datenaustausch insbesondere zum
Zweck der Riickfiihrung gelten, vereinheitlicht.

Neu in Eurodac erfasste Daten: Die revidierte Eurodac-Verordnung sieht die
Erfassung neuer Daten oder Informationen fiir alle Personenkategorien, ein-
schliesslich Personen in einem Resettlement-Verfahren (Aufnahme von
Fliichtlingsgruppen) vor. Dabei geht es vor allem darum, ein umfassenderes
Bild der im System erfassten Personen zu erhalten. Dem Sicherheitsaspekt ist
ebenfalls Rechnung zu tragen. Deshalb muss das System auch Angaben iiber
eine mogliche Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung oder der 6ffentlichen Si-
cherheit enthalten, insbesondere in Zusammenhang mit der Analyse, die im
Rahmen der Uberpriifungsverordnung erfolgt ist.

Verkniipfung zwischen Datensditzen und Statistiken: Die verschiedenen Da-
tensétze der betreffenden Personen werden miteinander verkniipft. Die Statis-
tiken sind dadurch anschaulicher und stérker auf die einzelnen Personen be-
zogen. In diesem Zusammenhang wird auch eine verweigerte
Schutzgewdhrung im System erfasst. Bei der Loschung eines Datensatzes in
Eurodac werden auch alle verkniipften Datensétze geloscht. Zudem soll die
Agentur eu-LISA in die Lage versetzt werden, mit den Daten der Systeme
EES, VIS und ETIAS systemiibergreifende Statistiken zu erstellen. Diese Sta-
tistiken werden der Europdischen Kommission sowie den AUEA und
FRONTEX zugénglich sein. Die Europédische Kommission muss ihren Inhalt
festlegen und erhélt entsprechende Delegationsbefugnisse.

Aufbau und operative Verwaltung des Zentralsystems: Die Kommunikati-
onsinfrastruktur wurde angepasst, damit das Zentralsystem das Netzwerk
«EuroDomainy nutzen kann. Dies wird zu erheblichen Skaleneffekten fiihren.
Die operative Verwaltung des Netzwerks «DubliNet» als separate Kommuni-
kationsinfrastruktur fir die Zwecke der Dublin-Verordnung wurde ebenfalls
in die Systemarchitektur integriert. Dadurch ist die Ubertragung der finanzi-
ellen wie auch operativen Verwaltung an eu-LISA gewéhrleistet.

Erliduterungen zu einzelnen Artikeln des Vertrags

Kapitel I: Allgemeine Bestimmungen

Aufgabe von «Eurodacy

Neben den bisherigen Aufgaben soll Eurodac neu auch dazu dienen, Neuansiedlungs-
pléne zu unterstiitzen (Abs. 1 Bst. b) und die Kontrolle der irreguldren Zuwanderung
in den Schengen-Raum, die Aufdeckung von Sekundidrbewegungen und die Identifi-
zierung illegal aufhéltiger Drittstaatsangehdriger und Staatenloser zu erleichtern
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(Abs. 1 Bst. ¢). Zudem soll sie auch zur Unterstiitzung des Schutzes von Kindern die-
nen, insbesondere auch im Rahmen der Strafverfolgung (Abs. 1 Bst. d). Durch die
Speicherung von biometrischen Daten sowie Daten zur Identitit und zu Reisedoku-
menten im CIR soll die Identifizierung von in Eurodac erfassten Personen unterstiitzt
werden (Abs. 1 Bst. f). Zusitzlich soll Eurodac auch die Ziele des ETIAS (Abs. 1
Bst. g) und des VIS (Abs. 1 Bst. h) sowie die Politikgestaltung durch die Erstellung
von Statistiken unterstiitzen (Abs. 1 Bst. i). Schliesslich soll Eurodac neu auch der
Umsetzung der Massenzustrom-Richtlinie dienen (Abs. 1 Bst. j).

Absatz 2 verweist neu auf die in den Verordnungen (EU) 2018/1240, (EU) 2019/818,
(EG) Nr. 767/2008, der Massenzustrom-Richtlinie, der AMMR-Verordnung und der
Neuansiedlungsverordnung genannten Zwecke und schrénkt sich in Bezug auf die
Datenverarbeitung ein. Er erwahnt zudem die Achtung der Grundrechte, der Men-
schenwiirde und des Non-Refoulement-Gebots. Ausserdem darf die Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten in Anwendung der Verordnung nicht zu Diskriminierung fiih-
ren.

Art. 2 Begriffsbestimmungen

Es werden neben den heute bereits bestehenden Definitionen der Eurodac-Verord-
nung neue Begriffsbestimmungen aufgenommen. Dazu gehort beispielsweise die De-
finition von biometrischen Daten (Abs. 1 Bst. s) und von alphanumerischen Daten
(Abs. 1 Bst. t). Die zehn flachen Fingerabdriicke sind kiinftig zwingend bei allen Per-
sonenkategorien abzunehmen. Die Schweiz nimmt diese bereits heute ab. Ausserdem
wird der Begriff des illegalen Aufenthalts definiert (Abs. 1 Bst. g). Auch andere Be-
griffe wie «Identitdtsdaten» (Abs. 1 Bst. x) und «Datensatz» (Abs. 1 Bst. y) werden
definiert).

Art. 3 Aufbau des Systems und Grundprinzipien

Heute besteht Eurodac aus dem Zentralsystem, einem Notfallplan, einem Notfallsys-
tem und einer Kommunikationsinfrastruktur zwischen dem Zentralsystem und den
Mitgliedstaaten. Neu beinhaltet Eurodac zusitzlich auch einen Teil des CIR gemadss
der Verordnung (EU) 2019/818 (Abs. 1 Bst. ¢) und eine sichere Kommunikations-
struktur zwischen dem Zentralsystem und den zentralen Infrastrukturen des Europii-
schen Suchportals (ESP) und des CIR gemiss der Verordnung (EU) 2019/818 (Abs. 1
Bst. d).

Zudem wird prézisiert, welche Daten im CIR gespeichert werden (Abs. 2). Dazu ge-
héren Fingerabdriicke, Gesichtsbild, Name, Vorname, frithere Namen, Staatsangeho-
rigkeit, Geburtsdatum, Geburtsort, Geschlecht und falls vorhanden die Art und Num-
mer des Ausweises oder des Reisedokuments sowie das Ablaufdatum des
Reisedokuments. Die anderen Eurodac-Daten werden nur im Zentralsystem von Eu-
rodac gespeichert. Auch wird festgelegt, dass die Eurodac-Kommunikationsinfra-
struktur das bestehende Netz «Transeuropéische Telematikdienste zwischen Verwal-
tungen» (TESTA) nutzen wird. Personenbezogene Daten, die an oder von Eurodac
iibermittelt werden, werden verschliisselt (Abs. 3).
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Weiter soll jeder Mitgliedstaat iiber eine einzige nationale Zugangsstelle verfiigen
(Abs. 4). In der Schweiz wird diese Aufgabe durch das SEM wahrgenommen. Europol
verfligt tiber eine einzige Europol-Zugangsstelle.

Absatz 5 bleibt unverdndert und entspricht dem geltenden Artikel 3 Absatz 3. Die
Verweise wurden angepasst.

Alle in Eurodac registrierten Datensitze, die ein und demselben Drittstaatsangehdri-
gen oder Staatenlosen entsprechen, werden nacheinander verkniipft (Abs. 6). Eurodac
verkniipft diese Datensitze automatisch auf der Grundlage des Vergleichs der Finger-
abdriicke oder Gesichtsbilder. Erforderlichenfalls wird der Vergleich der Fingerab-
driicke von einem Fingerabdruckexperten geméss den Artikeln 27 und 28 iiberpriift
und bestitigt (siche dazu Kommentar von Art. 38). Dies sollte auch bei einem Ver-
gleich von Gesichtsbildern ohne Fingerabdriicke der Fall sein. Bestétigt der empfan-
gende Mitgliedstaat den Treffer, so iibermittelt er eine Mitteilung an eu-LISA, die die
Verkniipfung bestétigt.

Absatz 7 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 3 Absatz 4 und erféhrt
keine Anderung. Die besonderen Vorschriften betreffend Eurodac gelten fiir die Uber-
mittlung von Daten an das Zentralsystem bis zum Erhalt der Ergebnisse des Ab-
gleichs.

Art. 4 Betriebsmanagement

Artikel 4 entspricht dem bis anhin geltenden Artikel 4. Neu soll eu-LISA, die bereits
heute fiir das Betriebsmanagement von Eurodac zustindig ist, namentlich in der Eu-
rodac-Verordnung erwéihnt werden (Abs. 1). Eu-LISA ist es neu gestattet, echte per-
sonenbezogene Daten des Eurodac-Produktionssystems zu Testzwecken unter be-
stimmten Umstdnden zu verwenden (Abs. 2). Die entsprechende Verwendung
unterliegt strengen Bedingungen, und die personenbezogenen Daten werden so ano-
nymisiert, dass die betroffenen Personen nicht mehr identifizierbar sind. Sobald der
Testzweck erreicht ist, werden die entsprechenden Daten unverziiglich und dauerhaft
aus der Testumgebung geldscht.

Art. 5 Zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken benannte
Behérden der Mitgliedstaaten

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem bis anhin geltenden Artikel 5. Es wur-
den lediglich kleine redaktionelle Anpassungen vorgenommen. Neu kdnnen auch Ein-
heiten benannt werden, die ausschliesslich fiir nachrichtendienstliche Tétigkeiten im
Zusammenhang mit der nationalen Sicherheit zusténdig sind.

Art. 6 Zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken
zugangsberechtigte Priifstellen der Mitgliedstaaten

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem bis anhin geltenden Artikel 6. Mit der
Formulierung «biometrische Daten» ist neu auch ein Abgleich von Gesichtsbildern
moglich, und nicht mehr nur von Fingerabdriicken. Ebenfalls neu zuléssig ist der Ab-
gleich mit alphanumerischen Daten.
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Art. 7 Zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken benannte
Europol-Stelle und zugangsberechtigte Europol-Priifstelle

Diese Bestimmung entspricht dem bis anhin geltenden Artikel 7. Europol benennt neu
eine oder mehrere seiner operativen Einheiten als Europol-Behorde, die berechtigt ist,
tiber die Europol-Zugangsstelle den Abgleich mit Eurodac-Daten zu beantragen.
Dadurch sollen die Massnahmen der Mitgliedstaaten zur Verhiitung, Aufdeckung
oder Untersuchung terroristischer oder sonstiger schwerer Straftaten, die in den Zu-
standigkeitsbereich von Europol fallen, unterstiitzt und verstérkt werden (Abs. 1).

Art. 8 Interoperabilitit mit ETIAS

Damit die Interoperabilitidt gestiitzt auf die Interoperabilitdtsverordnungen (EU)
2019/817 und (EU) 2019/818 vollstdndig wirksam werden kann, sind auch Anpassun-
gen an der Eurodac-Verordnung erforderlich. Demnach soll das Zentralsystem von
Eurodac mit dem ESP verbunden werden, um die automatisierte Bearbeitung durch
das ETIAS-Zentralsystem zu ermdglichen (Abs. 1). Diese Bestimmung regelt eigent-
lich die Interoperabilitit zwischen ETIAS und Eurodac. Dadurch kann tiberpriift wer-
den, ob die antragstellende Person in Eurodac erfasst ist. Ergibt die automatisierte
Bearbeitung einen oder mehrere Treffer, so konsultiert das ETIAS-Zentralsystem au-
tomatisch die ETIAS-Zentralstelle. Diese nimmt eine Uberpriifung geméss Artikel 20
der Verordnung (EU) 2018/1240 vor (Abs. 2). Dies betrifft die Daten geméss den
Artikeln 17, 19, 21-24 und 26.

Artikel 26 der ETIAS-Verordnung, der die manuelle Bearbeitung von Antrégen durch
die nationalen ETIAS-Stellen regelt, ist anwendbar. Geméss dieser Bestimmung wird
das Gesuch von der nationalen ETIAS-Stelle des zustdndigen Staats manuell bearbei-
tet, wenn die automatisierte Bearbeitung geméss Artikel 20 Absidtze 2—5 einen oder
mehrere Treffer ergibt. Diese Stelle muss somit ebenfalls auf Eurodac-Daten zugrei-
fen kénnen.

Art. 9 Bedingungen fiir den Zugang zu Eurodac zum Zweck der manuellen
Verarbeitung durch nationale ETIAS-Stellen

Die nationalen ETIAS-Stellen verwenden fiir die Abfrage in Eurodac dieselben alpha-
numerischen Daten wie bei der automatisierten Bearbeitung gemdss Artikel 8
(Abs. 1). Sie haben zur Erreichung der Ziele der ETIAS-Verordnung Zugang zu den
Daten von Eurodac und kdnnen diese in schreibgeschiitzter Form abfragen, um An-
trdge auf Erteilung einer Reisegenehmigung zu priifen. Dies betrifft die Daten, die
gemadss den Artikeln 17, 19, 21-24 und 26 erfasst werden (Abs. 2). Die Analyse der
Ergebnisse wird nur in den ETTIAS-Datensétzen gespeichert (Abs. 3).

Art. 10 Zugang der zustindigen Visumbehérde zu Eurodac

Die Visumbehdrden erhalten kiinftig voriibergehend einen schreibgeschiitzten Zu-
gang zu Eurodac. Dies ermoglicht ihnen die manuelle Uberpriifung von Treffern in
diesem Informationssystem, die sich bei der Eingabe der Daten von Personen, die ein
Visum fiir einen kurzfristigen Aufenthalt beantragen, im VIS ergeben.

122 /230



Erlduternder Bericht

Art. 11 Interoperabilitit mit dem VIS

Eurodac soll an das ESP angeschlossen werden, um eine automatisierte Verarbeitung
zu ermdglichen, damit Eurodac abgefragt und die relevanten Daten im VIS mit den
relevanten Daten in Eurodac verglichen werden kdnnen. Die Interoperabilitét von Eu-
rodac mit dem VIS besteht ab Inkrafttreten der Verordnung (EU) 2021/1134%7 zur
Anderung der Verordnung (EG) Nr. 767/2008. Ab diesem Zeitpunkt wird Eurodac an
das ESP angebunden sein.

Art. 12 Statistik

Eu-LISA soll, wie bis anhin, monatlich eine Statistik iiber die Arbeit von Eurodac
erstellen. Darin wird beispielsweise die Zahl der Antragstellenden, die Zahl der abge-
lehnten Asylgesuchstellenden, die Zahl von minderjahrigen Personen, die Zahl der
nach Such- und Rettungseinsétzen ausgeschifften Personen oder die Anzahl Treffer
zu Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, festgehalten (Abs. 1). Die
statistischen Daten sollen monatlich ver6ffentlicht werden. Ende Jahr soll von eu-
LISA zudem eine jéhrliche Statistik verdffentlicht werden (Abs. 2). Zusétzlich erstellt
eu-LISA monatliche systemiibergreifende Statistiken zur Unterstiitzung bei der Kon-
trolle der irreguldren Einwanderung in die EU und bei der Aufdeckung von Sekun-
dirbewegungen innerhalb der EU sowie bei der Identifizierung von illegal aufthiltigen
Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen. Diese werden der Kommission, dem Euro-
paischen Parlament, der EUAA, Frontex, Europol sowie den Mitgliedstaaten zur Ver-
fligung gestellt. Ausserdem ist vorgesehen, dass die Europdische Kommission im
Wege von Durchfithrungsrechtsakten den Inhalt der monatlichen systemiibergreifen-
den Statistiken festlegt (Abs. 3). Eu-LISA kann zudem der Européischen Kommission
auf Ersuchen Statistiken zu bestimmten Aspekten in Zusammenhang mit der Anwen-
dung der Eurodac-Verordnung und Statistiken geméss Absatz 1 zur Verfligung stel-
len. Auf Ersuchen werden diese Statistiken auch einem Mitgliedstaat, dem Européi-
schen Parlament, der EUAA, Frontex und Europol zugénglich gemacht (Abs. 4). Die
entsprechenden Daten werden von eu-LISA zu Forschungs- und Analysezwecken ge-
speichert (Abs. 5). Der Zugang zum Zentralen Speicher fiir Berichte und Statistiken
CRRS wird eu-LISA, der Kommission, den befugten Nutzerinnen und Nutzern der
EUAA, von Frontex, von Europol sowie den Mitgliedstaaten gewéhrt, wenn dieser
Zugang fiir die Durchfithrung ihrer Aufgaben relevant ist (Abs. 6).

Art. 13 Verpflichtende Erfassung biometrischer Daten

Biometrische Daten sollen zur Bestimmung des fiir die Priifung des Antrags auf in-
ternationalen Schutz zustindigen Mitgliedstaats abgenommen werden. Zudem sollen
sie die Unterstiitzung von Neuansiedlungsplénen, die Kontrolle der irreguldren Zu-
wanderung in den Schengen-Raum, die Aufdeckung von Sekundérbewegungen und

67 Verordnung (EU) 2021/1134 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021
zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EG) Nr. 810/2009, (EU) 2016/399,
(EU) 2017/2226, (EU) 2018/1240, (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861, (EU) 2019/817 und
(EU) 2019/1896 des Europdischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Ent-
scheidung 2004/512/EG und des Beschlusses 2008/633/J1 des Rates zur Reform des Visa-
Informationssystems, ABL. L 248 vom 13.7.2021, S. 11.
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die Identifizierung illegal aufhéltiger Drittstaatsangehdriger und Staatenloser erleich-
tern sowie die Umsetzung der Massenzustrom-Richtlinie unterstiitzen (Abs. 1). Zu
diesem Zweck sollen biometrische Daten von folgenden Personen abgenommen wer-
den:

—  Personen, die internationalen Schutz beantragen;

—  Drittstaatsangehorige oder staatenlose Personen, die sich im Rahmen von
Neuansiedlungsprogrammen beworben haben und aufgenommen wurden;

- Drittstaatsangehdrige oder staatenlose Personen, die im Zusammenhang mit
dem illegalen Uberschreiten einer Schengen-Aussengrenze aufgegriffen wur-
den;

—  Drittstaatsangehorige oder staatenlose Personen, die sich illegal in einem
Schengen-Staat aufhalten;

—  Personen, die voriibergehenden Schutz gemiss der Massenzustrom-Richtlinie
oder einen gleichwertigen Schutz in einem Mitgliedstaat geniessen;

—  Personen, die aus Seenot gerettet wurden.

Bei der Erfassung der biometrischen Daten sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, die
Wiirde und korperliche Unversehrtheit der betroffenen Personen zu beachten (Abs. 2).
Zudem sollen im nationalen Recht administrative Massnahmen zur Sicherstellung der
Abnahme der biometrischen Daten vorgesehen werden (Abs. 3). Diese miissen wirk-
sam, verhéltnisméssig und abschreckend sein. Als letztes Mittel sind Zwangsmass-
nahmen denkbar. Kann durch die im nationalen Recht vorgesehenen Massnahmen
nicht sichergestellt werden, dass eine Person der Verpflichtung zur Bereitstellung ih-
rer biometrischen Daten nachkommt, so finden die einschldgigen Bestimmungen des
Asylrechts der EU iiber die Nichteinhaltung dieser Verpflichtung Anwendung
(Abs. 4). Ist die Erfassung der biometrischen Daten eines Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen, der als schutzbediirftige Person gilt, aufgrund des Zustands der Finger-
spitzen oder des Gesichts dieser Person nicht moglich und hat diese Person diesen
Zustand nicht absichtlich herbeigefiihrt, so ergreifen die Behdrden dieses Mitglied-
staats keine administrativen Sanktionen (Abs. 5). Das Verfahren zur Erfassung bio-
metrischer Daten wird nach der nationalen Praxis des betreffenden Mitgliedstaats und
im Einklang mit den in der Charta der Grundrechte und in der EMRK verankerten
Garantien festgelegt und angewendet (Abs. 6).

Art. 14 Besondere Bestimmungen betreffend Minderjihrige

Neu miissen die biometrischen Daten von Minderjahrigen ab dem vollendeten sechs-
ten Lebensjahr erfasst werden. Die vorliegende Bestimmung enthélt ndhere Vorgaben
zur Erfassung von biometrischen Daten von Minderjdhrigen. Beispielsweise miissen
die fiir die Erfassung zustédndigen Personen speziell geschult und das Kindeswohl ge-
wahrt werden (Abs. 1). Zudem miissen die Minderjahrigen von einem erwachsenen
Familienmitglied oder, wenn es sich um einen unbegleiteten Minderjahrigen handelt,
von einer Vertretung oder einer geschulten Person begleitet werden. Diese Begleit-
person ist aber keinesfalls fiir die Abnahme der biometrischen Daten verantwortlich.
Bestehen Zweifel am Alter von sechs Jahren, ist bei der Anwendung der Verordnung
davon auszugehen, dass das Kind dieses Alter noch nicht erreicht hat.
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Die fiir die Abnahme der biometrischen Daten zustindige Behorde kann in gewissem
Umfang und als letztes Mittel Zwang anwenden. Dies hat in verhéltnisméassiger Weise
und unter Achtung des innerstaatlichen oder europdischen Rechts zu erfolgen.

Verweigert ein Minderjahriger die Abgabe seiner biometrischen Daten und bestehen
berechtigte Griinde fiir die Annahme, dass ein Risiko fiir die Sicherheit oder den
Schutz des Kindes besteht, so wird der Minderjéhrige an die zustédndigen nationalen
Kindesschutzbehdrden verwiesen (Abs. 2).

Eurodac-Daten, die sich auf Kinder unter 14 Jahren beziehen, diirfen nur dann zu
Strafverfolgungszwecken verwendet werden, wenn die Vermutung besteht, dass die-
ses Kind eine terroristische Straftat oder eine andere schwere Straftat begangen hat
oder begehen wird (Abs. 3).

Kapitel I1I: Personen, die internationalen Schutz beantragen

Art. 15 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Jeder Mitgliedstaat muss die biometrischen Daten von Personen abnehmen, die inter-
nationalen Schutz beantragen. Neben den Fingerabdriicken ist neu auch das Gesichts-
bild zu erfassen. Das Mindestalter wurde dabei von 14 Jahren auf 6 Jahre herabgesetzt.
Neu wird auch festgehalten, dass die biometrischen Daten an Eurodac iibermittelt
werden miissen, wenn der Antrag an einer Aussengrenziibergangsstelle oder in einer
Transitzone gestellt wird und die Einreisevoraussetzungen nach Artikel 6 SGK nicht
erfiillt sind (Abs. 1 Bst. b). Auf Ersuchen eines Mitgliedstaats konnen die biometri-
schen Daten, die alphanumerischen Daten und, sofern verfiigbar, eine eingescannte
Farbkopie eines Ausweises oder Reisedokuments auch von speziell geschulten Mit-
gliedern der Europdischen Grenz- und Kiistenwacheteams oder von Experten der
Asyl-Unterstiitzungsteams erfasst und tibermittelt werden (Abs. 3). Absatz 4 legt fest,
dass ein Datensatz mit den Datensétzen, die denselben Drittstaatsangehorigen oder
Staatenlosen betreffen, verkniipft wird.

Art. 16 Informationen zur Rechtsstellung der betroffenen Person

Sobald der verantwortliche Mitgliedstaat gemdss der AMMR-Verordnung bestimmt
wurde, muss neu der Mitgliedstaat, der das Verfahren zur Bestimmung des verant-
wortlichen Mitgliedstaats durchfiihrt, seinen zu der betreffenden Person gespeicherten
Datensatz durch Hinzufligen des verantwortlichen Mitgliedstaats aktualisieren
(Abs. 1).

Der neue Absatz 2 entspricht im Wesentlichen dem aktuellen Inhalt von Artikel 10
der Verordnung (ausser Bst. e, der in Abs. 3 einfliesst).

Geht die Zustindigkeit gemédss den Artikeln 37 und 68 der AMMR-Verordnung auf
einen anderen Mitgliedstaat {iber, gibt der Mitgliedstaat, der die Verschiebung der
Zustandigkeit feststellt, den zustdndigen Mitgliedstaat an (Abs. 3).

In den beiden oben genannten Féllen unterrichtet Eurodac so bald wie méglich, spé-
testens jedoch innerhalb von 72 Stunden, alle Herkunftsmitgliedstaaten iiber die Uber-
mittlung solcher Daten durch einen anderen Herkunftsmitgliedstaat, der einen Treffer
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erzielt hat. Diese Herkunftsmitgliedstaaten aktualisieren auch den neu zustindigen
Mitgliedstaat in ihren entsprechenden Datensitzen (Abs. 4).

Art. 17 Datenspeicherung

Das Eurodac-System funktionierte bislang nur mit Fingerabdruckdaten, das heisst mit
Ausnahme des Geschlechts der betroffenen Person wurden keine weiteren personen-
bezogenen Daten gespeichert. Neu miissen unter anderem weitere Personendaten (Ge-
sichtsbild, Vornamen, Nachname[n], Aliasnamen, Nationalitit, Geburtsdatum, Ge-
burtsort; Abs. 1 Bst. b-f) sowie, falls vorhanden, Angaben zu den
Ausweisdokumenten gespeichert werden (Art. 1 Bst. i). Dabei ist auch vorgesehen,
dass eine eingescannte Farbkopie des Identititsausweises oder des Reisedokuments
im System erfasst wird (Bst. j).

Zusitzlich miissen unter anderem noch die folgenden Daten gespeichert werden, so-
fern diese vorhanden sind: der zusténdige Mitgliedstaat gemiss Artikel 16 Absatz 1—-
3 (Abs. 2 Bst. a), die Ausstellung eines Visums, der ausstellende Mitgliedstaat und
die zugehorige Nummer des Visumsantrags (Abs. 2 Bst. h). Zudem muss festgehalten
werden, wenn eine Person nach einer Sicherheitskontrolle eine Gefahr fiir die innere
Sicherheit darstellen konnte (Abs. 2 Bst. i). Falls ein Antrag auf internationalen Schutz
abgelehnt oder eine Unterstiitzung fiir die freiwillige Riickkehr und Wiedereingliede-
rung gewéhrt wurde, muss dies ebenfalls erfasst werden (Abs. 2 Bst. j und 1).

Absatz 3 legt zudem fest, welche dieser erhobenen Daten den Datensatz darstellen,
mit dem eine Priifung auf Mehrfachidentititen geméss Artikel 27 Absatz 1 Buch-
stabe a der Verordnung (EU) 2019/818 automatisch vorgenommen wird.

Kommt der Herkunftsmitgliedstaat nach dem Uberpriifungsverfahren oder nach einer
Priifung gemiss Artikel 16 Absatz 4 der AMMR-Verordnung zum Schluss, dass die
festgestellte Bedrohung der inneren Sicherheit nicht mehr besteht, 16scht er die Si-
cherheitsmarkierung aus dem Datensatz, nachdem er alle anderen Mitgliedstaaten
konsultiert hat, die einen Datensatz iiber dieselbe Person registriert haben. Diese In-
formation geht an alle Mitgliedstaaten, die gewisse Treffer verursacht haben (Katego-
rien II, IIT und VII; Abs. 4)

Kapitel Ill:  Zum Zweck der Durchfiihrung eines Aufnahmeverfahrens
registrierte Personen und gemdss einer nationalen
Neuansiedlungsregelung aufgenommene Personen

Abschnitt 1~ Zum Zweck der Durchfiihrung eines Aufnahmeverfahrens gemdss
dem Unionsrahmen fiir Neuansiedlung und Aufnahme aus
humanitiren Griinden registrierte Personen

Art. 18 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Nach der Registrierung und spétestens vor dem Entscheid iiber die allfillige Auf-
nahme gemadss Artikel 9 Absatz 9 der Resettlement-Verordnung tibermittelt der Mit-
gliedstaat die biometrischen Daten von jeder Person ab dem vollendeten sechsten Le-
bensjahr an Eurodac. Diese Verpflichtung gilt nicht, wenn ein negativer Entscheid
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ohne einen Abgleich biometrischer Daten gefdllt werden kann (Abs. 1). Die biomet-
rischen Daten miissen auch dann erhoben werden, wenn ein Mitgliedstaat internatio-
nalen Schutz oder einen nationalen humanitéren Status geméss der Resettlement-Ver-
ordnung gewihrt, die Aufnahme aus einem der in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f oder
Artikel 7 der Resettlement-Verordnung genannten Griinde verweigert oder das Auf-
nahmeverfahren einstellt. Diese und weitere Daten miissen spétestens 72 Stunden
nach dem Entscheid an Eurodac gesendet werden (Abs. 2). Die Bestimmungen iiber
die Nichteinhaltung der Frist und der fehlenden Moglichkeit der Abnahme der Daten
aufgrund des Schutzes der Gesundheit entsprechen den bisherigen Bestimmungen,
wobei die Frist von 48 Stunden nicht zur Anwendung kommt (Abs. 3). Die Abnahme
und Ubermittlung von Daten kann auf Ersuchen an einen anderen Mitgliedstaat, die
EUAA oder eine internationale Organisation {ibertragen werden (Abs. 4). Die Agentur
und internationale Organisationen haben fiir die Zwecke dieses Artikels keinen Zu-
griff auf Eurodac (Abs. 5).

Art. 19 Datenspeicherung

Artikel 19 legt fest, welche Daten dieser Personenkategorie in Eurodac gespeichert
werden sollen. Insbesondere sollen das Datum der Entscheidung iiber die Gewéhrung
eines internationalen Schutzes oder eines nationalen humanitiren Status sowie die
Daten der Verweigerung und der Einstellung des Zulassungsverfahrens geméss der
Resettlement-Verordnung gespeichert werden, sofern diese Daten vorhanden sind
(Absatz 1 Bst. 0—q). Weiter wird festgelegt, welche dieser erhobenen Daten den Da-
tensatz darstellen, mit dem eine Priifung auf Mehrfachidentititen geméss Artikel 27
Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2019/818 automatisch vorgenommen
wird (Abs. 2).

Abschnitt 2 Gemidiss einer nationalen Neuansiedlungsregelung aufgenommene
Personen

Art. 20 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Sobald eine Person ab dem vollendeten sechsten Lebensjahr im Rahmen eines natio-
nalen Neuansiedlungsprogramms zugelassen wurde, erfasst der Mitgliedstaat die bio-
metrischen und die restlichen in Artikel 21 Buchstaben c—o genannten Daten und
tibermittelt diese spétestens nach 72 Stunden an Eurodac (Abs. 1).

Ist es aufgrund des Zustands der Fingerkuppen nicht moglich, Fingerabdriicke in einer
angemessenen Qualitdt abzunehmen, nimmt der Herkunftsmitgliedstaat die Fingerab-
driicke erneut ab und {ibermittelt sie anschliessend so bald wie moglich (Abs. 2).

Die Mitgliedstaaten nehmen die biometrischen Daten einer Person, die aufgrund von
Massnahmen zur Gewiahrleistung ihrer Gesundheit oder zum Schutz der 6ffentlichen
Gesundheit im Rahmen eines nationalen Neuansiedlungsprogramms aufgenommen
wurde, so bald wie moglich, spitestens jedoch 48 Stunden nach Wegfall dieser ge-
sundheitlichen Griinde, ab und iibermitteln sie (Abs. 3).
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Art. 21 Datenspeicherung

Artikel 21 legt fest, welche Daten dieser Personenkategorie in Eurodac gespeichert
werden sollen. Unter anderem soll das Datum gespeichert werden, an dem internatio-
naler Schutz oder ein humanitdrer Status nach nationalem Recht gewéhrt wurde
(Abs. 1 Bst. 0). Zudem wird festgelegt, mit welchem Datensatz eine Priifung auf
Mehrfachidentititen geméss Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
2019/818 automatisch vorgenommen wird (Abs. 2).

Kapitel 1V: Drittstaatsangehérige oder Staatenlose, die beim irreguldiiren
Uberschreiten einer Aussengrenze aufgegriffen werden

Kapitel IV bezieht sich auf Personen, die illegal die Schengen-Grenze {iberschreiten.
Diese Personenkategorie ist bereits in der geltenden Verordnung vorgesehen.

Art. 22 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Der revidierte Artikel sieht neu nicht nur die Erfassung der Fingerabdriicke, sondern
auch des direkt vor Ort aufgenommenen Gesichtsbilds vor, einschliesslich von Min-
derjéhrigen ab sechs Jahren (Abs. 1). Die Bestimmungen zur Datenlieferung entspre-
chen weitgehend der geltenden Regelung. Absatz 2 regelt, welche Daten erfasst wer-
den miissen. Es werden verschiedene neue Daten genannt, insbesondere eine
eingescannte Farbkopie der Identitéts- oder Reisedokumente. Absatz 3 sieht vor, dass
zusdtzliche Daten bereitgestellt werden miissen, sofern verfiigbar. Dazu gehdrt bei-
spielsweise die Information, dass die Ausreise der betreffenden Person festgestellt
worden ist oder dass sie riickgefiihrt wurde. Ebenfalls im System einzugeben ist der
Staat, der die Person im Rahmen der Relocation iibernimmt, sowie der Hinweis, dass
die Person Riickkehrhilfe erhalten hat oder dass sie eine Gefahr fiir die innere Sicher-
heit darstellen konnte gemiiss der Uberpriifungsverordnung.

Die Absitze 4-6 entsprechen den geltenden Absédtzen von Artikel 14 betreffend Per-
sonen, welche die Grenze illegal iiberschreiten. Sie beziehen sich auf die Datentiber-
mittlung an das Zentralsystem und an den CIR innerhalb von 72 Stunden und die ent-
sprechenden Ausnahmen. Im Zentralsystem ist auch anzugeben, ob die Person den
Schengen-Raum aufgrund einer Wegweisungsverfiigung oder einer Riickfithrung ver-
lassen hat (Abs. 7). Ausserdem konnen Mitglieder der europdischen Grenz- und Kiis-
tenwacheteams und Asylsachverstindige, die Aufgaben und Befugnisse gemaiss der
Verordnung (EU) 2019/1896% und der Verordnung (EU) 2021/2303 wahrnehmen, ei-
nen Scan des Reisedokuments oder des Identitdtsausweises erfassen (Abs. 8). Zudem
wird jeder Datensatz mit anderen Datensétzen der gleichen Personenkategorie ver-
kniipft, wenn sie dieselbe Person betreffen (Abs. 9). Absatz 10 regelt zudem, unter
welchen Umsténden bzw. mit welchem Datensatz ein automatischer Abgleich mit an-

68 Verordnung (EU) 2019/1896 des Européischen Parlaments und des Rates vom 13. No-
vember 2019 iiber die Europdische Grenz- und Kiistenwache und zur Authebung der Ver-
ordnungen (EU) Nr. 1052/2013 und (EU) 2016/1624, Fassung gemass ABI. L 295 vom
14.11.2019, S. 1.
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deren européischen Informationssystemen im Sinne der Interoperabilitét und eine Ve-
rifizierung von Mehrfachidentititen nach Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EU) 2019/818 erfolgt.

Kapitel V: Drittstaatsangehérige oder Staatenlose, die sich illegal in einem
Mitgliedstaat aufhalten

Dieses Kapitel befasst sich mit Personen, die sich unrechtméssig im Schengen-Raum
aufhalten. Diese Personenkategorie besteht bereits. Heute werden ihre Daten zwecks
Abgleichs erfasst, aber nicht in Eurodac gespeichert.

Art. 23 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten
Dieser Artikel ersetzt teilweise den geltenden Artikel 17.

Absatz 1 sieht kiinftig eine Pflicht zur Erfassung der biometrischen Daten aller illegal
aufhiltigen Personen ab sechs Jahren vor.

Gemiss Absatz 2 sollen die Daten analog der anderen Personenkategorien innerhalb
von 72 Stunden nach dem Aufgreifen der betroffenen Person an das Zentralsystem
iibermittelt werden. Die Neuerungen in Bezug auf die Datenerfassung sind im We-
sentlichen die gleichen wie bei Personen, die illegal eine Dublin-Grenze iiberschrei-
ten. Es sind soweit moglich die gleichen zusétzlichen Daten zu erfassen, wie sie in
Artikel 13 aufgefiihrt sind. Als weitere Information ist das Datum der Ankunft der
betroffenen Person nach der erfolgreichen Uberstellung im Rahmen eines Relocation-
Verfahrens im System einzugeben (Abs. 3).

Absatz 4 hélt fest, dass die massgebenden Daten auch an den CIR iibermittelt werden
und dass die Nichteinhaltung der Frist von 72 Stunden aus technischen Griinden die
Staaten nicht von der Verpflichtung entbindet, die Daten spétestens 48 Stunden nach
erfolgreicher Abnahme zu iibermitteln. Absatz 5 sieht die gleiche Regelung vor in
Fillen, in denen aufgrund von Massnahmen zum Schutz der Gesundheit keine Erfas-
sung mdglich ist. Im Zentralsystem ist auch anzugeben, ob und wann die Person den
Schengen-Raum aufgrund einer Wegweisungsverfiigung verlassen hat (Abs. 6). Auch
hier werden die verschiedenen Datensitze, welche die gleiche Person betreffen und
gemdss Absatz 1 erfasst werden, miteinander verkniipft (Abs. 7). Zudem wird gere-
gelt, unter welchen Umsténden (vorhandene Daten) ein automatischer Abgleich im
Sinne der Interoperabilitét erfolgt (Abs. 8). Zudem wird geregelt, unter welchen Um-
stinden, das heisst mit welchem Datensatz (vorhandene Daten) eine Verifizierung von
Mehrfachidentitidten nach Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
2019/818 erfolgt (Abs. 8).

Kapitel VI Drittstaatsangehorige oder Staatenlose, die nach einem Such- und
Rettungseinsatz ausgeschifft werden

Dieses neue Kapitel befasst sich mit der Erfassung der Daten von Personen, die nach
einer Seenotrettung ausgeschifft werden, in Eurodac.
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Art. 24 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Bei dieser neuen Personenkategorie sind die gleichen Daten zu erfassen wie bei den
anderen Kategorien, und es gelten die gleichen Fristen (Abs. 2-5). Absatz 5 regelt das
Vorgehen bei gravierenden technischen Problemen. Auch die Bestimmungen betref-
fend die Dateniibermittlung sind die gleichen. Bei einem starken Zustrom von Mig-
rantinnen und Migranten kann die vorgesehene Frist um weitere 48 Stunden verldn-
gert werden (Abs. 6). Spezifisch fiir diese Personenkategorie zu iibermitteln sind der
Ort und das Datum der Ausschiffung.

Absatz 3 sieht vor, dass die Art und Nummer des Identitdts- oder Reisedokuments,
der Code des ausstellenden Staats und das Ablaufdatum des Dokuments erfasst wer-
den miissen, soweit diese Informationen oder Daten verfiigbar sind. Es ist auch ein
Scan der Personaldatenseite des Reisedokuments zu erfassen. Ebenso Informationen
zur Relocation, zur Gewéhrung von Riickkehrhilfe und zum Sicherheitsaspekt. Die
effektive Ausreise nach einem Riickkehrentscheid ist im System einzugeben (Abs. 7).

In bestimmten Féllen konnen Mitglieder der europdischen Grenz- und Kiistenwache-
teams oder Asylsachverstindige in Ausiibung ihrer Kompetenzen und im Namen des
Staats, der sich an einer Rettungsaktion beteiligt, die Daten und den Scan der Perso-
naldatenseite des Reisedokuments erfassen (Abs. 8). Auch hier wird jeder Datensatz
mit anderen Datensdtzen verkniipft, die denselben Drittstaatsangehorigen betreffen
(Abs. 9). Dadurch, dass die Daten an das Eurodac-System iibermittelt werden, darf
weder die gesuchstellende Person noch die Anwendung der Verordnung iiber Asyl-
und Migrationsmanagement beeintrachtigt werden (Abs. 10). Bei der Erstellung eines
solchen Datensatzes wird ein automatischer Abgleich in den anderen Schengen-Sys-
temen im Rahmen der Interoperabilitit durchgefiihrt (Abs. 11).

Kapitel VII:  Informationen fiir die Ubernahme

Art. 25 Informationen zum Ubernahmestatus der betroffenen Person

Sobald ein Dublin-Staat gemiss Artikel 67 Absatz 9 der AMMR-Verordnung zur
Ubernahme einer Person verpflichtet ist, aktualisiert der begiinstigte Staat seine Da-
tensdtze (Asyl, illegale Einreise, illegaler Aufenthalt, Seenotrettung), indem er den
Ubernahmestaat hinzufiigt (Abs. 1).

Der Staat, der die Ubernahme einer Person bestitigt hat, erfasst nach deren Ankunft
gemdss den Artikeln 17 und 23 der vorliegenden Verordnung die Daten zur Person,
einschliesslich des Ankunftsdatums. Der Datensatz wird im Einklang mit Artikel 29
Absatz 1 zum Zweck des Datenabgleichs nach den Artikeln 27 und 28 der Eurodac-
Verordnung gespeichert.

Kapitel VIII:  Personen, die voriibergehenden Schutz geniessen
Art. 26 Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten

Die Mitgliedstaaten sind kiinftig verpflichtet, die biometrischen Daten von Personen,
denen voriibergehender Schutz gewéhrt wurde, unverziiglich in Eurodac zu erfassen
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(Abs. 1). Spitestens zehn Tage nach der Registrierung einer Person als voriibergehend
schutzbediirftig, miissen weitere Daten in Eurodac erfasst werden. Diese Daten ent-
sprechen grundsétzlich denjenigen der iibrigen Personenkategorien (vgl. u. a. Art. 10
Abs. 1 und 11 Abs. 2). Zusitzlich miissen der Ort und das Datum der entsprechenden
Registrierung angegeben werden. Wird eine Person gemadss Artikel 28 der Massenzu-
strom-Richtlinie vom voriibergehenden Schutz ausgeschlossen, ist dies ebenfalls zu
vermerken. Auch muss ein Verweis auf den einschlidgigen Beschluss fiir die Anwen-
dung des voriibergehenden Schutzes aufgenommen werden (Abs. 2 Bst. o und p).

Die weiteren Regelungen zur Ubermittlung der Daten (Abs. 3-7) entsprechen denje-
nigen fiir die iibrigen Personenkategorien.

Kapitel IX Verfahren fiir den Abgleich der Daten von Personen, die
internationalen Schutz beantragen, von Drittstaatsangehorigen und
Staatenlosen, die beim illegalen Uberschreiten einer Grenze
aufgegriffen werden oder die sich illegal im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats aufhalten, von Drittstaatsangehdérigen und
Staatenlosen, die zum Zweck der Durchfiihrung eines
Aufnahmeverfahrens registriert sind oder die gemdss einer
nationalen Neuansiedlungsregelung aufgenommen wurden, von
Drittstaatsangehorigen und Staatenlosen, die nach einem Such- und
Rettungseinsatz ausgeschifft wurden, sowie von Personen, die
voriibergehenden Schutz geniessen

Art. 27 Abgleich von biometrischen Daten

Artikel 27 wird gedndert und regelt neu den Abgleich von Fingerabdruck- und Ge-
sichtsbilddaten im Eurodac-Zentralsystem.

Die Daten werden bei der Erfassung im System mit den Daten abgeglichen, die zuvor
von einem Schengen-Staat nach den Artikeln 15, 18 Absatz 2, 20, 22-24 und 26 (in-
ternationaler Schutz, Resettlement, illegaler Grenziibertritt, illegaler Aufenthalt, aus
Seenot gerettete Personen, Personen, die voriibergehenden Schutz geniessen) iiber-
mittelt wurden; davon ausgenommen sind die Fille nach Artikel 16 Absatz 2 Buch-
staben a (Ankunft im Zuge einer Uberstellung) und ¢ (Ausreise aus dem Schengen-
Raum) sowie den Artikeln 18 und 20 (Resettlement). Die Staaten erhalten wie bereits
heute das Ergebnis des Abgleichs (Abs. 4). Ein Treffer umfasst alle erfassten Perso-
nendaten sowie die gekennzeichneten Daten. Ein Treffer, der die Bestimmung der
Dublin-Zusténdigkeit ermoglicht, hat Vorrang vor allen anderen Treffern (Abs. 5).

Art. 28 Abgleich von Gesichtsbilddaten

Artikel 28 hélt fest, dass eine Abfrage anhand der Gesichtsbilddaten erfolgen kann,
wenn aufgrund der Qualitét der Fingerabdriicke kein zuverldssiger Abgleich moglich
ist oder wenn die Fingerabdriicke fehlen (Abs. 1). Die Ergebnisse werden geméss dem
Verfahren von Artikel 38 Absatz 5 an die Staaten {ibermittelt. Die Fingerabdruck- und
Gesichtsbilddaten der sieben Datenkategorien (Personen, die internationalen Schutz
beantragen, Personen in einem Riickiilbernahmeverfahren, Personen in einem Resett-
lement-Verfahren, Personen, die beim illegalen Grenziibertritt aufgegriffen werden,
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illegal aufhiltige Personen, Personen, die voriibergehenden Schutz geniessen, aus
Seenot gerettete Personen) werden kiinftig erfasst und konnen auch fiir einen Abgleich
verwendet werden. Die Daten, anhand derer eine Abfrage erfolgen kann, entsprechen
den in Artikel 27 genannten Daten. Durch erweiterte Abfragemdglichkeiten konnen
irreguldre Bewegungen und Sekundirbewegungen in der gesamten EU nachverfolgt
und unter Umsténden auch die Identitdt der betreffenden Person auch ohne giiltige
Identitidtsdokumente festgestellt werden (Abs. 4).

Kapitel X Aufbewahrung der Daten, vorzeitige Léschung der Daten und
Datenmarkierung

Art. 29 Aufbewahrung der Daten

Artikel 29 entspricht den geltenden Artikeln 12 und 16. Er regelt die Dauer der Da-
tenaufbewahrung im Eurodac-System. Es wird nicht ausdriicklich auf den CIR ver-
wiesen, obwohl die Daten dort ebenso lange gespeichert bleiben wie im Quellsystem
(hier Eurodac). Die Daten von Personen, die internationalen Schutz beantragen, wer-
den nach wie vor zehn Jahre lang autbewahrt (Abs. 1). Damit soll sichergestellt wer-
den, dass die Mitgliedstaaten Sekunddrbewegungen innerhalb der EU von Personen,
denen der internationale Schutzstatus gewéhrt wurde, nachverfolgen kénnen.

Die biometrischen Daten der Personen, die fiir das Resettlement-Verfahren in Frage
kommen, werden nicht in Eurodac gespeichert (Abs. 2). Die iibrigen Daten dieser
Personenkategorie werden wiahrend fiinf Jahren aufbewahrt (Abs. 3). Die Daten von
Personen, deren Aufnahme im Rahmen eines Neuansiedlungsprogramms verweigert
wird, werden ab der Erfassung fiir drei Jahre gespeichert. Dies gilt auch fiir Personen,
bei denen ein Mitgliedstaat das Aufnahmeverfahren einstellt (Abs. 4). Falls Personen
in ein Resettlement-Programm aufgenommen werden, werden die Daten ab dem Zeit-
punkt der Ubermittlung der biometrischen Daten fiinf Jahre aufbewahrt (Abs. 5).

Die Daten von illegal eingereisten Personen werden kiinftig nicht mehr 18 Monate,
sondern fiinf Jahre lang aufbewahrt (Abs. 6). Eine langere Datenaufbewahrung ist er-
forderlich fiir eine angemessene Uberwachung der irreguliren Einwanderung und Se-
kundédrmigration in der EU. Diese Aufbewahrungsfrist entspricht der Hochstdauer ei-
nes Einreiseverbots zum Zweck der Migrationssteuerung gemiss Artikel 11 der
Riickfiihrungsrichtlinie, der Frist fiir die Speicherung von Visadaten (Art. 23 der Ver-
ordnung [EG] Nr. 767/2008) und der vorgeschlagenen Dauer fiir die Datenspeiche-
rung im Einreise-/Ausreisesystem (Art. 34 der EES-Verordnung).

Fingerabdruckdaten von illegal aufhiltigen Drittstaatsangehdrigen, die kein Asylge-
such gestellt haben, werden wéhrend fiinf Jahren aufbewahrt (Abs. 7). Die Daten von
aus Seenot geretteten Personen werden fiinf Jahre (Abs. 8) und die Daten von Perso-
nen mit voriibergehender Schutzgewéhrung ein Jahr (Abs. 9) aufbewahrt. Die Aufbe-
wahrungsdauer kann jedoch je nach Dauer des voriibergehenden Schutzes verldangert
werden. Die Daten von Resettlement-Fliichtlingen werden wéhrend fiinf Jahren nach
Abnahme der biometrischen Daten aufbewahrt (Abs. 3).

Nach Ablauf der vorgesehenen Aufbewahrungsdauer werden die Daten automatisch
geloscht (Abs. 10).
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Art. 30 Vorzeitige Loschung der Daten

Artikel 30 entspricht dem geltenden Artikel 13. Eine vorzeitige Loschung im Euro-
dac-System und im CIR kann jedoch nur erfolgen, wenn die betreffende Person die
Staatsangehorigkeit eines Schengen-Staats erworben hat. Die vorzeitige Loschung der
Daten gilt unveréndert fiir Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, so-
wie fiir irregulédre Drittstaatsangehorige oder Staatenlose, welche die Staatsbiirger-
schaft eines Mitgliedstaats erworben haben. Diese Regelung gilt auch fiir die neuen
Personenkategorien. Wenn diese Personen die Staatsbiirgerschaft eines Mitgliedstaats
erworben haben, fallen sie nicht mehr in den Anwendungsbereich der Verordnung
und ihre Personendaten werden vorzeitig geléscht. Eurodac informiert ausserdem den
Herkunftsmitgliedstaat tiber die Loschung (Abs. 2).

Die Daten von illegal aufhdltigen Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen, denen ein
Aufenthaltstitel erteilt wurde oder die das Hoheitsgebiet der EU verlassen haben, wer-
den nicht mehr vorzeitig geloscht. Diese Daten miissen gespeichert werden fiir den
Fall, dass die Giiltigkeit eines Aufenthaltstitels, mit dem in der Regel eine befristete
Duldung erteilt wird, eines Tages ablduft und die betreffende Person die zuldssige
Aufenthaltsdauer tiberschreitet oder ein illegal aufhéltiger Drittstaatsangehdriger, der
in einen Drittstaat zuriickgekehrt ist, versucht, irregulér wieder in die EU einzureisen.

Art. 31 Datenmarkierung

Artikel 31 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 18. Neu sollen die Daten
der in Eurodac registrierten Personen mit rechtswidrigem Aufenthalt, der zuvor aus
Seenot geretteten Personen oder der Personen, die vorldufigen Schutz geniessen und
eine Aufenthaltsbewilligung erhalten haben (Abs. 4), nicht mehr geloscht, sondern
markiert werden — so wie dies bereits heute fiir Personen mit internationaler Schutz-
gewihrung vorgesehen ist (Abs. 1). Verliert die Person ihren Status oder wird eine
Bewilligung widerrufen, so ist die Markierung in Eurodac zu entfernen. Somit ist ein
Abgleich mit diesen Daten bis zu deren Loschung moglich.

Diese Daten sollen kiinftig markiert werden, damit ein Mitgliedstaat, der bei der Eu-
rodac-Abfrage einen Treffer im Zentralsystem erzielt hat, anhand der markierten Da-
ten feststellen kann, dass der Drittstaatsangehdrige von einem anderen Dublin-Staat
einen Aufenthaltstitel erhalten hat. Die betreffende Person kann dann gegebenenfalls
nach Artikel 6 Absatz 2 der Riickfiihrungsrichtlinie an den Staat iiberstellt werden,
der den Aufenthaltstitel erteilt hat.

Daten zu Personen, die internationalen Schutz beantragen, und zu illegal authiltigen
Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen, die keinen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt haben und denen ein befristeter Aufenthaltstitel gewéhrt wurde, wer-
den nicht fiir Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecke gesperrt. Die Daten sind
abrufbar, solange sie im System gespeichert sind. Damit soll sichergestellt werden,
dass in Fillen, in denen ein Aufenthaltstitel vor Ablauf der finfjdhrigen Aufbewah-
rungsfrist ablduft, die Daten noch abrufbar sind. Daten zu Asylsuchenden werden
diesbeziiglich weiterhin anders behandelt, da es wahrscheinlicher ist, dass einer asyl-
suchenden Person, die internationalen Schutz geniesst, eine Verldngerung des Auf-
enthaltstitels oder ein langfristiger Aufenthaltstitel gewahrt wird (Abs. 2 und 5). Eine
Markierung wird daher beibehalten, solange der Schutz gewihrt wird.
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Ein neuer Absatz 6 sieht vor, dass fiir die Zwecke von Artikel 68 der AMMR-
Verordnung der Ubernahmestaat sich nach der Erfassung der Daten gemdiss Artikel 25
Absatz 2 als zustindiger Staat registriert und diese Daten mit der vom Staat, der den
Schutz gewihrt hat, eingefiihrten Kennzeichnung markiert.

Kapitel XI Verfahren fiir den Abgleich und die Ubermittlung von Daten fiir
Zwecke der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung

Art. 32 Verfahren fiir den Abgleich biometrischer oder alphanumerischer
Daten mit Eurodac-Daten

Artikel 32 iibernimmt den Inhalt des geltenden Artikels 19. Er erwéhnt die Fingerab-
driicke und das Gesichtsbild (biometrische Daten) sowie die alphanumerischen Daten
und passt daher die Verweise auf die massgebenden Artikel an. Die Bestimmungen
fiir den Zugang der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehdrden wurden gering-
fligig gedndert um sicherzustellen, dass die im Zentralsystem gespeicherten Datenka-
tegorien zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwecken iiberpriift werden kénnen
und kiinftig Abfragen anhand von Gesichtsbilddaten moglich sind. Zudem wird nun
neu nicht mehr von Daten zum Zweck der Gefahrenabwehr, sondern préziser von Da-
ten zu Strafverfolgungszwecken im Hinblick auf die Verhiitung, Aufdeckung oder
Untersuchung terroristischer oder sonstiger schwerwiegender Straftaten gesprochen.

Art. 33 Voraussetzungen fiir den Zugang der benannten Behorden zu
Eurodac

Artikel 33 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 20, obwohl die Rechte
der Behorden aufgrund der Méglichkeit, die Eurodac-Daten mit Gesichtsbilddaten
und alphanumerischen Daten abzugleichen, effektiv gestirkt werden. Neu wird er-
wiahnt, dass die Schengen-Staaten das zentrale Visumsystem und gleichzeitig das Eu-
rodac-System abfragen kénnen nach einem begriindeten Antrag der benannten Behor-
den (Abs. 1). Die bisherige Pflicht zur vorherigen Abfrage wird somit aufgehoben.
Wie bereits heute erfolgen Systemabfragen iiber den NAP (National Acces Point).
Dieser libermittelt die massgebenden Daten an die zentrale Gefahrenabwehr- und
Strafverfolgungsbehodrde, welche die Antrige der benannten Behorden priift.

Die benannten Behorden sind auch zur direkten Abfrage des CIR berechtigt um zu
bestimmen, ob die betreffende Person in einer europdischen Datenbank registriert ist
(Abs. 2). In diesem Fall konnen die Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehdérden
direkt tiber den NAP auf Eurodac-Daten zugreifen, ohne vorgéngig eine Abfrage in
nationalen Datensammlungen und in nationalen AFIS-Systemen aller Mitgliedstaaten
vorzunehmen. Die Systemabfragen erfolgen anhand alphanumerischer oder biometri-
scher Daten (Abs. 3).

Art. 34 Voraussetzungen fiir den Zugang von Europol zu Eurodac

Artikel 34 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 21. Neu wird festgehal-
ten, dass Europol Zugang zum CIR hat. Zudem kann Europol kiinftig das Eurodac-
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System auch mit Gesichtsbilddaten und alphanumerischen Daten abfragen. Wie be-
reits heute kann die Abfrage auch anhand der Fingerabdriicke erfolgen. Europol kann
die Eurodac-Daten nach einer Abfrage des CIR gemiss Artikel 22 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EU) 2019/818 abfragen, sofern dieser die Eurodac-Daten der gesuchten oder
verddchtigen Person enthilt (Abs. 2).

Art. 35 Kommunikation zwischen den benannten Behdrden, den Priifstellen,
den nationalen Zugangsstellen und der Europol-Zugangsstelle

Artikel 35 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 22. Er hélt neu fest, dass
Europol eine Abfrage iiber eine sichere zentrale Zugangsstelle vornehmen kann
(Abs. 1). Europol muss die Daten kiinftig auch in einem fiir den Abgleich in Eurodac
und im CIR geeigneten Format iibermitteln (Abs. 2).

Kapitel XII ~ Datenverarbeitung, Datenschutz und Haftung

Art. 36 Verantwortung fiir die Datenverarbeitung

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem bis anhin geltenden Artikel 23. Es er-
folgen lediglich sprachliche Anpassungen: Die Daten werden neu an Eurodac und
nicht ans Zentralsystem iibermittelt. Des Weiteren wurden hauptsichlich kleine re-
daktionelle Anderungen vorgenommen und Verweise angepasst.

Art. 37 Ubermittlung

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 24. Es wurden haupt-
sdchlich kleine redaktionelle Anderungen vorgenommen und Verweise angepasst. Die
neuen Kategorien von Personen oder Anfragen sind in diesem Artikel dargestellt
(Abs. 4).

Art. 38 Datenabgleich und Ubermittlung der Ergebnisse

Neu muss das Ergebnis des Abgleichs der Fingerabdruckdaten nur noch von einer
Fachperson fiir Daktyloskopie gepriift werden, wenn dies erforderlich erscheint. Zu-
dem konnen Mitgliedstaaten, wenn das Zentralsystem sowohl einen Fingerabdruck-
treffer als auch einen Gesichtsbildtreffer liefert, das Ergebnis des Abgleichs der Ge-
sichtsbilder tiberpriifen. Fiir die in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben a—c und j dieser
Verordnung genannten Zwecke erfolgt die endgiiltige Identifizierung durch den Her-
kunftsmitgliedstaat in Zusammenarbeit mit den anderen betroffenen Mitgliedstaaten
(Abs. 4). Die Abgleiche anhand der Fingerabdriicke gehen jedoch vor (vgl. Art. 16
Abs. 1). Wenn nur ein Treffer auf der Grundlage eines Gesichtsbilds vorliegt, wird
das Ergebnis im empfangenden Mitgliedstaat unverziiglich von einem geschulten
Sachverstindigen tiberpriift und verifiziert. Fiir die in Artikel 1 Absatz 1 Buchsta-
ben a—c und j genannten Zwecke wird die endgiiltige Identifizierung vom Herkunfts-
mitgliedstaat in Zusammenarbeit mit den anderen betroffenen Mitgliedstaaten vorge-
nommen. Von Eurodac erhaltene Informationen iiber andere Daten, die sich als
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unzuverldssig erweisen, werden geldscht, sobald die Unzuverlédssigkeit der Daten fest-
gestellt wird (Abs. 5). Die Mitgliedstaaten werden kiinftig nur noch eu-LISA iiber
falsche Treffer in Eurodac unterrichten (Abs. 6).

Art. 39 Kommunikation zwischen Mitgliedstaaten und Eurodac

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 26.

Art. 40 Zugriff auf die in Eurodac gespeicherten Daten und Berichtigung
oder Loschung dieser Daten

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 27. Neu wird das Zu-
gangsrecht fiir die Abfrage der im CIR gespeicherten Eurodac-Daten geregelt. Der
Zugang wird nach den Artikeln 20 und 21 der Verordnung (EU) 2019/818 den ord-
nungsgemass ermichtigten Bediensteten der nationalen Behdrden der einzelnen Mit-
gliedstaaten und den Einrichtungen der EU gewihrt. Dieser Zugang ist auf den Um-
fang beschrinkt, der fiir die Erfiillung der Aufgaben dieser nationalen Behdrden und
EU-Einrichtungen im Einklang mit diesen Zwecken erforderlich ist. Zudem muss er
in einem angemessenen Verhéltnis zu den verfolgten Zielen stehen (Abs. 4). Ausser-
dem wird neu auf die Datenschutz-Grundverordnung verwiesen in Bezug auf die Be-
richtigung nicht korrekter Daten (Abs. 5). In Absatz 6 wird ein Verweis angepasst.

Art. 41 Aufzeichnung der Datenverarbeitungsvorgdnge

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem geltenden Artikel 28. In dieser Bestim-
mung wird neu festgehalten, dass eu-LISA Aufzeichnungen iiber jede Datenverarbei-
tung fiihrt, wenn das ETIAS-Zentralsystem seine Daten mit denjenigen von Eurodac
vergleicht oder die nationale ETIAS-Einheit auf das System zugreift (Abs. 2). Zudem
fithren die Mitgliedstaaten und eu-LISA Aufzeichnungen iiber jeden Datenverarbei-
tungsvorgang, der durch die zustéindigen Visumbehdrden in Eurodac und im VIS vor-
genommen wird (Abs. 3).

Art. 42 Recht auf Information

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem geltenden Artikel 29 Absétze 1-3. Neu
wird festgehalten, dass eine Person informiert wird, wenn eine Sicherheitspriifung er-
geben hat, dass sie eine Gefahr fiir die innere Sicherheit darstellen konnte (Abs. 1
Bst. ¢) und sie insbesondere Auskunft {iber ihre Daten und die Léschung von unrecht-
miéssig verarbeiteten Daten verlangen kann (Abs. 1 Bst. g). Zudem hat die betroffene
Person neu das Recht, eine Beschwerde bei der Aufsichtsbehorde einzureichen
(Abs. 1 Bst. h). Bei der Erfassung biometrischer Daten von Minderjéhrigen muss das
Verfahren mit Merkblittern, Infografiken, Demonstrationen oder gegebenenfalls ei-
ner Kombination dieser Hilfsmittel erldutert werden. Deren Gestaltung muss fiir die
Minderjdhrigen versténdlich sein (Abs. 2).
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Art. 43 Recht auf Zugang zu personenbezogenen Daten sowie auf
Berichtigung, Ergdnzung, Loschung und Einschrdankung der
Verarbeitung dieser Daten

In den Absitzen 1, 2 (entspricht dem heutigen Art. 29 Abs. 4) und 3 (neu) werden
Verweise angepasst und ausdriicklich die Rechte der betroffenen Personen erwéhnt
(Recht auf Auskunft, Berichtigung, Vervollstindigung, Léschung, Einschrankung der
Verarbeitung sowie Beschriankung der Rechte). Zudem wird explizit erwdhnt, dass
das Auskunftsrecht auch diejenigen Daten einschliesst, die festhalten, dass die be-
troffene Person eine Bedrohung fiir die innere Sicherheit darstellen kdnnte, vorbehélt-
lich der Einschrinkung gemiss Artikel 23 der Datenschutz-Grundverordnung.

Die Absitze 4-8 entsprechen grundsétzlich den geltenden Absétzen 7-11, und Ab-
satz 9 entspricht grundsétzlich dem geltenden Absatz 13.

Art. 44 Uberwachung durch die nationalen Aufsichtsbehdrden

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem geltenden Artikel 30. Es wurden haupt-
sdchlich kleine redaktionelle Anderungen vorgenommen und Verweise angepasst.

Art. 45 Kontrolle durch den Europdischen Datenschutzbeauftragten

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem geltenden Artikel 31. Es wurden haupt-
sdchlich kleine redaktionelle Anderungen vorgenommen.

Art. 46 Zusammenarbeit zwischen den nationalen Aufsichtsbehérden und
dem Europdischen Datenschutzbeauftragten

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 32. Der gemeinsame
Tétigkeitsbericht muss neu ein Kapitel iiber jeden Mitgliedstaat enthalten, das von der
nationalen Aufsichtsbehorde des jeweiligen Mitgliedstaats erstellt wird.

Art. 47 Schutz der fiir die Zwecke der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
verarbeiteten personenbezogenen Daten

Diese Regelung entspricht grundsitzlich dem geltenden Artikel 33, wobei Absatz 1
dieser Bestimmung gestrichen wurde, da er auf einen nicht mehr geltenden Rahmen-
beschluss Bezug nimmt. Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch Europol
wird neu vom EDSB iiberwacht (Abs. 2). Zudem wurden Verweise angepasst.

Art. 48 Datensicherheit

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 34. Zusétzlich zu den
bisherigen Massnahmen muss gewéhrleistet werden, dass die Nutzung von automati-
sierten Datenverarbeitungssystemen durch Unbefugte verhindert wird (Abs. 2 Bst. e)
und installierte Systeme im Fall einer Unterbrechung wiederhergestellt werden kon-
nen (Abs. 2 Bst. 1). Zudem muss sichergestellt sein, dass die Systemfunktionen von
Eurodac ausgefiihrt werden, das Auftreten von Fehlern im System gemeldet wird und
gespeicherte personenbezogene Daten nicht durch eine Fehlfunktion des Systems be-
schidigt werden konnen (Abs. 2 Bst. m). Neben den Mitgliedstaaten muss neu auch
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Europol eu-LISA iiber die in ihren Systemen im Zusammenhang mit Eurodac festge-
stellten Sicherheitsvorfalle benachrichtigen (Abs. 3). Eine Aktualisierung des Sicher-
heitsumfelds von Eurodac soll vor der operativen Nutzung des Systems stattfinden
(Abs. 4). Die EUAA ist insbesondere fiir die Verabschiedung eines Datensicherheits-
plans verantwortlich (Abs. 5).

Art. 49 Verbot der Ubermittlung von Daten an Drittstaaten, internationale
Organisationen oder private Stellen

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 35. Die Regelung des
geltenden Absatzes 2 findet neu auch Anwendung, wenn Daten zwischen einem Mit-
gliedstaat und Europol ausgetauscht werden. Zudem muss die Dateniibermittlung un-
ter anderem notwendig sowie verhéltnisméssig sein und sie bendtigt die Zustimmung
des Mitgliedstaats, der die Daten erfasst hat (Abs. 3). Es diirfen keine Informationen
beziiglich eines Antrags auf internationalen Schutz oder hinsichtlich der Durchfiih-
rung oder Zulassung eines Neuansiedlungsprogramms (Resettlement) an einen Dritt-
staat weitergegeben werden (Abs. 4). Absatz 5 entspricht dem bisherigen Absatz 3,
wobei die Verweise angepasst werden.

Art. 50 Ubermittlung von Daten an Drittstaaten zum Zweck der
Riickfiihrung

Die Weitergabe von Informationen an Drittstaaten, internationale Organisationen oder
private Stellen war bis anhin strikt untersagt. Wenn ein Mitgliedstaat unter gewissen
Voraussetzungen aufgrund eines Treffers personenbezogene Daten von Personen er-
langt hat, die einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, beim illegalen
Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze aufgegriffen werden oder sich unrecht-
missig in einem Mitgliedstaat aufhalten, konnen diese mit Zustimmung des Mitglied-
staates, der die Daten erfasst hat, neu an einen Drittstaat {ibermittelt werden (Abs. 1).
Die Ubermittlung der Daten an einen Drittstaat erfolgt in Ubereinstimmung mit den
einschldgigen Bestimmungen des Unionsrechts, allfdlligen Riickiibernahmeabkom-
men und dem nationalen Recht des Mitgliedstaats, der die Daten iibermittelt (Abs. 2).
Die Daten werden ausschliesslich zum Zweck der Identifizierung und der Ausstellung
eines Ausweises oder Reisedokuments fiir einen illegal aufhiltigen Drittstaatsange-
hérigen im Hinblick auf seine Riickkehr tibermittelt (Abs. 3 Bst a). Dabei muss der
betroffene Drittstaatsangehdrige dariiber informiert werden, dass seine personenbezo-
genen Daten an die Behorden eines Drittstaats weitergegeben werden kdnnen (Abs. 3
Bst. b). Der Vollzug der Datenschutz-Grundverordnung beziiglich der Ubermittlung
personenbezogener Daten an Drittstaaten gemiss diesem Artikel sowie auch hinsicht-
lich des Zwecks, der Verhiltnismissigkeit und der Notwendigkeit von Ubermittlun-
gen auf der Grundlage von Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe d Datenschutz-Grundver-
ordnung, unterliegt der Uberwachung durch die in Kapitel VI der Datenschutz-
Grundverordnung eingerichtete nationale unabhéngige Kontrollstelle (Abs. 4). Die
Ubermittlung von personenbezogenen Daten an Drittstaaten beriihrt die Rechte der
betroffenen Personen nicht; dies betrifft insbesondere das Non-Refoulement-Gebot
und das Verbot der Weitergabe oder Einholung von Informationen geméss Artikel 7
der Asylverfahrensverordnung (Abs. 5). Ein Drittstaat darf auch keinen direkten Zu-
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gang zum Eurodac haben, um biometrische Daten oder andere personenbezogene Da-
ten eines Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen abzugleichen oder zu iibermitteln.
Zudem darf ein Drittstaat auch keinen Zugang iiber die nationale Zugangsstelle eines
Mitgliedstaats erhalten (Abs. 6).

Art. 51 Protokollierung und Dokumentierung

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 36. Neu wird festge-
halten, dass das Protokoll oder die Dokumentation gegebenenfalls einen Hinweis auf
die Nutzung des ESP zur Abfrage von Eurodac gemiss Artikel 7 Absatz 2 der Ver-
ordnung 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die Interoperabilitit zwischen
EU-Informationssystemen (polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit, Asyl und
Migration) enthélt (Abs. 2 Bst. 1).

Art. 52 Hafitung

Diese Regelung entspricht grundsétzlich dem geltenden Artikel 37. Es wird prézisiert,
dass es sich bei einem von einer betroffenen Person erlittenen Schaden um einen ma-
teriellen oder einen immateriellen Schaden handeln kann. Neu hat eine betroffene Per-
son auch Anspruch auf Schadenersatz gegeniiber eu-LISA. Dies ist dann der Fall,
wenn eu-LISA ihren Verpflichtungen gemiss dieser Verordnung nicht nachgekom-
men ist oder sie ausserhalb oder entgegen den rechtméssigen Anweisungen eines Mit-
gliedstaats gehandelt hat (Abs. 1). Fiir Schadenersatzanspriiche gegen eu-LISA gelten
die in den Vertrdgen vorgesehenen Bedingungen (Abs. 3).

Kapitel XIII ~ Anderung der Verordnungen (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/818

Art. 53 Anderung der Verordnung (EU) 2018/1240

Artikel 11 der ETIAS-Verordnung wird mit einem Absatz 6a erginzt. Dieser sieht
vor, dass das ETIAS-System das Eurodac-Zentralsystem automatisch abfragen kann
anhand der Identitdtsdaten der betreffenden Person oder der Daten des Reisedoku-
ments.

Die ETIAS-Verordnung, geéndert durch die Verordnung (EU) 2021/1152%, enthélt
einen neuen Artikel 25", Dieser Artikel wird mit einem Verweis auf die Daten der
Artikel 17, 19, 21-24 und 26 der Eurodac-Verordnung erginzt. Dies betrifft den Zu-
griff der nationalen ETIAS-Stelle auf Eurodac-Daten zur Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben, wozu insbesondere manuelle Abkldrungen im Rahmen der Interoperabilitét ge-
horen (Zugang zu den Eurodac-Daten).

Zudem sieht Artikel 88 Absatz 6 klar vor, dass die Inbetriecbnahme von ETIAS unab-
héngig von der Interoperabilitit mit Eurodac oder ECRIS-TCN erfolgen muss.

69 Verordnung (EU) 2021/1152 des Européischen Parlaments und des Rates vom
7. Juli 2021 zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226,
(EU) 2018/1240, (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861 und (EU) 2019/817 hinsichtlich der
Festlegung der Bedingungen fiir den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fiir
die Zwecke des Europiischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems, Fassung
gemiss ABI. L 249 vom 14.7.2021, S. 15.
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Art. 54 Anderung der Verordnung (EU) 2019/818

Artikel 4 Ziffer 20 der Verordnung definiert die «benannten Behoérden» im Rahmen
der Beantragung von Daten zu Strafverfolgungszwecken im Fall von Terrorismus
oder anderen schweren Straftaten oder deren Verhiitung. Diese Definition verweist
kiinftig auf den neuen Artikel der Eurodac-Verordnung, der wie die anderen EU-
Verordnungen die Einsetzung einer benannten Behorde vorsieht (Art. 5 der Eurodac-
Verordnung).

Artikel 10 Absatz 1 der IOP-Verordnung wird sprachlich angepasst und enthélt neu
einen Verweis auf Artikel 51 der Eurodac-Verordnung. Dieser Artikel bezieht sich
auf die Aufgaben von eu-LISA in Zusammenhang mit den ESP-Nutzungsprotokollen
und bleibt im Grundsatz unveréndert.

Artikel 13 Absatz 1, der sich mit dem gemeinsamen Dienst fiir den Abgleich biomet-
rischer Daten (sSBMS) befasst, verweist auf eine neue Kategorie biometrischer Daten
gemiiss der Verordnung (EU) 2019/8167° (Bst. b) und der neuen Eurodac-Verordnung
(Bst. ¢). Die Verordnung (EU) 2019/816 ist fiir die Schweiz nicht verbindlich, wes-
halb sich diese nicht an der ECRIS-TCN-Zusammenarbeit beteiligt.

Artikel 14, der sich mit der Abfrage biometrischer Daten mithilfe des sSBMS befasst,
wird grundlegend revidiert. Dadurch wird die Interoperabilitit mit der neuen Eurodac-
Verordnung gewdhrleistet.

Artikel 16 Absatz 1 sieht vor, dass eu-LISA iiber simtliche Abfragen im sBMS Pro-
tokolle fiihrt. Neu wird auch auf die neue Eurodac-Verordnung verwiesen. Artikel 51
dieser Verordnung bleibt vorbehalten.

Artikel 18 Absatz 1, der sich mit dem gemeinsamen Speicher fiir Identitétsdaten (CIR)
befasst, wird liberarbeitet und regelt, welche Daten im CIR gemdéss den verschiedenen
Schengen-Systemen aufbewahrt werden. Die genauen Daten des Eurodac-Systems
werden ebenso erwihnt wie die Daten des ECRIS-TCN.

Artikel 23 Absatz 1 verweist auf die automatische Loschung der Daten im CIR gemaéss
den Loschungsregeln der neuen Eurodac-Verordnung und der IOP-Verordnung.

Artikel 24 Absatz 1, der sich mit den von eu-LISA zu verwaltenden Protokollen iiber
die Zugriffe auf den CIR befasst, erwdhnt neu auch die Eurodac-Verordnung und be-
halt Artikel 51 dieser Verordnung vor.

Artikel 26 Absatz 1, der sich mit dem Zugang der Behorden auf den MID befasst,
sieht kiinftig einen Zugang der Behorden vor, die fiir die Erfassung von Eurodac-Da-
ten zustdndig sind. Er verweist auf die Behorden, die Daten von Drittstaatsangehdri-
gen erfassen, die beim illegalen Grenziibertritt aufgegriffen werden oder die sich ille-
gal im Schengen-Raum aufhalten. Neben den Asylbehérden sind dies die zustindigen
Behorden gemiss den Kapiteln IL, 111, IV, V, VI und VIII der Eurodac-Verordnung.

70 Verordnung (EU) 2019/816 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. April
2019 zur Einrichtung eines zentralisierten Systems fiir die Ermittlung der Mitgliedstaaten,
in denen Informationen zu Verurteilungen von Drittstaatsangehdrigen und Staatenlosen
(ECRIS-TCN) vorliegen, zur Ergéinzung des Europdischen Strafregisterinformationssys-
tems und zur Anderung der Verordnung (EU) 2018/1726, ABI. L 135 vom 22.5.2019,

S. 1.
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Artikel 27 legt fest, wann die Priifung auf Mehrfachidentititen im CIR und im SIS
eingeleitet wird. Er erwéhnt neu die Erstellung eines Eurodac-Datensatzes im Sinne
der vorliegenden Verordnung mit den erforderlichen Grunddaten (Abs. 1 Bst. ¢). Aus-
serdem werden die Identititsdaten fiir eine Abfrage im CIR und im SIS genannt
(Abs. 3 Bst. a’). Es handelt sich um die Identititsdaten, die auf Grundlage der Artikel
17,19, 21-24 und 26 der vorliegenden Verordnung erfasst werden.

Artikel 29 sieht vor, dass verschiedene Behdrden neu eine manuelle Uberpriifung der
Identitéten im MID vornehmen kénnen. Es handelt sich um die Asylbehdrden sowie
die Behorden, die fiir folgende Bereiche zustindig sind: Resettlement, illegales Uber-
schreiten der Schengen-Aussengrenze, illegaler Aufenthalt, aus Seenot gerettete Per-
sonen, voriibergehender Schutz in der EU oder dhnlicher Schutz in assoziierten Staa-
ten (Abs. 1 Bst. c-h).

Artikel 39 Absatz 2 wird inhaltlich gedndert. Eu-LISA implementiert und unterhalt
die technischen Standorte des CRRS, das die Daten und Statistiken der verschiedenen
Informationssysteme der EU und insbesondere die in der Eurodac-Verordnung ge-
nannten Daten enthilt. Der Zugang zu diesen Daten wird nur dem dazu erméichtigten
Personal nach Artikel 12 der Eurodac-Verordnung gewéhrt.

Artikel 47 Absatz 3 hélt neu fest, dass die betroffenen Personen liber die Verarbeitung
ihrer Daten bei der Erstellung eines Eurodac-Datensatzes nach den Artikeln 5, 18, 20,
22-24 und 26 der Eurodac-Verordnung sowie iiber die Auswirkungen in Zusammen-
hang mit der entsprechenden IOP-Verordnung zu informieren sind.

Artikel 50, der sich mit der Dateniibermittlung im Rahmen der Interoperabilitét be-
fasst, wird revidiert. Er verweist neu auch auf die massgebenden Bestimmungen der
Eurodac-Verordnung, das heisst die Artikel 49 und 50. Die einzigen zuldssigen Da-
tenbekanntgaben sind in spezifischen Verordnungen geregelt, und nicht in den IOP-
Verordnungen. Die Daten der Interoperabilititskomponenten diirfen in diesem Zu-
sammenhang nicht iibermittelt werden.

Kapitel XIV  Schlussbestimmungen

Art. 55 Kosten

Dieser Artikel iibernimmt die Regelung des geltenden Artikels 39. Die Kostenvertei-
lung bleibt gegeniiber der geltenden Verordnung unveréndert. Die Kosten in Zusam-
menhang mit der Einrichtung und dem Betrieb von Eurodac und der Kommunikati-
onsinfrastruktur gehen zu Lasten des EU-Haushaltsplans (Abs. 1). Die Kosten fiir den
Zugang zum Zentralsystem durch die nationalen Zugangsstellen oder Europol werden
von den Schengen-Staaten oder Europol getragen (Abs. 2). Diese {ibernehmen auch
die Betriebs- und Unterhaltskosten fiir die Infrastruktur (Abs. 3).
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Art. 56 Ausschussverfahren

Dieser neue Artikel sieht vor, dass die Europédische Kommission von einem Aus-
schuss im Sinne der Verordnung (EU) 182/201171 unterstiitzt wird. Dieser Ausschuss
ist mit der Priifung der Beschlussvorschldge (Durchfiihrungsrechtsakte) der Europai-
schen Kommission beauftragt. Gibt der Ausschuss zu einem Entwurf keine Stellung-
nahme ab, so erlédsst die Europdische Kommission den Durchfithrungsrechtsakt nicht
und Artikel 5 Absatz 4 der genannten Verordnung findet Anwendung.

Art. 57 Berichte, Uberwachung und Bewertung

Dieser Artikel iibernimmt die Regelung des geltenden Artikels 40. Die Absitze 1-3
iibernehmen im Wesentlichen die geltenden Vorschriften. Eu-LISA unterbreitet dem
Europiischen Parlament, dem Rat, der Europdischen Kommission und dem Européi-
schen Datenschutzbeauftragten einen Jahresbericht iiber den Betrieb von Eurodac, der
auch verwaltungs- und leistungsbezogene Aspekte des Systems umfasst. Eu-LISA
stellt sicher, dass die Zielerreichung bewertet werden kann. Die Agentur muss auch
zum Zweck der Wartung und zur Erstellung von Statistiken und Berichten auf das
System zugreifen konnen.

Absatz 4 sieht neu vor, dass eu-LISA binnen drei Jahren nach Annahme dieser Ver-
ordnung eine Studie durchfiihrt. Diese soll untersuchen, ob es technisch moglich ist,
eine Gesichtserkennungssoftware im Zentralsystem einzufiihren, mit der Gesichtsbil-
der — auch von Minderjéhrigen — abgeglichen werden kénnen.

Absatz 5 hilt neu fest, dass die Europédische Kommission binnen fiinf Jahren nach
Annahme der Verordnung und danach alle vier Jahre eine umfassende Bewertung von
Eurodac vorlegt. Darin werden die Ergebnisse und die Auswirkungen auf die Grund-
rechte, insbesondere auf den Datenschutz und das Recht auf Privatsphére iiberpriift.
Diese Bewertung muss kiinftig auch eine Einschétzung der Synergien zwischen der
vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EU) 2018/186272 umfassen. Dieser
Bericht wird dem Europiischen Parlament und dem Rat vorgelegt.

Absatz 8 gibt neu eine Frist vor fiir die Erstellung von Berichten liber die Wirksamkeit
des Abgleichs von biometrischen Daten in Eurodac zu Gefahrenabwehr- und Straf-
verfolgungszwecken mit entsprechenden Statistiken. Die Schengen-Staaten und Eu-
ropol legen diese Berichte alle zwei Jahre vor. Die gleiche Frist wird der Kommission
gesetzt fiir die Erstellung eines allgemeinen Berichts, der die Ergebnisse der Berichte
gemadss den Absdtzen 5 und 8 (Abs. 9) beriicksichtigt.

71 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Feb-
ruar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsitze, nach denen die Mit-
gliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission kon-
trollieren, ABI. L 55 vom 28. Februar 2011, S. 13.

72 Verordnung (EU) 2018/1862 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. No-
vember 2018 iiber die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informa-
tionssystems (SIS) im Bereich der polizeilichen Zusammenarbeit und der justiziellen Zu-
sammenarbeit in Strafsachen, zur Anderung und Aufhebung des Beschlusses 2007/533/J1
des Rates und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1986/2006 des Européischen Par-
laments und des Rates und des Beschlusses 2010/261/EU der Kommission, Fassung ge-
miss ABL. L 312 vom 7.12.2018, S. 56.
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Art. 58 Beurteilung

Gemaiss diesem neuen Artikel wird spétestens 48 Monate nach Inkrafttreten der vor-
liegenden Verordnung eine Beurteilung der operativen Effizienz jedes IT-Systems,
das fiir den Austausch der Daten von Personen mit voriibergehender Schutzgewih-
rung gemdss der Massenzustrom-Richtlinie genutzt wird, vorgenommen (Abs. 1). Die
Europiische Kommission beurteilt ferner die erwarteten Auswirkungen des neuen Ar-
tikels 26 der Eurodac-Verordnung insbesondere im Hinblick auf die Verwendung die-
ser Daten zu Sicherheitszwecken durch die benannten Behorden (Abs. 2). Ausserdem
legt die Europdische Kommission je nach Ergebnis der Beurteilungen einen Gesetz-
gebungsvorschlag zur Anderung von Artikel 26 der Verordnung vor (Abs. 3).

Art. 59 Sanktionen

Artikel 41 betreffend Sanktionen wird zu Artikel 59, erfdhrt jedoch keine materielle
Anderung.

Art. 60 Territorialer Anwendungsbereich

Dieser Artikel hilt fest, dass die Bestimmungen der Verordnung nicht anwendbar sind
auf Staaten, welche die Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement ebenfalls
nicht anwenden, mit Ausnahme der Bestimmungen zur Anwendung der Neuansied-
lungsverordnung (Bestimmung von Fliichtlingsgruppen).

Art. 61 Meldung der benannten Behérden und Priifstellen

Dieser Artikel ibernimmt die Regelung des geltenden Artikels 43 und erfahrt nur for-
male Anderungen. Die Staaten und Europol teilen innert drei Monaten nach Inkraft-
treten der vorliegenden Verordnung der Europédischen Kommission ihre benannten
Behorden nach Artikel 5 mit. Die Europdische Kommission verdffentlicht diese In-
formationen im Amtsblatt.

Art. 62 Aufhebung

Die Verordnung (EU) Nr. 603/2013 wird 24 Monate nach Inkrafttreten der vorliegen-
den Verordnung aufgehoben.

Art. 63 Inkrafttreten und Anwendbarkeit

Artikel 63 bestimmt, dass die Verordnung 20 Tage nach ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt in Kraft tritt (Abs. 1). Sie ist 24 Monate nach dem Inkrafttreten anwendbar
(Abs. 2). Das Schnittstellenkontrolldokument ist von den Dublin-Staaten und eu-
LISA spétestens sechs Monate nach Inkrafttreten der Verordnung zu genehmigen
(Abs. 4).

Die Gesichtserkennung muss spétestens ein Jahr nach Abschluss der Studie gemaéss
Artikel 57 Absatz 4 technisch bereit sein. Bis dann sind die Gesichtsbilder als perso-
nenbezogene Daten im Zentralsystem zu erfassen und nach dem Abgleich der Finger-
abdriicke, die einen Treffer ergeben haben, an die anderen Staaten zu iibermitteln
(Abs. 5).
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Zudem wird festgehalten, dass die Bestimmungen der Eurodac-Verordnung nicht fiir
Personen gelten, die voriibergehenden Schutz geméss dem Durchfiihrungsbeschluss
2022/3827 des Rates (Ukraine) oder einen anderen gleichwertigen nationalen Schutz
geniessen, der gemiss dem genannten Durchfithrungsbeschluss sowie dessen kiinfti-
gen Anderungen und etwaigen Erweiterungen gewéhrt wird (Abs. 3). Die Bestimmun-
gen zum voriibergehenden Schutz sind drei Jahre nach Inkrafttreten der tibrigen Best-
immungen der vorliegenden Verordnung anwendbar (Abs. 2).

4.4 Grundziige des Umsetzungserlasses

4.4.1 Die beantragte Neuregelung

Die meisten Bestimmungen der Eurodac-Verordnung sind direkt anwendbar und be-
diirfen keiner Umsetzung in das Schweizer Recht. Einige Bestimmungen erfordern
jedoch eine Anpassung des Ausldnder- und Integrationsgesetzes, des Asylgesetzes so-
wie des Bundesgesetzes iiber die polizeilichen Informationssysteme des Bundes.

Die Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 603/2013 durch die neue Eurodac-Verord-
nung bringt neue Elemente mit sich, die eine Uberpriifung der bereits bestehenden
Gesetzesbestimmungen erfordern. Davon betroffen sind insbesondere nachfolgende
Themen:

Interoperabilitiit

Die neue Eurodac-Verordnung sieht neue Prézisierungen vor, damit das Eurodac mit
den anderen EU-Systemen interoperabel ist. Die entsprechenden Gesetzesanpassun-
gen sind bereits im Rahmen der Vorlage zur Interoperabilitit vorgesehen, die das Par-
lament im Friihling 2021 genehmigt hat™.

Der CIR erfahrt mit der Umsetzung der vorliegenden Weiterentwicklung des Schen-
gen-Besitzstands insofern eine inhaltliche Anderung, als personenbezogene und bio-
metrische Daten von Personen, die internationalen Schutz beantragen, beim illegalen
Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze aufgegriffen werden, sich illegal in der
Schweiz authalten, im Rahmen eines Resettlement-Verfahrens aufgenommen werden
oder aus Seenot gerettet wurden, in bestimmten Féllen automatisch mit den Daten
anderer EU-Systeme abgeglichen werden. Artikel 110a Absatz 1 nAIG der Vorlage
zur Interoperabilitit’> erwéhnt bereits Eurodac.

73 Durchfithrungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. Mérz 2022 zur Feststellung des
Bestehens eines Massenzustroms von Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Arti-
kels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einfiihrung eines voriibergehenden Schutzes,
ABL. L 71 vom4.3.2022,S. 1.

74 Botschaft zur Ubernahme und Umsetzung der Rechtsgrundlagen fiir die Herstellung der
Interoperabilitdt zwischen EU-Informationssystemen in den Bereichen Grenze, Migration
und Polizei (Verordnung [EU] 2019/817 und [EU] 2019/818) (Weiterentwicklungen des
Schengen-Besitzstands), BB1 2020 7983.

75 Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung der Notenaustausche zwi-
schen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Verordnungen (EU) 2019/817
und (EU) 2019/ 818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die Interoperabilitit zwischen EU-
Informationssystemen (Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands), BBI 2021 674.
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Die Vorlage zur Interoperabilitit ist jedoch dahingehend zu dndern, dass der Zugriff
der Behorden, die fiir die Erfassung in Eurodac zusténdig sind, auf den CIR und den
MID gewihrleistet ist. Damit kdnnen Fragen im Zusammenhang mit Mehrfachiden-
titdten oder bei zu verifizierenden Verkniipfungen zwischen verschiedenen Schengen-
Systemen geklért werden. Daher ist der kiinftige Artikel 110¢ Absatz 1 AIG mit einem
neuen Buchstaben e zu ergénzen (Abfrage des CIR zwecks Aufdeckung von Mehr-
fachidentitdten). Artikel 110g Absatz 1 AIG (Zugriff auf den MID zwecks Aufde-
ckung von Mehrfachidentititen) erfihrt ebenfalls indirekt eine inhaltliche Anderung,
da er auf Artikel 110c Absatz 1 AIG verweist.

Abnahme der biometrischen Daten ab sechs Jahren

Die biometrischen Daten, die je nach Personenkategorie abzunehmen sind, werden
derzeit in den Gesetzen prézisiert. Daher sind Artikel 99 AsylG und Artikel 111i AIG
anzupassen. In Bezug auf die spezifischen Vorschriften fiir Minderjéhrige und insbe-
sondere unbegleitete Minderjahrige wird auf Artikel 17 AsylG verwiesen, der in kei-
ner Weise angepasst werden muss. Im Ausldnderbereich wird hingegen Artikel 111/
AIG prézisiert. Er wird im Rahmen dieser Vorlage zu Artikel 109/ VE-AIG.

Da gemiiss heutigem Zeitplan die geénderten Bestimmungen gleichzeitig mit der Vor-
lage zur Interoperabilitit oder zu einem spiteren Zeitpunkt in Kraft treten werden,
baut der vorliegende Vorentwurf auf der Vorlage zur Interoperabilitdt auf. Dieser hat
bestimmte Artikel des AIG insbesondere betreffend Eurodac geédndert.

Erfassung neuer Daten im Zentralsystem

Die revidierte Eurodac-Verordnung sieht die Erfassung neuer Daten vor, die in Zu-
sammenhang mit laufenden Verfahren (Dublin oder andere) oder dem Verhalten der
betreffenden Person stehen. Es ist auch anzugeben, ob die Person eine Gefahr fiir die
offentliche Ordnung darstellt oder ob sie Riickkehrhilfe erhalten hat. Die bisherigen
und die neuen Daten werden kiinftig in Datenkategorien zusammengefasst. Diese
Neuerung bedingt eine Anderung der geltenden Artikel. Es wird ein neuer Arti-
kel 102a" VE-AsylG vorgeschlagen, und Artikel 1024 {ibernimmt den geltenden
Artikel 1024 AsylG mit einem neuen Wortlaut. Der geltende Artikel 1117 AIG
(Art. 109/ VE-AIG, Nummerierung gestiitzt auf die Vorlage zur Interoperabilitit) er-
fihrt ebenfalls eine Anderung. Gleichzeitig wird ein einleitender Artikel 109k VE-
AIG geschaffen. Dieser neue Artikel wird gestiitzt auf die Vorlage zur Interoperabili-
tdt nummeriert.

Neuerungen beim Zugang zu den Eurodac-Daten

Die Behorden, die Visa fiir einen kurzfristigen Aufenthalt ausstellen, sollen neu Ab-
fragen in Eurodac vornehmen konnen. Technisch erfolgen diese Abfragen immer iiber
den NAP. Dieser libermittelt die Antwort an die abfragende Behorde. Ein Zugriff auf
Eurodac-Daten ist nur fiir Behdrden vorgesehen, die Visa fiir einen kurzfristigen Auf-
enthalt ausstellen. Im Verlauf der Verhandlungen wurde darauf verzichtet, den fiir das
Bewilligungsverfahren zustdndigen Behorden einen solchen Zugriff zu gewihren, da
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diese ein allfilliges Migrationsrisiko nicht {iberpriifen miissen. Die Visumbehdrden
miissen also neu auf Eurodac-Daten zugreifen kdnnen, um insbesondere die Treffer
zu Personen, die ein Visum fiir einen kurzfristigen Aufenthalt beantragen, zu iiberprii-
fen (Art. 9c der Verordnung (EG) Nr. 767/2008, gedndert durch Verordnung (EU)
2021/1134).

Auch die nationale ETIAS-Stelle muss im Rahmen ihrer Aufgaben und insbesondere
zur manuellen Uberpriifung von iibereinstimmenden ETIAS- und Eurodac-Datensét-
zen auf Daten des Eurodac zugreifen kénnen.

Ausserdem erfolgt das Verfahren fiir den Erhalt der Eurodac-Daten zum Zweck der
Verhinderung, Aufdeckung und Untersuchung terroristischer und sonstiger schwerer
Straftaten erst nach Abfrage des CIR. Dieses zweistufige Verfahren ist in Artikel 1104
nAIG der Vorlage zur Interoperabilitdt’® vorgesehen. Der Erhalt der Daten des Zent-
ralsystems wurde im Rahmen des Priimer Beschlusses gesetzlich geregelt.”” Die vom
Parlament am 1. Oktober 2021 verabschiedeten Gesetzesbestimmungen sind gering-
fiigig anzupassen. Artikel 102a%**" nAsylG und Artikel 111 nAIG miissen auf die
revidierte Eurodac-Verordnung verweisen. Artikel 111/ nAIG wird ausserdem ge-
stiitzt auf die Vorlage zur Interoperabilitdt nummeriert.

Terminologie und Fussnoten

Die Fussnoten betreffend die Verordnung (EU) 2019/818 (Art. 110 Abs. 1 AIG und
Art. 16a Abs. 1 BPI)78 und betreffend die Verordnung (EU) 2018/1240 ETIAS (Art. 5
AIG) sind anzupassen.

Datenbekanntgabe

Die geltenden Grundsitze fiir die Bekanntgabe von Daten des Eurodac-Systems an
Drittstaaten oder internationale Organisationen werden geringfiigig gesindert. Ein An-
derungsbedarf ergibt sich bei Artikel 102¢ Absétze 5 und 6 AsylG und bei der Fassung
IOP der Datenbekanntgabe nach Artikel 109/ nAIG. Dieser Artikel wird neu zu Arti-
kel 109/ VE-AIG.

Gesichtsbildexperten

Kiinftig sollen Gesichtsbilder automatisch mit den in Eurodac und im CIR gespeicher-
ten Gesichtsbilddaten abgeglichen werden konnen. Damit ldsst sich bestimmen, ob es
sich bei einer Person tatséchlich um die in der Eurodac-Datenbank registrierte Person
handelt. Diese technischen Weiterentwicklungen sind noch nicht abgeschlossen. So
wie bei den Fingerabdriicken ist auch beim Gesichtsbild eine Priifung auf nationaler
Ebene angezeigt. Artikel 102¢%nauies VE-AsylG iibernimmt den geltenden Artikel
102a"" AsylG und wird entsprechend angepasst. Im AIG ist eine identische Bestim-
mung vorzusehen.

76 BBI2020 8061, S. 8071 f.
77 BBI 2021 2332
78 BBI12020 7797
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Léschung von Daten aus dem Zentralsystem und aus dem CIR

Kiinftig werden Eurodac-Datensitze nur dann vorzeitig geldscht, wenn Drittstaatsan-
gehorigen das Biirgerrecht eines Dublin-Staats erteilt wird. Dies gilt sowohl fiir Per-
sonen, die internationalen Schutz beantragt haben, als auch fiir Personen aus dem Aus-
landerbereich. Die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung oder das Verlassen des
Schengen-Raums zieht nicht mehr eine vorzeitige Loschung der Daten nach sich. Die
Dauer der Datenaufbewahrung wird ebenfalls geringfiigig gedndert, was eine Prézi-
sierung in den bestehenden Artikeln und eine Umnummerierung zu Artikel 1024
VE-AsylG und 109/ VE-AIG bedingt.

Kompetenzdelegation an den Bundesrat

Das Asylgesetz und das Ausldnder- und Integrationsgesetz miissen kiinftig Delegati-
onsnormen an den Bundesrat vorsehen. Dieser muss verschiedene Aspekte der Euro-
dac-Datenbank in einer Ausfiihrungsverordnung regeln konnen, sofern die Entwick-
lungen im IT-Bereich den Behdrden einen Online-Zugang zu den Daten ermdglichen.
Es ist also eine Liste der im System enthaltenen Daten mit den Zugriffsrechten der
Behorden zur Abfrage oder Bearbeitung dieser Daten zu erstellen. Fiir andere europé-
ische Informationssysteme wie VIS, EES oder ETIAS sind diese Aspekte ebenfalls
geregelt. Aus diesem Grund werden im Vorentwurf die neuen Artikel 109/* VE-AIG
und 109d VE-AsylG vorgeschlagen.

Sanktionen

Die Sanktionen bei missbrauchlicher Verwendung von Eurodac-Daten sind kiinftig
im neuen Buchstaben e von Artikel 1204 AIG in der vom Parlament im Rahmen der
Interoperabilitdt genehmigten Fassung geregelt. Hier sind im Wesentlichen die Arti-
kel, auf die Buchstabe e verweist, zu aktualisieren.

Relocation

Die Relocation bezieht sich entweder auf Asylsuchende oder auf Personen, die bereits
einen Schutz erhalten haben. Diese Félle werden angesichts der Teilnotifikation der
EU im vorliegenden Entwurf nicht beriicksichtigt. Allenfalls miisste Artikel 102a'""
Absatz 7 Buchstabe e VE-AsylG dahingehend gedndert werden, dass Asylsuchende
und anerkannte Fliichtlinge erwéhnt werden.

Zugriff der nationalen ETIAS-Stellen und der Behérden, die Visa fiir einen
kurzfristigen Aufenthalt ausstellen, auf Daten des Eurodac

Die in den Artikeln 9 und 10 der neuen Verordnung vorgesehenen Zugriffe werden in
den Entwurf zur Revision des AIG aufgenommen. Diese Bestimmungen werden in
Artikel 109/ Absatz 10 VE-AIG umgesetzt.
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Abgleich der biometrischen Daten mit den bereits in Eurodac enthaltenen Daten

Gemiiss Kapitel 9 der Eurodac-Verordnung werden die Verfahren zum Abgleich bio-
metrischer Daten in die vorgeschlagenen Bestimmungen aufgenommen (Art. 109/
Abs. 5 VE-AIG und Art. 102a"" Abs. 5 VE-AsylG).

Anderung der im Rahmen des Eurodac-Protokolls genehmigten Bestimmungen

Die im Rahmen des Eurodac-Protokolls und des Priimer Abkommens genehmigten
Bestimmungen miissen aufgrund der neuen Eurodac-Verordnung und der darin ent-
haltenen Verweise gedindert werden. Ausserdem wird eine von der Ubernahme der
vorliegenden Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands unabhéngige Revision
vorgeschlagen. Diese Artikel werden gedndert (Art. 109/ VE-AIG und
Art. 102g23r VE-AsylG).

4.4.2 Umsetzungsfragen
Aktuelle Situation

Erfasste Daten

Im Jahr 2013 wurde die von der Schweiz im Rahmen des DAA iibernommene und
seit dem 12. Dezember 2008 angewendete Verordnung (EG) Nr. 2725/2000 (Eurodac-
Verordnung) durch die Verordnung (EU) Nr. 603/2013 ersetzt. Der Hauptzweck der
Eurodac-Verordnung ist nach wie vor, die Regeln zur Nutzung der zentralen EU-
Datenbank im Hinblick auf eine wirksame Anwendung der Dublin III-Verordnung
festzulegen. Diese Datenbank enthélt heute die Fingerabdriicke der folgenden Perso-
nenkategorien:

—  Asylsuchende ab 14 Jahren (Daten der Kategorie I);

—  Personen ab 14 Jahren, die illegal iiber eine Schengen-Aussengrenze in einen
Dublin-Staat eingereist sind und die nicht zurlickgewiesen werden (Daten der
Kategorie II).

Die Daten von Personen ab 14 Jahren, die im Hoheitsgebiet eines Dublin-Staats auf-
gegriffen werden und iiber keinen erforderlichen Aufenthaltstitel verfiigen (Daten der
Kategorie III), sind vergleichbar mit den Daten von Personen der Kategorie 1. Die
Daten der Kategorie I, die nach Artikel 11 der geltenden Eurodac-Verordnung erho-
ben werden, werden mit den Daten im Zentralsystem abgeglichen und anschliessend
in diesem System erfasst. Die Daten der Kategorie II, die nach Artikel 14 Absatz 2
der geltenden Eurodac-Verordnung erhoben werden, werden ohne Abgleich im Sys-
tem erfasst. Die Fingerabdriicke von Personen der Kategorie III werden nicht erfasst;
ihr Abgleich mit den in Eurodac enthaltenen Daten von Asylsuchenden dient nur zur
Priifung, ob die Person im System bekannt ist. Die Bestétigung von Eurodac, dass
eine Person in einem anderen Dublin-Staat bereits ein Asylgesuch gestellt hat, ist ge-
miss der Dublin-Verordnung ein Kriterium zur Feststellung der Zustindigkeit des
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Dublin-Staats, der das Asylgesuch zuerst behandelt hat. Auch die erste illegale Ein-
reise in einen Dublin-Staat ist ein Kriterium zur Bestimmung des Staats, der fiir die
Behandlung eines Asylgesuchs zustindig ist.

Die Fingerabdriicke von Asylsuchenden (Kategorie I) und von Personen, die beim
illegalen Uberschreiten einer Schengen-Aussengrenze aufgegriffen werden (Katego-
rie II), sind die wichtigsten Daten, die an das Zentralsystem iibermittelt werden. Wei-
tere Daten wie der Ort und das Datum der Gesuchstellung oder des Aufgreifens, das
Datum der Fingerabdruckabnahme sowie das Datum der Dateniibermittlung miissen
seit jeher in das Zentralsystem eingeliefert werden. Ebenso — gemaiss den Artikeln 11
und 14 Absatz 2 der Eurodac-Verordnung — der Benutzername der Behorde, welche
die Daten iibermittelt («Operator User ID»). Ausserdem miissen von Personen, die
internationalen Schutz beantragen (Kategorie I), je nach Situation weitere Informati-
onen gemdss Artikel 11 Buchstaben h-k der Eurodac-Verordnung erfasst werden. Im
Fall der Aufnahme oder Wiederaufnahme einer Person ist das Datum der Ankunft in
der Schweiz im Zentralsystem einzugeben. Hat eine Person das Hoheitsgebiet der
Dublin-Staaten erwiesenermassen fiir mehr als drei Monate verlassen oder ist die
Wegweisung erfolgreich vollzogen worden, muss das Ausreisedatum erfasst werden.
Wenn die Schweiz sich als zustindig erklart und bereit ist, den Antrag auf internatio-
nalen Schutz gemiss Artikel 17 der Dublin III-Verordnung zu priifen, muss im Zent-
ralsystem eingegeben werden, zu welchem Zeitpunkt dieser Entscheid erfolgt ist.
Ausserdem sieht Artikel 9 der Eurodac-Verordnung vor, dass die Fingerabdriicke der
Asylsuchenden wie auch die in Artikel 11 Buchstaben b—g der Eurodac-Verordnung
genannten Daten (Kategorie I) spétestens 72 Stunden nach Einreichung des Antrags
auf internationalen Schutz an das Zentralsystem tibermittelt werden miissen. Das Glei-
che gilt fiir Personen, die beim illegalen Uberschreiten einer Schengen-Aussengrenze
aufgegriffen werden (Kategorie II). Diese 72-Stunden-Regel gilt jedoch nicht fiir
Drittstaatsangehdrige oder Staatenlose, die sich illegal in einem Dublin-Staat aufhal-
ten (Kategorie III). Die sie betreffenden Daten kénnen im System nur abgeglichen,
aber nicht erfasst werden.

Datenmarkierung

Heute besteht die Moglichkeit, Daten in Eurodac zu markieren (Art. 18 der Eurodac-
Verordnung). Der Dublin-Staat, der einer gesuchstellenden Person Asyl oder Schutz
gewihrt, markiert die Daten der Person im Zentralsystem. Ausserdem informiert das
Zentralsystem alle Dublin-Staaten, die vorgéngig Daten zu dieser Person iibermittelt
haben, damit sie ebenfalls eine Markierung vornehmen. Nach der Markierung werden
die Daten von Personen, die internationalen Schutz erhalten haben, immer an den
Staat tibermittelt, der einen Abgleich der Fingerabdriicke wiinscht. Diese Daten wer-
den aber speziell gekennzeichnet, damit der besondere Status der betroffenen Person
ersichtlich ist. Dank der Markierung werden Personen, denen ein Dublin-Staat Schutz
gewihrt hat, identifiziert und der betreffende Staat wird klar ersichtlich. Die Daten
von Personen, die internationalen Schutz beantragt haben, werden erst zehn Jahre
nach der Erfassung ihrer Fingerabdriicke automatisch geldscht (Art. 10 der Eurodac-
Verordnung).
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Fingerabdruckexperten

Derzeit priifen Fingerabdruckexperten umgehend die von Eurodac gemeldeten Tref-
fer. Falls die Priifung durch diese Fachpersonen kein schliissiges Resultat ergibt, muss
dies in der Regel so bald wie mdglich, spitestens jedoch nach drei Arbeitstagen der
Europiischen Kommission und der fiir die européischen Informatiksysteme zusténdi-
gen Agentur (IT-Agentur) mitgeteilt werden.

Neuerungen

Erfasste Daten

Bei Personen der Kategorie I miissen verschiedene Personendaten neu erfasst werden.
Dazu gehort insbesondere das Gesichtsbild von Personen ab sechs Jahren. Zudem ist
die Information, dass der Schutz verweigert wurde, dass eine mogliche Gefahrdung
der offentlichen Ordnung besteht oder dass Riickkehrhilfe gewédhrt wurde, im Zent-
ralsystem zu erfassen.

Nach dieser Priifung oder nach einer Anderung in Zusammenhang mit der Souveri-
nitétsklausel oder unabhéngig davon ist auch bei allen Kategorien rasch anzugeben,
welcher Dublin-Staat zustindig ist. Zudem ist das Datum der Ausreise aus dem Schen-
gen-Raum anzugeben, wenn feststeht, dass die Person diesen verlassen hat.

Ausserdem sind, sofern vorhanden, die Art und Nummer des Reisedokuments sowie
eine eingescannte Farbkopie der Reisedokumente oder Identititsausweise mit Hinweis
auf deren Echtheit im System einzugeben. Ist dies nicht moglich, sollte ein anderes
Dokument, das die Identifizierung des Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen er-
leichtert, mit Hinweis auf dessen Echtheit erfasst werden.

Speicherung und Léschung der Daten

Die neue Eurodac-Verordnung bringt eine Anderung bei der Datenmarkierung mit
sich. Die Daten von Personen, die einen Aufenthaltstitel oder ein Anwesenheitsrecht
erhalten, ohne ein Asylgesuch gestellt zu haben, werden im Eurodac-System markiert
statt geloscht. So ist ersichtlich, ob und aus welchem Grund die Person einen Aufent-
haltstitel erhalten hat. Das Gleiche gilt fiir Personen, die den Schengen-Raum verlas-
sen haben. Diese Information ist im System enthalten und wird nicht mehr vorzeitig
geloscht.

Fingerabdruck- und Gesichtsbildexperten

Es wird weiterhin auf Fingerabdruckexperten zuriickgegriffen. Neu soll nur bei Mehr-
fachtreffern eine Analyse der Fingerabdriicke durchgefiihrt werden. Langfristig wird
auch ein Abgleich der Gesichtsbilddaten erfolgen, sofern dies technisch moglich ist.
Treffermeldungen von Eurodac in Bezug auf Gesichtsbilddaten sollten ebenfalls tiber-
priift werden, wenn Zweifel bestehen, dass sich das Ergebnis auf dieselbe Person be-
zieht.
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4.4.3 Besonderer Koordinationsbedarf

Bei der Ubernahme und Umsetzung der Eurodac-Verordnung besteht ein besonderer
Koordinationsbedarf im Hinblick auf:

— die Vorlage zur Genehmigung und Umsetzung des Abkommens zur Vertie-
fung der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit (Priimer Zusammenarbeit)
und des Eurodac-Protokolls zu Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungszwe-
cken”;

— die Vorlage zur Ubernahme und Umsetzung der Verordnungen (EU)
2019/817 und (EU) 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die Interope-
rabilitit zwischen EU-Informationssystemens80;

—  die Vorlage zur Ubernahme und Umsetzung der Verordnung (EU) 2018/1240
iber das Europdische Reiseinformations- und -genehmigungssystem
(ETIAS)1;

—  das zukiinftige Bundesgesetz iiber den Allgemeinen Teil der Abgabenerhe-
bung und die Kontrolle des grenziiberschreitenden Waren- und Personenver-
kehrs durch das Bundesamt fiir Zoll und Grenzsicherheit (BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz, BAZG-VG)82.

Der Koordinationsbedarf zwischen der vorliegenden Vorlage und den erwéhnten Vor-
lagen wird unter Ziffer 4.6 detailliert aufgefiihrt.

4.5 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln des
Umsetzungserlasses
4.5.1 Auslinder- und Integrationsgesetz

Art. 5 Abs. 1 Bst. a® zweite Fussnote®

Die Verordnung (EU) 2018/1240 wird im Rahmen der Totalrevision der Eurodac-
Verordnung gedndert. Daher ist in der entsprechenden Fussnote die Formulierung zu
ibernehmen, die in den Gesetzesédnderungen fiir ETIAS vorgesehen ist.

Art. 109k Informationssystem Eurodac

Im Rahmen der Vorlage zur Interoperabilitit wurde der geltende Artikel 1117 aufge-
hoben und in Artikel 109k eingefiigt. Der vorliegende Artikel 109k stellt wie Artikel

79 BBI12021 741

80 BBI2021 674

81 BBI12020 7911

82 BBI12022 2725

83 AIG geindert durch den Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung des
Notenaustauschs zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Ver-
ordnung (EU) 2018/1240 iiber das Européische Reiseinformations- und -genehmigungs-
system (ETIAS) (Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands) vom 25. September
2020.
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1024 VE-AsylG eine neue Bestimmung dar, die aufgrund der Ubernahme der vor-
liegenden Eurodac-Verordnung geschaffen wird. Dieser Artikel umfasst neu eine De-
finition des Eurodac-Zentralsystems und dessen Inhalten, analog zu den anderen
Schengen-Informationssystemen. Es wird darauf verzichtet, alle zu erfassenden Daten
nach Personenkategorien zu erwihnen, da eine solche Liste sehr umfangreich wire.
Daher wird vorgeschlagen, nur die im Eurodac-Zentralsystem enthaltenen Datenkate-
gorien im Gesetz zu regeln. In einer Ausfithrungsverordnung kénnen samtliche Daten
des Systems aufgefiihrt werden.

In Absatz 1 wird festgehalten, dass das Eurodac-System die personlichen Daten von
Drittstaatsangehorigen enthélt, die mindestens sechs Jahre alt sind und ein Asylgesuch
gestellt haben (Bst. a), an einem Neuansiedlungsverfahren teilnehmen oder im Rah-
men eines solchen aufgenommen werden (Bst. b), aus Seenot gerettet wurden (Bst. ¢),
voriibergehenden Schutz geniessen und einer Gruppe Schutzbediirftiger angehdren
(Bst. d), illegal in den Schengen-Raum einreisen oder sich illegal im Schengen-Raum
aufhalten (Bst. e und f).

In Absatz 2 werden die Kategorien von Daten aufgezihlt, die {iber eine einzige natio-
nale Schnittstelle an Eurodac tibermittelt werden. Es handelt sich dabei um Identitéts-
daten iiber die betreffenden Drittstaatsangehorigen sowie die Daten zu den Reisedo-
kumenten und Identititsdokumenten (Bst. a), Fingerabdriicke und Gesichtsbild
(Bst. b), Daten zu Verfahren und Zustindigkeiten in den Schengen-Staaten und Dub-
lin-Staaten (Bst. c) und weitere Daten nach Massgabe der Eurodac-Verordnung iiber
die Person und ihre Identitédt (Bst. d). Dazu gehoren auch gewisse besonders schiit-
zenswerte Personendaten, wie Daten iiber strafrechtliche Verfolgungen oder iiber die
Gesundheit, eine allfillige Gewalttdtigkeit und die Folgerung daraus, dass die Person
eine Gefahr fiir die innere Sicherheit darstellen kénnte (Bst. d). Eine finanzielle Un-
terstiitzung im Rahmen der Riickkehr wird auch darunter subsumiert.

In Absatz 3 wird festgehalten, dass die Daten nach Absatz 2 Buchstaben a und b au-
tomatisiert im gemeinsamen Speicher fiir Identitdtsdaten (CIR) gespeichert werden.

Art. 1091 Erfassung, Abfrage und Bearbeitung der Daten in Eurodac

Der geltende Artikel 1117 AIG entsprlcht dem Artikel 1094 nAIG der Fassung IOP.
Dieser Artikel erfihrt aufgrund der neu in Eurodac erfassten Daten eine teilweise An-
derung und wird aus Griinden der Systematik zu Artikel 109/ VE-AIG. Er wird ge-
stiitzt auf die Vorlage zur Interoperabilitdt umnummeriert.

Abs. 1

Mit der neuen Eurodac-Verordnung wird das Alter von Personen, denen die biomet-
rischen Daten abgenommen werden miissen, auf sechs Jahre herabgesetzt. Bisher
mussten die Personen 14 Jahre alt sein. Zudem wird neu festgehalten, dass nicht nur
die Fingerabdriicke, sondern auch das Gesichtsbild abgenommen werden miissen (bi-
ometrische Daten). Dieser Absatz wird dementsprechend angepasst. Bisher wurde im
geltenden Absatz 2 abschliessend aufgelistet, welche Daten neben den Fingerabdrii-
cken erhoben werden miissen. Neu wird auf eine abschliessende Aufzéhlung im Ge-
setz verzichtet und lediglich mit einem Verweis auf die Eurodac-Verordnung auf die
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neben den Fingerabdriicken und dem Gesichtsbild weiter abzunehmenden Daten ver-
wiesen. Der bisherige Absatz 2 wird daher gestrichen. Die bisherigen Buchstaben a
und b von Absatz 1 werden neu in Buchstabe a zusammengefiihrt und zur Prézisierung
wird eine redaktionelle Anderung vorgenommen. Im neuen Buchstaben b wird ge-
mass Artikel 23 der Eurodac-Verordnung ergidnzend festhalten, dass die notwendigen
Daten auch von Personen abgenommen werden miissen, die sich illegal in der
Schweiz aufhalten. Mit dieser Ergéinzung wird auch der bisherige Absatz 6 (illegaler
Aufenthalt) hier ansatzweise integriert.

Die Pflicht zur Erfassung der Daten insbesondere von Personen, die sich illegal im
Dublin-Raum aufhalten, bedeutet auch, dass die zustdndigen Behorden mit einer Ab-
frage des Systems priifen konnen, inwieweit bereits eine Datenerfassung erfolgt ist.

Die Bezeichnung der Behorden, die Daten in Eurodac erfassen oder bearbeiten wer-
den, wird prézisiert. Dabei handelt es sich um die fiir die Personenkontrolle an den
Grenzen oder im Hoheitsgebiet der Schweiz zustindigen Behorden. Zustdndig werden
das Bundesamt fiir Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) sowie die Ausldnder- und Poli-
zeibehdrden der Kantone und Gemeinden sein.

Abs. 2

Ein neuer Absatz 2 muss eingefiihrt werden, da Artikel 14 der Eurodac-Verordnung
neu vorsieht, dass fiir unbegleitete Minderjahrige unverziiglich eine Vertrauensperson
bestimmt werden muss, die ihre Interessen wihrend der Erfassung der biometrischen
Daten wahrnimmt.

Abs. 3

Dieser Absatz bleibt unverdndert mit der Ausnahme, dass fiir die zu iibermittelnden
Daten neu auf Artikel 109k Absatz 2 verwiesen wird.

Abs. 4

Dieser Absatz entspricht dem bisherigen Absatz 4. Er sieht wie bereits heute vor, dass
Fingerabdriicke, die wegen des Gesundheitszustands der betroffenen Person oder we-
gen Massnahmen der 6ffentlichen Gesundheit nicht abgenommen werden koénnen,
spétestens 48 Stunden nach Wegfallen des Hinderungsgrunds iibermittelt werden.
Neu wird ergénzt, dass dies neben den Fingerabdriicken auch fiir das Gesichtsbild gilt.

Abs. 5

Dieser Absatz iibernimmt und dndert die Regelungen der bisherigen Absétze 7 und 8
beziiglich des Abgleichs und der Speicherung in Eurodac. Neu wird festgehalten, dass
alle ibermittelten Daten nach Artikel 109k Absatz 2 in der Datenbank Eurodac ge-
speichert und die biometrischen Daten mit den in dieser Datenbank bereits gespei-
cherten Daten automatisch verglichen werden. Nach Artikel 28 der Eurodac-Verord-
nung findet jedoch ein Abgleich mittels Gesichtsbild nur statt, wenn dieser anhand
der Fingerabdriicke nicht moglich ist.

Anschliessend wird das Ergebnis des Vergleichs dem SEM mitgeteilt.
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Abs. 6

Dieser Absatz entspricht unverédndert dem geltenden Absatz 5.

Abs. 7

Der bisherige Absatz 7 hilt fest, dass die erhobenen Daten dem SEM zur Weiterlei-
tung an die Zentraleinheit iibermittelt werden. Diese Regelung wird aufgehoben. Neu
wird in Absatz 7 in grundsétzlicher Weise festgehalten, dass das SEM als nationale
Zugangsstelle im Rahmen der Anwendung der Dublin-Assoziierungsabkommen fiir
den Verkehr mit der Zentraleinheit des Eurodac-Systems und die Bearbeitung der Da-
ten zustindig ist.

Abs. 8

In diesem Absatz wird neu festgehalten, dass geméss den Artikeln 13 und 14 der Eu-
rodac-Verordnung der Zentraleinheit nach einem erfolgreichen Vollzug der Wegwei-
sung der Zeitpunkt der Ausschaffung bzw. der Ausreise der gesuchstellenden Person
aus dem Gebiet der Staaten, die durch eines der Dublin-Assoziierungsabkommen ge-
bunden sind, Gibermittelt werden muss.

Abs. 9

Dieser Absatz entspricht dem geltenden Absatz 8. Artikel 29 Absétze 5-8 der Euro-
dac-Verordnung sieht eine neue Frist fiir die Aufbewahrung der Daten vor: Neu miis-
sen die Daten fiinf Jahre und nicht mehr 18 Monate aufbewahrt werden. Die Aufbe-
wahrungsdauer wird somit um 3,5 Jahre verlangert. Zudem wird der Verweis auf die
zu libermittelnden Daten angepasst und es wird ergénzt, dass neben den Fingerabdrii-
cken auch das Gesichtsbild nach dieser Zeit automatisch vernichtet wird (biometri-
sche Daten). Neu muss das SEM auch nur noch dann unverziiglich um vorzeitige Ver-
nichtung der Daten ersuchen, wenn es Kenntnis davon erhalten hat, dass eine Person
die Staatsbiirgerschaft eines Staates erworben hat, der durch eines der Dublin-Asso-
ziierungsabkommen gebunden ist. Bei den bisherigen weiteren Griinden — dem Erhalt
eines Aufenthaltstitels (Abs. 8 Bst. a) und dem Verlassen des Hoheitsgebiets (Abs. 8
Bst. b) — ist neu keine vorzeitige Loschung mehr vorgesehen.

Abs. 10

In diesem Absatz wird neu festgehalten, welche Behorden in welchen Fillen die Daten
von Eurodac abfragen konnen. Im Rahmen der Erfiillung der Aufgaben als nationale
ETIAS-Stelle ist dies das SEM (Bst. a). Fiir die Erteilung, Authebung, Annullierung
oder Verweigerung eines Visums konnen das SEM, die schweizerischen Vertretungen
im Ausland und die Missionen, die fiir die Visa zusténdigen kantonalen Migrations-
behorden und die Gemeindebehorden, auf welche die Kantone diese Kompetenzen
tibertragen haben, das Staatssekretariat und die Politische Direktion des EDA sowie
die Grenzkontrollbehdrden Daten von Eurodac abfragen (Bst. b).
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Abs. 11

Dieser Absatz entspricht dem geltenden Absatz 9. Es erfolgt lediglich eine Anpassung
des Verweises auf die Absitze, fiir welche die Verfahren nach Artikel 10256, 102¢ und
102e AsylG anwendbar sind.

Art. 10913 Bekanntgabe von Eurodac-Daten

Artikel 109/ nAIG wurde im Rahmen der Interoperabilitit geschaffen und tibernimmt
den geltenden Artikel 111d Absatz 5 AIG. Er erhilt mit der Ubernahme der neuen
Eurodac-Verordnung einen weiteren Absatz und eine neue Nummerierung, da der
vorliegende Entwurf sich ausschliesslich auf die Fassung IOP stiitzt. Es wird eine sys-
tematische Nummerierung vorgeschlagen unter Beriicksichtigung der neuen Artikel
109k und 109/ VE-AIG.

Abs. 1

Absatz 1 sieht ein grundsétzliches Verbot zur Weitergabe von Eurodac-Daten vor.
Er wird gedndert, um den Wortlaut der Vorlagen zu EES85 und ETIAS®® zu iiberneh-
men.

Abs. 2

Das SEM darf neu an einen Staat, der durch keines der Schengen-Assoziierungsab-
kommen gebunden ist, Daten iibermitteln, wenn dies zum Nachweis der Identitit einer
oder eines Drittstaatsangehorigen zum Zweck der Riickkehr notwendig ist und die
Bedingungen nach Artikel 50 der Eurodac-Verordnung erfiillt sind (vgl. Ziff. 4.3).

Art. 109" Ausfiihrungsbestimmungen zu Eurodac

Aufgrund dieser neuen Bestimmung wird der Bundesrat beauftragt, verschiedene
Punkte in Zusammenhang mit dem Informationssystem Eurodac zu regeln. Er muss
insbesondere bestimmen, fiir welche Einheiten der Bundesbehdérden nach Artikel 109/
Absitze 1 und 10 die dort genannten Befugnisse gelten, und das Verfahren fiir den
Erhalt von Daten des Eurodac-Systems durch die Behdrden nach Artikel 109/9%r Ab-
satz 2 festlegen. Ebenfalls zu regeln sind der Datenschutz und die Datenaufbewah-
rung. Auf Grundlage dieser Bestimmung kann der Bundesrat eine neue Eurodac-Ver-
ordnung erlassen.

84 AIG geidndert durch den Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung der
Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Ver-
ordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die In-
teroperabilitit zwischen EU-Informationssystemen (Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands).

85 BBI12019 227

86 BBI12020 7911

155/230


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2007/758/fr

Erlduternder Bericht

Art. 1091avers7  Abgleich in Eurodac zum Zweck der Strafverfolgung

Diese Bestimmung wurde im Rahmen der Genehmigung des Priimer Abkommens und
des Eurodac-Protokolls sowie des PCSC-Abkommens mit den USA mit Artikel 1115
verabschiedet. Aus systematischen Griinden soll der Artikel neu nummeriert werden.
Er soll zudem inhaltlich angepasst werden. Neu soll in den Absétzen 2 und 4 das Ge-
sichtsbild sowie die Abfrage mittels alphanumerischer Daten (z. B. Name, Vorname
oder Geburtsdatum) aufgenommen werden. Zudem erféhrt der Artikel einige formale
Anpassungen. Insbesondere sind die Verweise auf die Eurodac-Verordnung zu aktu-
alisieren (Abs. 3 und 5).

Der geltende Absatz 1 wird gestrichen. Er hélt fest, dass das SEM die nationale Zu-
gangsstelle ist und dass es zum Abgleich im Eurodac-System berechtigt ist. Dies ist
jedoch bereits in Artikel 109/ Absatz 7 VE-AIG geregelt. Absatz 2, der die abfrage-
berechtigten Behorden bestimmt, wird ergénzt durch den NDB und die Polizeibehor-
den der Stidte Ziirich, Winterthur, Lausanne, Chiasso und Lugano, wie dies fiir den
CIR, das VIS und das EES vorgesehen ist. Damit wird die Kohédrenz zwischen den
entsprechenden Erlassen sichergestellt. Dieser Absatz wird ausserdem zu Absatz 1.

Schliesslich wird Absatz 6 der Vorlage Priim gestrichen, da sich die Kataloge der
terroristischen und der schweren Straftaten nach dem Schengen-Informationsaus-
tausch-Gesetz (SIaG; SR 362.2) bestimmen, das derzeit revidiert wird. Es macht we-
nig Sinn, die in den Katalogen enthaltenen Definitionen zu multiplizieren. Diesbeziig-
lich ist auf das SIaG zu verweisen (Art. 12 Abs. 2 VE-SIaG).

Art. 10912unavies Uperpriifung der Fingerabdriicke und Gesichtsbilder in Eurodac

Dieser Artikel entspricht dem Artikel 102g®inavies VE-AsylG (vgl. Ziff. 4.5.2) und
wird neu in das AIG aufgenommen, da er sich auch auf illegal eingereiste oder auf-
hiltige Drittstaatsangehdrige bezieht.

Art. 110 Abs. 1 zweite Fussnotes

Der gemeinsame Dienst fiir den Abgleich biometrischer Daten (sBMS) nach den
Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 wird in Artikel 110 Absatz 1
nAIG erldutert. Die Fussnote der Verordnung (EU) 2019/818, zuletzt geéndert durch
die vorliegende Eurodac-Verordnung, ist zu prézisieren.

87 BBI12021 741

88  AIG geindert durch den Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung der
Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Ver-
ordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die In-
teroperabilitit zwischen EU-Informationssystemen (Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands).
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Art. 110c Abs. 1 Bst. %

Artikel 110c Absatz 1 nennt die Behorden, die zur Aufdeckung von Mehrfachidenti-
titen von Drittstaatsangehorigen die im CIR gespeicherten Daten und Verweise ab-
fragen diirfen. Nach den Buchstaben a—d ist ein neuer Buchstabe e einzufiigen, damit
die Asyl- und Ausldnderbehérden, die Daten in Eurodac erfassen miissen, auf den CIR
zugreifen konnen. Da auch gewisse Aufgaben beim Asylverfahren am Flughafen oder
beim Aufgriff von illegal Aufhiltigen im Hoheitsgebiet und an den Binnengrenzen
von den Kantonen an das BAZG delegiert werden konnen (Art. 97 Zollgesetz vom
18. Miérz 20059 [ZG]), soll dieses auf den CIR zugreifen.

Artikel 110c Absatz 2 sieht vor, dass diese Behorden die im CIR gespeicherten Daten
und Verweise abfragen konnen, soweit sie Zugang zum EES, C-VIS, Eurodac oder
SIS haben. Somit kénnen die in Absatz 1 Buchstabe e genannten Behdrden die Daten
und Verweise des CIR abfragen. Ausserdem miissen diese Behorden auch auf den
MID zugreifen konnen, der die verschiedenen Verkniipfungen zwischen Schengen-
Systemen bei gleichen Identitéten enthdlt. Die Vorlage zur Interoperabilitit ist dies-
beziiglich nicht zu &ndern. Artikel 110g Absatz 1 AIG (manuelle Verifizierung der
verschiedenen Identitdten im MID) verweist auf die Behorden nach Artikel 110¢ Ab-
satz 1. Diese konnen kiinftig ebenfalls auf den MID zugreifen.

Art. 120d Bst. €91

Ein neuer Buchstabe e betreffend das Eurodac-System ist in die Bestimmungen zu
den Sanktionen bei missbrauchlicher Verwendung der Daten im Rahmen der In-
teroperabilitdt aufzunehmen (Art. 120d). Die Bestimmung definiert, was unter einer
missbrauchlichen Verwendung von Eurodac-Daten zu verstehen ist. In diesem Fall
wird die betroffene Person mit Busse bestraft.

89 AIG geindert durch den Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung der
Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Ver-
ordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die In-
teroperabilitit zwischen EU-Informationssystemen (Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands).

9 SR 631.0

91 AIG geéndert durch den Bundesbeschluss iiber die Genehmigung und die Umsetzung der
Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der Ver-
ordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818 zur Errichtung eines Rahmens fiir die In-
teroperabilitit zwischen EU-Informationssystemen (Weiterentwicklungen des Schengen-
Besitzstands).
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4.5.2 Asylgesetz

Art. 99 Sachiiberschrifi, Abs. 1-4
Abnahme und Auswertung von Fingerabdriicken und
Gesichtsbildern

Artikel 99 ermdglicht kiinftig die Abnahme des Gesichtsbilds (vormals Fotografien)
und der Fingerabdriicke von Personen ab sechs Jahren. Die Sachiiberschrift des Arti-
kels wird entsprechend geéndert. Er ermdglicht wie bisher die Datenerfassung in Eu-
rodac in Verbindung mit der von fedpol und dem SEM betriebenen Datenbank
(AFIS).

Abs. 1

Kiinftig kdnnen von allen Personen aus dem Asylbereich, die mindestens sechs Jahre
alt sind, die biometrischen Daten abgenommen werden. Wie bereits heute kann der
Bundesrat die Abnahme der biometrischen Daten auch bei Minderjéhrigen unter sechs
Jahren vorsehen. Dies ist eine spezifische Regelung im Asylbereich. Sie betrifft nicht
nur Eurodac, sondern auch andere Datenbanken. Die in der Eurodac-Verordnung vor-
gesehenen Ausnahmen von der Erfassung der biometrischen Daten sind im geltenden
Recht bereits berticksichtigt (Art. 13 der Eurodac-Verordnung).

Abs. 2—4

Diese Absitze erwihnen neu die Gesichtsbilder anstelle des weniger prizisen Begriffs
«Fotografien». Ansonsten bleiben sie unverdndert. Kiinftig ist die Verwendung der
Gesichtsbilder im Rahmen von AFIS rechtlich mdglich.

Die iibrigen Absétze von Artikel 99 bleiben unverindert.

Art. 102a*  Informationssystem Eurodac

Dieser Artikel umfasst eine Definition des Eurodac-Informationssystems und dessen
Inhalten, analog zu den anderen Schengen-Informationssystemen. Die geltende Be-
stimmung zu Burodac (Art. 1024 AsylG), die verschiedene Aspekte des Systems
regelt, wird in Artikel 102a' iibernommen. Wie in Artikel 109k AIG des vorliegenden
Entwurfs werden nicht mehr alle zu erfassenden Daten im Gesetz erwihnt, sondern
nur noch Datenkategorien. Eine vollstidndige Liste aller Daten nach Personenkatego-
rien wire unverhdltnisméssig. Dies wiirde nicht mehr den fiir die anderen Informati-
onssysteme (VIS, EES usw.) geltenden Bestimmungen entsprechen.

Abs. 1

Absatz 1 erldutert den Inhalt des Informationssystems Eurodac und insbesondere die
Personenkategorien, deren Daten an das System iibermittelt werden. Es sind dies
Asylsuchende, Personen, die an einem Resettlement-Verfahren beteiligt sind oder im
Rahmen eines solchen Verfahrens zugelassen werden, Personen, die aus einem Staat,
der durch keines der Dublin-Assoziierungsabkommen gebunden ist, illegal in den
Schengen-Raum eingereist sind, und Personen, die sich illegal im Schengen-Raum
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aufhalten. Als weitere Kategorien hinzu kommen Personen, die aus Seenot gerettet
wurden (Bst. ¢), sowie Personen, die voriibergehend Schutz erhalten haben und einer
Gruppe Schutzbediirftiger angehoren (Bst. d).

Abs. 2

Absatz 2 fiihrt die Kategorien von Daten auf, die an das Informationssystem Eurodac
tibermittelt werden. Dazu gehoren Identitétsdaten iiber die betreffenden Drittstaatsan-
gehorigen sowie die Daten zu den Reisedokumenten und Identitdtsdokumenten
(Bst. a), Fingerabdriicke und Gesichtsbild (Bst. b), Daten zu Verfahren und Zustén-
digkeiten in den Schengen-Staaten und Dublin-Staaten (Bst. ¢) und weitere besonders
schiitzenswerte Daten nach Massgabe der Eurodac-Verordnung iiber die Person und
ihre Identitdt (Bst. d). Dazu gehoren auch gewisse besonders schiitzenswerte Perso-
nendaten, wie Daten iiber verwaltungs- und strafrechtliche Verfolgungen oder iiber
die Gesundheit. Die unter Buchstabe d genannte Datenkategorie bezieht sich auf die
Eigenschaften der betreffenden Person. Dazu gehort beispielsweise die Angabe, ob
die Person eine Gefahrdung der 6ffentlichen Ordnung oder Sicherheit darstellt (vgl.
Art. 109k Abs. 2 VE-AIG).

Diese Daten sind in den Artikeln zu den verschiedenen Personenkategorien erwéahnt
(Asylsuchende, illegal in die Schweiz eingereiste Personen, illegal aufhéltige Perso-
nen, aus Seenot gerettete Personen oder Personen, die mit dem Status S voriiberge-
henden Schutz geniessen).

Abs. 3

Die Daten zur Identitét und zu den Reisedokumenten sowie die biometrischen Daten
werden neu im gemeinsamen Speicher fiir Identitdtsdaten (CIR) gespeichert, der fiir
die Interoperabilitét der européischen Informationssysteme unerlésslich ist.

Art. 102a™"  Erfassung, Abfrage und Bearbeitung der Daten in Eurodac

Der geltende Artikel 102a" AsylG wird zu Artikel 102a*" VE-AsylG. Einige Best-
immungen werden jedoch iiberarbeitet. Es wird bestimmt, welche Behdrden Daten
betreffend den Asylbereich in Eurodac erfassen konnen und welche Behorden kiinftig
einen Zugriff zur Abfrage des Systems erhalten. Das SEM ist nach wie vor die natio-
nale Kontaktstelle in Bezug auf Eurodac.

Abs. 1

Artikel 1 entspricht im Wesentlichen dem geltenden Artikel 1024 Absatz 1 AsylG.
Neu soll prazisiert werden, dass das SEM als nationale Zugangsstelle fungiert.

Abs. 2

Absatz 2 legt fest, wer Daten in Eurodac erfassen und abfragen darf. Es sind dies neu
die Mitarbeitenden des SEM, des Bundesamts fiir Zoll und Grenzsicherheit (BAZG)
sowie der Flughafenpolizei, die Asylverfahren durchfiihren (Bst. a). Die Mitarbeiten-
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den des SEM und der Schweizer Auslandvertretungen, die Aufgaben im Bereich Re-
settlement wahrnehmen, miissen das System ebenfalls abfragen kénnen (Bst. b). Diese
Behorden sind zur Erfassung von Daten verpflichtet und miissen daher auf Eurodac
zugreifen konnen. Sie konnen auch Daten zu einer zu erfassenden Person abrufen, die
bereits im System vorhanden sind.

Abs. 3

Der neue Absatz 3 iibernimmt den geltenden Absatz 2 von Artikel 1024 AsylG. Die
Behorden tibermitteln die Daten innerhalb von 72 Stunden nach deren Erfassung an
das System. Neu wird in Bezug auf die massgebenden zu iibermittelnden Daten auf
Artikel 1024 Absatz 2 VE-AsylG verwiesen.

Abs. 4

Absatz 4 {ibernimmt den geltenden Absatz 2% von Artikel 1024 AsylG und erwéhnt
neu das Gesichtsbild.

Abs. 5

Absatz 5 iibernimmt den geltenden Absatz 3 von Artikel 1024 AsylG. Ein neuer
Verweis auf Artikel 102a" Absatz 2 tritt anstelle der bisher genannten Daten, die an
das System {ibermittelt werden. Der neue Absatz 5% hilt fest, dass der Abgleich mit-
tels Gesichtsbild durchgefiihrt wird, wenn dies anhand der Fingerabdriicke nicht mog-
lich ist. Gemidss der neuen Eurodac-Verordnung ist das Gesichtsbild subsididr
(Art. 28).

Abs. 6

Dieser Absatz iibernimmt unverdndert den geltenden Absatz 2" von Artikel 102a
AsylG.

bis

Abs. 7

Absatz 7 libernimmt im Grundsatz den geltenden Absatz 293" von Artikel 1024
AsylG und regelt, welche Daten oder Informationen nachtraglich an die Eurodac-
Zentraleinheit libermittelt werden. Sobald die Dublin-Zustindigkeit feststeht, wird der
entsprechende Staat angegeben (Bst. a). Zudem ist bei Aufnahme oder Wiederauf-
nahme einer Person der Zeitpunkt der Ankunft in der Schweiz mitzuteilen. Neu wer-
den diese beiden Fille in einem Buchstaben zusammengefasst (Bst. b). Die Buchsta-
ben ¢ und d iibernehmen unveréndert das geltende Recht. Buchstabe e ist teilweise
neu und sieht vor, dass die Schweiz ihre Zustindigkeit fiir die Behandlung des Asyl-
gesuchs im System eingibt, sofern sie aufgrund der Souverénitétsklausel der EU-
Verordnung iiber Asyl- und Migrationsmanagement (Art. 35) sowie im Rahmen eines
Umverteilungsprogramms freiwillig der fiir die Behandlung eines Asylgesuchs zu-
stindige Dublin-Staat wird oder einer Person einen Aufenthaltstitel gewéahrt. Buch-
stabe f ist ebenfalls neu. Er stiitzt sich auf die neue Eurodac-Verordnung, wonach die
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Zustindigkeit des Staats zu aktualisieren ist, wenn die Fristen fiir eine Dublin-Uber-
stellung nicht eingehalten werden. Die Eurodac-Verordnung verweist diesbeziiglich
auf die AMMR-Verordnung (Art. 37 der AMMR-Verordnung).

Abs. 8

Absatz 8 ibernimmt Absatz 4 von Artikel 102a" AsylG, der die Datenaufbewahrung
regelt. Neu werden die Daten langstens zehn Jahre aufbewahrt, da bestimmte Ausnah-
men insbesondere in Zusammenhang mit Resettlement-Verfahren vorgesehen sind.
Eine vorzeitige Loschung der Daten erfolgt nur, wenn die betreffende Person die
Staatsangehorigkeit eines Dublin-Staats erwirbt.

Art. 102a9"""  Abgleich in Eurodac zum Zweck der Strafverfolgung

Dieser Artikel, der im Rahmen des Priimer Beschlusses®® genehmigt wurde, regelt
bereits heute die Zugriffe auf Eurodac-Daten zu Gefahrenabwehr- und Strafverfol-
gungszwecken. Dieser Artikel soll angepasst werden. Neu soll in den Absitzen 1, 2
und 4 das Gesichtsbild sowie die Abfrage mittels alphanumerischer Daten (z. B.
Name, Vorname oder Geburtsdatum) aufgenommen werden. Der Artikel erfahrt auch
einige formale Anpassungen. Insbesondere sind die Verweise auf die Eurodac-Ver-
ordnung zu aktualisieren (Abs. 3 und 5).

Absatz 1 wird gestrichen. Absatz 2 wird zu Absatz 1, wodurch die Abséitze neu num-
meriert werden miissen. Absatz 6 wird ebenfalls gestrichen. Diesbeziiglich wird auf
die Erlduterungen zu Artikel 109/9¢" VE-AIG verwiesen. Terroristische Straftaten
und andere schwere Straftaten werden durch einen Verweis auf das SIaG definiert
(neuer Abs. 1).

Art. 102q2navies — Uberpriifung der Fingerabdriicke und Gesichtsbilder in Eurodac

Dieser Artikel tibernimmt die bereits bestehende Regelung zur Verifizierung der Fin-
gerabdriicke aus Eurodac bei einem Treffer (Art. 1024""). Hier werden die neuen Ar-
tikel 28 und 38 der Eurodac-Verordnung umgesetzt. Da neue Elemente in diese Be-
stimmung aufzunehmen sind, wird eine Umnummerierung in Artikel 102gavinavies
vorgeschlagen. Die neue Formulierung beriicksichtigt das Gesichtsbild.

Abs. 1

Absatz 1 entspricht unverdndert der geltenden Regelung von Artikel 1024"" Absatz 1
AsylG.

Abs. 2

Kiinftig ist das Verfahren zur Verifizierung von Treffern zu regeln, wenn eine Abfrage
sowohl anhand der Fingerabdriicke als auch mittels Gesichtsbild erfolgt. Es ist vorge-
sehen, dass das Gesichtsbild nur dann von einer Fachperson tiberpriift wird, wenn das

92 BBI 2021 742
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Gesichtsbild einen Treffer ergibt, aber keine Ubereinstimmung mit den Fingerabdrii-
cken besteht.

Abs. 3

Die erforderlichen Qualifikationen der Fachpersonen, die diese Daten iiberpriifen,
werden wie bereits heute vom SEM bestimmt. Kiinftig muss das SEM auch die Qua-
lifikationen der Gesichtsbildexperten festlegen.

Art. 102¢ Abs. 5 und 6

Abs. 5

Der geltende Absatz 5 sieht ein grundsétzliches Verbot zur Weitergabe von Eurodac-
Daten vor. Er wird geringfiigig gedndert und iibernimmt den Wortlaut der Vorlagen
zu EES%3 und ETIAS*.

Abs. 6

Die Bestimmung zur Weitergabe von Eurodac-Daten wird geringfiigig gedndert, und
es wird ein neuer Absatz 6 vorgeschlagen. Kiinftig diirfen Eurodac-Daten an Dritt-
staaten iibermittelt werden, wenn dies zum Nachweis der Identitét einer oder eines
Drittstaatsangehdrigen zum Zweck der Riickkehr notwendig ist. Die in der neuen Eu-
rodac-Verordnung vorgesehenen Bedingungen miissen erfiillt sein, und es wird auf
den neuen massgebenden Artikel der Eurodac-Verordnung verwiesen (Art. 50, siche
Ziff. 4.3).

Art. 102¢"s  Ausfiihrungsbestimmungen zu Eurodac

Der Bundesrat muss kiinftig die verschiedenen Aspekte in Bezug auf den Datenschutz
und die Zugriffe auf das Eurodac-System regeln, sofern die technischen Entwicklun-
gen zur Einrichtung eines neuen Informationssystems mit Online-Zugriff fithren. Auf
Grundlage des neuen Artikels 102¢" VE-AsylG kann der Bundesrat eine neue Euro-
dac-Verordnung erlassen (vgl. Erlduterung zu Art. 109/ VE-AIG).

4.5.3 Bundesgesetz iiber die polizeilichen
Informationssysteme des Bundes

Artikel 16a BPI wurde im Rahmen der Vorlage zur Interoperabilitdt geschaffen und
vom Parlament im Frithling 2021 genehmigt.5 Der in den Verordnungen (EU)
2019/817 und (EU) 2019/818 vorgesehene sBMS ist in diesem Artikel wie auch in
Artikel 110 Absatz 1 AIG definiert. Die Fussnote der Verordnung 2019/818, die durch
die vorliegende Eurodac-Verordnung geéndert wird, ist zu aktualisieren.

93 BBI2019 227
94 BBI12020 7911
95 BBI2021 674
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4.6 Koordinationsbedarf

4.6.1 Koordinationsbedarf mit der Priim-Vorlage

Bei der Ubernahme und Umsetzung der vorliegenden Eurodac-Verordnung besteht
ein besonderer Koordinationsbedarf mit der Priim-Vorlage (Priimer Zusammenar-
beit).

Mit der Priim-Vorlage wurde ein neuer Artikel 111; AIG und ein neuer Arti-
kel 102" AsylG zum Abgleich in Eurodac zwecks Strafverfolgung im Gesetz ein-
gefiigt. Diese Bestimmungen wurden im Rahmen der vorliegenden Ubernahme und
Umsetzung der neuen Eurodac-Verordnung angepasst (neue Art. 109/%#r VE-AIG
und 102a%*e" VE-AsylG, Vgl. Ziff. 4.5.1 und 4.5.2). Da im Rahmen des vorliegenden
Projekts die Regelung von Artikel 111 Absatz 6 AIG der Priim-Vorlage aufgehoben
wird (siehe hierzu Kommentar zu Art. 109/9"*" VE-AIG), muss auch Artikel 357 Ab-
satz 5 des Strafgesetzbuchs der Priim-Vorlage, der auf diesen Absatz 6 in Zusammen-
hang mit terroristischen Straftaten verweist, angepasst werden.

Falls der Priimer Bundesbeschluss gleichzeitig mit dem Bundesbeschluss zur Uber-
nahme der Eurodac-Verordnung in Kraft tritt, sollen die Bestimmungen in der Fas-
sung Eurodac (und nicht diejenige in der Fassung Priim) gelten.

4.6.2 Koordinationsbedarf mit der Vorlage zur
Interoperabilitit

Bei der Ubernahme und Umsetzung der vorliegenden Anderung der Eurodac-Verord-
nung besteht ein besonderer Koordinationsbedarf im Hinblick auf die Errichtung eines
Rahmens fiir die Interoperabilitidt zwischen den EU-Informationssystemen®’ (Verord-
nungen [EU] 2019/817 und [EU] 2019/ 818).

Die Artikel 109/, 110 Abs. 1, 110c Abs. 1 und 120d VE-AIG sowie Artikel 16a Absatz
1 VE-BPI in der Fassung IOP wurden in der vorliegenden Vorlage angepasst (vgl.
Ziff. 4.5.1 und 4.5.3).

Im Bundesbeschluss IOP miissen zusétzlich weitere Bestimmungen mit der vorlie-
genden Vorlage koordiniert werden. Dies betrifft Artikel 111¢ Absatz 3 nAIG sowie
die Artikel 1 Absatz 2 und 15 BGIAA. Hier sollen die Verweise angepasst werden.
Zudem soll der Gliederungstitel nicht mehr nach Artikel 109/ sondern nach Arti-
kel 109/auar eingefiigt werden, da die Eurodac-Vorlage neue Bestimmungen vorsieht.

Artikel 109/ AIG der Vorlage zur Interoperabilitét soll mit einem zusétzlichen Absatz
2 in einen neuen Artikel 109/° VE-AIG iibernommen werden.

Zudem wurde mit der Vorlage zur Interoperabilitdt im AIG und im BPI eine neue
Regelung fiir einen gemeinsamen Dienst fiir den Abgleich biometrischer Daten
(sBMS) eingefiihrt (vgl. Art. 110 AIG, Art. 16a BPI). Artikel 110 Absatz 1 AIG und
Artikel 16a Absatz 1 BPI verweisen dabei unter anderem auf die Verordnung (EU)

96 BBI2021 741
97 BBI2021 674
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2019/818. Diese Verordnung wird im Rahmen der neuen Eurodac-Verordnung ange-
passt, weshalb die entsprechende Fussnote abgedndert werden muss.

Weiter wurde im Rahmen der IOP-Verordnung eine neue Bestimmung in Artikel 110c
AIG beziiglich der Abfrage des CIR zwecks Aufdeckung von Mehrfachidentititen
geschaffen. Neu soll jedoch auch eine Abfrage durch das SEM, die kantonalen Mig-
rations- und Polizeibehdrden sowie das BAZG im Rahmen ihrer Aufgaben im Asyl-
und Auslédnderbereich mdglich sein, wenn eine Verkniipfung mit einem personlichen
Eurodac-Datensatz nach der Eurodac-Verordnung vorliegt (Art. 110c Abs. 1 Bst. e
VE-AIG).

Mit der Vorlage zur Interoperabilitit wurde die Regelung von Artikel 120d AIG zur
zweckwidrigen Bearbeitung von Personendaten in Informationssystemen angepasst.
Im Rahmen der neuen Eurodac-Verordnung soll diese Bestimmung erneut angepasst
werden, indem neu auch das zweckwidrige Bearbeiten in Zusammenhang mit Eurodac
mit Busse bestraft wird (Art. 120d Bst. ¢ VE-AIG).

Falls der Bundesbeschluss zur Interoperabilitit gleichzeitig mit dem Bundesbeschluss
zur Ubernahme der Eurodac-Verordnung in Kraft tritt, sollen die Bestimmungen in
der Fassung Eurodac (und nicht diejenige in der Fassung IOP) gelten.

4.6.3 Koordinationsbedarf mit der ETIAS-Vorlage

Bei der Ubernahme und Umsetzung der vorliegenden Anderung der Eurodac-Verord-
nung besteht ein besonderer Koordinationsbedarf im Hinblick auf die Einfithrung des
ETIAS% (Verordnung [EU] 2018/1240).

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a®® VE-AIG wird in der vorliegenden Vorlage ange-
passt.

Mit der ETIAS-Vorlage wurde in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a® AIG eine neue
Einreisevoraussetzung geschaffen, die unter anderem auf die Verordnung (EU)
2018/1240 (ETIAS-Reisegenehmigung) verweist. Diese Verordnung wird im Rah-
men der neuen Eurodac-Verordnung angepasst, weshalb die entsprechende Fussnote
abgedndert werden muss.

Falls der Bundesbeschluss zu ETIAS gleichzeitig mit dem Bundesbeschluss zur Uber-
nahme der Eurodac-Verordnung in Kraft tritt, soll die Bestimmung in der Fassung
Eurodac (und nicht diejenige in der Fassung ETIAS) gelten.

4.6.4 Koordinationsbedarf mit dem zukiinftigen BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz

Im Rahmen des aktuell laufenden Transformationsprogramms DaziT® wird das
BAZG unter anderem organisatorisch weiterentwickelt. Diese Weiterentwicklung hat

98 BB12020 7911
99 Siehe auch www.dazit.admin.ch.
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zur Folge, dass die Einheiten «Zoll» und «Grenzwachtkorps (GWK)» zusammenge-
fithrt werden. Aufgaben, die nach heutigem Recht von Angehdrigen des Grenzwacht-
korps wahrgenommen werden, werden kiinftig von entsprechend ausgebildeten Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern des BAZG ausgefiihrt. Es besteht somit ein
Koordinationsbedarf mit der Totalrevision des Zollgesetzes bzw. mit dem zukiinftigen
BAZG-VG.100

Da die Funktionen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAZG erst mit dem
E-BAZG-VG eingefiihrt werden (vgl. Art. 99 Abs. 4 E-AsylG in der Fassung des
E-BAZG-VG'%), wird in der vorliegenden Vorlage, mit Ausnahme von Artikel 99
Absatz 4 VE-AsylG, wo die Terminologie «Grenzwachtkorps» belassen wird, nur der
allgemeine Begriff BAZG eingefiihrt. Der Koordinationsbedarf betrifft somit nur Ar-
tikel 99 VE-AsylG. Sobald der allgemeine Begriff BAZG in dieser Vorlage benutzt
wird, wird er kiinftig so belassen. Dies gilt fiir die Artikel 109/ VE-AIG, 110c Ab-
satz 1 Buchstabe e VE-AIG, und 1024"" VE-AsylG der vorliegenden Vorlage. Es be-
steht daher fiir diese Artikel kein Koordinationsbedarf.

4.7 Auswirkungen des Vertrags und des
Umsetzungserlasses

Das Eurodac-System ist bereits in Betrieb, und das SEM ist die zentrale Zugangsstelle
(NAP). Mit der Erneuerung des Systems sind neue Datenzugriffe vorgesehen, insbe-
sondere fiir Behorden, die Visa fiir einen kurzfristigen Aufenthalt erteilen. Dies be-
dingt einige Anpassungen im Informatikbereich. Die Erfassungspflichten der Behor-
den des Bundes und der Kantone stellen zusétzliche Aufgaben dar, die zu einem
personellen Mehrbedarf fithren kdnnen.

4.7.1 Finanzielle Auswirkungen auf den Bund

IT-Projektkosten SEM

Mit der Erneuerung des Systems sind neue Zugriffe vorgesehen, insbesondere fiir Be-
hérden, die Visa fiir einen kurzfristigen Aufenthalt erteilen. Dies bedingt einige An-
passungen im Informatikbereich, die vom Bund umzusetzen sind (Projekt des SEM).
Der Bund (SEM) iibernimmt die Kosten des nationalen Umsetzungsprojekts. Im Ver-
pflichtungskredit III Schengen/Dublin sind die Kosten von 3,6 Millionen fiir die An-
passung und Anbindung der Behorden an Eurodac bertiicksichtigt. Fiir den Betrieb von
Eurodac rechnet das SEM mit zusétzlichen jéhrlich wiederkehrenden Betriebskosten
ab 2026 von rund 1 Million Franken. Die Kosten sind im Finanzplan ab 2026 enthal-
ten.

100 22.058: Zollgesetz. Totalrevision, https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-
vista/geschaeft? Affairld=20220058.
101 BBI12022 2725, hier S. 93 sowie BBI 2022 2724, hier S. 277.
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Zugang der Strafverfolgungsbehdrden zu Eurodac

IT-Projektkosten fedpol

Die Kosten in Zusammenhang mit dem Zugriff der Strafverfolgungsbehérden auf Eu-
rodac sind vor allem Kosten fiir die Realisierung von IT-Projekten. Sie werden nach-
folgend definiert. Angesichts dessen, dass die Strafverfolgungsbehorden kiinftig auch
Anfragen mit-hilfe von Fingerabdruck,- Gesichtsbild- und alphanumerischen Daten
an Eurodac stellen konnen, miissen Anpassungen an den Informatiksystemen vorge-
nommen werden. Betroffen sind fiir die Biometrie die Fingerabdruckdatenbank AFIS,
in der die Gesichtsbilder gespeichert sind, und die biometrische Auftragsverwaltungs-
applikation PUNT Message-Handler, iiber die kiinftig Biometrieabfragen an Eurodac
iibermittelt werden sowie die Applikation EPNG (Ereignisprotokollierung Neue Ge-
neration), die als Schnittstelle dient. Die zwei Systeme AFIS und PUNT werden im
geplanten Vorhaben AFIS 2026 mit den Gesichtsbildprozessen erginzt. Fiir den An-
schluss an Eurodac miissen diese Prozesse erweitert und eine Schnittstelle an Eurodac
implementiert werden. Fiir die alphanumerischen Anfragen der Strafverfolgungsbe-
hérden miissen Anpassungen der Systeme und Prozesse im Umfeld von IOP vorge-
nommen werden. Derzeit ist es noch nicht moglich, die Kosten zu bestimmen. Diese
werden bei der Ausarbeitung der Botschaft im Detail analysiert.

Finanzielle Auswirkungen auf das BAZG

Die finanziellen Auswirkungen auf das BAZG héngen davon ab, welche iibergeord-
neten Vorgaben betreffend die technischen Anforderungen (Qualitit) umgesetzt wer-
den miissen. Der Umfang der Beschaffung hingt insbesondere davon ab, welche tech-
nische Losung definiert wird. Mit der Programmorganisation DaziT werden auch
personelle Projektarbeiten der Schengen-Weiterentwicklungen abgedeckt. Mehrkos-
ten entstehen durch allfillige Arbeiten fiir die Anbindung des bestehenden Systems
des BAZG an Eurodac oder Neubeschaffungen sowie Ausbildungsaufwendungen, da
das gesamte Kontrollpersonal geschult werden muss. Die finanziellen Auswirkungen
sowie die moglichen Finanzierungslosungen werden im Rahmen der laufenden Ar-
beiten konkretisiert und in der Botschaft ausgewiesen.

4.7.2 Personelle Auswirkungen auf den Bund

Personelle Auswirkungen beim SEM

Die Erfassungspflichten der Behdrden des Bundes und der Kantone stellen zusétzliche
Aufgaben dar, die zu einem personellen Mehrbedarf fithren kénnen. Dieser allfdllige
personelle Aufwand wird bei der Ausarbeitung der Botschaft im Detail konkretisiert.
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Personelle Auswirkungen bei fedpol

Zur Verifikation von zusétzlichen Treffern aus den Gesichtsbild- und alphanumeri-
schen Eurodac-Anfragen zum Zweck der Strafverfolgung wird zusétzliches Betriebs-
personal bei BiomID und bei der EAZ fedpol notwendig. Dieser personelle Aufwand
wird bei der Ausarbeitung der Botschaft im Detail konkretisiert.

Personelle Auswirkungen beim EFD

Die Erfassung und Bearbeitung der neuen Daten (alphanumerisch, Gesichtsbilder),
die neuen Anforderungen beziiglich des Status der Person sowie die neue Registrie-
rung der illegal aufhéltigen Drittstaatsangehdrigen in Eurodac werden neue Prozesse
und einen Mehraufwand fiir das BAZG verursachen.

Die personellen Auswirkungen auf das BAZG konnen noch nicht beziffert werden.
Ein allfalliger Mehrbedarf an Personal zur Erfiillung des Auftrags muss im Rahmen
der weiteren Konkretisierung der Umsetzung tiberpriift werden.

4.7.3 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

Die kantonalen und kommunalen Behorden erhalten neue Aufgaben. Sie miissen die
Daten der neu vorgesehenen Personenkategorien oder zusitzliche Daten fiir bereits
bestehende Kategorien erfassen; dies sind etwa Personen, die illegal iiber die Schen-
gen-Aussengrenzen (Schweizer Flughéfen) einreisen. So hat fiir jede Person mit irre-
gulidrem Aufenthalt eine Datenerfassung im System zu erfolgen. Die durch das BAZG
aufgegriffenen unbegleiteten Minderjahrigen werden konsequent den kantonalen Be-
horden iibergeben werden, da die kantonalen Behorden geméss Artikel 109/ Ab-
satz 1% fiir die Erfassung der biometrischen Daten eine Vertrauensperson bestimmen
miissen. Die Kantone miissen anhand der Zahlen zu den entsprechenden Personenka-
tegorien den Umfang der Aufgaben, die mit Inkrafttreten der neuen Eurodac-Verord-
nung auf sie zukommen, abschétzen.

4.8 Rechtliche Aspekte

4.8.1 Verfassungsmiissigkeit

Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung der Notenaustausche zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der EU-Verordnung stiitzt sich auf
Artikel 54 Absatz 1 BV, wonach der Bund fiir auswirtige Angelegenheiten zusténdig
ist.

Artikel 184 Absatz 2 BV ermichtigt den Bundesrat, volkerrechtliche Vertriage zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren.

Die Bundesversammlung ist nach Artikel 166 Absatz 2 BV fiir die Genehmigung vdl-
kerrechtlicher Vertrdge zustindig, sofern fiir deren Abschluss nicht aufgrund von
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Gesetz oder volkerrechtlichem Vertrag der Bundesrat zustindig ist (Art. 7a Abs. 1
RVOQG).

Im vorliegenden Fall fehlt es an einer besonderen gesetzlichen oder vertraglichen Er-
machtigung fiir den Bundesrat; zudem handelt es sich nicht um einen Vertrag von
beschrinkter Tragweite. Somit ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung des
vorliegenden Notenaustauschs zustdndig.

4.8.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen
Verpflichtungen der Schweiz

Die Ubernahme der Eurodac-Verordnung und die damit verbundenen Gesetzeséinde-
rungen sind mit den internationalen Verpflichtungen der Schweiz vereinbar. Sie sind
insbesondere mit der EMRK, dem Genfer Abkommen vom 28. Juli 1951 tiber die
Rechtsstellung der Fliichtlinge in der Fassung des New Yorker Protokolls vom 31. Ja-
nuar 1967 und dem Internationalen Pakt vom 16. Dezember 1966!%? {iber biirgerliche
und politische Rechte (UNO-Pakt II) vereinbar.

Mit der Ubernahme der vorliegenden Weiterentwicklung des Dublin-Besitzstands er-
fiillt die Schweiz ihre Verpflichtungen gegeniiber der EU, die sie im Rahmen des
DAA eingegangen ist. Sie erfolgt auch im Rahmen der Dublin-Zusammenarbeit, in-
dem die Interoperabilitit der Informationssysteme geméss der Verordnung (EU)
2019/817 (Verordnung «IOP Grenze») und der Verordnung (EU) 2019/818 darin auf-
genommen wird. Die Ubernahme dieser Weiterentwicklung des Dublin-Besitzstands
erfolgt zudem im Rahmen der européischen Migrationspolitik (Migrationspakt).

4.8.3 Erlassform (Bundesbeschluss, Umsetzungserlass)

Die Ubernahme der EU-Verordnung stellt keinen Beitritt der Schweiz zu einer Orga-
nisation fiir kollektive Sicherheit oder zu einer supranationalen Gemeinschaft dar. Der
Bundesbeschluss iiber die Genehmigung der entsprechenden Notenaustausche ist des-
halb nicht dem obligatorischen Referendum nach Artikel 140 Absatz 1 Buchstabe b
BV zu unterstellen.

Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d BV unterliegen volkerrechtliche Vertrage
dem fakultativen Referendum, wenn sie unbefristet und unkiindbar sind (Ziff. 1), den
Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen (Ziff. 2) oder wichtige recht-
setzende Bestimmungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von Bun-
desgesetzen erfordert (Ziff. 3). Nach Artikel 22 Absatz 4 ParlG sind unter rechtset-
zenden Normen Bestimmungen zu verstehen, die in unmittelbar verbindlicher und
generell-abstrakter Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zustindigkei-
ten festlegen. Als wichtig gelten Bestimmungen, die auf der Grundlage von Arti-
kel 164 Absatz 1 BV in Form eines Bundesgesetzes erlassen werden miissen.
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Der vorliegende Notenaustausch wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, kann aber
jederzeit gekiindigt werden und sieht keinen Beitritt zu einer internationalen Organi-
sation vor. Jedoch fiithrt die Ubernahme der Eurodac-Verordnung zu Gesetzesanpas-
sungen. Demzufolge ist der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Vertrags
dem fakultativen Referendum nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV zu
unterstellen.

Die Bundesversammlung genehmigt volkerrechtliche Vertrége, die dem Referendum
unterliegen, in der Form eines Bundesbeschlusses (Art. 24 Abs. 3 ParlG).

Nach Artikel 141a Absatz 2 BV kdnnen Gesetzesdnderungen, die der Umsetzung ei-
nes volkerrechtlichen Vertrags dienen, in den Genehmigungsbeschluss aufgenommen
werden, wenn dieser dem fakultativen Referendum untersteht.

Die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen dienen der Umsetzung der Eurodac-
Verordnung und ergeben sich unmittelbar aus den dort enthaltenen Verpflichtungen.
Der Entwurf des Umsetzungserlasses kann deshalb in den Genehmigungsbeschluss
aufgenommen werden.

4.8.4 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen

Gemiss dem Entwurf des Bundesbeschlusses soll der Bundesrat die Moglichkeit ha-
ben, eine Pflicht zur Erfassung der Daten von Kindern unter sechs Jahren vorzusehen
(Art. 99 Abs. 1 VE-AsylG). Diese Moglichkeit besteht bereits heute bei Kindern unter
14 Jahren. Der Bundesrat hat davon Gebrauch gemacht und bestimmt, dass biometri-
sche Daten von unbegleiteten Minderjéhrigen unter 14 Jahren nur erhoben werden,
wenn deren Auswertung Riickschliisse auf ihre Identitdt zulédsst (Art. 6 Abs. 2 der
Asylverordnung 3, AsylV 3103). Der Bundesrat ist besser in der Lage zu bestimmen,
in welchen Fillen eine solche Datenerfassung erforderlich ist. Er kann rascher auf eine
Praxisénderung reagieren.

4.8.5 Datenschutz

Die Européische Kommission hat die Eurodac-Verordnung unter Einbezug des Euro-
paischen Datenschutzbeauftragten ausgearbeitet. Es ist also davon auszugehen, dass
diese in Einklang mit den europdischen Datenschutzbestimmungen steht. Dariiber
hinaus ist in der Eurodac-Verordnung bereits heute ein ganzes Kapitel dem Daten-
schutz und dessen Uberwachung gewidmet. Diese Verordnung sicht unter anderem
auch eine Kontrolle durch den Europdischen Datenschutzbeauftragten vor. Dieser
wurde zum Entwurf der Europdischen Kommission konsultiert. Er unterstrich im We-
sentlichen, dass Datenbekanntgaben aus Sicherheitsgriinden verhéltnisméssig sein
miissen und dass fiir das entsprechende Verfahren strenge Voraussetzungen festzule-
gen sind. In der Schweiz hat der EDOB ebenfalls eine solche Kontrollfunktion inne
(Art. 111g AIG und Art. 102d AsylG). Wie die anderen Schengen-Staaten hat auch
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die Schweiz sicherzustellen, dass die im Eurodac erfassten Daten rechtméssig bear-
beitet werden. Sanktionen sind diesbeziiglich in Artikel 120d AIG vorgesehen. Die
Zugriffsrechte der Behorden sind in der von der EU notifizierten Verordnung genau
geregelt. Der Zugriff auf die Daten muss in einem angemessenen Verhéltnis zu den
verfolgten Zielen stehen. Er darf nur gewidhrt werden, soweit die Daten im Einzelfall
fiir die Erfiillung der Aufgaben der zustindigen Behorden erforderlich sind. Das to-
talrevidierte DSG setzt die Anforderungen der Datenschutzrichtlinie (EU) 2016/680
allgemein fiir alle Bundesorgane um. Es trat am 1. September 2023 in Kraft. Zudem
wurde das nur als Zwischenldsung konzipierte und am 1. Méarz 2019 in Kraft getretene
Schengen-Datenschutzgesetz (SDSG) aufgehoben. Obwohl das DSG die Anforderun-
gen der Datenschutz-Grundverordnung nicht formell umgesetzt hat, da diese keine
Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands ist, tragt es dieser Verordnung voll-
umfinglich Rechnung. Somit ist der Grundsatz der Aquivalenz zum EU-Recht ge-
wihrleistet. Der vorliegende Entwurf steht ausserdem in Einklang mit den Grundsét-
zen des DSG1%4 und insbesondere dessen Artikeln 6, 34 Absatz 2 Buchstabe a und 43
Absatz 4.

4.8.6 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Mit der Vorlage werden keine neuen Verpflichtungskredite oder Zahlungsrahmen be-
schlossen, die einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken nach sich zie-
hen. Die Vorlage ist somit nicht der Ausgabenbremse (Art. 159 Abs. 3 Bst. b BV)
unterstellt.
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5 Bundesbeschluss zur Ubernahme und Umsetzung der
Uberpriifungsverordnung

5.1 Ausgangslage

5.1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Ziffer 5 des vorliegenden Berichts betrifft die Ubernahme und Umsetzung der Uber-
priifungsverordnung.

Mithilfe des Uberpriifungsverfahrens soll ein besseres Management irregulirer Mig-
rationsbewegungen an den Schengen-Aussengrenzen ermdglicht werden, indem ein-
heitliche Vorschriften fiir die Identifizierung von Drittstaatsangehorigen, die ohne Er-
fiillung der Einreisevoraussetzungen die Schengen-Aussengrenzen iiberschreiten oder
iiberschritten haben, eingefiihrt werden. Die Uberpriifung soll dabei auch etwaige Ge-
sundheits- und Sicherheitsrisiken feststellen und das fiir die Person korrekte Verfah-
ren identifizieren. Im Anschluss wird die Person umgehend entweder dem Asylver-
fahren oder dem Riickfithrungsverfahren zugewiesen oder sie wird gestiitzt auf den
Solidarititsmechanismus von einem anderen Schengen-Staat iibernommen. Um dem
Asylverfahren zugewiesen zu werden, reicht eine Willensbekundung der betroffenen
Person aus. Eine inhaltliche Priifung des Asylantrags erfolgt erst nach Abschluss des
Uberpriifungsverfahrens.

5.1.2 Verlauf der Verhandlungen und
Verhandlungsergebnis

Gestiitzt auf Artikel 4 des SAA mit der EU ist die Schweiz im Rahmen ihres Mitspra-
cherechts berechtigt, im Schengen-Bereich in den zustindigen Arbeitsgruppen des
Rates der EU mitzuwirken. Sie kann insbesondere Stellung nehmen und Anregungen
einbringen. Uber ein Stimmrecht verfiigt die Schweiz jedoch nicht (vgl. Art. 7 Abs. 1
SAA).

Im September 2020 stellte die Européische Kommission den Verordnungsvorschlag
zur Uberpriifung (sog. Screening) von Drittstaatsangehdrigen an den Schengen-Aus-
sengrenzen vor.

Die Diskussionen im Rat der EU dauerten von September 2022 bis zum 22. Juni 2022
und die Verhandlungen mit dem Europédischen Parlament (Trilog) vom 12. Oktober
2023 bis zum 20. Dezember 2023.

Im Rahmen der Verhandlungen konnten die Vertreterinnen und Vertreter der Schweiz
technische Fragen kldren und ihre Losungsvorschlédge einbringen.

Bei den Diskussionen iiber den Verordnungsvorschlag ging es vor allem darum, ein
Gleichgewicht zu finden zwischen der Position des Européischen Parlaments, das eine
Stirkung der Garantien fiir die Uberwachung der Grundrechte von Personen, die der
Uberpriifung unterliegen, forderte, und der Position des Rates, fiir den die Wahrung
der Souverdnitdt und Flexibilitét fiir die Mitgliedstaaten von entscheidender Bedeu-
tung war.

171/230



Erlduternder Bericht

Der gefundene Kompromiss liegt in der Stirkung der Garantien fiir die Uberwachung
der Grundrechte von Migrantinnen und Migranten, zum Beispiel durch eine Verlan-
gerung der Dauer der Uberpriifung, wobei die Grundprinzipien dieses Verfahrens
(Fiktion der Nichteinreise, Uberpriifung im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats) gewahrt
bleiben.

Der erzielte Kompromiss wurde vom Plenum des Europdischen Parlaments am
10. April 2024 und vom Ministerrat am 14. Mai 2024 gebilligt. Die formelle Verab-
schiedung der EU-Verordnung folgte ebenfalls am 14. Mai 2024 mit der Unterzeich-
nung des Rechtsakts durch die Préisidenten des Européischen Parlaments und des Ra-
tes der EU. Die Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands wurde der Schweiz am
17. Mai 2024 notifiziert.

5.1.3 Verfahren zur Ubernahme der Weiterentwicklungen
des Schengen-Besitzstands

Gestiitzt auf Artikel 2 Absatz 3 SAA hat sich die Schweiz grundsitzlich verpflichtet,
alle Rechtsakte, welche die EU seit der Unterzeichnung des SAA am 26. Oktober
2004 als Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands erlassen hat, zu {iberneh-
men und, soweit erforderlich, in das Schweizer Recht umzusetzen.

Artikel 7 SAA sieht ein spezielles Verfahren fiir die Ubernahme und Umsetzung von
Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands vor. Zunichst notifiziert die EU der
Schweiz «unverziiglich» die Annahme eines Rechtsakts, der eine Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands darstellt. Danach verfligt der Bundesrat iiber eine Frist
von 30 Tagen, um dem zustindigen Organ der EU (Rat der EU oder Européische
Kommission) mitzuteilen, ob und gegebenenfalls innert welcher Frist die Schweiz die
Weiterentwicklung tibernimmt. Die dreissigtigige Frist beginnt mit der Annahme des
Rechtsakts durch die EU zu laufen (Art. 7 Abs. 2 Bst. a SAA).

Soweit die zu iibernehmende Weiterentwicklung rechtlich verbindlicher Natur ist, bil-
den die Notifizierung durch die EU und die Antwortnote der Schweiz einen Noten-
austausch, der aus Sicht der Schweiz einen volkerrechtlichen Vertrag darstellt. Im
Einklang mit den verfassungsrechtlichen Vorgaben muss dieser Vertrag entweder
vom Bundesrat oder vom Parlament und, im Fall eines Referendums, vom Volk ge-
nehmigt werden.

Die zur Ubernahme anstehende Uberpriifungsverordnung ist rechtsverbindlich. Die
Ubernahme hat daher mittels Abschlusses eines Notenaustauschs zu erfolgen.

Vorliegend ist die Bundesversammlung fiir die Genehmigung des Notenaustauschs
zustandig (vgl. Ziff. 5.8.1). Entsprechend hat die Schweiz der EU am 14. August 2024
in ihrer Antwortnote mitgeteilt, dass die betreffende Weiterentwicklung fiir sie erst
«nach Erfiillung ihrer verfassungsrechtlichen Voraussetzungen» rechtsverbindlich
werden kann (Art. 7 Abs. 2 Bst. b SAA). Ab der Notifizierung des Rechtsakts durch
die EU verfligt die Schweiz fiir die Ubernahme und Umsetzung der Weiterentwick-
lung iiber eine Frist von maximal zwei Jahren. Innerhalb dieser Frist muss auch eine
allfdllige Referendumsabstimmung stattfinden.
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Mit der Uberpriifungsverordnung werden auch folgende EU-Verordnungen ange-
passt, die Schengen-relevant sind:

—  Verordnung (EG) Nr. 767/2008;
—  Verordnung (EU) 2017/2226;

—  Verordnung (EU) 2018/1240;

—  Verordnung (EU) 2019/817.

Es handelt sich dabei um EU-Verordnungen, welche die Schweiz bereits als Weiter-
entwicklungen des Schengen-Besitzstands {ibernommen hat. Im Rahmen der Uber-
nahme der Uberpriifungsverordnung muss die Schweiz daher auch Anderungen in den
entsprechenden nationalen Rechtsgrundlagen anpassen.

Sobald das innerstaatliche Verfahren abgeschlossen ist und alle verfassungsrechtli-
chen Voraussetzungen im Hinblick auf die Ubernahme und Umsetzung der Uberprii-
fungsverordnung erfiillt sind, unterrichtet die Schweiz den Rat der EU und die Euro-
pdische Kommission unverziiglich in schriftlicher Form hieriiber. Wird kein
Referendum gegen die Ubernahme und Umsetzung ergriffen, erfolgt diese Mitteilung
unverziiglich nach Ablauf der Referendumsfrist. Die Mitteilung iiber die Erfiillung
der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen stellt die Ratifizierung des Notenaus-
tauschs dar.

Setzt die Schweiz eine Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstands nicht fristge-
recht um, so riskiert sie die Beendigung der Zusammenarbeit von Schengen insge-
samt, und damit auch von Dublin (Art. 7 Abs. 4 SAA i. V. m. Art. 14 Abs. 2 DAA).
Im vorliegenden Fall wurde die Uberpriifungsverordnung gemeinsam mit den iibrigen
Rechtsakten am 14. Mai 2024 vom Européischen Parlament und dem Rat der EU ver-
abschiedet. Infolgedessen hitte die Schweiz ihre Antwortnoten bis spitestens am
13. Juni 2024 an das Generalsekretariat des Rates der EU respektive an die Européi-
sche Kommission tibermitteln miissen. Aufgrund der unvollstdndigen Notifikation der
Eurodac-Verordnung durch die Européische Kommission wurden zusitzliche Abklé-
rungen und eine Korrektur der erfolgten Eurodac-Notifikation durch die EU nétig.
Das Abwarten dieser Klarungen hat zu Verzégerungen gefiihrt, aufgrund welcher die
Schweiz ihre Antwortnoten am 14. August 2024 {ibermittelt hat.

Die Notifikation der Uberprﬁfungsverordnung“ an die Schweiz erfolgte am 17. Mai
2024. Damit endet die maximale Frist fiir die Ubernahme und Umsetzung der vorlie-
genden EU-Verordnung am 17. Mai 2026.

Die zu iibernehmende EU-Verordnung sieht fiir die EU-Mitgliedstaaten ebenfalls fiir
die Umsetzung eine Frist von zwei Jahren ab Inkrafttreten vor. Die Anwendungsdaten
sind jedoch fiir die EU-Verordnungen unterschiedlich: Ab dem 1. Juli 2026 werden
die AMMR-Verordnung und die Krisenverordnung angewendet. Dagegen werden ab
dem 12. Juni 2026 bereits die Eurodac-Verordnung (mit Ausnahme von Art. 26, des-
sen Anwendungsdatum der 12. Juni 2029 ist), die Riickkehrgrenzverfahrensverord-
nung und die Uberpriifungsverordnung angewendet.
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5.1.4 Verhiiltnis zur Legislaturplanung und zur
Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

Die Vorlage ist in der Botschaft vom 24. Januar 2024 zur Legislaturplanung 2023—
2027 nicht angekiindigt. Es handelt sich um eine Schengen-Weiterentwicklung, die
im Rahmen von Ziel Nr. 13 fristgerecht zu iibernehmen ist. Gemaéss diesem Ziel steu-
ert die Schweiz die Migration, nutzt deren wirtschaftliches und soziales Potenzial und
setzt sich fiir die internationale Zusammenarbeit ein.

5.2 Grundziige der EU-Verordnung

Die migrations- und sicherheitspolitischen Herausforderungen in Europa haben dazu
gefiihrt, dass die Europdische Kommission seit 2015 zahlreiche Vorschldge gemacht
hat, um die Moglichkeiten zur Einddimmung der irreguldren Migration und zum
Schutz der inneren Sicherheit zu optimieren. Mit dem neuen Migrations- und Asyl-
pakt soll nun ein europaweit gemeinsamer rechtlicher Rahmen geschaffen werden.
Die Uberpriifungsverordnung ist ein Teil dieses Pakts.

Mit der vorliegenden Verordnung wird ein Uberpriifungsverfahren eingefiihrt. Dieses
zielt darauf ab, dass Drittstaatsangehorige, die beim Uberschreiten der Schengen-Aus-
sengrenzen die Einreisevoraussetzungen nach dem SGK nicht erfiillen bzw. nicht er-
fiillt haben, einer schengenweit standardisierten Uberpriifung unterzogen werden. Die
Uberpriifung erfolgt entsprechend an den Schengen-Aussengrenzen vor der Zuwei-
sung der betroffenen Person zum richtigen Verfahren oder im Hoheitsgebiet der
Schengen-Staaten, sofern es keine Anhaltspunkte gibt, dass die Person zuvor einer
Grenzkontrolle an den Schengen-Aussengrenzen der Schengen-Staaten unterzogen
wurden. In der Schweiz betrifft dies einerseits Drittstaatsangehdrige, die an einer
Schengen-Aussengrenze um internationalen Schutz ersuchen und die Einreisevoraus-
setzungen nicht erfiillen (Art. 5 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 der Uberpriifungsverord-
nung), und andererseits Drittstaatsangehorige, welche die Schengen-Aussengrenze
unautorisiert {iberschritten haben, sich illegal im Schengen-Raum aufhalten (ohne
«Overstayer») und auf dem Hoheitsgebiet der Schweiz aufgegriffen werden, unab-
hiingig davon, ob sie um internationalen Schutz ersuchen (Art. 7 Abs. 1 der Uberprii-
fungsverordnung). Das Uberpriifungsverfahren an den Schengen-Aussengrenzen
muss innerhalb von sieben Tagen durchgefiihrt werden, jenes im Hoheitsgebiet inner-
halb von drei Tagen nach dem Aufgreifen der Person. Nach Abschluss der Uberprii-
fung sollen die Drittstaatsangehdrigen rasch dem geeigneten Verfahren zugewiesen
werden, sei es das Asylverfahren, das Riickfiihrungsverfahren oder die Ubernahme
durch einen anderen Schengen-Staat im Rahmen des Solidarititsmechanismus.
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53 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln der EU-
Verordnung

5.3.1 Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand

Die Verordnung regelt das Verfahren zur Uberpriifung von Drittstaatsangehérigen an
den Schengen-Aussengrenzen vor ihrer Weiterleitung an das richtige Verfahren oder
im Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten, sofern es keine Anhaltspunkte gibt, dass
diese zuvor einer Grenzkontrolle an den Aussengrenzen der Schengen-Staaten unter-
zogen wurden. Darunter fallen auch Personen, die ohne die Einreisebedingungen zu
erfiillen an Grenziibergangsstellen oder in Transitzonen einen Antrag auf internatio-
nalen Schutz gestellt haben oder nach einem Such- und Rettungseinsatz im Hoheits-
gebiet eines Schengen-Staats ausgeschifft wurden.

Das Ziel des Uberpriifungsverfahrens besteht darin, Drittstaatsangehérige, welche die
Schengen-Aussengrenze tiberschreiten, zu identifizieren. Anhand einschldgiger Da-
tenbanken ist sicherzustellen, dass diese Personen keine Gefahr fiir die innere Sicher-
heit darstellen. Die Uberpriifung umfasst auch vorliufige Gesundheits- und Vulnera-
bilitdtspriifungen, um besonders schutzbediirftige Personen und Personen, die
medizinische Versorgung benétigen, zu identifizieren. Zudem sollen Personen iden-
tifiziert werden, die moglicherweise eine Gefahr fiir die 6ffentliche Gesundheit dar-
stellen. Die Uberpriifung erleichtert die Zuweisung der Drittstaatsangehorigen zum
geeigneten Verfahren.

Die Verordnung sicht einen unabhiingigen Mechanismus zur Uberwachung der Ein-
haltung des Unionsrechts und des Volkerrechts, einschliesslich der Charta der Grund-
rechte wihrend der Uberpriifung vor. Letztere ist fiir die Schweiz nicht verbindlich,
weshalb Verweise in der vorliegenden Uberpriifungsverordnung auf Bestimmungen
der Charta fiir die Schweiz nicht verbindlich sind. Die Schweiz wendet aber dquiva-
lente Bestimmungen der EMRK an um sicherzustellen, dass die grundlegenden Men-
schenrechte gewahrt bleiben (insbesondere Art. 3 und 5-7 EMRK).

Art. 2 Begriffsbestimmungen

Die Bestimmung erliutert die einzelnen zentralen Begriffe der Uberpriifungsverord-
nung, die entscheidend fiir das Verstindnis und die Anwendung der Uberpriifungs-
verordnung sind. Die Bestimmung nennt beispielsweise die Begriffe «Verifizierung»
und «Identifizierungy. Im Sinne dieser Verordnung bedeutet «Verifizierung» den Ab-
gleich von Datensitzen zur Uberpriifung einer Identititsangabe. Die «Identifizierungy»
beinhaltet die Feststellung der Identitét einer Person durch den Abgleich mit vielen
Datensétzen in einer Datenbank.

Art. 3 Grundrechte

Bei der Anwendung dieser Verordnung haben die Mitgliedstaaten insbesondere im
Einklang mit der Genfer Fliichtlingskonvention, dem Non-Refoulement-Gebot und
den Grundrechten der Grundrechtecharta zu handeln.
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Art. 4 Verhdltnis zu anderen Rechtsakten

Bei Drittstaatsangehdrigen, die einen Antrag auf internationalen Schutz stellen und
der Uberpriifung unterzogen werden miissen, erfolgt die Registrierung des Antrags
gemdss Artikel 27 der Asylverfahrensverordnung. Zusitzlich erfolgt bei diesen Per-
sonen das Aufnahmeverfahren gemiss Artikel 3 der Aufnahmerichtlinie (Abs. 1 Bst. a
und b). Fiir die Schweiz kommen die entsprechenden nationalen Verfahren zur An-
wendung.

5.3.2 Uberpriifungsverfahren an der Aussengrenze

Art. 5 Uberpriifung an der Aussengrenze

Diese Bestimmung regelt, welche Personen einer Uberpriifung an der Schengen-Aus-
sengrenze unterzogen werden. Betroffen sind Drittstaatsangehérige, welche die Ein-
reisevoraussetzungen nach Artikel 6 SGK nicht erfiillen, unabhéngig davon, ob sie
internationalen Schutz beantragen. Dazu gehdren:

—  Personen, die beim unbefugten Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze
auf dem Land-, Luft- oder Seeweg aufgegriffen werden; davon ausgenommen
sind Drittstaatsangehdorige, fiir die aus anderen Griinden als threm Alter keine
biometrischen Daten geméss Artikel 22 Absitze 1 und 4 der Eurodac-Verord-
nung erfasst werden miissen (Abs. 1 Bst. a);

—  Personen, die nach einem Such- und Rettungseinsatz im Hoheitsgebiet eines
Schengen-Staats ausgeschifft werden (Abs. 1 Bst. b).

Der Uberpriifung unterliegen auch Personen, die an Aussengrenziibergangsstellen
oder in Transitzonen internationalen Schutz beantragen und die Einreisevoraussetzun-
gen nach Artikel 6 SGK nicht erfiillen (Abs. 2).

Drittstaatsangehorige, die gemass Artikel 6 Absatz 5 SGK zur Einreise berechtigt
sind, unterliegen nicht der Uberpriifung. Drittstaatsangehdrige, die insbesondere aus
humanitiren Griinden (Art. 6 Abs. 5 Bst. ¢ SGK) zur Einreise berechtigt sind und
einen Antrag auf internationalen Schutz stellen, unterliegen jedoch der Uberpriifung.

Wenn sich wihrend des Uberpriifungsverfahrens herausstellt, dass der betreffende
Drittstaatsangehorige die Einreisevoraussetzungen erfiillt, endet die Uberpriifung.
Das Uberpriifungsverfahren kann ebenfalls beendet werden, wenn der Drittstaatsan-
gehorige das Hoheitsgebiet der Schengen-Staaten verlésst, um freiwillig in den Hei-
mat- oder Herkunftsstaat oder in einen anderen Drittstaat zuriickzukehren, vorausge-
setzt, der betreffende Staat stimmt dieser Riickkehr zu (Abs. 3).

Art. 6 Gestattung der Einreise in das Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats

Wihrend der Uberpriifung an der Schengen-Aussengrenze sind die betroffenen Per-
sonen (Art. 5 Abs. 1 und 2 der Uberpriifungsverordnung) nicht berechtigt, in das Ho-
heitsgebiet eines Schengen-Staats einzureisen. Findet die Uberpriifung gestiitzt auf
Artikel 8 Absatz 1 der Uberpriifungsverordnung alternativ an einem Ort innerhalb des
Hoheitsgebiets eines Schengen-Staats statt, gelten die betroffenen Personen als nicht
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eingereist (sog. fiktive Nichteinreise). Die Schengen-Staaten treffen in ihren nationa-
len Rechtsvorschriften Massnahmen um sicherzustellen, dass die betroffenen Perso-
nen wihrend des Uberpriifungsverfahrens am Ort, an dem die Uberpriifung durchge-
fithrt wird, den zustdndigen Behorden zur Verfiigung stehen. Dies dient dazu, jegliche
Fluchtgefahr sowie potenzielle Bedrohungen der inneren Sicherheit oder Gefahren fiir
die 6ffentliche Gesundheit zu verhindern.

533 Uberpriifung im Hoheitsgebiet

Art. 7 Uberpriifung innerhalb des Hoheitsgebiets

Die Schengen-Staaten unterziehen auch Drittstaatsangehdrige, die sich unrechtméssig
in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten und die Aussengrenze eines Schengen-Staats auf
unerlaubte Weise iiberschritten haben, einer Uberpriifung, sofern diese Personen in
keinem anderen Schengen-Staat bereits iiberpriift wurden und daher nicht in Eurodac
verzeichnet sind. Die Schengen-Staaten sehen in ihrem innerstaatlichen Recht Best-
immungen vor, die sicherstellen, dass diese Personen den zustéindigen Behdrden fiir
die Dauer des Uberpriifungsverfahrens zur Verfiigung stehen, um Fluchtgefahr und
potenzielle daraus resultierende Bedrohungen der inneren Sicherheit zu vermeiden
(Abs. 1).

Die Schengen-Staaten haben die Mdglichkeit, auf ein Uberpriifungsverfahren zu ver-
zichten, wenn ein Drittstaatsangehdoriger, der sich illegal in ihrem Hoheitsgebiet auf-
hilt, unmittelbar nach der Festnahme von einem anderen Schengen-Staat aufgrund
bilateraler Abkommen oder Vereinbarungen tibernommen wird. In einem solchen Fall
ist der ibernehmende Schengen-Staat fiir die Durchfiihrung des Uberpriifungsverfah-
rens verantwortlich (Abs. 2). Fiir die Uberpriifung gemiss Absatz 1 gilt Artikel 5 Ab-
satz 3 Unterabsitze 2 und 3 der Uberpriifungsverordnung (Abs. 3).

5.3.4 Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens

Art. 8 Anforderungen an die Uberpriifung

Bei Drittstaatsangehorigen, die an der Schengen-Aussengrenze einer Uberpriifung un-
terzogen werden (Art. 5 der Uberpriifungsverordnung), erfolgt dies an einem vom
Schengen-Staat benannten angemessenen und geeigneten Ort, der sich im Allgemei-
nen an oder in der Néhe der Schengen-Aussengrenzen oder alternativ an anderen Or-
ten innerhalb seines Hoheitsgebiets befindet (Abs. 1).

Drittstaatsangehdrige, die im Hoheitsgebiet aufgegriffen werden (Art. der 7 Uberprii-
fungsverordnung), durchlaufen das Uberpriifungsverfahren an einem angemessenen
und geeigneten Ort im Hoheitsgebiet des Schengen-Staats (Abs. 2).

An den Schengen-Aussengrenzen ist die Uberpriifung unverziiglich durchzufiihren
und innerhalb von sieben Tagen nach dem Aufgreifen, der Ausschiffung oder dem
Vorstellig werden der Person abzuschliessen. Wenn auf eine Person im Sinne von
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der Uberpriifungsverordnung Artikel 23 Absatz 4 der
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Eurodac-Verordnung Anwendung findet (Zustand der Fingerkuppen, der die Biome-
trieerfassung verhindert), wird die Uberpriifung anschliessend an die Datenerhebung
im Rahmen der Eurodac-Verordnung durchgefiihrt. Sollte sich der betroffene Dritt-
staatsangehorige bereits langer als 72 Stunden an der Schengen-Aussengrenze befin-
den, wird die Frist der Uberpriifung auf vier Tage verkiirzt (Abs. 3). Es ist jedoch
fraglich, ob der Verweis in diesem Kontext korrekt ist, da Artikel 23 der Eurodac-
Verordnung die Erfassung und Ubermittlung biometrischer Daten von Personen re-
gelt, die sich illegal im Hoheitsgebiet eines Schengen-Staates authalten. Es bleibt zu
priifen, ob dieser Verweis auf Grundlage von Artikel 8 Absatz 3 der Uberpriifungs-
verordnung korrekt ist oder ob stattdessen auf Artikel 22 Absétze 1 und 5 der Eurodac-
Verordnung hétte verwiesen werden miissen.

Die Uberpriifung im Hoheitsgebiet erfolgt unverziiglich und in jedem Fall innerhalb
von drei Tagen nach dem Aufgreifen (Abs. 4).

Der Uberpriifungsprozess umfasst (Abs. 5):

- eine vorlédufige Gesundheitskontrolle und eine vorléufige Priifung der Vulne-
rabilitdt gemaiss Artikel 12 der Uberpriifungsverordnung;

- die Identifizierung oder Verifizierung der Identitdt geméss Artikel 14 der
Uberpriifungsverordnung;

—  die Erfassung der biometrischen Daten in Eurodac gemaéss den Artikeln 15,
22 und 24 der Eurodac-Verordnung, sofern noch nicht erfolgt;

—  cine Sicherheitskontrolle gemiss den Artikeln 15 und 16 der Uberpriifungs-
verordnung;

—  das Ausfiillen eines Uberpriifungsformulars gemiss Artikel 17 der Uberprii-
fungsverordnung;

—  die Zuweisung an das geeignete Verfahren gemiss Artikel 18 der Uberprii-
fungsverordnung.

Organisationen und Personen, die Beratung und Unterstiitzung anbieten, haben wih-
rend der Uberpriifung einen wirksamen Zugang zu den Drittstaatsangehérigen. Die
Schengen-Staaten kénnen den Zugang einschrdnken, wenn dies nach nationalem
Recht fiir die Sicherheit, die 6ffentliche Ordnung oder die Verwaltung einer Grenz-
iibergangsstelle oder Uberpriifungseinrichtung objektiv erforderlich ist. Der Zugang
darf jedoch nicht erheblich eingeschrankt oder unmoglich gemacht werden (Abs. 6).

Die einschléigigen Regeln zur Inhaftnahme gemiss der Riickfiihrungsrichtlinie gelten
wiahrend der Uberpriifung fiir Drittstaatsangehorige, die keinen Antrag auf internati-
onalen Schutz gestellt haben (Abs. 7).

Die Schengen-Staaten stellen sicher, dass alle Personen, die der Uberpriifung unter-
liegen, einen Lebensstandard erhalten, der ihren Lebensunterhalt sichert, ihre korper-
liche und geistige Gesundheit schiitzt und ihre Rechte gemaiss der Charta respektiert
(Abs. 8).

Die Schengen-Staaten benennen die fiir die Uberpriifung zustindigen Behdrden, wo-
bei das Personal {iber angemessene Kenntnisse verfiigt und die notwendige Schulung
gemadss Artikel 16 SGK erhalten hat. Zudem fiihrt qualifiziertes medizinisches Perso-
nal die vorldufige Gesundheitskontrolle und geschultes Fachpersonal die vorldufige
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Priifung der Vulnerabilitit durch. Gegebenenfalls werden auch nationale Kinder-
schutzbehdrden und nationale Behorden, die fiir die Aufdeckung und Erkennung von
Opfern von Menschenhandel zustindig sind, in diese Kontrollen einbezogen (Abs. 9).

Die Schengen-Staaten gewihrleisten, dass nur das Personal, das fiir die Identifizie-
rung oder Verifizierung der Identitit im Sinne der Verordnung (EU) 2019/817 und
die Sicherheitskontrolle zustindig ist, Zugriff auf die in den Artikeln 14 und 15 der
Uberpriifungsverordnung vorgesehenen Daten, Systeme und Datenbanken hat. Zu-
dem stellen die Schengen-Staaten geeignetes Personal und ausreichende Mittel fiir
eine effiziente Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens zur Verfiigung (Abs. 9).

Die Uberpriifungsbehdrden kdnnen von Sachverstindigen oder Verbindungsbeamten
sowie von Frontex-Teams und Teams der EUAA im Rahmen ihrer Befugnisse unter-
stiitzt werden, sofern diese iiber die notwendigen Schulungen und Qualifikationen
verfiigen (Abs. 9).

Art. 9 Verpflichtungen von Drittstaatsangehérigen, die der Uberpriifung
unterzogen werden

Die Drittstaatsangehorigen miissen den zustindigen Behérden wihrend der Uberprii-
fung zur Verfiigung stehen (Abs. 1). Sie geben ihren Namen, ihr Geburtsdatum, ihr
Geschlecht und ihre Staatsangehdrigkeit an und stellen, soweit verfiigbar, entspre-
chende Dokumente und Informationen, die diese Angaben belegen (Abs. 2 Bst. a),
sowie ihre biometrischen Daten im Sinne der Eurodac-Verordnung zur Verfiigung
(Abs. 2 Bst. b).

Art. 10 Uberwachung der Einhaltung der Grundrechte

Die Schengen-Staaten erlassen Bestimmungen, um mutmassliche Verstosse gegen
Grundrechte im Zusammenhang mit der Uberpriifung zu untersuchen. Weiter stellen
sie gegebenenfalls sicher, dass Fille, in denen Grundrechte nicht geachtet oder nicht
durchgesetzt werden, geméss den nationalen Rechtsvorschriften zur Einleitung von
zivil- oder strafrechtlichen Verfahren weitergeleitet werden (Abs. 1).

Absatz 2 hilt fest, dass jeder Schengen-Staat geméss den in diesem Artikel festgeleg-
ten Anforderungen einen unabhéngigen Uberwachungsmechanismus vorsieht, der:

—  iberwacht, dass das Unionsrecht und das Volkerrecht, einschliesslich der
Charta der Grundrechte, insbesondere in Bezug auf den Zugang zum Asylver-
fahren, den Grundsatz der Nichtzuriickweisung und das Wohl des Kindes, so-
wie die entsprechenden Vorschriften, einschliesslich der entsprechenden
Bestimmungen im nationalen Recht iiber die Inhaftnahme, wihrend der Uber-
priifung eingehalten werden;

—  sicherstellt, dass fundierte Anschuldigungen von Grundrechtsverstossen im
Zusammenhang mit der Uberpriifung wirksam und unverziiglich untersucht
werden; erforderlichenfalls werden Ermittlungen zu solchen Anschuldigun-
gen ausgeldst und iberwacht.

Der unabhingige Uberwachungsmechanismus erfasst alle Massnahmen der Schen-
gen-Staaten zur Umsetzung dieser Verordnung. Dariiber hinaus ist der unabhéngige
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Uberwachungsmechanismus berechtigt, jihrliche Empfehlungen an die Schengen-
Staaten zu geben.

Die Schengen-Staaten fithren angemessene Garantien ein, um die Unabhéngigkeit des
Uberwachungsmechanismus zu gewihrleisten. Die dafiir vorgesehenen nationalen
Organisationen und Einrichtungen, einschliesslich der nationalen Mechanismen zur
Verhiitung von Folter, die im Rahmen des Fakultativprotokolls zum Ubereinkommen
der Vereinten Nationen von 1984 gegen Folter und andere grausame, unmenschliche
oder erniedrigende Behandlung oder Strafe!® (Antifolter-Konvention) eingerichtet
wurden, werden in die Anwendung des unabhingigen Uberwachungsmechanismus
einbezogen, und ihnen kdnnen dessen Aufgaben zugeteilt werden.

Der unabhingige Uberwachungsmechanismus kann auch einschligige internationale
und nichtstaatliche Organisationen sowie 6ffentliche Stellen einbeziehen, die von den
Uberpriifungsbehdrden unabhingig sind. Soweit eine oder mehrere dieser Institutio-
nen oder Einrichtungen nicht unmittelbar am unabhingigen Uberwachungsmechanis-
mus beteiligt sind, kniipft und pflegt dieser enge Kontakte zu ihnen und zu den natio-
nalen Datenschutzbehdrden sowie zum EDSB.

Der unabhiingige Uberwachungsmechanismus fiihrt angekiindigte und unangekiin-
digte Stichprobenkontrollen vor Ort durch. Die Schengen-Staaten gewdhren dem
Uberwachungsmechanismus Zugang zu allen relevanten Orten, darunter Aufnahme-
und Hafteinrichtungen, Einzelpersonen und Dokumenten, soweit dies zur Erflillung
seiner Verpflichtungen erforderlich ist. Der Zugang zu relevanten Orten und vertrau-
lichen Informationen wird nur Personen gewihrt, die fiir den unabhiingigen Uberwa-
chungsmechanismus titig sind und eine entsprechende Sicherheitspriifung durchlau-
fen haben.

Die FRA verdffentlicht allgemeine Leitlinien fiir die Schengen-Staaten zur Einrich-
tung eines Uberwachungsmechanismus und dessen Funktionsweise. Schengen-Staa-
ten konnen die Agentur um Unterstiitzung bei der Ausarbeitung ihres nationalen Uber-
wachungsmechanismus ersuchen.

Die Européische Kommission beriicksichtigt die Ergebnisse des unabhingigen Uber-
wachungsmechanismus bei ihrer Bewertung der effektiven Anwendung und Umset-
zung der Charta der Grundrechte im Einklang mit Artikel 15 Absatz 1 und Anhang III
der Verordnung (EU) 2021/1060.

Der unabhingige Uberwachungsmechanismus, wie in Absatz 2 dieses Artikels er-
wihnt, betrifft nicht den Mechanismus zur Uberwachung der operativen und techni-
schen Anwendung des GEAS gemiss Artikel 14 der Verordnung (EU) 2021/2303 und
die Rolle der Grundrechtebeobachter bei der Uberwachung der Achtung der Grund-
rechte bei allen Tétigkeiten von Frontex gemiss Artikel 80 der Verordnung (EU)
2019/1896 (Abs. 3).

Die Schengen-Staaten stellen fiir den unabhingigen Uberwachungsmechanismus, wie
in Absatz 2 dieses Artikels erwdhnt, angemessene finanzielle Mittel zur Verfligung
(Abs. 4).

105 SR 0.105.1
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Art. 11 Bereitstellung von Informationen

Die Schengen-Staaten stellen sicher, dass Drittstaatsangehérige, die einer Uberprii-
fung unterzogen werden, iiber Folgendes informiert werden (Abs. 1):

—  den Zweck, die Dauer, die Einzelheiten sowie die potenziellen Ergebnisse der
Uberpriifung;

—  das Recht, internationalen Schutz zu beantragen, und die geltenden Vorschrif-
ten flir die Antragstellung auf internationalen Schutz gemiss den einschlégi-
gen Bestimmungen der Asylverfahrensverordnung, einschliesslich der Um-
stainde geméss Artikel 30 der Asylverfahrensverordnung bzw. dem
entsprechenden nationalen Recht (insb. Art. 2 und 10 AsylG);

— die Rechte und Pflichten der Drittstaatsangehdrigen wihrend der Uberprii-
fung, einschliesslich ihrer Verpflichtungen gemiss Artikel 9 der Uberprii-
fungsverordnung sowie der Mdglichkeit, Organisationen und Personen ge-
miss Artikel 8 Absatz 6 der Uberpriifungsverordnung zu kontaktieren oder
von diesen kontaktiert zu werden;

—  die Datenschutzrechte gemiss dem geltenden Unionsrecht, insbesondere der
Datenschutz-Grundverordnung bzw. dem entsprechenden nationalen Recht
der Schweiz (insb. Art. 7, 8, 15 und 22 DSG).

Dariiber hinaus stellen die Schengen-Staaten sicher, dass den Drittstaatsangehdrigen,
die einer Uberpriifung unterzogen werden, gegebenenfalls folgende Informationen zur
Verfiigung gestellt werden (Abs. 2):

—  die geltenden Bestimmungen iiber Einreisevoraussetzungen geméss dem SGK
sowie andere Einreise- und Aufenthaltsbedingungen des betreffenden Schen-
gen-Staats, sofern diese Informationen nicht bereits bereitgestellt wurden;

— die Riickkehrverpflichtungen gemaéss der Riickfiihrungsrichtlinie sowie die
Optionen fiir die Teilnahme an Riickkehrprogrammen;

—  die Bedingungen fiir die Ubernahme gemiss den einschligigen Vorschriften
der AMMR-Verordnung oder einem anderen bestehenden Solidaritdtsmecha-
nismus.

Die wihrend der Uberpriifung bereitgestellten Informationen werden in einer fiir den
Drittstaatsangehorigen verstidndlichen Sprache erteilt. Sie werden schriftlich — entwe-
der in Papierform oder elektronisch — und gegebenenfalls miindlich unter Nutzung
von Dolmetscherdiensten bereitgestellt. Bei Minderjéhrigen erfolgt die Bereitstellung
kindgerecht und unter Einbeziehung der gesetzlichen Vertretung oder der in Arti-
kel 13 Absitze 2 und 3 der Uberpriifungsverordnung genannten Person. Um den Zu-
gang zum Verfahren fiir internationalen Schutz zu erleichtern, konnen die zustindigen
Behorden die erforderlichen Massnahmen zur Bereitstellung von kulturellen Vermitt-
lungsdiensten treffen (Abs. 3).

Die Schengen-Staaten kénnen einschldgigen und zustdndigen nationalen, internatio-
nalen und nichtstaatlichen Organisationen und Stellen gestatten, Drittstaatsangehdri-
gen withrend der Uberpriifung Informationen gemiss den nationalen Rechtsvorschrif-
ten zu erteilen (Abs. 4).
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Art. 12 Vorliufige Gesundheitskontrollen und Vulnerabilitdt

Drittstaatsangehérige, die einer Uberpriifung an der Schengen-Aussengrenze oder im
Hoheitsgebiet unterzogen werden, durchlaufen eine vorldufige Gesundheitskontrolle
durch qualifiziertes medizinisches Personal. Das Ziel dieser Gesundheitskontrolle be-
steht darin festzustellen, ob eine medizinische Versorgung oder eine Isolierung aus
Griinden der 6ffentlichen Gesundheit erforderlich ist. Das qualifizierte medizinische
Personal kann entscheiden, dass keine weitere Gesundheitskontrolle wihrend der
Uberpriifung erforderlich ist. Die betroffenen Personen haben Zugang zu medizini-
scher Notversorgung und zur notwendigen Behandlung einer Erkrankung (Abs. 1).

Unbeschadet der Verpflichtungen der Schengen-Staaten gemass Artikel 24 der Asyl-
verfahrensverordnung kann die in Absatz 1 dieses Artikels genannte Gesundheitskon-
trolle bei Drittstaatsangehdrigen, die einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt
haben, im Rahmen der medizinischen Untersuchung gemaiss Artikel 24 der genannten
Verordnung durchgefiihrt werden (Abs. 2).

Drlttstaatsangehorlge die gemiss den Artikeln 5 und 7 der Uberpriifungsverordnung
einer Uberpriifung unterzogen werden, unterziehen sich einer vorliufigen Priifung ih-
rer Vulnerabilitit durch spezialisiertes Personal der Uberpriifungsbehdrden, das fiir
diesen Zweck geschult ist. Diese Priifung zielt darauf ab, Anzeichen dafiir zu erken-
nen, dass ein Drittstaatsangehdriger moglicherweise besonders schutzbediirftig ist,
beispielsweise als Staatenloser oder als Opfer von Folter oder anderer unmenschlicher
oder erniedrigender Behandlung, oder dass er besondere Bediirfnisse geméss der
Riickfiithrungsrichtlinie, Artikel 25 der Aufnahmerichtlinie oder Artikel 20 der Asyl-
verfahrensverordnung hat. Zur Durchfithrung dieser Vulnerabilititspriifung kénnen
die Uberpriifungsbehdrden von Nichtregierungsorganisationen und gegebenenfalls
von qualifiziertem medizinischem Personal unterstiitzt werden (Abs. 3).

Falls Anzeichen fiir eine Vulnerabilitit oder besondere Aufnahme- oder Verfahrens-
bediirfnisse vorliegen, wird der betreffende Drittstaatsangehorige unter Beriicksichti-
gung seiner korperlichen und geistigen Gesundheit zeitnah und angemessen in geeig-
neten Einrichtungen unterstiitzt. Im Fall von Minderjéhrigen erfolgt diese
Unterstiitzung in einer kindgerechten Weise durch Fachpersonal, das fiir die Betreu-
ung von Minderjihrigen geschult und qualifiziert ist und in enger Zusammenarbeit
mit den nationalen Kinderschutzbehorden steht (Abs. 4).

Unbeschadet der erforderlichen Beurteilung der besonderen Bediirfnisse bei der Auf-
nahme gemdss der Aufnahmerichtlinie und der besonderen Verfahrensbediirfnisse ge-
maéss der Asylverfahrensverordnung sowie der erforderlichen Priifung der Schutzbe-
diirftigkeit geméss der Riickfiihrungsrichtlinie kann die vorlédufige Beurteilung der
Vulnerabilitdt gemidss den Absétzen 2 und 4 dieses Artikels im Rahmen der vorgese-
henen Beurteilungen der Schutzbediirftigkeit und der besonderen Verfahrensbediirf-
nisse der genannten Verordnung und Richtlinien durchgefiihrt werden (Abs. 5).

Art. 13 Garantien fiir Minderjihrige

Bei der Uberpriifung ist gemiss Artikel 24 Absatz 2 der Charta der Grundrechte stets
das Wohl des Kindes vorrangig zu beriicksichtigen (Abs. 1). Minderjéhrige Kinder
werden von einem anwesenden erwachsenen Familienangehdrigen begleitet, sofern
dieser anwesend ist (Abs. 2).
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Bei unbegleiteten Minderjéhrigen stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass eine Vertre-
terin oder ein Vertreter oder, falls keine Vertretung ernannt wurde, eine Person, die
darin ausgebildet ist, das Wohl des Minderjéhrigen zu wahren, bestimmt wird. Diese
begleitet und unterstiitzt die unbegleiteten Minderjihrigen wihrend der Uberpriifung
auf kindgerechte Weise und in einer Sprache, die sie verstehen (Abs. 3).

Die ausgebildete Person muss insbesondere unabhingig handeln und darf weder von
der fiir die Uberpriifung verantwortlichen Behdrde noch von den fiir die Uberpriifung
zustindigen Beamten Anweisungen erhalten. Um das Wohlergehen und die soziale
Entwicklung der unbegleiteten Minderjahrigen zu gewahrleisten, wird die geschulte
Person nur ausgewechselt, wenn es nicht vermeidbar ist (Abs. 4).

Die von den Mitgliedstaaten beauftragten Vertreterinnen und Vertreter oder ausgebil-
deten Personen betreuen eine angemessene und begrenzte Zahl von unbegleiteten
Minderjdhrigen, die unter normalen Umsténden nicht mehr als 30 Personen gleichzei-
tig umfasst (Abs. 5). Unbegleitete Minderjéhrige konnen auch ohne Vertreterin oder
Vertreter gemiss der Aufnahmerichtlinie internationalen Schutz beantragen (Abs. 6).

Art. 14 Identifizierung oder Verifizierung der Identitdt

Die Identitét der Drittstaatsangehdrigen, die an der Schengen-Aussengrenze oder im
Hoheitsgebiet iiberpriift werden, wird anhand der folgenden Elemente verifiziert oder
festgestellt, sofern dies wihrend der Anwendung von Artikel 8 SGK noch nicht erfolgt
ist:

—  Identitits-, Reise- oder sonstige Dokumente;

—  Daten oder Informationen, die vom betreffenden Drittstaatsangehdrigen be-
reitgestellt oder von ihm eingeholt wurden;

—  biometrische Daten.

Zur Identifizierung oder Verifizierung der Identitdt geméss Absatz 1 dieses Artikels
greifen die Uberpriifungsbehdrden auf den gemeinsamen Speicher fiir Identititsdaten
(CIR) geméss Artikel 20a der Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818, das
SIS gemiss den Verordnungen (EU) 2018/1860106, (EU) 2018/1861197 und (EU)
2018/1862 sowie gegebenenfalls auf nationale Datenbanken im Einklang mit den na-
tionalen Rechtsbestimmungen zuriick. Die biometrischen Daten eines Drittstaatsan-
gehorigen, der tiberpriift wird, werden geméss den Bestimmungen der Eurodac-Ver-
ordnung zur Identifizierung oder Verifizierung der Identitdt dieser Person sowie zur
Registrierung in Eurodac erfasst (Abs. 2).

106 Verordnung (EU) 2018/1860 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. No-
vember 2018 iiber die Nutzung des Schengener Informationssystems fiir die Riickkehr il-
legal aufhéltiger Drittstaatsangehoriger, ABIL. L 312 vom 7.12.2018, S. 1; zuletzt gedndert
durch Verordnung (EU) 2021/1152, ABI. L 249 vom 14.7.2021, S. 15.

107 Verordnung (EU) 2018/1861 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 28. No-
vember 2018 tiber die Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informa-
tionssystems (SIS) im Bereich der Grenzkontrollen, zur Anderung des Ubereinkommens
zur Durchfiihrung des Ubereinkommens von Schengen und zur Anderung und Authebung
der Verordnung (EG) Nr. 1987/2006, ABI. L 312 vom 7.12.2018, S. 14; zuletzt gedndert
durch Verordnung (EU) 2021/1152, ABI. L 249 vom 14.7.2021, S. 15.
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Die Abfrage des CIR geméss Absatz 2 erfolgt iiber das ESP geméss den Bestimmun-
gen von Kapitel II der Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU) 2019/818. Wenn es
technisch nicht moglich ist, das ESP fiir die Abfrage eines oder mehrerer EU-
Informationssysteme oder des CIR zu nutzen, greifen die Uberpriifungsbehérden di-
rekt auf die EU-Informationssysteme oder den CIR zu. Dies gilt unbeschadet des fa-
kultativen Zugangs der Uberpriifungsbehérden zum SIS, fiir welche die Nutzung des
ESP fakultativ bleibt (Abs. 3).

Falls die Verwendung der biometrischen Daten des Drittstaatsangehérigen nicht mog-
lich oder die Abfrage mit diesen Daten geméss Absatz 2 nicht erfolgreich ist oder
keinen Treffer ergibt, erfolgt die Abfrage anhand der Identitétsdaten des Drittstaats-
angehorigen in Kombination mit sémtlichen Identitdts-, Reise- oder sonstigen Doku-
mentendaten oder anhand jeglicher Daten oder Informationen geméss Absatz 1 Buch-
stabe b (Abs. 4).

Abfragen im SIS mit biometrischen Daten werden gemiss Artikel 33 der Verordnung
(EU) 2018/1861 und Artikel 43 der Verordnung (EU) 2018/1862 durchgefiihrt
(Abs. 5). Die Kontrollen umfassen, soweit mdglich, auch die Uberpriifung von min-
destens einem der biometrischen Identifikatoren, die in einem Identitits-, Reise- oder
sonstigen Dokument enthalten sind (Abs. 6).

Art. 15 Sicherheitskontrolle

Diese Bestimmung enthélt spezifische Vorschriften zur Sicherheitskontrolle. Mit die-
ser soll verifiziert werden, ob die zu iiberpriifende Person moglicherweise eine Be-
drohung der inneren Sicherheit darstellen konnte. Die Sicherheitskontrolle kann so-
wohl die Drittstaatsangehorigen als auch die von ihnen mitgefithrten Gegensténde
betreffen. Werden Durchsuchungen durchgefiihrt, so gelten die Rechtsvorschriften
des betreffenden Schengen-Staats (Abs. 1).

Die zusténdigen Behdrden fragen im Rahmen dieser Sicherheitskontrolle das SIS, das
EES, das ETIAS (einschliesslich der ETIAS-Uberwachungsliste), das VIS, das
ECRIS-TCN, die Interpol-Datenbank und die Europol-Daten ab. Diese Abfragen er-
folgen nur, soweit sie nicht bereits im Rahmen der Kontrollen gemass Artikel 8 Ab-
satz 3 SGK durchgefiihrt wurden (Abs. 2).

Bei Abfragen des EES, des ETIAS (mit Ausnahme der ETIAS-Uberwachungsliste)
und des VIS werden nur Daten zu Verweigerungen, Annullierungen oder Widerrufen
von Reisegenehmigungen, Einreiseverweigerungen oder Entscheiden iiber die Ver-
weigerung, Annullierung oder Aufhebung eines Visums oder eines Aufenthaltstitels
abgerufen, die sich auf Sicherheitsgriinde zuriickfiihren lassen. Im Fall eines Treffers
im SIS hat die Uberpriifungsbehorde Zugriff auf die in der Ausschreibung enthaltenen
Daten (Abs. 3).

Bei Abfragen des ECRIS-TCN beschrinken sich die abgerufenen Daten auf Verurtei-
lungen im Zusammenhang mit terroristischen Straftaten und anderen Formen schwe-
rer Straftaten nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2019/816
(Abs. 4). Falls erforderlich, erldsst die Europdische Kommission Durchfiihrungs-
rechtsakte, um das Verfahren und die Spezifikationen fiir den Abruf von Daten fest-
zulegen (Abs. 5). Da die Schweiz sich derzeit nicht an ECRIS-TCN beteiligt, erhalt
sie keine Treffer aus dieser Datenbank. Zudem sind die Daten von Europol fiir die
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Schweiz nur indirekt iiber das Abkommen vom 24. September 2004 zwischen der
Schweizerischen Eidgenossenschaft und dem Europdischen Polizeiamt!*® zugénglich.

Art. 16 Vorkehrungen fiir die Identifizierung und Sicherheitskontrollen

Die Abfragen der EU-Informationssysteme, der Europol-Daten und der Interpol-Da-
tenbanken zur Identifizierung oder Verifizierung der Identitit sowie zur Durchfiih-
rung von Sicherheitskontrollen erfolgen gemiss Kapitel II der Verordnungen (EU)
2019/817 und (EU) 2019/818 iiber das ESP (Abs. 1).

Im Fall eines Treffers nach der Uberpriifung der EU-Informationssysteme zu Sicher-
heitskontrollzwecken erhélt die zustindige Behorde Zugang zu den im betreffenden
Informationssystem gespeicherten Daten, vorbehaltlich der in den einschldgigen
Rechtsakten festgelegten Bedingungen (Abs. 2).

Bei einem Treffer nach einer Abfrage im SIS fiihren die zustdndigen Behorden die
Verfahren geméss den SIS-Verordnungen (EU) 2018/1860, (EU) 2018/1861 und
(EU) 2018/1862 durch, einschliesslich der Konsultation des ausschreibenden Schen-
gen-Staats iiber das zustdndige SIRENE-Biiro (Abs. 3).

Falls die Daten des Drittstaatsangehdrigen im ECRIS-TCN gespeichert und gekenn-
zeichnet sind, diirfen sie nur fiir Sicherheitskontrollen (Art. 15) und zur Abfrage nati-
onaler Strafregister verwendet werden (Abs. 4).

Bei Ubereinstimmungen mit Europol-Daten im Rahmen von Sicherheitskontrollen er-
folgt eine automatische Benachrichtigung geméss der Verordnung (EU) 2016/794'%,
und Europol ergreift gegebenenfalls entsprechende Massnahmen (Abs. 5). Wenn Ab-
fragen von Interpol-Datenbanken im Rahmen von Sicherheitskontrollen nicht ohne
Offenlegung von Informationen an den Urheber der Interpol-Ausschreibung moglich
sind, wird auf diese Abfragen verzichtet (Abs. 6).

Treffer in der ETIAS-Uberwachungsliste unterliegen Artikel 35a der Verordnung
(EU) 2018/1240 (Abs. 7). Die Europédische Kommission kann Durchfiithrungsrechts-
akte erlassen, die das Verfahren fiir die Zusammenarbeit zwischen den zustindigen
Behorden, den nationalen Interpol-Zentralbiiros und den nationalen Europol-Stellen
festlegen, um Bedrohungen der inneren Sicherheit zu ermitteln (Abs. 8).

Art. 17 Uberpriifungsformular

Die Uberpriifungsbehérde fiillt ein Uberpriifungsformular fiir Personen aus, die an der
Schengen-Aussengrenze oder im Hoheitsgebiet einem Uberpriifungsverfahren unter-
zogen wurden. Dieses Formular enthélt folgende Daten (Abs. 1):

—  Name, Geburtsdatum, Geburtsort und Geschlecht (Bst. a);

108 SR 0.362.2

109 Verordnung (EU) 2016/794 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai
2016 iiber die Agentur der Europdischen Union fiir die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
der Strafverfolgung (Europol) und zur Ersetzung und Aufhebung der Beschliisse
2009/371/J1, 2009/934/J1, 2009/935/J1, 2009/936/J1 und 2009/968/J1 des Rates, ABIL. L
135 vom 24.5.2016, S. 53; zuletzt gedndert durch Verordnung (EU) 2022/991, ABI. L 169
vom 27.6.2022, S. 1.
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— Angaben zu Staatsangehorigkeiten oder Staatenlosigkeit, Wohnsitzldndern
vor der Ankunft und Sprachkenntnissen (Bst. b);

—  Grund fiir die Uberpriifung (Bst. c);

—  Informationen iiber die vorlédufige Gesundheitskontrolle (Art. 12 Abs. 1), ein-
schliesslich in Fillen, in denen keine weitere Gesundheitskontrolle erforder-
lich war (Bst. d);

—  wichtige Informationen iiber die durchgefiihrte vorldufige Priffung der Vulne-
rabilitdt gemiss Artikel 12 Absatz 3 (Bst. ¢);

—  Angabe, ob ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde (Bst. f);

—  Informationen iiber Familienangehorige oder Verwandte im Hoheitsgebiet ei-
nes Schengen-Staats (Bst. g);

—  Angabe, ob ein Treffer in den EU-Systemen (SIS, EES, ETIAS [einschliess-
lich der ETTAS-Uberwachungsliste], VIS, ECRIS-TCN), der Interpol-Daten-
bank und den Europol-Daten vorliegt (Bst. h);

—  Angabe, ob der Drittstaatsangehdrige seiner Pflicht zur Zusammenarbeit ge-
miss Artikel 9 der Uberpriifungsverordnung nachgekommen ist (Bst. 1).

Soweit verfiigbar, erhdlt das Formular (Abs. 2):
— den Grund fiir die irreguldre Ankunft oder Einreise (Bst. a);

—  Informationen iiber die Reisewege, einschliesslich des Ausgangsorts, der vor-
herigen Aufenthaltsorte, der Transitdrittstaaten und der Lénder, in denen ein
Antrag auf internationalen Schutz gestellt oder gewiahrt wurde, sowie des be-
absichtigten Bestimmungsorts innerhalb der EU (Bst. b);

—  Vorhandensein von Reise- und Ausweispapieren (Bst. ¢);

—  Bemerkungen und sachdienliche Informationen, einschliesslich Hinweisen
bei Verdacht auf Schleusung oder Menschenhandel (Bst. d).

Die Informationen im Uberpriifungsformular werden so festgehalten, dass sie in ei-
nem nachfolgenden Asyl- oder Riickkehrverfahren einer verwaltungsbehordlichen
und richterlichen Nachpriifung unterzogen werden konnen. Es wird vermerkt, ob die
Informationen von den Uberpriifungsbehorden bestitigt oder von der betroffenen Per-
son angegeben wurden.

Die betroffene Person erhélt die im Formular enthaltenen Informationen entweder in
Papierform oder elektronisch. Die Angaben geméss Absatz 1 Buchstabe h werden ge-
schwirzt. Vor der Ubermittlung des Formulars an die zustindigen Behérden gemiss
Artikel 18 Absitze 1-4 der Uberpriifungsverordnung hat die betroffene Person die
Moglichkeit anzugeben, ob die enthaltenen Angaben unrichtig sind. Die fiir die Uber-
priifung zustidndigen Behdrden vermerken einen solchen Hinweis (Abs. 3).

Art. 18 Abschluss der Uberpriifung

Sobald die Uberpriifung abgeschlossen ist, oder spitestens nach Ablauf der in Arti-
kel 8 der Uberpriifungsverordnung festgelegten Fristen, werden die in Artikel 5 Ab-
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satz 1 der Uberpriifungsverordnung genannten Drittstaatsangehorigen, die keinen An-
trag auf internationalen Schutz gestellt haben, an die zustdndigen Behorden verwie-
sen, damit diese die Verfahren geméss der Riickfiihrungsrichtlinie einleiten. Vorbe-
halten bleibt die Anwendung von Artikel 6 Absatz 5 SGK. Das Uberpriifungsformular
wird den zustdndigen Behorden, die fiir das weitere Verfahren zustindig sind, iiber-
mittelt (Abs. 1).

Die Drittstaatsangehdrigen, die einer Uberpriifung an der Schengen-Aussengrenze
oder im Hoheitsgebiet unterzogen werden und einen Antrag auf internationalen
Schutz gestellt haben, werden an die fiir die Registrierung des Antrags auf internatio-
nalen Schutz zustéindigen Behorden iiberwiesen (Abs. 2).

Sollen Drittstaatsangehdrige gemaéss Artikel 67 der AMMR-Verordnung oder im Rah-
men eines anderen bestehenden Solidarititsmechanismus iibernommen werden, so
werden sie zusammen mit dem Uberpriifungsformular an die zustindigen Behorden
des betreffenden Schengen- bzw. Dublin-Staats {iberwiesen (Abs. 3).

Die in Artikel 7 der Uberpriifungsverordnung genannten Drittstaatsangehdrigen, die
keinen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, unterliegen weiterhin dem
Riickkehrverfahren geméss der Riickfiihrungsrichtlinie (Abs. 4).

Das Uberpriifungsverfahren endet, sobald die Drittstaatsangehdrigen nach Artikel 5
Absitze 1 und 2 sowie nach Artikel 7 der vorliegenden Verordnung dem geeigneten
Verfahren (internationaler Schutz, Riickfithrungsrichtlinie oder Zusténdigkeit der Be-
horden eines anderen Schengen-Staats im Rahmen einer Um- oder Neuansiedlung)
zugewiesen wurden. Die Uberpriifung endet auch dann, wenn nicht alle Priifungen
und Kontrollen innerhalb der vorgegebenen Frist (Art. 8 der Uberpriifungsverord-
nung) durchgefiihrt werden konnten (Abs. 5).

Wird gegen einen Drittstaatsangehorigen, der an der Schengen-Aussengrenze oder im
Hoheitsgebiet einer Uberpriifung unterzogen wird, ein strafrechtliches Verfahren oder
ein Auslieferungsverfahren eingeleitet, konnen die zustindigen Behorden entschei-
den, die Uberpriifung nicht durchzufiihren. Falls das Uberpriifungsverfahren bereits
begonnen hat, wird es unter Angabe der Umsténde, die zur Beendigung des Verfah-
rens gefiihrt haben, der zustindigen Behorde zugestellt. Bei den zustdndigen Behor-
den handelt es sich entweder um die Behorden, die fiir die Verfahren zur Umsetzung
der Riickfiihrungsrichtlinie zustdndig sind, oder im Fall eines Antrags auf internatio-
nalen Schutz die nach nationalem Recht fiir dessen Registrierung zustidndigen Behor-
den (Abs. 6).

Die im Zusammenhang mit dieser Verordnung gespeicherten personenbezogenen Da-
ten werden nach Ablauf der in der Eurodac-Verordnung festgelegten Fristen geloscht
(Abs. 7).

Art. 19 Ausschussverfahren

Die Europdische Kommission wird von einem Ausschuss im Sinne der Verordnung
(EU) Nr. 182/2011 unterstiitzt (Abs. 1). Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so
gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. Sollte der Ausschuss keine Stel-

187/230



Erlduternder Bericht

lungnahme abgeben, so erlédsst die Europdische Kommission den Durchfiihrungs-
rechtsakt nicht und Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz 3 der genannten Verordnung findet
Anwendung (Abs. 2).

53.5 Anderung anderer EU-Rechtsakte durch die
Verordnung (EU) 2024/1356

Art. 20 Anderung der Verordnung (EG) Nr. 767/2008

In der Verordnung (EG) Nr. 767/2008 sind Zweck, Funktionen und Zusténdigkeiten
in Bezug auf das VIS festgehalten. Zudem sind die Bedingungen und Verfahren fiir
den Datenaustausch zwischen den Schengen-Staaten darin festgelegt, um die Priifung
von Visumantrégen fiir einen kurzfristigen Aufenthalt (Visa C) und die damit verbun-
denen Entscheide zu erleichtern. Das VIS ermdglicht es den Visum-, Grenz-, Asyl-
und Migrationsbehdrden, schnell und wirksam die notwendigen Informationen iiber
visumpflichtige Drittstaatsangehdrige zu priifen.

Mit den Verordnungen (EU) 2021/1133 und (EU) 2021/1134 wurde das VIS kiirzlich
aktualisiert. Die wichtigsten Anderungen sind: Herabsetzung des Alters fiir die Ab-
nahme von Fingerabdriicken bei Kindern von zwo6lf auf sechs Jahre und Befreiung
von dieser Verpflichtung fiir Personen iiber 75 Jahre; Registrierung und Kontrolle von
nationalen Daten iiber Visa neu auch fiir den ladngerfristigen Aufenthalt; Erfassung
von Gesichtsbildern direkt vor Ort; Erweiterung des Zwecks des VIS neu auch fiir die
Riickkehr von Personen, welche die Voraussetzungen fiir die Einreise bzw. den Auf-
enthalt im Schengen-Raum nicht erfiillen. Diese zwei EU-Verordnungen stellen Wei-
terentwicklungen des Schengen-Besitzstands dar, welche die Schweiz am 21. April
2023 iibernommen hat.!10

Artikel 20 der Uberpriifungsverordnung hélt nun fest, welche Bestimmungen der Ver-
ordnung (EG) Nr. 767/2008 angepasst werden miissen: Artikel 6 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 767/2008 hélt fest, welche Behérden Zugang zum VIS haben. Da-
runter fallen folgende Behorden:

—  die nationalen Behorden der Schengen-Staaten und der Einrichtungen der EU,
die fiir die in den Artikeln 15-22, 22g-22m und 45e der Verordnung (EG)
Nr. 767/2008 und den Artikeln 20, 20a und 21 der Verordnung (EU) 2019/817
genannten Zwecke zustindig sind (Bst. a und d);

— die ETIAS-Zentralstelle und die nationalen ETIAS-Behorden der Mitglied-
staaten, die geméss den Artikeln 7 und 8 der Verordnung (EU) 2018/1240 fiir
die in den Artikeln 18c und 18d dieser Verordnung und der Verordnung (EU)
2018/1240 genannten Zwecke benannt wurden (Bst. b);

—  die Uberpriifungsbehérde, die fiir die Identitits- und Sicherheitskontrolle zu-
standig ist (Bst. c).

110 SR 0.362.381.019 und 0.362.381.020
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Der Zugang wird erteilt, sofern die Daten fiir die Erfiillung der Aufgaben gemiss den
Zwecken erforderlich sind und sie in einem angemessenen Verhiltnis zu den verfolg-
ten Zielen stehen.

Das VIS liefert einen Treffer, wenn ein Entscheid iiber die Verweigerung, die Annul-
lierung oder den Widerruf eines Visums, eines Visums fiir den langerfristigen Auf-
enthalt oder eines Aufenthaltstitels aus den in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a Zif-
fern i, v und vi der Verordnung (EG) Nr. 767/2008 genannten Griinden in einem
Abgleichsdatensatz gespeichert ist.

Art. 21 Anderung der Verordnung (EU) 2017/2226

Mit der Verordnung (EU) 2017/2226 wurde das EES zur Verwaltung der Schengen-
Aussengrenzen eingefiihrt. Das EES hat zum Ziel, die Grenzverwaltung zu moderni-
sieren, die Sicherheit des Schengen-Raums zu erh6hen und durch die Automatisierung
zahlreicher Prozesse die Grenziibertrittskontrolle effizienter zu gestalten, um die ste-
tig steigende Zahl an Grenziibertritten bewéltigen zu konnen. Das EES dient der elekt-
ronischen Erfassung der Ein- und Ausreisen von Drittstaatsangehdrigen sowie der au-
tomatischen Berechnung der Aufenthaltsdauer im Schengen-Raum. Die heutige
manuelle Abstempelung der Reisedokumente wird zugunsten eines Eintrags in das
EES ersetzt. Mit dem EES soll irreguldre Migration (insbesondere «Overstayer») ein-
facher entdeckt werden und undokumentierte Reisende sollen bei Kontrollen im
Schengen-Binnenraum unter anderem mithilfe von biometrischen Identifikatoren
(Gesichtsbild und vier Fingerabdriicke) eindeutiger identifiziert werden kénnen. Das
System wird voraussichtlich Ende 2024 in Betrieb genommen.

Dieser Artikel zeigt auf, welche Bestimmungen der Verordnung (EU) 2017/2226 auf-
grund der Uberpriifungsverordnung angepasst werden miissen.

In Artikel 6 wird in Absatz 1 der Buchstabe 1 eingefiigt. Dieser hilt fest, dass im Rah-
men des EES die Ziele der Uberpriifungsverordnung unterstiitzt werden, insbesondere
was die Kontrolle anbelangt.

Artikel 9 erhilt einen neuen Absatz 2b. Dieser regelt den Zugang der fiir die Uberprii-
fung zusténdigen Behdrden zum EES, um Daten abzurufen. Des Weiteren erhélt der
bereits bestehende Absatz 4 eine neue Fassung und definiert den Zugang zu den im
CIR gespeicherten EES-Daten. Einen Zugang erhalten ausschliesslich die Behorden,
die fur die in den Artikeln 20-21 der Verordnungen (EU) 2019/817 und (EU)
2019/818 genannten Zwecke zusténdig sind.

Ausserdem wird ein neuer Artikel 24a eingefiigt. Dieser regelt den Zugang der Uber-
priifungsbehdrden zu den EES-Daten fiir die Sicherheitskontrolle im Rahmen der
Uberpriifung. Ist die Person im EES gespeichert, erhilt die Uberpriifungsbehdrde Zu-
gang zur Einzeldatei des betreffenden Drittstaatsangehdrigen. Die Einzeldatei enthalt
Informationen iiber die Ein- und Ausreise sowie iiber eine allféllige Einreiseverwei-
gerung. Sind in der Einzeldatei keine biometrischen Daten gespeichert, konnen die
zustindigen Behorden auf die im VIS gespeicherten biometrischen Daten zugreifen
und einen Abgleich vornehmen.
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Artikel 46 Absatz 1 Buchstabe a erhilt eine neue Fassung. Neu miissen eu-LISA und
die Mitgliedstaaten im Protokoll iiber Datenverarbeitungsvorgénge im EES zum Zu-
gangszweck gemiss Artikel 9 Absitze 2, 2a und 2b Stellung nehmen.

Art. 22 Anderung der Verordnung (EU) 2018/1240

Die Verordnung (EU) 2018/1240 (ETIAS-Verordnung) etabliert das Europédische Rei-
seinformations- und genehmigungssystem. Mit dem System wird gepriift, ob die Ein-
reise eines visumbefreiten Drittstaatsangehdrigen in den Schengen-Raum ein Sicher-
heitsrisiko fiir die Schengen-Staaten darstellt. Somit stellt die ETIAS-
Reisegenehmigung neben den bereits bestehenden Einreisebedingungen des SGK
(gtiltiges Reisedokument, ausreichende Mittel usw.) eine weitere Voraussetzung fiir
die Einreise von visumbefreiten Drittstaatsangehorigen in den Schengen-Raum dar.

Dieser Artikel zeigt auf, welche Bestimmungen der ETIAS-Verordnung aufgrund der
Einfithrung des Uberpriifungsverfahrens angepasst werden.

In Artikel 4 wird ein neuer Buchstabe eb eingefligt. Dieser regelt, dass ETIAS die
zustdndigen Behorden der Schengen-Staaten auch im Rahmen der Uberpriifungsver-
ordnung unterstiitzt.

In Artikel 8 Absatz 2 wird ein neuer Buchstabe i eingefiigt. Dieser legt die neue Auf-
gabe der nationalen ETIAS-Stelle, eine Stellungnahme nach Artikel 35a abzugeben,
dar.

Artikel 13 Absatz 4a wird neu gefasst, um den Zugang zu den im CIR gespeicherten
ETIAS-Identitdtsdaten und Reisedokumentdaten ausschliesslich den erméchtigten
Behorden der Schengen-Staaten zu den in den Artikeln 20, 20a und 21 der Verord-
nung (EU) 2019/817 genannten Zwecken zu gewihren. Zudem wird ein neuer Ab-
satz 4b eingefiigt, der die verschiedenen Zugriffsrechte der Uberpriifungsbehdrden
auf ETIAS regelt, um den in den Artikeln 14 Absatz 1 und 15 Absatz 2 der Uberprii-
fungsverordnung genannten Griinden zu entsprechen. Absatz 5 wird ebenfalls neu ge-
fasst um sicherzustellen, dass jeder Schengen-Staat die zustéindigen nationalen Behor-
den und die Uberpriifungsbehdrden benennt und an eu-LISA iibermittelt.

Des Weiteren wird ein neuer Artikel 354 eingefiigt, der die Aufgaben der nationalen
ETIAS-Stelle und von Europol fiir die Zwecke der Uberpriifung in Bezug auf die
ETIAS-Uberwachungsliste regelt. In Fillen nach Artikel 13 Absatz 4b sendet das
ETIAS-Zentralsystem automatische Benachrichtigungen an die nationale ETIAS-
Stelle oder Europol, je nachdem, wer die Daten in die ETIAS-Uberwachungsliste ein-
getragen hat. Wenn die nationale ETIAS-Stelle oder Europol davon ausgeht, dass der
sich einer Uberpriifung unterziehende Drittstaatsangehorige eine Gefahr fiir die innere
Sicherheit darstellen konnte, muss sie sofort die Uberpriifungsbehérde dariiber infor-
mieren und ihr innerhalb von zwei Tagen eine begriindete Stellungnahme abgeben.
Wird keine Stellungnahme abgegeben, sollte davon ausgegangen werden, dass kein
Sicherheitsrisiko besteht.

Zu guter Letzt wird in Artikel 69 Absatz 1 Buchstabe ea eingefiigt. Dieser besagt, dass
eu-LISA in ihrem Protokoll, wo nétig, die Abfragen des ETIAS-Zentralsystems zum
Zweck der in den Artikeln 14 und 15 der Uberpriifungsverordnung genannten Griinde
sowie die Treffer und die Ergebnisse auflistet.
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Art. 23 Anderung der Verordnung (EU) 2019/817

Die Verordnung (EU) 2019/817 stellt die Interoperabilitit zwischen dem SIS, VIS,
Eurodac, EES, ETIAS und ECRIS-TCN in den Bereichen Grenzen und Visa sicher.
Mit der Interoperabilitét konnen bestehende Daten aus mehreren Systemen gleichzei-
tig abgefragt und die biometrischen Daten einer zu iiberpriifenden Person gleichzeitig
abgeglichen werden. Dadurch erhalten die Behorden zeitnah umfassende Informatio-
nen zu einer Person, und die Identititspriifung einer Person sowie die Aufdeckung
von Identitdtsbetrug an den Grenzen werden vereinfacht.

Artikel 23 zeigt auf, welche Bestimmungen der Verordnung (EU) 2019/817 aufgrund
der Einfithrung des Uberpriifungsverfahrens angepasst werden.

In Artikel 7 wird Absatz 2 wie folgt gedndert: Die in Absatz 1 genannten Behdrden
der Schengen-Staaten und Stellen der EU nutzen das ESP zur Abfrage von Daten zu
Personen oder deren Reisedokumenten in den Zentralsystemen des EES, VIS und
ETIAS im Einklang mit ihren Zugriffsrechten. Die Zugriffsrechte sind in den Rechts-
akten liber diese EU-Informationssysteme und im nationalen Recht festgelegt. Sie nut-
zen das ESP auch zur Abfrage des CIR im Einklang mit ihren Zugangsrechten nach
dieser Verordnung fiir die in den Artikeln 20-22 genannten Zwecke.

Artikel 17 Absatz 1 erhélt eine neue Fassung. Dieser beschreibt den CIR als Speicher,
in dem fiir jede im EES, VIS, ETIAS, Eurodac und ECRIS-TCN erfasste Person eine
individuelle Datei mit den in Artikel 18 genannten Daten angelegt wird. Der CIR dient
der erleichterten und korrekten Identifizierung der gemiss den Artikeln 20 und 20«
erfassten Personen und unterstiitzt das Funktionieren des MID gemiss Artikel 21. Zu-
dem wird dadurch der allenfalls erforderliche Zugang der Uberpriifungsbehdrde und
von Europol zum EES, VIS, ETIAS und Eurodac zwecks Verhinderung, Aufdeckung
oder Untersuchung terroristischer und anderer schwerer Straftaten gemiss Artikel 22
erleichtert und einheitlich geregelt. In Artikel 17 Absatz 4 wird festgehalten, dass die
Nutzerinnen und Nutzer des CIR von eu-LISA automatisch informiert werden, wenn
die Abfrage des CIR aus technischen Griinden nicht méglich ist.

In Artikel 18 erhélt Absatz 3 eine neue Fassung. Dieser schreibt vor, dass die Behor-
den, die auf den CIR zugreifen, dies im Einklang mit ihren Zugriffsrechten machen.

Ausserdem wird nach Artikel 20 ein neuer Artikel 20a eingefiigt (Zugang zum ge-
meinsamen Speicher fiir Identitétsdaten zwecks Identifizierung oder Verifizierung der
Identitét geméss der vorliegenden EU-Verordnung). Absatz 1 regelt den Zugriff der
Uberpriifungsbehdrde auf den CIR. Diese kann den CIR lediglich zum Zweck der
Verifizierung der Identitdt oder der Identifizierung einer Person gemiss Artikel 14 der
Uberpriifungsverordnung abfragen, sofern das Verfahren in Anwesenheit der betref-
fenden Person eingeleitet wurde. Ergibt die Abfrage des CIR, dass Daten zu dieser
Person im CIR gespeichert sind, erhilt die fiir die Uberpriifung zustéindige Behorde
gemadss Absatz 2 einen Zugang zur Abfrage der in Artikel 18 Absatz 1 dieser Verord-
nung sowie der in Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/818 genannten Da-
ten.

Artikel 24 Absitze 1 und 5 Unterabsatz 1 werden ebenfalls geédndert. Zudem wird ein
neuer Absatz 2a eingefiigt. Artikel 24 beinhaltet Vorschriften iiber die Erstellung ei-
nes Protokolls iiber alle Datenverarbeitungsvorgiange im CIR durch eu-LISA.
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5.3.6 Schlussbestimmungen

Art. 24 Bewertung

Diese Bestimmung legt fest, dass die Europdische Kommission bis zum 12. Juni 2028
Bericht {iber die Durchfiihrung der in dieser Verordnung vorgesehenen Massnahmen
erstattet.

Bis zum 12. Juni 2031 und danach alle fiinf Jahre nimmt die Européische Kommission
eine Bewertung der Verordnung vor. Sie legt dem Europédischen Parlament, dem Rat
und dem Européischen Wirtschafts- und Sozialausschuss einen Bericht mit den wich-
tigsten Ergebnissen vor. Dafiir iibermitteln die Schengen-Staaten der Européischen
Kommission bis zum 12. Dezember 2030 und danach alle fiinf Jahre alle fiir die Er-
stellung dieses Berichts erforderlichen Informationen.

Art. 25 Inkrafitreten

Diese Verordnung trat am 11. Juni 2024 in Kraft. Angewendet wird sie ab dem
12. Juni 2026, mit Ausnahme der Bestimmungen der Artikel 1416, welche die Ab-
fragen der EU-Informationssysteme, des CIR und des ESP regeln und erst nach deren
Inbetriebnahme Anwendung finden.

5.4 Grundziige des Umsetzungserlasses

5.4.1 Die beantragte Neuregelung

Einfiihrung des Uberpriifungsverfahrens an der Schengen-Aussengrenze
(Art. 9b VE-AIG)

Diese neue Bestimmung regelt das Uberpriifungsverfahren und seine Modalititen an
der Schengen-Aussengrenze der Schweiz. Ausldnderinnen und Auslénder, die in Ver-
bindung mit einem unerlaubten Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze aufgegrif-
fen werden, miissen unverziiglich und innerhalb von sieben Tagen einer Uberpriifung
an der Schengen-Aussengrenze im Sinne der Artikel 5 und 8 der Uberpriifungsver-
ordnung unterzogen werden. Die Uberpriifung findet im Allgemeinen am Flughafen
oder in dessen Nihe statt, alternativ an anderen Orten im Hoheitsgebiet der Schweiz.
Zustindig fiir diese Uberpriifung sind die kantonalen Behorden. Falls die auslinder-
rechtliche Grenzkontrolle an den Bund iibertragen wurde, ist das BAZG fiir die Uber-
priifung zusténdig. Wenn die betroffenen Personen ein Asylgesuch einreichen, findet
auf sie grundsétzlich das Verfahren am Flughafen geméss Artikel 21a AsylG Anwen-
dung. Ist ein solches Verfahren am entsprechenden Flughafen nicht vorgesehen, miis-
sen sie unverziiglich zu einem BAZ begleitet werden, wo die Uberpriifung gestiitzt
auf Artikel 26 Absatz 1" VE-AsylG durchgefiihrt wird (Art. 95 Abs. 5 VE-AIG).
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Einfiihrung des Uberpriifungsverfahrens im Hoheitsgebiet der Schweiz
(Art. 9c VE-AIG)

Das Uberpriifungsverfahren kann ebenfalls im Hoheitsgebiet der Schweiz durchge-
fithrt werden, wenn Drittstaatsangehdrige aufgegriffen werden, die sich illegal in der
Schweiz aufhalten und sich einer Uberpriifung bisher entzogen haben. Die Uberprii-
fung hat innerhalb von drei Tagen durch die kantonalen Behorden zu erfolgen.

Von einer Uberpriifung wird abgesehen, wenn die betroffene Person unmittelbar nach
der Anhaltung von einem anderen Schengen-Staat aufgrund bilateraler Abkommen
gemdss Artikel 64c Absatz 1 Buchstabe a AIG riickiibernommen wird.

Auch im Hoheitsgebiet gilt der Grundsatz, dass bei Einreichung eines Asylgesuchs
eine betroffene Person unverziiglich zu einem BAZ begleitet werden soll, wo die
Uberpriifung durchgefiihrt wird.

Erweiterung der Zugriffsrechte auf die EU-Informationssysteme
(Art. 103c Abs. 2 Bst. g, 108e Abs. 2 Bst. f; 109a Abs. 2 Bst. i, 11 0b*s VE-AIG)

Damit das BAZG, die kantonalen und kommunalen Polizeibehorden und das SEM
zum Zweck der Identifikation oder der Uberpriifung der Identitit und der Sicherheits-
kontrolle im Rahmen des Uberprﬁfungsverfahrens die Daten des EES, ETIAS, VIS,
SIS und CIR abrufen kénnen, miissen die Zugriffsrechte erweitert werden.

Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens bei einem Asylgesuch am Flughafen
(Art. 21a VE-AsylG)

Zukiinftig wird bei Personen, die an einem schweizerischen Flughafen (Kategorien
A-DI!11) an der Schengen-Aussengrenze ein Asylgesuch einreichen und die Einreise-
voraussetzungen nicht erfiillen, vor der Priifung des Asylgesuchs innerhalb von sieben
Tagen eine Uberpriifung durchgefiihrt (vgl. Art. 8 Abs. 3 Uberpriifungsverordnung).
Dabher soll ein neuer Artikel 21a VE-AsylG geschaffen werden. Dieser Artikel soll
insbesondere die Modalititen des Uberpriifungsverfahrens am Flughafen regeln. Die
Uberpriifung findet im Allgemeinen am Flughafen oder in dessen Nihe, alternativ an
anderen Orten im Hoheitsgebiet der Schweiz. Es wird dabei unterschieden, ob am
jeweiligen Flughafen ein Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefiihrt werden kann
oder nicht.

Sofern am Flughafen ein Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefiihrt werden kann,
sind die an den jeweiligen Flughéfen fiir die Grenzkontrolle verantwortlichen kanto-
nalen Behérden fiir das Uberpriifungsverfahren zustéindig (vgl. Abs. 1). Die voriiber-
gehende Festhaltung im Transitbereich eines Flughafens muss behordlich angeordnet
und richterlich tiberpriift werden kénnen. Da die betroffenen Personen ein Asylgesuch
eingereicht haben, ist das SEM fiir die vorsorgliche Anordnung der Einreiseverwei-
gerung zustindig. Im Gegensatz zum Flughafenverfahren nach geltendem Recht (vgl.
Art. 22 Abs. 2 AsylG) muss das SEM zukiinftig in jedem Fall vorsorglich die Einreise

1 vgl. Ziff. 1.2.1 der Gemeinschaftlichen Leitlinien fiir die Finanzierung von Flughéfen
und die Gewiahrung staatlicher Anlaufbeihilfen fiir Luftfahrtunternehmen auf Regional-
flughdfen, ABL. C 312 vom 9.12.2005, S. 1.
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verweigern (vgl. Art. 21a Abs. 6 VE-AsylG). Diese Einreiseverweigerung umfasst die
Dauer der Uberpriifung wie auch die Dauer des nachfolgenden Asylverfahrens.

Sofern am Flughafen kein Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefiihrt werden
kann, miissen die zustindigen kantonalen Polizeibehdrden bzw. das BAZG die be-
troffenen Personen zu einem BAZ begleiten (vgl. Abs. 2). Die Asylsuchenden miissen
der zustindigen Behorde wihrend der Dauer der Uberpriifung zur Verfligung stehen.
Die zustéindige Behdrde kann zur Durchfiihrung der Uberpriifung nach Artikel 21a
AsylG eine kurzfristige Festhaltung anordnen, falls die Asylsuchenden ihre Mitwir-
kungspflichten verletzen oder die Gefahr besteht, dass sie untertauchen oder gegen
die offentliche Sicherheit und Ordnung in der Schweiz verstossen (vgl. Art. 73 VE-
AIG).Personen, denen die Einreise aus humanitdren Griinden oder aus Griinden des
nationalen Interesses oder aufgrund internationaler Verpflichtungen gestattet wurde
(vgl. Art. 6 Abs. 5 Bst. ¢ SGK) und die ein Asylgesuch einreichen, unterstehen eben-
falls der Uberpriifung (vgl. Abs. 3).

Da mit der Einfiihrung des Uberpriifungsverfahrens am Flughafen auch das Asylver-
fahren am Flughafen betroffen ist, erhélt Artikel 22 AsylG eine neue Fassung.

Verlingerung der Verfahrensdauer am Flughafen (Art. 23 Abs. 2 VE-AsylG)

Aufgrund der Uberpriifung gemiss Artikel 21a Abs. 1 VE-AsylG, die bis zu sieben
Tage dauern kann, soll die Verfahrensdauer von 20 auf 27 Tage verldngert werden.

Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens bei einem Asylgesuch im Hoheitsgebiet
(Art. 26 Abs. 1, 17, Jauater ypd [9uinauies VE-AsylG)

Halt sich eine Person illegal im Hoheitsgebiet der Schweiz auf und reicht sie ein Asyl-
gesuch ein, fithrt das SEM das Uberpriifungsverfahren durch, sofern dies nicht bereits
zuvor an einer Schengen-Aussengrenze erfolgt ist (vgl. Abs. 1%%). Absatz 194%" enthilt
alle Elemente des Uberpriifungsverfahrens. Dieses soll zu Beginn der Vorbereitungs-
phase in einem BAZ durchgefiihrt werden. Die maximale Dauer der Vorbereitungs-
phase soll deshalb um drei Tage erhoht werden (vgl. Abs. 1).

Des Weiteren wird Artikel 26 mit einem Absatz I?fi“q“i“ ergénzt, der die Mitwirkungs-
pflichten der betroffenen Personen wéhrend des Uberpriifungsverfahrens festhélt.

Verhinderung des Untertauchens wihrend des Uberpriifungsverfahrens
(Art. 73 Abs. 1 Bst. d und Abs. 2" VE-AIG)

Wihrend des Uberpriifungsverfahrens an der Schengen-Aussengrenze der Schweiz
sowie im Hoheitsgebiet miissen die betroffenen Personen wihrend der gesamten Ver-
fahrensdauer zur Verfiigung stehen. Sofern sie ihre Mitwirkungspflicht im Rahmen
des Uberpriifungsverfahrens verletzt haben oder die Gefahr besteht, dass sie untertau-
chen oder gegen die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung in der Schweiz verstossen,
konnen sie kurzfristig festgehalten werden (Art. 73 Abs. 1 Bst. d und Abs. 2% VE-
AIG).
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Unabhingiger Uberwachungsmechanismus
(Art. 21b VE-AsylG und Art. 9d VE-AIG)

Mit dem neuen Artikel 215 VE-AsylG soll der Grundsatz zur Errichtung eines unab-
héngigen Uberwachungsmechanismus festgehalten werden. Artikel 9d VE-AIG ver-
weist auf diesen Grundsatz im Asylgesetz.

5.4.2 Umsetzungsfragen
5.4.2.1 Uberpriifungsverfahren an der Schengen-
Aussengrenze

Allgemeines

Gemdss Artikel 5 der Uberprﬁfur}gsverordnung unterliegen an der Schengen-Aussen-
grenze folgende Personen einer Uberpriifung:

— Dirittstaatsangehorige, welche die Schengen-Aussengrenze unbefugt iiber-
schreiten und dabei auf dem Land-, See- oder Luftweg aufgegriffen werden
und bei denen die Schengen-Staaten gemaiss der Eurodac-Verordnung zur Ab-
nahme der Fingerabdriicke verpflichtet sind, einschliesslich derjenigen Perso-
nen, die internationalen Schutz beantragen (vgl. Art. 5 Abs. 1 Bst. a der Uber-
priifungsverordnung);

—  Drittstaatsangehorige, die nach einem Such- und Rettungseinsatz im Hoheits-
gebiet eines Schengen-Staats ausgeschifft werden (vgl. Art. 5 Abs. 1 Bst. b
der Uberpriifungsverordnung);

—  Drittstaatsangehorige, die an Schengen-Aussengrenziibergangsstellen oder
Transitzonen einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, ohne die
Einreisevoraussetzungen zu erfiillen (vgl. Art. 5 Abs. 2 der Uberpriifungsver-
ordnung);

—  Drittstaatsangehorige, denen die Einreise gemdss Artikel 6 Absatz 5 Buch-
stabe ¢ SGK (Einreise aus humanitdren Griinden oder aus Griinden des natio-
nalen Interesses bzw. aufgrund internationaler Verpflichtungen) gestattet
wurde und die einen Antrag auf internationalen Schutz stellen (vgl. Art. 5
Abs. 3 der Uberpriifungsverordnung).

Aufgrund der umgebenden Schengen-Staaten und der fehlenden direkten Einreise aus
einem Nicht-Schengen-Staat iiber den Landweg befinden sich die Schengen-Aussen-
grenzen der Schweiz ausschliesslich an Flugpldtzen, die fiir Einreisen aus Drittstaaten
vorgesehen sind. Daher sind nur Absatz 1 Buchstabe a sowie die Absétze 2 und 3 von
Artikel 5 der Uberpriifungsverordnung fiir die Schweiz anwendbar.

Diese Flugplitze sind in die Kategorien A—D unterteilt, wobei es sich bei den Flug-
plitzen der Kategorie A um die grossen internationalen Landesflughdfen in Basel,
Genf und Ziirich handelt. An den mittelgrossen Flugplatzen der Kategorie B (St. Gal-
len-Altenrhein, Bern, Lugano, Samedan und Sion) werden Linienfliige bzw. regel-
miéssige Fliige aus Drittstaaten abgewickelt. Kategorie C (Grenchen, La Chaux-de-

195/230



Erlduternder Bericht

Fonds, Lausanne, Locarno und Payerne) umfasst Landeplétze mit sehr geringem Flug-
aufkommen aus Drittstaaten. Flugplétze der Kategorie D (Buochs, Diibendorf, Em-
men, Saanen und Sankt Stephan) sind kleine Landeplétze mit sehr geringem Flugauf-
kommen aus Drittstaaten. Flugplidtze der Kategorien A—C konnen uneingeschréinkt
aus Landern ausserhalb des Schengen-Raums angeflogen werden, wéhrend dies bei
Flugplitzen der Kategorie D vorher angemeldet und genehmigt werden muss (Art. 29
Abs. 3 der Verordnung vom 15. August 2018112 iiber die Einreise und die Visumer-
teilung, VEV). Die Schweiz verfiigt somit derzeit iiber 18 Grenziibergangsstellen, an
denen die Schengen-Aussengrenzen iiberschritten werden konnen.

Im Jahr 2023 betrug das Gesamtpassagieraufkommen der schweizerischen Landes-
flughéfen insgesamt gut 53 Millionen. Von diesen Passagieren reisten rund 17,64 Mil-
lionen von oder nach Flughéfen, die sich in Drittstaaten (also ausserhalb des Schen-
gen-Raums) befinden, ein bzw. aus. In Basel reisten rund 8,05 Millionen Passagiere,
davon 3,45 Millionen Passagiere von oder nach Flughéfen ausserhalb des Schengen-
Raums, in Genf rund 16,31 Millionen Passagiere, davon 6,57 Millionen Passagiere
von oder nach Flughéfen ausserhalb des Schengen-Raums und in Ziirich rund 28,84
Millionen Passagiere, davon 12,44 Millionen Passagiere von oder nach Flughéfen
ausserhalb des Schengen-Raums ein bzw. aus. Uber 95 Prozent der Passagiere von
oder nach Flughifen ausserhalb des Schengen-Raums reisten iiber diese drei Landes-
flughéfen. Diese Zahlen liegen nur noch wenige Prozentpunkte unter den Zahlen vor
der Pandemie.

Die Kontrolle der Schengen-Aussengrenzen der Schweiz fillt geméss Artikel 9 AIG
grundsitzlich in die Zustdndigkeit der Kantone. Einige Kantone, die aufgrund eines
Flugplatzes auf ihrem Hoheitsgebiet iiber eine Schengen-Aussengrenze verfiigen, ha-
ben jedoch von der Mdoglichkeit Gebrauch gemacht, die auslédnderrechtliche Grenz-
kontrolle an den Bund zu iibertragen, insbesondere an das BAZG. Derzeit nimmt das
BAZG die Kontrolle an elf Flugpldtzen wahr. An den iibrigen Flugplétzen obliegt die
Zustandigkeit fiir ausldnderrechtliche Grenziibertrittskontrollen den jeweiligen Kan-
tonspolizeien.

Flugplatz Zustindige Behorde fiir die Kontrolle der
Schengen-Aussengrenze

Basel BAZG

Bern Kantonspolizei BE

Buochs Kantonspolizei NW

Diibendorf Kantonspolizei ZH

Emmen BAZG

Genf BAZG / Kantonspolizei GE (2. Kontrolllinie)

Grenchen Kantonspolizei SO

La Chaux-de-Fonds BAZG

Lausanne BAZG

112" SR 142.204

196 /230



Erlduternder Bericht

Flugplatz Zustindige Behorde fiir die Kontrolle der
Schengen-Aussengrenze

Locarno BAZG

Lugano BAZG

Payerne BAZG

Saanen Kantonspolizei BE

Sankt Stephan Kantonspolizei BE

Samedan BAZG

Sion BAZG / Kantonspolizei VS

St. Gallen-Altenrhein BAZG

Ziirich Kantonspolizei ZH

Uberpriifung an Schengen-Aussengrenziibergangsstellen
(Art. 5 Abs. 2 Uberpriifungsverordnung)

Wie bereits festgehalten, fiihrt Artikel 5 Absatz 2 der Uberpriifungsverordnung eine
Uberpriifung von Drittstaatsangehdrigen ein, die — ohne die Einreisevoraussetzungen
nach Artikel 6 SGK zu erfiillen — an Schengen-Aussengrenziibergangsstellen vorstel-
lig werden und internationalen Schutz beantragen. Da die Schweiz lediglich an Flug-
plitzen iiber Schengen-Aussengrenzen verfligt, muss im Asylgesetz eine neue Be-
stimmung eingefiigt werden, welche die Uberpriifung bei einem Asylgesuch am
Flughafen einfiihrt (Art. 21a VE-AsylG). Zudem miissen im Asylgesetz insbesondere
die Bestimmungen zum Asylverfahren am Flughafen (Art. 22 und 23 AsylG) ange-
passt werden. Wird kein Asylgesuch eingereicht, wird den Drittstaatsangehdrigen bei
Nichterfiillung der Einreisevoraussetzungen die Einreise bei der Grenzkontrolle ver-
weigert (Art. 65 AIG). Dementsprechend wird auch keine Uberpriifung durchgefiihrt.

Die Verantwortung fiir das Asylverfahren an denjenigen Flughédfen, in welchen Ver-
fahren nach Artikel 22 AsylG stattfinden, liegt grundsétzlich beim SEM (vgl. Art. 21a
Abs. 1 VE-AsylG). Einzelne Aufgaben wie die Personalienaufnahme, die Erstellung
von Fingerabdruckbogen sowie die summarische Befragung zum Reiseweg und zu
den Asylgriinden werden zurzeit durch das BAZG oder die Flughafenpolizei im Auf-
trag des SEM wahrgenommen (Art. 22 Abs. 1 VE-AsylG).

Die Uberpriifungsverordnung schreibt in Artikel 6 vor, dass den betroffenen Personen
wihrend der Dauer des Uberpriifungsverfahrens die Einreise in das Hoheitsgebiet des
Schengen-Staats zu verweigern ist. Selbst wenn eine faktische Einreise in das Ho-
heitsgebiet bereits erfolgt ist, sollen die Betroffenen aufgrund einer sogenannten «fik-
tiven Nichteinreise» als nicht eingereist gelten. Deswegen schreibt die Uberpriifungs-
verordnung in Artikel 8 Absatz 1 vor, dass die Uberpriifung gemiss Artikel 5 der
Uberpriifungsverordnung grundsatzhch an der Schengen-Aussengrenze selbst oder
alternativ an anderen Orten im Hoheitsgebiet durchgefiihrt werden sollte. Da die
Schweiz an den Flughéfen Ziirich und Genf bereits iiber die Infrastruktur zur Durch-
fiihrung des Flughafenasylverfahrens verfiigt, sollte das Uberpriifungsverfahren,
wenn moglich am Flughafen durchgefiihrt werden. Ist dies aufgrund fehlender Infra-
struktur nicht mdglich, sollten die Betroffenen in das nichstgelegene BAZ begleitet
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werden, wo die Uberpriifung durchgefiihrt wird (vgl. Art. 21a Abs. 2 VE-AsylG).
Damit neu ein begleiteter Transfer der Asylsuchenden in das BAZ mdglich ist, muss
Artikel 21 Absatz 1 AsylG angepasst werden.

Da bei der Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens am Flughafen an den aktuellen
Abliufen des Flughafenverfahrens grundsitzlich festgehalten wird, erfolgt die Uber-
priifung durch die zustéindige kantonale Behorde. Dies erfordert eine Anpassung von
Artikel 22 Absatz 1 AsylG.

Uberpriifung beim unbefugten Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze
(Art. 5 Abs. 1 Bst. a Uberpriifungsverordnung)

Auch fiir Drittstaatsangehdrige, die beim unbefugten Uberschreiten der Schengen-
Aussengrenze auf dem Land-, See- oder Luftweg aufgegriffen werden, soll eine Uber-
priifung vorgesehen werden. Da die Schweiz lediglich an den fiir eine Einreise aus
Drittstaaten vorgesehenen Flugpldtzen {iber eine Schengen-Aussengrenze verfiigt, ist
ein Uberschreiten der Schengen-Aussengrenze lediglich auf dem Luftweg und iiber
einen solchen Flugplatz mdglich. Das unbefugte Uberschreiten der Schengen-Aussen-
grenze ausserhalb der Schengen-Aussengrenziibergangsstellen ist unter diesen Gege-
benheiten dusserst schwierig, jedoch nicht unméglich. Beispielsweise sind bereits ver-
mehrt Flugzeuge aus einem Drittstaat unter einem Vorwand in einem Schengen-Staat
notgelandet, wobei bei der Landung mehrere Passagiere iiber das Rollfeld und den
Zaun gefliichtet sind. Damit die Schweiz ihrer Verpflichtung gestiitzt auf die Uber-
priifungsverordnung auch in diesem Punkt gerecht wird, soll in Artikel 95 VE-AIG
eine Uberpriifung gestiitzt auf Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a der Uberpriifungsver-
ordnung aufgenommen werden.

5.4.2.2 Uberpriifungsverfahren innerhalb des Hoheitsgebiets

Drittstaatsangehorige, welche die Schengen-Aussengrenze unautorisiert iiberschritten
haben und sich illegal im Schengen-Raum aufhalten (ohne «Overstayer») und auf dem
Hoheitsgebiet der Schweiz aufgegriffen werden, miissen ebenfalls einer Uberpriifung
unterzogen werden (Art. 7 Abs. 1 der Uberpriifungsverordnung). Dies gilt unabhingig
davon, ob sie um internationalen Schutz ersuchen.

Die Personenkontrollen in der Schweiz sowie an der Grenze werden durch Mitarbei-
tende der kantonalen Polizeibehdrden und des BAZG wahrgenommen (Art. 31 Abs. 2
VEV). Stellen diese Behorden im Rahmen einer Kontrolle fest, dass die kontrollierte
Person die Aussengrenze eines Schengen-Staats unzuldssigerweise liberschritten hat
und noch keine Uberpriifung durch einen anderen Schengen-Staat durchgefiihrt
wurde, iibergeben sie die Person der fiir die Durchfithrung der Uberpriifung zustindi-
gen kantonalen Behorde. Die Kantone konnen daher auch den geeigneten Ort zur
Durchfithrung der Uberpriifung selbst bestimmen (vgl. Art. 9c VE-AIG). Sobald die
aufgegriffenen Drittstaatsangehorigen ein Asylgesuch einreichen, ist der Bund fiir das
Uberpriifungsverfahren zustindig (vgl. Art. 9c Abs. 4 VE-AIG sowie Art. 26 Abs. 1%
VE-AsylG).
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5423 Unabhingiger Uberwachungsmechanismus

Gemiiss Artikel 10 der Uberpriifungsverordnung ist jeder Schengen-Staat verpflichtet,
einen unabhiingigen Uberwachungsmechanismus einzurichten um sicherzustellen,
dass wihrend des Uberpriifungsverfahrens das Vélkerrecht und die Grundrechte ein-
gehalten werden. Diese umfassen unter anderem den Zugang zum Asylverfahren, das
Non-Refoulement-Prinzip, das Wohl des Kindes und die entsprechenden Vorschriften
iiber die Inhaftnahme. Mit dem Uberwachungsmechanismus ist sicherzustellen, dass
fundierte Anschuldigungen zu Grundrechtsverstdssen wirksam und unverziiglich un-
tersucht werden. Die Stelle, welche die Aufgabe des unabhingigen Uberwachungs-
mechanismus wahrnimmt, ist befugt, jahrliche Empfehlungen an die Schengen-Staa-
ten abzugeben. In der Praxis ist die Unabhéngigkeit dieser Stelle bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben sicherzustellen. Die zustdndige Stelle nimmt ihre Auf-
gaben auf der Grundlage von Kontrollen vor Ort sowie zufélligen und unangekiindig-
ten Kontrollen wahr.

In Artikel 10 Absatz 2 der Uberpriifungsverordnung wird darauf hingewiesen, dass
die Aufgabe des Uberwachungsmechanismus auch vom nationalen Priventionsme-
chanismus iibernommen werden kann, der im Rahmen des Fakultativprotokolls der
Antifolter-Konvention eingerichtet wurde.

Vor diesem Hintergrund konnte z.B. die Nationale Kommission zur Verhiitung von
Folter (NKVF) die Aufgaben im Zusammenhang mit dem unabhédngigen Uberwa-
chungsmechanismus iibernehmen.

5.4.2.4 Neuer Zugriffszweck auf die EU-
Informationssysteme

Gemiss den Artikeln 20-23 der Uberpriifungsverordnung werden durch die Einfiih-
rung der Uberpriifung auch die Bestimmungen der EU-Verordnungen zu den EU-
Informationssystemen angepasst. Bei den Anderungen handelt es sich um die Anpas-
sung der Regelungen tiber die Zugriffsrechte. Neu muss es zum Zweck der Durchfiih-
rung der Uberpriifung mdglich sein, auf die einzelnen EU-Informationssysteme zuzu-
greifen. Da die EU-Verordnungen zum VIS, EES, ETIAS und CIR eine Anderung
erfahren, muss auch das AIG angepasst werden.

5.4.3 Besonderer Koordinationsbedarf

Bei der Ubernahme und Umsetzung der Uberpriifungsverordnung besteht ein beson-
derer Koordinationsbedarf im Hinblick auf:

— die Ubernahme und Umsetzung der neuen Eurodac-Verordnung (siehe
Ziff. 4);
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— die Vorlage zur Ubernahme und Umsetzung der Verordnungen (EU)
2021/1133 und (EU) 2021/1134 zur Reform des VIS und der damit verbun-
denen Bedingungen fiir den Zugang zu anderen EU-Informationssystemen fiir
VIS-Zwecke!13;

—  die Vorlage «Anderung des Auslinder- und Integrationsgesetzes (Erleichte-
rung der selbststindigen Erwerbstitigkeit, Beriicksichtigung des Lebensmit-
telpunkts und Zugriffe auf Informationssysteme)»;

—  das zukiinftige BAZG-Vollzugsaufgabengesetz!14.

Der Koordinationsbedarf zwischen der vorliegenden Vorlage und den erwéhnten Vor-
lagen wird unter Ziffer 5.6 detailliert aufgefiihrt.

5.5 Erliduterungen zu einzelnen Artikeln des
Umsetzungserlasses

5.5.1 Ausliinder- und Integrationsgesetz (AIG)

Art. 9b Uberpriifung an der Schengen-Aussengrenze

Das Parlament hat am 19. Mérz 2021 im Zusammenhang mit einer Weiterentwicklung
des Schengen-Besitzstands eine Anderung des AIG beschlossen (Genehmigung und
Umsetzung der Notenaustausche zwischen der Schweiz und der EU betreffend die
Ubernahme der Verordnungen [EU] 2019/817 und 2019/818 zur Errichtung eines
Rahmens fiir die Interoperabilitit zwischen EU-Informationssystemen; 20.070)''5,
Dabei wurde ein neuer Artikel 92 VE-AIG geschaffen, in dem die Uberwachung der
Ankunft am Flughafen geregelt werden soll (bisher Art. 103 AIG). Die Anderung des
AIG ist noch nicht in Kraft getreten. Die vorliegende Regelung zur Uberpriifung an
der Schengen-Aussengrenze soll deshalb in einen neuen Artikel 95 VE-AIG aufge-
nommen werden.

Absatz 1 bestimmt, dass Drittstaatsangehorige, die illegal die Schengen-Aussen-
grenze ausserhalb einer vorgeschriebenen Grenziibergangsstelle {iberschreiten und
dabei aufgegriffen werden, unverziiglich, hdchstens aber innerhalb von sieben Tagen,
von den kantonalen Polizeibehdrden einer Uberpriifung unterzogen werden (vgl.
Art. 5 Abs. 1 Bst. a der Uberpriifungsverordnung). Falls die auslinderrechtliche
Grenzkontrolle an den Bund iibertragen wurde, ist das BAZG fiir die Uberpriifung
zustindig (vgl. Art. 9 AIG). Die Uberpriifung findet im Allgemeinen am Flughafen
oder in dessen Néhe oder alternativ an anderen Orten im Hoheitsgebiet der Schweiz
statt (vgl. Art. 8 Abs. 1 der Uberpriifungsverordnung). Findet die Uberpriifung ge-
stiitzt auf Artikel 8 Absatz 1 der Uberpriifungsverordnung alternativ an einem Ort in-
nerhalb des Hoheitsgebiets statt, gelten die betroffenen Personen als nicht eingereist
(sog. fiktive Nichteinreise).

113 BBI12022 3213
114 BBI12022 2724
115 BBI12021 674
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Absatz 2 regelt, welche Abklirungen anlisslich des Uberpriifungsverfahrens durch-
gefiihrt werden miissen (vgl. Art. 8 Abs. 5 der Uberpriifungsverordnung). Dies betrifft
die Vornahme einer vorldufigen Gesundheitskontrolle und die Priifung der Vulnera-
bilitit (Art. 12 der Uberpriifungsverordnung), die Identifizierung und Verifizierung
der Identitit (Art. 14 der Uberpriifungsverordnung), die allfillige Erfassung der bio-
metrischen Daten in Eurodac, eine Sicherheitskontrolle (Art. 15 und 16 der Uberprii-
fungsverordnung), das Ausfiillen des Uberpriifungsformulars (Art. 17 der Uberprii-
fungsverordnung) und die Zuweisung an das geeignete Verfahren (Art. 18 der
Uberpriifungsverordnung).

Absatz 3 bestimmt, welche Mitwirkungspflichten den betroffenen Personen wéhrend
des Uberpriifungsverfahrens obliegen. Sie miissen insbesondere den zustéindigen kan-
tonalen Behorden wihrend der Dauer der Uberpriifung zur Verfiigung stehen (vgl.
Art. 6 und 9 Abs. 1 der Uberpriifungsverordnung). Verstdsst die betroffene Person
wihrend des Uberpriifungsverfahrens gegen ihre Mitwirkungspflichten oder besteht
die Gefahr, dass sie untertaucht oder gegen die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung
verstdsst, kann gestiitzt auf Artikel 73 Absatz 1 Buchstabe d und Absatz 2 VE-AIG
eine kurzfristige Festhaltung angeordnet werden.

Absatz 4 hélt fest, dass sich lediglich diejenigen Drittstaatsangehdrigen im Sinne von
Absatz 1 einer Uberpriifung unterziehen miissen, bei denen die zustindigen Behorden
aufgrund der Eurodac-Verordnung biometrische Daten erfassen miissen. Ausgenom-
men sind Drittstaatsangehdrige, bei denen die zustdndigen Behdrden nach Artikel 23
Absatz 1 der Eurodac-Verordnung aus anderen Griinden als ihrem Alter nicht ver-
pflichtet sind, biometrische Daten zu erfassen.

In Absatz 5 wird auf das Verfahren nach Artikel 23 Absatz 4 der Eurodac-Verordnung
verwiesen. Bei Personen, auf die aufgrund des Zustands ihrer Fingerkuppen das Ver-
fahren nach Artikel 23 Absatz 4 der erwdhnten Verordnung anwendbar ist, wird die
Uberpriifung im Anschluss an dieses Verfahren durchgefiihrt. Befinden sich die be-
troffenen Personen lidnger als 72 Stunden an der Aussengrenze, wird die Frist fiir die
Uberpriifung auf vier Tage verkiirzt.

Absatz 6 regelt, dass auf Drittstaatsangehorige, die illegal die Schengen-Aussen-
grenze ausserhalb einer vorgeschriebenen Grenziibergangsstelle liberschreiten, dabei
aufgegriffen werden und unmittelbar danach um Asyl nachsuchen, das Verfahren am
Flughafen gemiss Artikel 21a Absatz 1 VE-AsylG Anwendung findet. Ist ein solches
Verfahren am entsprechenden Flughafen nicht vorgesehen (vgl. Art. 21a Abs. 2 VE-
AsylG), miissen diese Personen gemaiss Artikel 21 Absatz 1 VE-AsylG zu einem BAZ
begleitet werden. Im BAZ findet das Uberpriifungsverfahren gestiitzt auf Artikel 26
Absatz 1" VE-AsylG statt. Die bisherige Regelung in Artikel 21 Absatz 1 AsylG sieht
vor, dass solche Personen heute lediglich an ein BAZ verwiesen werden. Da die be-
troffenen Personen den zustindigen Behorden wihrend der Uberpriifung durchgehend
zur Verfligung stehen miissen (vgl. Abs. 3), dréngt sich diese strengere Regelung auf.

Absatz 7 hilt fest, dass in Fillen, in denen die Uberpriifung von Personen, die illegal
die Schengen-Aussengrenze ausserhalb einer vorgeschriebenen Grenziibergangsstelle
tiberschreiten und dabei aufgegriffen werden, bereits begonnen hat und die betroffene
Person wihrenddessen Asyl beantragt, die Uberpriifung zu Ende gefiihrt und die Per-
son danach in ein BAZ gebracht wird.
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Art. 9c Uberpriifung im Hoheitsgebiet

Absatz 1 setzt Artikel 7 der Uberpriifungsverordnung um und hilt fest, dass Dritt-
staatsangehorige, die sich illegal in der Schweiz aufhalten und im Hoheitsgebiet eines
Kantons aufgegriffen werden, unverziiglich und innerhalb von hochstens drei Tagen
nach dem Aufgreifen von der zusténdigen kantonalen oder kommunalen Polizeibe-
hérde einer Uberpriifung unterzogen werden miissen. Diese wird jedoch nur durchge-
fiihrt, wenn die betroffenen Personen die Aussengrenze eines Schengen-Staats in un-
zuliissiger Weise iiberschritten haben und noch keine Uberpriifung in einem
Schengen-Staat durchgefiihrt wurde. Eine Person hat die Aussengrenze eines Schen-
gen-Staates in unzulédssiger Weise tiberschritten, wenn sie gemdss der Abfrage der
EU-Informationssysteme die Einreisevoraussetzungen nach Artikel 6 SGK nicht er-
fiillt. Sofern ein Eintrag zur betroffenen Person in Eurodac besteht, kann davon aus-
gegangen werden, dass sie bereits iiberpriift wurde, weswegen in diesen Féllen von
einer Uberprufung abzusehen ist. Aktuell wird abgeklart, ab welchem Zeitpunkt eine
erneute Uberpriifung bei einem bestehenden Eintrag erforderlich ist.

Bei Drittstaatsangehdrigen, die sich zuvor rechtmaéssig in der Schweiz aufgehalten
haben (z. B. «Overstayer»), wird keine Uberpriifung durchgefiihrt. Grundsétzlich sind
die Kantone fiir die Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens zustindig und kénnen
den geeigneten Ort fiir die Durchfiihrung der Uberpriifung nach Artikel 8 Absatz 2
der Uberpriifungsverordnung bestimmen.

Absatz 2 bestimmt im Sinne der Artikel 7 Absatz 1 und 9 Absatz 1 der Uberpriifungs-
verordnung, welche Mitwirkungspflichten den betroffenen Personen wihrend des
Uberpriifungsverfahrens obliegen. Sie miissen insbesondere den zustindigen kanto-
nalen Behorden wihrend der Dauer des Uberpriifungsverfahrens an dem von den kan-
tonalen Behorden zu bestimmenden Ort zur Verfiigung stehen. Falls die Gefahr be-
steht, dass sie untertauchen oder gegen die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung der
Schweiz verstossen oder ihre Mitwirkungspflichten verletzen, besteht die Mdglich-
keit, eine kurzfristige Festhaltung im Sinne von Artikel 73 Absatz 1 Buchstabe d und
Absatz 2% VE-AIG anzuordnen.

Absatz 3 hilt fest, dass bei Personen nach Absatz 1 von einem Uberpriifungsverfahren
abgesehen werden kann und diese unmittelbar nach dem Aufgreifen von einem ande-
ren Schengen-Staat aufgrund bilateraler Abkommen gemiss Artikel 64¢ Absatz 1
Buchstabe a AIG riickiibernommen werden. Das Uberpriifungsverfahren wird in die-
sem Fall von demjenigen Schengen-Staat durchgefiihrt, der die betroffene Person
riickiibernommen hat. Zusitzlich kann von einer Uberpriifung abgesehen werden,
wenn bereits eine Uberpriifung durchgefiihrt wurde.

Gemadss Absatz 4 miissen Drittstaatsangehorige, unmittelbar nachdem sie aufgegrif-
fen wurden und um Asyl ersuchen von derjenigen Behorde, die das Gesuch entgegen-
genommen hat, zu einem BAZ begleitet werden. In solchen Fillen muss das Uberprii-
fungsverfahren vom Bund durchgefiihrt werden (vgl. Art. 26 Abs. 1Y VE-AsylG).
Gemiiss der heutigen Regelung werden asylsuchende Personen lediglich an ein BAZ
verwiesen. Da diese aber den zustéindigen Behdrden wihrend des Uberpriifungsver-
fahrens durchgehend zur Verfiigung stehen miissen (vgl. Abs. 3), dringt sich diese
strengere Regelung auf.
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Absatz 5 hilt fest, dass die Uberpriifung von Drittstaatsangehorigen, die wihrend der
Uberpriifung Asyl beantragen, zu Ende gefiihrt werden muss und dass die betreffen-
den Personen nach Abschluss der Uberpriifung in ein BAZ begleitet werden.

Art. 9d Unabhingiger Uberwachungsmechanismus im Rahmen der
Uberpriifung

Diese neue Bestimmung regelt die Umsetzung von Artikel 10 Absitze 2—4 der Uber-
priifungsverordnung. Sie hilt fest, dass im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens im
Sinne der Artikel 95 und 9¢ VE-AIG fiir den unabhiingigen Uberwachungsmechanis-
mus sinngemdss die Regelungen von Artikel 215 VE-AsylG angewendet werden (vgl.
Ziff. 5.4.2.3 zu Art. 215 VE-AsylG).

Art. 30 Abs. 1 Bst. |

Im neuen Artikel 95 VE-AIG wird das Asylgesetz erstmals erwdhnt und muss daher
mit vollstdndigem Titel, Datum und SR-Nummer zitiert werden. Bisher war die erste
Nennung im vorliegenden Artikel. Neu kdnnen in Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe 1
somit nur die Abkiirzung und die SR-Nummer angegeben werden. Dabei handelt es
sich lediglich um eine formelle Anpassung.

Art. 73 Abs. 1 Bst. d und 2°

Absatz 1 Buchstabe d hilt neu fest, dass die zustédndige Behorde des Bundes oder des
Kantons Personen ohne Kurzaufenthalts-, Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilli-
gung zur Durchfiihrung des Uberpriifungsverfahrens festhalten kann, falls die Gefahr
besteht, dass sie untertauchen oder gegen die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung in
der Schweiz verstossen oder ihre Mitwirkungspflichten verletzen.

Die Dauer der kurzfristigen Festhaltung betrigt nach geltendem Recht maximal drei
Tage (vgl. Art. 73 Abs. 2 AIG).

Abweichend davon regelt Absatz 2% neu, dass die Festhaltungsdauer fiir die Durch-
filhrung des Uberpriifungsverfahrens an der Schengen-Aussengrenze (Art. 9b VE-
AIG und Art. 26 Abs. 1° VE-AsylG) hochstens sieben Tage, fiir das Uberpriifungs-
verfahren im Hoheitsgebiet (Art. 9¢ VE-AIG) oder im Rahmen des Asylverfahrens
(Art. 26 Abs. 1°s VE-AsylG) hochstens drei Tage und fiir das Uberpriifungsverfahren
nach Artikel 95 Absatz 4 VE-AIG hochstens vier Tage betragen darf.

Art. 103c Abs. 2 Bst. g

Diese Bestimmung regelt die Online-Abfrage der Daten im EES und wurde mit dem
Bundesbeschluss zum EES!16 neu eingefiigt. Im Rahmen der Ubernahme und Umset-
zung der Verordnungen (EU) 2021/1133 und (EU) 2021/1134 wurde die Bestimmung
erneut revidiert.117 Damit das Grenzwachtkorps, die kantonalen und kommunalen Po-

116 BB12019 4573
117 BBI12022 3213
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lizeibehorden, die Personenkontrollen durchfithren, und das SEM als die fiir die Uber-
priifung zustindigen Behdrden im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens an der Schen-
gen-Aussengrenze und im Hoheitsgebiet zum Zweck der Identifikation oder der Uber-
priifung der Identitdt und der Sicherheitskontrolle die Daten des EES abrufen kénnen,
muss Absatz 2 entsprechend angepasst werden (Umsetzung von Art. 21 der Uberprii-
fungsverordnung). Es ist darauf hinzuweisen, dass mit der Umsetzung der Uberprii-
fungsverordnung keine neuen Zugriffsrechte auf das EES geschaffen werden. Dieje-
nigen Behorden, die bereits heute die Daten des EES online abfragen diirfen (vgl.
Art. 103¢ Abs. 2 AIG), sind neu befugt, dies kiinftig auch zum Zweck des Uberprii-
fungsverfahrens zu tun. Deshalb wird fiir das BAZG vorldufig weiterhin die Bezeich-
nung «Grenzwachtkorps» verwendet, um eine Einheitlichkeit sicherzustellen, da die-
ser Begriff noch im bestehenden Artikel bzw. Absatz genannt wird. Diese
Bezeichnung wird im Zuge der Totalrevision des Zollrechts angepasst (vgl.
Ziff. 4.6.4).

Art. 108c Abs. 4

Artikel 108¢ AIG bestimmt die fiir die Schweiz zustindige nationale ETIAS-Stelle
und deren wichtigsten Aufgaben. Neu muss in Absatz 4 analog zu Absatz 3 ergénzt
werden, dass die nationale ETTIAS-Stelle die erforderlichen Abklérungen vornimmt,
wenn der Abgleich der Daten von Drittstaatsangehdrigen, die sich im Uberpriifungs-
verfahren befinden, einen Treffer mit der nationalen ETIAS-Uberwachungsliste ge-
neriert. Sie muss insbesondere den Treffer verifizieren und den die Uberpriifung
durchfithrenden Behorden eine Risikoeinschétzung in Bezug auf die innere Sicherheit
abgeben, damit diese iiber die Einreise entscheiden konnen.

Art. 108e Abs. 2 Bst. f

Dieser Artikel regelt die Online-Abfrage der Daten im ETIAS. In Absatz 2 soll neu
festgehalten werden, dass das Grenzwachtkorps, die kantonalen und kommunalen Po-
lizeibehorden, die Personenkontrollen durchfithren, und das SEM als die fiir die Uber-
priifung zustindigen Behdrden im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens an der Schen-
gen-Aussengrenze und im Hoheitsgebiet zum Zweck der in den Artikeln 14 und 15
Absatz 2 der Uberpriifungsverordnung genannten Griinde (Identifizierung oder Veri-
fizierung der Identitdt/Sicherheitskontrolle) auf ETIAS zugreifen diirfen (Umsetzung
von Art. 22 der Uberpriifungsverordnung). Mit der Umsetzung der Uberpriifungsver-
ordnung werden aber keine neuen Zugriffsrechte auf ETIAS geschaffen. Vielmehr
sind die Behorden, die bereits heute die Daten online abfragen diirfen, befugt, dies
kiinftig auch im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens zu tun. Deshalb wird fiir das
BAZG vorléufig weiterhin die Bezeichnung «Grenzwachtkorps» verwendet, um eine
Einheitlichkeit sicherzustellen, da dieser Begriff noch im bestehenden Artikel bzw.
Absatz genannt wird. Diese Bezeichnung wird im Zuge der Totalrevision des Zoll-
rechts angepasst (vgl. Ziff. 4.6.4).
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Art. 109a Abs. 2 Bst. i

Absatz 2 regelt die Online-Abfrage der Daten im VIS. Damit das Grenzwachtkorps,
die kantonalen und kommunalen Polizeibehorden, die Personenkontrollen durchfiih-
ren kénnen, und das SEM als fiir die Uberpriifung zustindigen Behorden im Rahmen
des Uberpriifungsverfahrens an der Schengen-Aussengrenze und im Hoheitsgebiet
zum Zweck der Identifikation oder der Uberpriifung der Identitit und der Sicherheits-
kontrolle die Daten des VIS abrufen kdnnen, muss Absatz 2 entsprechend angepasst
werden (Umsetzung von Art. 20 der Uberpriifungsverordnung). Es werden jedoch
keine neuen Zugriffsrechte geschaffen. Deshalb wird fiir das BAZG vorldufig weiter-
hin die Bezeichnung «Grenzwachtkorps» verwendet, um eine Einheitlichkeit sicher-
zustellen, da dieser Begriff noch im bestehenden Artikel bzw. Absatz genannt wird.
Diese Bezeichnung wird im Zuge der Totalrevision des Zollrechts angepasst (vgl.
Ziff. 4.6.4).

Art. 110b% Abfrage des CIR zur Identifizierung im Rahmen des
Uberpriifungsverfahrens

Diese Bestimmung regelt die Zugriffsrechte auf den CIR zwecks Identifikation einer
betroffenen Person im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens. Sie entspricht materiell
weitgehend dem Artikel 20a der Verordnung (EU) 2019/817 und bezeichnet die zu-
stindigen nationalen Behorden, die kiinftig Zugriff auf den CIR erhalten. Es sind dies
die kantonalen Polizeibehdrden sowie das BAZG im Rahmen der Uberpriifung an der
Schengen-Aussengrenze gemdss Artikel 95 VE-AIG (Bst. a), die kantonalen und
kommunalen Polizeibehorden im Rahmen der Uberpriifung auf Schweizer Hoheits-
gebiet gemiss Artikel 9¢ VE-AIG, wenn die betroffene Person kein Asylgesuch ein-
reicht (Bst. b), die zusténdigen kantonalen und kommunalen Polizeibehérden sowie
das BAZG, soweit es fiir die Grenzkontrolle zustindig ist, im Rahmen der Uberprii-
fung am Flughafen gemiéss Artikel 21a Absatz 1 VE-AsylG (Bst. ¢) sowie das SEM
im Rahmen der Uberpriifung in den BAZ gemiiss Artikel 26 Absitze 1% und 1% VE-
AsylG (Bst. d).

5.5.2 Asylgesetz (AsylG)

Art. 21 Abs. 1

Neu sind die fiir die Personenkontrollen an den Binnengrenzen und im Inland zustén-
digen kantonalen Behorden und Behorden des Bundes (BAZG) verpflichtet, Perso-
nen, die im Rahmen dieser Kontrollen ein Asylgesuch einreichen, nicht mehr nur an
ein BAZ zu verweisen, sondern die betroffenen Personen bis in das nidchste BAZ zu
begleiten. Ab Einreichung eines Asylgesuchs im Inland ist das SEM fiir die Durch-
fithrung des Uberpriifungsverfahrens zustindig. Mit der Begleitung bis zu einem BAZ
soll die Verfiigbarkeit der asylsuchenden Person sichergestellt und ein Untertauchen
vor der Durchfithrung bzw. dem Abschluss der Uberpriifung verhindert werden (vgl.
dazu auch Art. 95 Abs. 5 und 9¢ Abs. 4 VE-AIG).
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Art. 21a Uberpriifung bei einem Asylgesuch am Flughafen

Abs. 1

Zukiinftig muss bei Personen, die an der Schengen-Aussengrenze an einem Schweizer
Flughafen, an dem die fiir die Durchfiihrung von Asylverfahren benétigten Strukturen
vorhanden sind (Kategorien A-D), ein Asylgesuch einreichen und die Einreisevoraus-
setzungen nicht erfiillen, vor der Priifung des Asylgesuchs ein Uberpriifungsverfahren
durchgefiihrt werden. Fiir die Uberpriifung sollen die an den jeweiligen Flughéfen
zustdndigen kantonalen Behorden zustdndig sein. Unmittelbar nach Einreichung eines
Asylgesuchs informiert die zusténdige kantonale Behorde das SEM und bezieht es mit
ein.

Wie bereits nach geltendem Recht gewihrleistet der Bund asylsuchenden Personen,
die an einem Schweizer Flughafen ein Asylgesuch einreichen, unentgeltliche Bera-
tung und Rechtsvertretung (Art. 22 Abs. 3¥s VE-AsylG). Neu sieht Artikel 22 Ab-
satz 7 VE-AsylG vor, dass diese unentgeltliche Beratung und Rechtsvertretung erst
nach Abschluss der Uberpriifung zu gewihrleisten ist. Damit ist der unentgeltliche
Rechtsschutz fiir die Behandlung des Asylgesuchs wie bis anhin vollumfénglich si-
chergestellt.

Bei unbegleiteten Minderjahrigen ist sicherzustellen, dass bis zum Abschluss der
Uberpriifung eine Vertretung oder, falls keine Vertretung ernannt wurde, eine Person,
die darin ausgebildet ist, das Wohl des Minderjdhrigen zu wahren, bestimmt wird.
Nach Abschluss der Uberpriifung steht diese Aufgabe der Rechtsvertretung als Ver-
trauensperson zu.

Abs. 2

Wenn an der Schengen-Aussengrenze an einem Schweizer Flughafen, an dem keine
Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefithrt werden, Drittstaatsangehdrige ein
Asylgesuch einreichen und die Einreisevoraussetzungen nach Artikel 6 SGK nicht
erfiillen, so werden diese Personen in ein BAZ begleitet. Die Begleitung in das BAZ
ist von der zustdndigen kantonalen Polizeibehorde sicherzustellen. Falls die auslin-
derrechtliche Grenzkontrolle am einschldgigen Flughafen an den Bund iibertragen
wurde, ist das BAZG fiir die Begleitung in das BAZ zusténdig. Nach Eintreffen in
diesem fithrt das SEM gestiitzt auf Artikel 26 Absatz 1*" VE-AsylG das Uberprii-
fungsverfahren innerhalb von sieben Tagen durch.

Wihrend des Uberpriifungsverfahrens steht den betroffenen Personen keine unent-
geltliche Beratung und Rechtsvertretung zu. Diese wird ihnen gestiitzt auf Arti-
kel 102/ Absatz 1 VE-AsylG erst nach Abschluss der Uberpriifung fiir das weitere
Asylverfahren gewéhrt.

Bei Verfahren gestiitzt auf Absatz 2 ist sicherzustellen, dass bei unbegleiteten Min-
derjihrigen bis zum Abschluss der Uberpriifung eine Vertretung oder, falls keine Ver-
tretung ernannt wurde, eine Person, die darin ausgebildet ist, das Wohl des Minder-
jéhrigen zu wahren, bestimmt wird. Nach Abschluss der Uberpriifung kommt diese
Aufgabe der Rechtsvertretung als Vertrauensperson zu.
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Abs. 3

Absatz 3 hélt fest, dass Drittstaatsangehdrigen, denen die Einreise aus humanitéren
Griinden oder aus Griinden des nationalen Interesses oder aufgrund internationaler
Verpflichtungen gestattet wurde (vgl. Art. 6 Abs. 5 Bst. ¢ SGK) und die ein Asylge-
such einreichen, ebenfalls der Uberpriifung unterstehen. Wenn das Asylgesuch an ei-
nem Flughafen eingereicht wird, an dem ein Verfahren gestiitzt auf Artikel 22 AsylG
durchgefiihrt wird, kommt Artikel 21a Absatz 1 VE-AsylG in Bezug auf das Uber-
priifungsverfahren zur Anwendung. Sollte das Asylgesuch an einem Flughafen einge-
reicht werden, an dem kein Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefiihrt werden
kann, ist Artikel 21a Absatz 2 VE-AsylG in Bezug auf das Uberpriifungsverfahren
anwendbar.

Abs. 4

Absatz 4 enthiilt abschliessend die Elemente des Uberpriifungsverfahrens nach Arti-
kel 8 Absatz 5 der Uberpriifungsverordnung bzw. die Aufgaben, die durch die zustin-
dige Behorde im Rahmen der Uberpriifung wahrgenommen werden miissen (vgl. Er-
lauterungen zu Art. 95 Abs. 2 VE-AIG).

Abs. 5

Asylsuchende miissen im Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht den zustindigen Behor-
den wihrend der Dauer der Uberpriifung zur Verfiigung stehen. Sie sind verpflichtet,
ihre Personalien anzugeben sowie gegebenenfalls Dokumente und Informationen vor-
zulegen, die diese Angaben belegen. Dariiber hinaus sind sie verpflichtet, ihre bio-
metrischen Daten bereitzustellen.

Abs. 6

Das Uberpriifungsverfahren soll grundsitzlich an der Schengen-Aussengrenze bzw.
im Transitbereich des Flughafens oder alternativ an einem anderen Ort im Hoheitsge-
biet durchgefiihrt werden. Fiithrt das SEM das Asylverfahren am Flughafen durch,
verweigert es der asylsuchenden Person fiir die Dauer der Uberpriifung und im Hin-
blick auf die Durchfithrung des Asylverfahrens am Flughafen die Einreise in die
Schweiz. Die voriibergehende Festhaltung im Transitbereich eines Flughafens muss
behordlich angeordnet und richterlich tiberpriifbar sein. Das SEM ist fiir die vorsorg-
liche Anordnung der Einreiseverweigerungen zusténdig, sobald ein Asylgesuch ein-
gereicht wurde. Im Gegensatz zum heutigen Flughafenverfahren (vgl. Art. 22 Abs. 2
AsylG) muss das SEM in jedem Fall vorsorglich die Einreise verweigern. Diese vor-
sorgliche Einreiseverweigerung gilt — wie bereits erwéhnt — sowohl fiir die Dauer des
Uberpriifungsverfahrens als auch fiir die Dauer des nachfolgenden Asylverfahrens.
Die Einreiseverweigerung kann bis zur Er6ffnung der endgiiltigen Verfiigung des
SEM im Rahmen des Flughafenasylverfahrens beim Bundesverwaltungsgericht ange-
fochten werden (vgl. Art. 108 Abs. 4 VE-AsylG).
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Abs. 7

Dieser Absatz entspricht dem Wortlaut des geltenden Artikels 22 Absatz 3 AsylG.
Die Zuweisung einer Unterkunft durch das SEM erfolgt kiinftig fiir das Uberpriifungs-
verfahren, die allenfalls nachfolgenden Verfahrensschritte im Rahmen des Asylver-
fahrens am Flughafen sowie fiir den spéteren Vollzug der Wegweisung. Die Maxi-
maldauer fiir den Aufenthalt in der Unterkunft im Transitbereich wird aufgrund der
Uberpriifung entsprechend von 60 auf 67 Tage verlingert (vgl. Art. 22 Abs. 8 VE-
AsylG). Die Zuweisungsverfiigung des SEM kann von der betroffenen Person jeder-
zeit beim Bundesverwaltungsgericht angefochten werden (vgl. Art. 108 Abs. 4
VE-AsylG).

Abs. 8
Dieser Absatz entspricht dem geltenden Artikel 22 Absatz 4 AsylG.

Art. 21b Unabhdngiger Uberwachungsmechanismus im Rahmen der
Uberpriifung

Abs. 1

Im Rahmen des Uberpriifungsverfahrens gemiss den Artikeln 95 und 9¢ VE-AIG so-
wie den Artikeln 21a und 26 Absatz 1* und 1'* VE-AsylG soll die fiir den unabhén-
gigen Uberwachungsmechanismus zustindige Stelle wihrend des Uberpriifungsver-
fahrens sicherstellen, dass das Volkerrecht und die Menschenrechte eingehalten
werden. Dies betrifft insbesondere den Zugang zum Asylverfahren, das Non-Refou-
lement-Prinzip, das Wohl des Kindes und die entsprechenden Vorschriften iiber die
Inhaftnahme.

Abs. 2
Der Bundesrat soll auf Verordnungsstufe die zustindige Stelle benennen.

Die Uberpriifungsverordnung hilt fest, dass die entsprechenden Aufgaben auch vom
nationalen Praventionsmechanismus iibernommen werden konnen (Art. 10 Abs. 2).
Vor diesem Hintergrund kénnte auch die NKVF diese Aufgaben iibernehmen (vgl.
Ausfiihrungen dazu in Ziff. 5.4.2.3).

Art. 22 Asylverfahren am Flughafen

Abs. 1

Nach Abschluss des Uberpriifungsverfahrens ist das SEM — anstelle der Grenzkon-
trollbehorde des entsprechenden Flughafens — im Rahmen des Asylverfahrens berech-
tigt, weitere fiir das Asylverfahren notwendige Schritte durchzufiihren (vgl. Art. 95
AsylG). Dazu gehoren die Erhebung weiterer Personalien, die Erstellung von Finger-
abdruckbogen und Fotografien, falls dies nicht bereits wihrend der Uberpriifung er-
ledigt wurde, die Erfassung zusitzlicher biometrischer Daten, die Uberpriifung von
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Beweismitteln und Reise- und Identitdtspapieren sowie herkunfts- und identitétsspe-
zifische Abkldrungen. Wie im Inlandverfahren kann das SEM Dritte mit diesen Auf-
gaben betrauen (vgl. Art. 26 Abs. 5 AsylG).

Abs. 2

Auch fiir das Flughafenverfahren soll neu explizit eine Informationspflicht der zustén-
digen Behorde gegeniiber den Asylsuchenden vorgesehen werden, analog zum In-
landverfahren (vgl. Art. 26 Abs. 3 AsylG).

Abs. 3
Entspricht Artikel 22 Absatz 1% des geltenden AsylG.

Abs. 4
Entspricht Artikel 22 Absatz 1'" des geltenden AsylG.

Abs. 5

Das SEM kann neu auch die Einreise einer asylsuchenden Person zwecks Durchfiih-
rung eines Inlandverfahrens bewilligen, wenn absehbar ist, dass das Verfahren nicht
innert 27 Tagen nach Einreichung des Gesuchs abgeschlossen werden kann. Diese
Ausnahmebestimmung kann beispielsweise Anwendung finden, wenn unverhéltnis-
massig viele Asylgesuche an einem Flughafen eingereicht werden oder wenn sich im
Einzelfall herausstellt, dass ein Verfahren aufwendiger ist als urspriinglich angenom-
men.

Abs. 6
Entspricht Artikel 22 Absatz 2% des geltenden AsylG.

Abs. 7

Wie bereits erwéhnt, gewahrleistet der Bund asylsuchenden Personen, die an einem
Schweizer Flughafen ein Asylgesuch einreichen, bereits nach geltendem Recht unent-
geltliche Beratung und Rechtsvertretung. Neu sieht der vorliegende Absatz 7 vor, dass
diese unentgeltliche Beratung und Rechtsvertretung erst nach Abschluss der Uberprii-
fung zu gewihrleisten ist.

Abs. 8

Aufgrund des Uberpriifungsverfahrens an Flughifen, das bis zu sieben Tagen dauern
kann, soll die maximale Aufenthaltsdauer in einer Flughafenunterkunft von 60 auf 67
Tage erhoht werden, wenn ein Asylgesuch gestellt wird.

Abs. 9
Entspricht Artikel 22 Absatz 6 des geltenden AsylG.
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Art. 23 Abs. 2

Die Verfahrensdauer soll aufgrund des Uberpriifungsverfahrens gemiss Artikel 21a
Absatz 1 VE-AsylG, das bis zu sieben Tage dauern kann, von 20 auf 27 Tage verlan-
gert werden.

Art. 26

Abs. 1

Bei einer Person, die sich illegal in der Schweiz aufhilt und ein Asylgesuch einreicht,
fiihrt das SEM das Uberpriifungsverfahren gestiitzt auf Artikel 26 Absatz 1% VE-
AsylG durch, wenn ein solches nicht bereits vorgéngig an einer Schengen-Aussen-
grenze erfolgt ist. Das Uberpriifungsverfahren soll grundsitzlich wihrend der Vorbe-
reitungsphase in einem BAZ durchgefiihrt werden. Dementsprechend muss die maxi-
male Dauer der Vorbereitungsphase in einem BAZ in diesen Fillen von zehn Tagen
(Dublin-Verfahren) bzw. 21 Tagen (iibrige Asylverfahren) um drei Tage auf 13 Tage
bzw. 24 Tage erhoht werden.

Personen, die gestiitzt auf Artikel 21a Absatz 2 VE-AsylG an der Schengen-Aussen-
grenze an einem Schweizer Flughafen, an dem kein Verfahren nach Artikel 22 AsylG
durchgefiihrt wird, um Asyl ersuchen, werden in ein BAZ begleitet. Dort fiihrt das
SEM die Uberpriifung gestiitzt auf Artikel 26 Absatz 1*" VE-AsylG durch. Auch hier
soll das Uberpriifungsverfahren wihrend der Vorbereitungsphase durchgefiihrt wer-
den. Dementsprechend muss in diesen Féllen die maximale Dauer der Vorbereitungs-
phase von zehn Tagen fiir Dublin-Verfahren bzw. von 21 Tagen fiir die {ibrigen Asyl-
verfahren um sieben Tage auf 17 und 28 Tage erhoht werden.

Abs. 1"
Der vorliegende Absatz umfasst zwei Personenkategorien:

—  Personen, die wihrend einer Kontrolle im Hoheitsgebiet aufgegriffen werden
und ein Asylgesuch einreichen;

—  Personen, die in einem BAZ vorstellig werden und um Asyl nachsuchen.

Bei diesen Personen wird durch das SEM ein Uberpriifungsverfahren in den BAZ
durchgefiihrt, sofern keine Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass sie die Aussengrenze
eines Schengen-Staats in zuldssiger Weise tiberschritten haben und bereits iiberpriift
wurden. Die Uberpriifung hat in diesen Fillen unverziiglich und innerhalb von drei
Tagen, nachdem die betroffene Person aufgegriffen bzw. vorstellig wurde, zu erfolgen
(vgl. Art. 7 der Uberpriifungsverordnung).

Abs. 1"

Wird an der Schengen-Aussengrenze an einem Schweizer Flughafen, an dem kein
Verfahren nach Artikel 22 AsylG durchgefiihrt wird, ein Asylgesuch eingereicht, so
miissen die betroffenen Personen zwecks Uberpriifung in ein BAZ begleitet werden
(vgl. Art. 21a Abs. 2 VE-AsylG). Der vorliegende Absatz hilt nun fest, dass bei diesen
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Personen das Uberpriifungsverfahren in den BAZ nicht innert drei, sondern innert sie-
ben Tagen seit dem Vorstelligwerden der Person an der Schengen-Aussengrenze
durchgefiihrt werden muss.

Abs ]quater

In diesem Absatz sind die Bestandteile des Uberpriifungsverfahrens gemiss Artikel 8
Absatz 5 der Uberpriifungsverordnung bzw. die Aufgaben, die das SEM im Rahmen
der Uberpriifung wahrnehmen muss, abschliessend aufgefiihrt (vgl. Erliuterungen zu
Art. 9b Abs. 2 VE-AIG).

Abs. ]quinquies

Asylsuchende miissen im Rahmen ihrer Mitwirkungspflichten den zustindigen Be-
hérden wihrend der Dauer der Uberpriifung zur Verfiigung stehen. Sie sind verpflich-
tet, ihre Personalien anzugeben sowie gegebenenfalls Dokumente und Informationen
vorzulegen, die diese Angaben belegen. Dariiber hinaus sind sie verpflichtet, ihre bi-
ometrischen Daten bereitzustellen.

Art. 102h Abs. 1

Da die Uberpriifung in der Vorbereitungsphase durchgefiihrt wird und fiir diese ge-
miss Uberpriifungsverordnung keine unentgeltliche Beratung und Rechtsvertretung
vorgesehen ist, muss Absatz 1 entsprechend angepasst werden. Die Rechtsvertretung
beginnt somit nach Abschluss der Uberpriifung in der Vorbereitungsphase.

Art. 108 Abs. 4

Der Verweis auf Artikel 22 Absatz 2 muss angepasst werden, da die Verweigerung
der Einreise neu in Artikel 21a Absatz 4 VE-AsylG geregelt wird.

5.6 Koordinationsbedarf
5.6.1 Koordinationsbedarf mit der VIS-Vorlage

Bei der Ubernahme und Umsetzung der vorliegenden EU-Verordnung besteht ein be-
sonderer Koordinationsbedarf im Hinblick auf die Revision des VIS!18 (Verordnun-
gen [EU] 2021/1134 und [EU] 2021/1133).

Die Artikel 103¢ Absatz 2 Buchstabe g, 108e¢ Absatz 2 Buchstabe fund 109a Absatz 2
Buchstabe i VE-AIG sind mit der VIS- Vorlage zu koordinieren. Fiir eine erleichterte
Koordination wurden die massgebenden Bestimmungen zur VIS-Vorlage bereits be-
riicksichtigt, da diese Vorlage zu einem spéteren Zeitpunkt in Kraft treten wird.

118 BBI12022 3213
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5.6.2 Koordinationsbedarf mit der neuen Eurodac-
Verordnung

Bei der Ubernahme und Umsetzung der Uberpriifungsverordnung besteht ein beson-
derer Koordinationsbedarf im Hinblick auf die neue Eurodac-Verordnung, da die Zu-
griffsrechte auf Eurodac im Rahmen der Ubernahme und Umsetzung der Eurodac-
Verordnung angepasst werden.

5.6.3 Koordinationsbedarf mit der Anderung des AIG
(Erleichterung der selbststindigen Erwerbstitigkeit,
Beriicksichtigung des Lebensmittelpunkts und
Zugriffe auf Informationssysteme)

Es besteht ein Koordinationsbedarf bei Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe 1 VE-AIG mit
der Vorlage «Anderung des Auslinder- und Integrationsgesetzes (Erleichterung der
selbststdndigen Erwerbstitigkeit, Berticksichtigung des Lebensmittelpunkts und Zu-
griffe auf Informationssysteme)», die sich bis zum 29. Mérz 2024 in der Vernehmlas-
sung befand. Beide Vorlagen dndern den Buchstaben 1 ab. Die vorliegende Anpassung
des Buchstabens 1 soll dabei die massgebende Fassung sein.

5.6.4 Koordinationsbedarf mit dem zukiinftigen BAZG-
Vollzugsaufgabengesetz

Es besteht ein Koordinationsbedarf bei den Artikeln 103¢ Absatz 2 Buchstabe g, 108e
Absatz 2 Buchstabe fund 109a Absatz 2 Buchstabe i VE-AIG. In diesem Zusammen-
hang kann auf die Ausfihrungen in Kapitel 4.6.4 verwiesen werden. Sobald das
BAZG-VG in Kraft tritt, miissen die Bezeichnungen entsprechend den dort eingefiihr-
ten Funktionen ersetzt werden.

5.7 Auswirkungen des Vertrags und des
Umsetzungserlasses

Die Einfiihrung des Uberpriifungsverfahrens sowohl an den Schengen-Aussengren-
zen der Schweiz als auch im Hoheitsgebiet wird finanzielle Auswirkungen auf den
Bund und die Kantone haben.

5.7.1 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf den
Bund

Die Projektkosten des SEM zur Umsetzung der Uberpriifungsverordnung werden iiber

das laufende Budget des SEM finanziert. Mogliche personelle Kosten werden derzeit
analysiert und in der Botschaft ausgewiesen und konkretisiert.
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In diesem Rahmen sind auch die Auswirkungen auf die Tétigkeiten des BAZG zu
analysieren. Das BAZG ist an den Flughéifen direkt im Rahmen der delegierten Grenz-
kontrolltitigkeiten von den Kantonen mit der Uberpriifung beauftragt. Die Vorlage
fiihrt zu zusétzlichen Aufgaben, neuen Prozessen und Absprachen mit den kantonalen
Behorden sowie den Flughafenbetreibenden, die fiir die Unterbringung wéhrend des
Uberpriifungsverfahrens zustindig sind. Der konkrete Mehraufwand ist zum jetzigen
Zeitpunkt noch nicht klar bezifferbar.

Da das BAZG im Rahmen seiner Zollkontrollen an der Grenze présent ist, wird — wie
bereits heute — der Grossteil der Aufgriffe von Personen, welche die Einreisevoraus-
setzungen nicht erfiillen, durch das BAZG erfolgen. Dabei wird heute bereits ein Teil
der neuen Uberpriifungsverordnung erledigt. Bei Aufgriffen im Inland oder an der
Binnengrenze kann das BAZG neu dank Eurodac feststellen, ob die Person bereits
iiberpriift wurde. Falls die Person noch nicht iiberpriift wurde, wird sie anschliessend
der fiir die Uberpriifung zustindigen kantonalen Behorde iibergeben. Dies bedeutet
fiir das BAZG, dass alle Migrantinnen und Migranten, die {iberpriift werden miissen,
bis zur Polizeiiibergabe in geeigneten Raumlichkeiten festgehalten werden miissen,
bis die kantonalen Behorden diese physisch iibernehmen. Das BAZG ist hier auf eine
rasche und zuverlissige Ubernahme seitens der zustindigen kantonalen Behorde an-
gewiesen.

Hinzu kommt der Mehraufwand aufgrund der neuen Verpflichtung, asylsuchende Per-
sonen physisch in das BAZ zu begleiten. Das kann insbesondere in abgelegenen Re-
gionen zu einem erheblichen Mehraufwand fiihren.

Um eine effiziente und einheitliche Umsetzung in der Schweiz sicherzustellen, konnte
— sofern ein entsprechender Antrag der Kantone vorliegt — gepriift werden, ob das
BAZG das Uberpriifungsverfahren bei den Personen, die durch das BAZG aufgegrif-
fen werden und noch nicht {iberpriift wurden, selber erledigen kann.

Eine mit jedem Kanton andere Losung ist fiir das BAZG mit erheblichem Mehrauf-
wand verbunden und nicht zielfiihrend. Die Delegation der vorgenannten Aufgaben
und von administrativen Mehraufwendungen an das BAZG im Rahmen der bestehen-
den Verwaltungsvereinbarungen widerspricht zudem den Empfehlungen der EFK und
wiare nicht mehr zuldssig. Die einzige Moglichkeit wire das Verhandeln von Leis-
tungsvereinbarungen inklusive entsprechender Entschidigungen mit jedem Kanton,
was jedoch ineffizient wire.

Eine Delegation an das BAZG als gesetzlichen Auftrag durch das AIG konnte in die-
sem Zusammenhang auf Begehren der Kantone ebenfalls gepriift werden. Die kanto-
nalen Behérden und das BAZG wiren alle fiir die Durchfiihrung des Uberpriifungs-
verfahrens verantwortlich, je nachdem, welche Behorde die Person aufgegriffen hat.
Die damit verbundenen Mehrkosten fiir die allenfalls zentral {ibernommen kantonalen
Aufgaben hitten die Kantone durch eine entsprechende Entschédigungsverordnung
zu tragen.

Die finanziellen und personellen Auswirkungen sind von der konkreten Umsetzungs-
16sung der Schweiz abhidngig. Die moglichen Varianten mit ihren finanziellen und
personellen Auswirkungen sowie diesbeziigliche Finanzierungslosungen werden im
Rahmen der laufenden Arbeiten konkretisiert und in der Botschaft ausgewiesen.
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5.7.2 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf die
Kantone

Die Einfiihrung des Uberpriifungsverfahrens wird finanzielle Auswirkungen auf die
Kantone haben, da neue Aufgaben auf sie zukommen werden. Diese umfassen die
obligatorische Uberpriifung von Drittstaatsangehdrigen, die an der Schengen-Aussen-
grenze internationalen Schutz beantragen und die Einreisevoraussetzungen nicht er-
fiillen, sowie von Drittstaatsangehorigen, die sich illegal im Hoheitsgebiet authalten
und von den zustindigen kantonalen Polizeibehorden aufgegriffen und iiberpriift wer-
den miissen.

Der Kanton muss zudem sicherstellen, dass die durch das BAZG aufgegriffenen Mig-
rantinnen und Migranten, die noch nicht {iberpriift wurden, umgehend beim BAZG
abgeholt und einer Uberpriifung unterzogen werden.

Diese Kosten werden von den Kantonen derzeit analysiert. Sie werden in der Bot-
schaft ausgewiesen.

5.8 Rechtliche Aspekte

5.8.1 Verfassungsmaéssigkeit

Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des Notenaustauschs zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Ubernahme der vorliegenden EU-Verordnung
stiitzt sich auf Artikel 54 Absatz 1 BV, wonach der Bund fiir auswirtige Angelegen-
heiten zustindig ist.

Artikel 184 Absatz 2 BV erméchtigt den Bundesrat, volkerrechtliche Vertrige zu un-
terzeichnen und zu ratifizieren.

Die Bundesversammlung ist nach Artikel 166 Absatz 2 BV fiir die Genehmigung vol-
kerrechtlicher Vertrdge zustdndig, sofern fiir deren Abschluss nicht aufgrund von
Gesetz oder volkerrechtlichem Vertrag der Bundesrat zustindig ist (Art. 7a Abs. 1
RVOQ).

Im vorliegenden Fall wiirde der Bundesrat mit Artikel 100 Absatz 2 Buchstabe a AIG
zwar iiber die Abschlusskompetenz zur Ubernahme dieser EU-Verordnung verfiigen.
Gemiiss dieser Bestimmung hat der Bundesrat grundsétzlich die Kompetenz, interna-
tionale Abkommen {iber die Visumpflicht und die Durchfiihrung der Grenzkontrollen
abzuschliessen. Im vorliegenden Fall sind jedoch Anpassungen des AIG und des
AsylG fiir die Umsetzung erforderlich. Daher sind der Notenaustausch betreffend die
Ubernahme der vorliegenden EU-Verordnung und die fiir ihre Umsetzung erforderli-
che Gesetzesidnderungen der erwihnten zwei Bundesgesetze dem Parlament zur Ge-
nehmigung zu unterbreiten.
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5.8.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen
Verpflichtungen der Schweiz

Mit der Ubernahme der Uberpriifungsverordnung als Schengen-Weiterentwicklung
erfiillt die Schweiz ihre Verpflichtungen gegeniiber der EU, die sie im Rahmen des
SAA eingegangen ist. Mit der Ubernahme dieser Verordnung gewihrleistet die
Schweiz einheitliche Kontrollen an den Schengen-Aussengrenzen. Die zu iiberneh-
mende Uberpriifungsverordnung wirkt sich auf weitere Schengen-Rechtsakte aus. Da-
von betroffen sind die Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, (EU)
2018/1240 und (EU) 2019/817.

Die Ubernahme der Uberpriifungsverordnung und die damit verbundenen gesetzli-
chen Anpassungen sind zudem mit den anderen internationalen Verpflichtungen der
Schweiz vereinbar.

5.8.3 Erlassform (Bundesbeschluss, Umsetzungserlass)

Die Ubernahme der Uberpriifungsverordnung stellt keinen Beitritt der Schweiz zu ei-
ner Organisation fiir kollektive Sicherheit oder zu einer supranationalen Gemeinschaft
dar. Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des entsprechenden Notenaus-
tauschs ist deshalb nicht dem obligatorischen Referendum nach Artikel 140 Absatz 1
Buchstabe b BV zu unterstellen.

Nach Artikel 141 Absatz 1 Buchstabe d BV unterliegen volkerrechtliche Vertrige
dem fakultativen Referendum, wenn sie unbefristet und unkiindbar sind (Ziff. 1), den
Beitritt zu einer internationalen Organisation vorsehen (Ziff. 2) oder wichtige recht-
setzende Bestimmungen enthalten oder wenn deren Umsetzung den Erlass von Bun-
desgesetzen erfordert (Ziff. 3). Nach Artikel 22 Absatz 4 ParlG sind unter rechtset-
zenden Normen Bestimmungen zu verstehen, die in unmittelbar verbindlicher und
generell-abstrakter Weise Pflichten auferlegen, Rechte verleihen oder Zustiandigkei-
ten festlegen. Als wichtig gelten Bestimmungen, die auf der Grundlage von Artikel
164 Absatz 1 BV in Form eines Bundesgesetzes erlassen werden miissen.

Der vorliegende Notenaustausch wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, kann aber
jederzeit gekiindigt werden und sieht keinen Beitritt zu einer internationalen Organi-
sation vor. Jedoch fiihrt die Ubernahme dieser EU-Verordnung zu einer Anpassung
des AIG und des AsylG. Der Bundesbeschluss iiber die Genehmigung des volker-
rechtlichen Vertrags ist deshalb dem fakultativen Referendum nach Artikel 141 Ab-
satz 1 Buchstabe d Ziffer 3 BV unterstellt.

Nach Artikel 141a Absatz 2 BV konnen die Gesetzesdnderungen, die der Umsetzung
eines volkerrechtlichen Vertrags dienen, in den Genehmigungsbeschluss aufgenom-
men werden, wenn dieser dem fakultativen Referendum untersteht.

Die vorgeschlagenen Gesetzesbestimmungen dienen der Umsetzung der Verordnung
und ergeben sich unmittelbar aus den darin enthaltenen Verpflichtungen. Der Entwurf
des Umsetzungserlasses kann deshalb in den Genehmigungsbeschluss aufgenommen
werden.
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Die Bundesversammlung genehmigt vélkerrechtliche Vertrége, die dem Referendum
unterliegen, in der Form eines Bundesbeschlusses (Art. 24 Abs. 3 ParlG).

5.8.4 Datenschutz

Die Datenbearbeitung durch die Bundesbehérden richtet sich nach dem Bundesgesetz
tiber den Datenschutz vom 25. September 2020119, Sie untersteht der Aufsicht des
EDOB. 120

In der EU hat die Bearbeitung personenbezogener Daten im Einklang mit der Daten-
schutz-Grundverordnung bzw. der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie der Verordnung
(EU) 2018/1725 zu stehen. Die Bearbeitung der Daten im Uberpriifungsverfahren hat
im Einklang mit diesen EU-Verordnungen und der genannten EU-Richtlinie zu erfol-
gen. Fiir die Schweiz verbindlich ist jedoch lediglich die Richtlinie 2016/680, da nur
diese Teil des Schengen-Besitzstands ist. Ferner untersteht die Datenbearbeitung
durch die EUAA den Vorgaben der Verordnung (EU) 2021/2303. Die Einhaltung der
datenschutzrechtlichen Vorgaben erfolgt durch den EDSB.

Der EDSB wurde gemiss Artikel 42 der Verordnung (EU) 2018/1725 konsultiert. Er
hat am 30. November 2020 eine Stellungnahme abgegeben zum neuen Migrations-
und Asylpakt.!2! Der EDSB betont in Bezug auf die Uberpriifungsverordnung, dass
die Richtigkeit der verarbeiteten Informationen von entscheidender Bedeutung ist und
dass das Recht auf Berichtigung und/oder Ergidnzung der personenbezogenen Daten
von Dirittstaatsangehorigen in allen Fillen gewéhrleistet sein sollte. Dariiber hinaus
ist der EDSB der Ansicht, dass der Vorschlag in Bezug auf die Datenerhebung sehr
allgemein gehalten ist. Der EDSB empfahl in seiner Stellungnahme, den Zweck und
die Modalitéten der Verarbeitung personenbezogener Daten klarzustellen, wenn ge-
priift werden soll, ob von Drittstaatsangehdrigen eine Gefahr fiir die Sicherheit aus-
geht.

5.8.5 Unterstellung unter die Ausgabenbremse

Mit der Vorlage werden keine neuen Verpflichtungskredite oder Zahlungsrahmen be-
schlossen, die einmalige Ausgaben von mehr als 20 Millionen Franken nach sich zie-
hen. Die Vorlage ist somit nicht der Ausgabenbremse (Art. 159 Abs. 3 Bst. b BV)
unterstellt.

119 SR 235.1

120 vgl. Art. 4 und 49 ff. DSG.

121" Formliche Kommentare des EDSB zum neuen Migrations- und Asylpaket; abrufbar
in drei Sprachen unter: https://www.edps.europa.eu/system/files/2021-03/20-11-30_o-
pinion_new-pact-migration-asylum_de.pdf.
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6 Wiirdigung

6.1 Chancen und Risiken der Reform fiir die Schweiz

Die Schweiz unterstiitzt die Stossrichtung und die Ziele des EU-Migrations- und Asyl-
pakts. Sie sieht diese Reform somit grundsitzlich als Chance fiir Europa und somit
auch fiir die Schweiz. Dennoch ist die Frage nach Chancen und Risiken der Reform
nicht einfach zu beantworten, insbesondere weil im Rahmen der politischen Kompro-
missfindung eine Reihe von Umsetzungsfragen bewusst offengelassen wurden. Die
Wirksamkeit der Reform wird von internen (umsetzungsbezogenen) wie von externen
Faktoren (z. B. Migrationsdruck in Richtung Europa) beeinflusst.

Der EU-Migrations- und Asylpakt ist in einem multidimensionalen Kontext eingebet-
tet. Die Wirksamkeit der Reform wird auf der einen Seite von internen Faktoren ab-
hingig sein:

Nur eine einheitliche Umsetzung in den EU-Mitgliedstaaten und den an Schengen und
Dublin assoziierten Staaten wird ermdglichen, dass die verschiedenen Elemente der
Reform wirksam ineinandergreifen. Die neuen Verfahren an der EU-Aussengrenze
sollen bewirken, dass die irregulére Migration nach Europa reduziert und Asylgesuche
mit wenig Aussicht auf Schutz bereits an der EU-Aussengrenze schnell und grund-
rechtskonform behandelt werden. Anreize fiir Sekundirmigration will der EU-
Migrations- und Asylpakt moglichst verringern. Es besteht die Erwartung, dass
dadurch die Asylsysteme in den europdischen Léndern und auch in der Schweiz ent-
lastet werden.

In den letzten Jahren zeigte sich jedoch auch, dass Unterschiede zwischen den EU-
Mitgliedstaaten hinsichtlich des Lebensstandards, der staatlichen Leistungen, der In-
tegrationsmassnahmen sowie des Vorhandenseins einer Diaspora zu Sekundédrmigra-
tion gefiihrt haben. Das heisst: Viele Personen, die bereits in einem Dublin-Staat in-
ternationalen Schutz beantragt haben, ziehen es aus den genannten Griinden vor, in
einen anderen Staat in Europa weiterzuziehen. Erst mit der Umsetzung der Reform
wird sich zeigen, ob und in welchem Ausmass mit den beschlossenen Massnahmen
solche Migrationsbewegungen innerhalb des Schengen-Raums vermindert werden
konnen.

Der EU-Migrations- und Asylpakt schafft einen neuen Referenzrahmen, in dem die
Rechte und Pflichten sowohl der gesuchstellenden Personen als auch der Schengen-
Staaten klarer festgehalten werden. Die Rechtssicherheit wird dadurch erhoht. Die
Schweiz hat sich und wird sich auf EU-Ebene dezidiert dafiir einsetzen, dass die
Grundrechte der Migrantinnen und Migranten an den EU-Aussengrenzen zu jeder Zeit
gewahrt werden.

Auf der anderen Seite unterliegen die Umsetzung und Wirkung der Reform externen
Faktoren:

Die Migrationssituation innerhalb Europas héngt auch stark von aussereuropdischen
Faktoren ab, insbesondere von Kriegen, Krisen und Konflikten, von Armut und von
Naturkatastrophen. Europa kann die globalen Treiber der Migration zwar mit migra-
tionspolitischen Instrumenten angehen, der Einfluss bleibt aber letztendlich begrenzt.
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Aufgrund von internen wie externen Faktoren lassen sich die Auswirkungen des EU-
Migrations- und Asylpakt somit vor der effektiven Umsetzung nicht genau abschétzen
oder gar empirisch berechnen. Deshalb ist es zwar sehr wohl méglich, Chancen und
Risiken zu benennen. Aussagen und Einschitzungen iiber die Eintretenswahrschein-
lichkeit dieser Chancen und Risiken sind aber mit grossen Unsicherheiten behaftet.
Erst die konkrete Umsetzung wird zeigen, ob sich diese Chancen und Risiken reali-
sieren. Nachfolgend werden die grosseren Chancen und Risiken fiir die Schweiz ent-
lang der Kernelemente des EU-Migrations- und Asylpakts skizziert.

6.1.1 Das Uberpriifungsverfahren

Das Uberpriifungsverfahren ist in der entsprechenden Uberpriifungsverordnung
(vgl. Ziff. 5) geregelt und findet auch in der Schweiz Anwendung.

Durch das Uberpriifungsverfahren soll schneller geklirt werden, ob eine Person im
Schengen-Raum unter anderen Identitdten bekannt ist, ob sie ein Sicherheitsrisiko dar-
stellt oder ob sie bereits in einem anderen Schengen-Staat {iber ein Visum verfiigt. Die
Uberpriifung ermoglicht es ausserdem, Personen rasch dem geeigneten Verfahren zu-
zuweisen und spezifische Vulnerabilititen (z. B. den Gesundheitszustand) schneller
festzustellen. Mit diesen Neuerungen kdnnen schutzbediirftige und vulnerable Perso-
nen schneller identifiziert werden. Es werden aber auch Personen mit einer Staatsan-
gehorigkeit mit niedriger Anerkennungsquote vorab identifiziert. Diese wiirden dem
neu eingefiihrten Asylverfahren an den EU-Aussengrenzen (vgl. nachfolgend unter
Ziff. 6.1.2) zugewiesen, sodass das Risiko einer Uberlastung der nationalen Asylsys-
teme sinkt und die Chancen fiir eine rasche Riickkehr steigen.

Fiir die Schweiz ist diese Weiterentwicklung zunéchst mit einem Mehraufwand ver-
bunden, da sie eine Anpassung der bestehenden Prozesse erfordert. Dieser Mehrauf-
wand ist gerechtfertigt, wenn Sicherheitsrisiken verringert und im weiteren Verfahren
in der Schweiz und in der Zusammenarbeit zwischen den involvierten Behérden Ef-
fizienzgewinne erzielt werden konnen. Dies liegt klar im Interesse der Schweiz. Der
Bundesrat sieht in der Uberpriifungsverordnung keine signifikanten Risiken fiir die
Schweiz.

6.1.2 Das Grenzverfahren fiir Asylgesuche an der EU-
Aussengrenze

Das Asyl-Grenzverfahren, das in der Asylverfahrensverordnung geregelt ist, ist flir
die Schweiz nicht verbindlich.

Eine konsequente Umsetzung dieses Verfahrens durch die EU-Mitgliedstaaten an den
Schengen-Aussengrenzen diirfte jedoch direkte Auswirkungen auf die Asyl- und Mig-
rationssituation in der Schweiz entfalten. Die Grenzverfahren zielen darauf ab, Asyl-
verfahren von Personen, die ein Sicherheitsrisiko fiir den Schengen-Raum darstellen
oder die mit grosser Wahrscheinlichkeit keinen Anspruch auf Schutz haben, direkt an
den EU-Aussengrenzen durchzufithren und somit eine (formelle) Einreise in den

218/230



Erlduternder Bericht

Schengen-Raum zu verhindern. Das setzt die Einrichtung von entsprechenden Unter-
bringungsstrukturen voraus, in der die Personen wahrend ihres Verfahrens unterge-
bracht und an der Einreise gehindert werden. Die Durchfithrung von Grenzverfahren
sollte demnach die Sicherheit im Schengen-Raum erhdhen und die sekundéren Mig-
rationsbewegungen innerhalb des Schengen-Raums reduzieren. Aufgrund ihrer geo-
grafischen Lage wiirde die Schweiz von dieser Verringerung der irreguldren Migra-
tion profitieren.

Es besteht das Risiko, dass es den Staaten an der Schengen-Aussengrenze nicht oder
nicht rechtzeitig gelingt, die erforderlichen Plitze fiir die Grenzverfahren bereitzustel-
len. Zudem sind die Pldtze im neuen Asyl-Grenzverfahren begrenzt. Ist die Maximal-
zahl erreicht, kommt erneut das reguldre Asylverfahren zum Einsatz. Dadurch wiirde
einerseits der erhoffte Effekt nicht erreicht, dass die Grenzverfahren die nationalen
Asylkapazititen entlasten konnten. Andererseits wiirde sich dann auch die Frage stel-
len, ob diese Staaten Anspruch auf Solidaritdtsbeitrdge hatten, wenn die erforderli-
chen Verfahrenskapazititen nicht bereitstehen.

Fiir den Bundesrat muss des Weiteren gewihrleistet sein, dass die Standards in den
geschlossenen Zentren der Grenzverfahren auch fiir die Unterbringung von Familien
angemessen sind. Mingel aufgrund von Uberbelegung oder ungeeigneter Einrichtun-
gen konnten nicht nur gegen Menschenrechtsstandards verstossen, sondern auch die
Legitimitét der Grenzverfahren beeintrichtigen und zu gerichtlichen Verfahren fiih-
ren. Deshalb unterstiitzt die Schweiz sdmtliche Elemente, die zur Sicherung der
grundrechtskonformen Abwicklung der Grenzverfahren beitragen.

Schliesslich hiangt die Wirksamkeit der Grenzverfahren davon ab, dass bei negativen
Entscheiden auch die anschliessende Riickkehr funktioniert. Kann die Riickkehr nicht
vollzogen werden, verlieren die schnelleren Grenzverfahren an Effizienz und damit
an Wirkung.

Personen, die im Rahmen des Grenzverfahrens nicht zuriickgefiihrt werden koénnen,
miissen in das normale Verfahren iibernommen werden. Dort besteht ein erhohtes Ri-
siko des Untertauchens. Das Risiko fiir die Schweiz bestiinde darin, dass die Reform
in diesem Bereich keinen Mehrwert erzeugen wiirde und damit die Sekundédrmigra-
tion, mit der auch die Schweiz konfrontiert ist, weiterhin anhielte.

Auf europdischer Ebene wiirde ein unzureichend funktionierendes Grenzverfahren die
Balance zwischen Verantwortung und Solidaritit empfindlich storen und es wéire mit
politischen Spannungen und Auseinandersetzungen innerhalb der EU zu rechnen.

6.1.3 Erweiterung der Eurodac-Datenbank

Die reformierte Eurodac-Verordnung (vgl. Ziff. 1.3.4) ist fir die Schweiz verbindlich.
Durch zusitzliche Kategorien und zusétzlich erfasste Daten, wie das Alter oder das
Gesichtsbild, werden Abgleiche préziser durchgefiihrt werden konnen. Dadurch soll-
ten bei einer Abfrage des Hintergrunds der Personen genauere Treffer im System er-
moglicht werden. Neue Kategorien, beispielsweise Informationen zu erfolgten Dub-
lin-Uberstellungen in einen anderen Dublin-Staat, sollen ausserdem dazu beitragen,
dass die fiir das Verfahren relevanten Sachverhalte frither zur Verfiigung stehen. Dies
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wiederum ermdglicht genauere Riickschliisse auf den fiir die gesuchstellende Person
zustidndigen Staat und die Art, auf welche diese Person in den Schengen-Raum einge-
reist ist. Durch die effizienteren Abkldrungen im Rahmen der Priifung der Zustandig-
keit von Staaten konnen Dublin-Uberstellungen schneller durchgefiihrt werden.
Durch die verbesserte Datenerfassung kann zudem die Zusammenarbeit zwischen
Bund und Kantonen bei Hintergrundabklérungen zu Personen ebenfalls effizienter
werden.

Fiir die Schweiz entstehen dadurch kaum Risiken. Es ist aber mit einem bundesinter-
nen Mehraufwand in der Auswertung der Eurodac-Treffer zu rechnen.

6.1.4 Neue Zustiindigkeitsregelung fiir die Durchfiihrung
von Asyl- und Wegweisungsverfahren

Die in der AMMR-Verordnung geregelten iiberarbeiteten Zustindigkeitsregeln fiir die
Durchfiihrung von Asyl- und Wegweisungsverfahren 16sen die alten Dublin-Bestim-
mungen ab (vgl. Ziff. 1.3.1). Sie sind fiir die Schweiz verbindlich.

Mit den neuen Regeln soll der zustdndige Dublin-Staat schneller identifiziert werden
und Uberstellungen von Personen effizienter durchgefiihrt werden kénnen. Dazu trigt
beispielsweise bei, dass die Dublin-Staaten einander Riickiilbernahmen nur noch noti-
fizieren und nicht mehr formell beantragen miissen. Diese Neuerung diirfte zu Be-
schleunigungen fiihren und den administrativen Aufwand auch fiir die Schweiz redu-
zieren.

Taucht eine gesuchstellende Person wihrend des Verfahrens unter, bleibt die Zustén-
digkeit neu fiir drei Jahre (bisher 18 Monate) beim ersten Staat. Damit soll der Anreiz
fiir Sekundérmigration gesenkt werden. Wiirde dieses Ziel erreicht, hitte dies direkte
Auswirkungen auf die Schweiz, ndmlich eine Reduktion der Sekundidrmigration.
Wiirde dieses Ziel nur teilweise erreicht und eine gewisse Sekundérmigration anhal-
ten, konnte die Schweiz dennoch mehr Dublin-Félle in andere europdische Staaten
iiberstellen, da diese ldnger zustdndig blieben.

Durch raschere Dublin-Verfahren konnen die Unterbringungsstrukturen in der
Schweiz entlastet werden, da sich Personen im Dublin-Verfahren im Durchschnitt we-
niger lang in den nationalen Strukturen aufhalten diirften.

Die neuen Dublin-Bestimmungen sehen eine Ausdehnung des Familienbegriffs vor.
Neu sind auch Familien, die sich ausserhalb des Herkunftslands — jedoch vor dem
Antrag auf internationalen Schutz — formiert haben, entscheidend, um festzustellen,
in welchem Staat die Asylgesuche dieser Personen behandelt werden sollen. Dadurch
konnen personliche Beziehungen bei der Bestimmung, in welchem Staat die Asylge-
suche behandelt werden sollten, besser beriicksichtigt werden und bieten dadurch
mehr Schutz fiir die Gesuchsteller und Gesuchstellerinnen. Dies kann dazu fiihren,
dass die Schweiz in gewissen Féllen fiir die Behandlung eines Asylgesuchs zustindig
wird, in denen dies frither nicht der Fall war. Gleichzeitig bedeutet dies aber auch,
dass die Schweiz fiir gewisse Fille nicht mehr zustdndig sein wird, fiir die sie frither
zustindig war. Mit dieser Anderung kann eine wichtige Motivation fiir Sekundirmig-
ration beseitigt werden.
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Die Situation im Schweizer Asylbereich wird nicht unwesentlich davon beeinflusst,
wie gut die Zusammenarbeit mit den Dublin-Staaten funktioniert. Die Schweiz hat
vom Dublin-System seit dessen Einflihrung profitiert. Es gab aber Staaten, in die Dub-
lin-Uberstellungen phasenweise aus unterschiedlichen Griinden ganz oder teilweise
nicht méglich waren. Dieses Risiko wird auch in Zukunft bestehen, allerdings besteht
mit der neuen Krisenverordnung (vgl. Ziff. 6.1.5) ein neuer Rahmen fiir solche Aus-
nahmesituationen.

Im Prinzip sollte die Einfithrung des Solidaritdtsmechanismus zur Folge haben, dass
sich alle europdischen Staaten stirker verpflichtet fithlen, sich an die Regeln zu halten,
da sie ja berechtigt sind, Solidarititsleistungen zu bekommen, wenn sie unter Druck
stehen. Dies ldge im Interesse der Schweiz, weil sie immer wieder von einseitigen
Dublin-Aussetzungen und gerichtlichen Uberstellungsverboten betroffen war — und
es auch heute ist.

Insgesamt {iberwiegen fiir den Bundesrat die Chancen, die sich aus den neuen Dublin-
Bestimmungen ergeben.

Durch die Einfiihrung von neuen Bestimmungen im Dublin-Bereich, die bisher nicht
vorgesehen waren, beispielsweise Tonaufnahmen wihrend Dublin-Befragungen, ist
mit einem Mehraufwand zu rechnen.

6.1.5 Zustindigkeitsregeln in Krisensituationen

In der Krisenverordnung (vgl. Ziff. 1.3.2 und 2.4) werden im Fall einer Krise oder
hoherer Gewalt sowie bei einer Instrumentalisierung von Migrantinnen und Migran-
ten Abweichungen vom ordentlichen Recht festgehalten. Fiir die Schweiz sind die
Bestimmungen in Bezug auf die Dublin-Zustiandigkeitsregeln bindend.

Durch die Méglichkeit, in einer Krisensituation von den normalen Regeln abzuwei-
chen, wird den betroffenen EU-Mitgliedstaaten voriibergehend mehr Flexibilitit ge-
geben. Ziel ist dabei, so bald wie moglich zum Status quo zuriickzukehren. Durch
diese Flexibilitit soll das ganze europdische Migrationsmanagement mehr auf den dy-
namischen Charakter der Migration, der von externen Faktoren geprégt ist, eingehen
kénnen. Diese Flexibilitit soll eine Ubertragung der Uberlastung im Rahmen der
Krise auf andere Staaten verhindern, indem zu viele Félle pendent bleiben oder es zu
ausserordentlichen Migrationsbewegungen vom betroffenen Staat in andere européi-
sche Staaten kommt.

Vor allem aber wird mit dieser EU-Verordnung die Rechtssicherheit gestérkt. In der
Vergangenheit haben EU-Staaten mehrfach zu unilateralen Massnahmen gegriffen.
Die Schweiz findet sich mit der neuen Verordnung bei unilateralen Abweichungen
durch EU-Mitgliedstaaten vom ordentlichen Recht zwar in einem komplexeren Um-
feld wieder, hat jedoch die Gewissheit, auf welche Rechtsgrundlage sich diese Praxis-
anderungen stiitzen, und kann dementsprechend reagieren. Damit sollen solche Situ-
ationen kiinftig antizipiert und das System insgesamt krisenresistenter gemacht
werden.

Fiir die Schweiz kann dies bedeuten, dass sich die Dublin-Verfahren in gewissen Si-
tuationen verlédngern und Gesuchsteller bzw. Gesuchstellerinnen nicht an den fiir sie
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zustindigen Mitgliedstaat tiberstellt werden konnen, da sich dieser in einer Krisensi-
tuation befindet. In ausgedehnten Krisensituationen ist es moglich, dass die Schweiz
Dublin-Uberstellungen nicht vollziehen kann und in der Konsequenz fiir die Durch-
fithrung des Asylverfahrens zusténdig wird. Dieses Szenario, das im Rahmen des gel-
tenden Dublin-Systems auch schon eingetreten ist, wird im neuen Rechtsrahmen ex-
plizit vorgesehen. Allerdings kann die Schweiz umgekehrt im Krisenfall ebenfalls von
diesen Ausnahmeregelungen profitieren.

6.1.6 Ein obligatorischer, aber flexibler
Solidarititsmechanismus

Der erstmals im europdischen Recht (AMMR-Verordnung) festgehaltene verbindli-
che Solidarititsmechanismus hat den Zweck, diejenigen Staaten, die unter besonde-
rem Druck im Migrationsbereich stehen, durch Leistungen der anderen EU-
Mitgliedstaaten zu entlasten (vgl. Ziff. 2.3.4). Der Solidaritdtsmechanismus ist fiir die
Schweiz nicht verbindlich. Die Verordnung sieht aber die Moglichkeit einer freiwil-
ligen Beteiligung der an Dublin assoziierten Staaten vor.

Durch den Solidaritdtsmechanismus soll die Planung und Vorhersehbarkeit im Mig-
rationsbereich erhoht werden. Die Migrationssituation in der Schweiz wird immer von
der Lage in anderen europdischen Léndern auf der Migrationsroute beeinflusst. Ein
Monitoring, wie sich die Migrationslage in den EU-Mitgliedstaaten verdndert und wo
sich Uberlastungen abzeichnen, soll in erster Linie der EU und den EU-
Mitgliedstaaten ermdglichen, sich auf potenzielle Uberlastungssituationen friihzeitig
vorzubereiten und geeignete, auf die Situation zugeschnittene Massnahmen zu ergrei-
fen, um diese zu verhindern. Die Ergebnisse dieses Monitorings, das im Jahreszyklus
erfolgt, konnen damit als Kennzahl fiir die Schweizer Planung und Vorbereitung im
Bereich der Unterbringung und der personellen Ressourcen dienen.

In der Vergangenheit hatten iiberlastete Asylsysteme in einzelnen Dublin-Staaten ne-
gative Auswirkungen auf die Moglichkeit der Schweiz, Personen in die betroffenen
Staaten zu iiberstellen. Eine wirksame Umsetzung des Solidaritdtsmechanismus ist
somit im Interesse der Schweiz, da sie solche Situationen kiinftig vermeiden soll. So-
mit diirfte dies den Schengen-/Dublin-Raum insgesamt starken und sollte einer kon-
sequenten Anwendung der rechtlichen Bestimmungen dienen.

Die Schweiz hat in den vergangenen Jahrzehnten gute Erfahrungen mit einem Lasten-
ausgleich zwischen den Kantonen gemacht. Der geltende Verteilschliissel trégt zur
Akzeptanz des Asylwesens bei. Der europédische Solidarititsmechanismus bleibt zu-
gunsten einer grosseren Flexibilitdt hinter dem Schweizer Modell zuriick. Er beruht
aber auf dem gleichen Grundgedanken der Lastenteilung und der gegenseitigen Un-
terstiitzung. Wenn die Umsetzung gelingt, sind damit die gleichen Vorteile verbun-
den, wie wir sie aus der Schweiz kennen: ein krisenresistenteres System, in dem hohe
regionale Belastungen besser abgefedert werden. Der Solidaritdtsmechanismus bietet
einen festen Rahmen fiir die Kooperation unter den EU-Mitgliedstaaten und ersetzt
die bisherigen Ad-hoc-Bemiithungen um punktuelle Unterstiitzung besonders belaste-
ter Staaten.
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Ob der Mechanismus funktioniert, ist davon abhingig, inwieweit die EU-
Mitgliedstaaten bereit sein werden, iiber finanzielle Unterstiitzungsleistungen hinaus-
zugehen und sich auch mittels Umsiedlung (Relocation) an der gemeinsamen Verant-
wortung fiir die Migration zu beteiligen. Die Umsiedlung von Asylsuchenden hat da-
bei auch eine hohe Signalwirkung, weil sie eine besonders konkrete Entlastung von
iberlasteten Strukturen darstellt. Grundsétzlich sollten sich die EU-Mitgliedstaaten
an der jéhrlichen Empfehlung der Européischen Kommission bei der Einreichung der
sogenannten «Pledges» (angebotene Solidaritdtsleistungen) orientieren. Die Effizienz
des Mechanismus wird also namentlich davon abhéngen, ob die «Pledges» der EU-
Mitgliedstaaten den tatsidchlichen Bediirfnissen des zu entlastenden EU-
Mitgliedstaats entsprechen.

Der Solidaritidtsmechanismus steht im Zentrum des sorgfiltig austarierten Gleichge-
wichts zwischen Verantwortung und Solidaritét. Gelingt es nicht, besonders belastete
Staaten im Rahmen des Mechanismus wirksam zu unterstiitzen, so konnten sich diese
veranlasst sehen, wiederum unilateral von ihren Verpflichtungen aus dem EU-
Migrations- und Asylpakt abzuweichen. Dies wiirde einen Riickfall in die Situation
vor der Verabschiedung des EU-Migrations- und Asylpakts bedeuten und damit den
Erfolg der gesamten Reform gefdhrden.

Der Bundesrat erachtet den Solidaritdtsmechanismus als Chance fiir das européische
Asylwesen und somit auch fiir die Schweiz. Sollte der Solidaritdtsmechanismus aber
nicht zielfiihrend umgesetzt werden, wire dies mit nicht unerheblichen Risiken ver-
bunden.

6.2 Strategie des Bundesrats

Aus Schweizer Perspektive besteht eine Besonderheit dieser Reform darin, dass nur
gewisse Elemente des EU-Migrations- und Asylpakts fiir die Schweiz rechtlich bin-
dend sind. Diese Elemente stellen eine Weiterentwicklung des Schengen-/Dublin-Be-
sitzstands dar und miissen von der Schweiz im Rahmen der iiblichen Ablédufe iiber-
nommen und gegebenenfalls in nationales Recht iibertragen werden. Die Ubernahme
dieser Schengen-/Dublin-Weiterentwicklungen stellt fiir den Bundesrat eine Prioritét
dar.

Andere Elemente des EU-Migrations- und Asylpakts betreffen ausschliesslich die
EU-Mitgliedstaaten respektive den EU-Asylbesitzstand, dem die assoziierten Staaten
nicht angehdren. Dies ist auf den umfassenden Ansatz des EU-Migrations- und Asyl-
pakts zuriickzufiihren, der darauf abzielt, die verschiedenen Aspekte der européischen
Migrationspolitik miteinander zu verkniipfen. Dieser Ansatz ist im Hinblick auf die
Effizienz des europdischen Systems sinnvoll, macht die Beteiligung der assoziierten
Staaten jedoch komplexer. Obwohl nur eine begrenzte Anzahl von Gesetzesvorschla-
gen fiir die Schweiz rechtlich bindend ist, hdngt die Kohdrenz der Reform von der
konsequenten Umsetzung aller Vorschldge ab. Daher ist es fiir die Schweiz relevant,
sich aktiv dafiir einzusetzen, dass die Reform als Ganzes wirksam ist.

Die Schweiz hat sich in die Diskussionen um den EU-Migrations- und Asylpakt im
Rahmen ihrer Assoziierung an Schengen und Dublin aktiv und konstruktiv einge-
bracht. Sie wird dies auch im Hinblick auf die Umsetzung des EU-Migrations- und
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Asylpakts tun. Es ist jedoch festzuhalten, dass die Schweiz auf die Umsetzung der
Reform nur beschriankt Einfluss nehmen kann.

Der Bundesrat teilt mit der EU das Ziel eines sicheren und freien Schengen-Raums.
Die Schweizer Asylpolitik beruht auf dem Grundprinzip, in raschen und rechtsstaat-
lichen Verfahren festzustellen, ob Menschen Schutz benétigen. Negative Asylent-
scheide sollen rasch vollzogen werden. Dazu verfolgt die Schweiz eine konsequente
Riickkehrpolitik und eine enge und partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Her-
kunftsstaaten. Ausserdem wendet die Schweiz die Dublin-Regeln konsequent an. Sie
setzt sich fiir eine Anwendung des geltenden Rechts durch alle Staaten ein, unter be-
dingungsloser Einhaltung der Grund- und Menschenrechte. Diesen Ansatz wird der
Bundesrat weiterverfolgen und damit zu einer effizienten Umsetzung der neuen ge-
setzlichen Bestimmungen im Schengen- und Dublin-Raum beitragen.

Der Bundesrat ist der Ansicht, dass in Europa Belastungen im Migrationsbereich in
Zukunft ausgewogener und gerechter verteilt werden sollen. Die Schweiz kennt mit
dem kantonalen Verteilschliissel fiir die Verteilung von Asylsuchenden ein solches
Ausgleichsinstrument. Der im EU-Migrations- und Asylpakt vorgesehene Solidari-
titsmechanismus sieht einen Ausgleich der Belastung auf européischer Ebene vor.
Der Bundesrat erachtet diesen Mechanismus als sinnvoll. Werden einzelne Staaten
unter starkem Migrationsdruck allein gelassen, hat dies in aller Regel eine Schwi-
chung des gesamten Schengen- und Dublin-Raums zur Folge, was nicht im Interesse
der Schweiz ist. Deshalb hat sich die Schweiz in der Vergangenheit freiwillig an eu-
ropdischen Solidaritdtsmassnahmen beteiligt.

Mit Blick auf die iibergeordneten politischen Beziehungen zwischen der Schweiz und
der EU weist der Bundesrat darauf hin, dass er eine freiwillige Beteiligung der
Schweiz am europdischen Solidaritdtsmechanismus als Eckpfeiler der européischen
Reform unterstiitzen kann. Der Bundesrat ist deshalb gewillt, sein bisheriges Engage-
ment fortzufiihren und sich auch kiinftig mit besonders belasteten Staaten, insbeson-
dere an den Schengen-Aussengrenzen, solidarisch zu zeigen. Er spricht sich deshalb
im Grundsatz fiir eine Beteiligung der Schweiz an Solidaritdtsmassnahmen aus. Er
wird, wenn die Reform ab Mitte 2026 umgesetzt wird, von Jahr zu Jahr priifen, ob
eine Beteiligung der Schweiz am europiischen Solidaritdtsmechanismus angezeigt ist.
Der Bundesrat wird fiir seine Entscheidung sowohl die Migrationslage in der Schweiz
als auch die Entwicklungen in Europa sowie die Situation in besonders belasteten
Staaten beriicksichtigen. Die Schweiz wird somit von Jahr zu Jahr priifen, ob und
wenn ja in welcher Form sie sich am Solidaritdtsmechanismus beteiligen wird. Fiir
eine Beteiligung an finanziellen oder anderen materiellen und personellen Unterstiit-
zungsmassnahmen wird der Bundesrat, falls erforderlich, dem Parlament die entspre-
chenden finanziellen Mittel mit den geeigneten finanzpolitischen Instrumenten bean-
tragen. Um {iber den ndtigen Handlungsspielraum fiir die allfallige Beteiligung an
zukiinftigen Solidaritdtsprogrammen zu verfiigen, soll im nationalen Recht eine ent-
sprechende gesetzliche Grundlage geschaffen werden.

Die Schweiz verfligt iiber weitere Instrumente, um sich in Europa im Migrationsbe-
reich zu engagieren und solidarisch zu zeigen: Ein weiteres wichtiges Element der
europapolitischen Migrationsstrategie des Bundesrats ist der Rahmenkredit Migration
des Zweiten Schweizer Beitrags an die EU. Mit diesem Instrument unterstiitzt die
Schweiz in den Jahren 2021-2029 gezielt ausgewéhlte EU-Mitgliedstaaten bei der
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Stirkung ihrer Migrationssysteme und trégt somit zu einer konsequenten Umsetzung
der Reformvorschldge des EU-Migrations- und Asylpakts s bei. Das Mandat fiir die
Verhandlungen mit der EU auf Grundlage des Paketansatzes sieht auch kiinftig einen
regelméssigen Kohésionsbeitrag an ausgewihlte EU-Mitgliedstaaten vor. Wichtige
gemeinsame Herausforderungen, beispielsweise im Bereich der Migration, kdnnen
dabei beriicksichtigt werden. Dies wire auch langfristig als Beitrag der Schweiz fiir
die solidarische Unterstiitzung besonders belasteter Staaten zu verstehen.
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Abkiirzungsverzeichnis

ABIL. Amtsblatt der EU

AEUV Vertrag {iber die Arbeitsweise der Européischen Union (konsoli-
dierte Fassung) Protokolle Anhénge des Vertrags iiber die Arbeits-
weise der Européischen Union; ABI. C 326 vom 26.10.2012, S. 1.

AIG Auslénder- und Integrationsgesetz vom 16. Dezember 2005,
SR 142.20
AMIF Asyl- und Migrationsfonds
AMMR- Verordnung (EU) 2024/1351 des Européischen Parlaments und des
Verordnung Rates vom 14. Mai 2024 iiber Asyl- und Migrationsmanagement,

zur Anderung der Verordnungen (EU) 2021/1147 und (EU)
2021/1060 und zur Authebung der Verordnung (EU)
Nr. 604/2013; ABI. 2024/1351, 22.05.2024.

AsylG Asylgesetz, SR 142.31

BAR Bundesarchiv

BAZ Bundesasylzentrum

BAZG Bundesamt fiir Zoll und Grenzsicherheit

BGIAA Bundesgesetz iiber das Informationssystem fiir den Auslédnder- und
den Asylbereich vom 20. Juni 2003, SR 742.51

BiomID Bei fedpol angesiedelte Abteilung «Biometrische Identifikation»

BMVI-Fonds  Instrument fiir finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und
Visumpolitik

BPI Bundesgesetz vom 13. Juni 2008 iiber die polizeilichen
Informationssysteme des Bundes, SR 361

BV Bundesverfassung, SR 7101

BVGer Bundesverwaltungsgericht

CIR Gemeinsamer Speicher fiir Identitdtsdaten

COREPER Ausschuss der Stindigen Vertreter der EU-Mitgliedstaaten

C-VIS Zentrales Visa-Informationssystem

DAA Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der Schweizerischen

Eidgenossenschaft und der Européischen Gemeinschaft iiber die
Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zusténdigen Staates
fiir die Priifung eines in einem Mitgliedstaat oder in der Schweiz
gestellten Asylantrags, SR 0.142.392.68

DSG Bundesgesetz vom 25. September 2020 iiber den Datenschutz,
SR 235.1
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Dublin II-
Verordnung

Dublin III-
Verordnung

EAZ
ECRIS-TCN

EDA
EDOB
EDSB
EES
EJPD
ESP
ETIAS
EUAA
eu-LISA

EU-Staaten

Eurodac

Europol
GEAS
fedpol
FRA
Frontex
FTE
GS-EJPD

Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates vom 18. Februar 2003
zur Festlegung der Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des
Mitgliedstaats, der fiir die Priifung eines von einem Drittstaatsan-
gehdrigen in einem Mitgliedstaat gestellten Asylantrags zustidndig
ist, ABIL. L 50 vom 25.2.2003, S. 1

Verordnung (EU) Nr. 604/2013 des Europédischen Parlaments und
des Rates vom 26. Juni 2013 zur Festlegung der Kriterien und Ver-
fahren zur Bestimmung des Mitgliedstaats, der fiir die Priifung ei-
nes von einem Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen in einem
Mitgliedstaat gestellten Antrags auf internationalen Schutz zustin-
dig ist (Neufassung); ABIL. L 180 vom 29.6.2013, S. 31

Einsatz- und Alarmzentrale des fedpol

Europiisches Strafregisterinformationssystem fiir
Drittstaatsangehorige (European Criminal Records Information
System on Third-Country Nationals)

Eidgendssisches Departement flir auswértige Angelegenheiten
Eidgendssischer Datenschutz- und Offentlichkeitsbeauftragter
Européische Datenschutzbeauftragte

Einreise- und Ausreisesystem

Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

Européisches Suchportal

Européisches Reiseinformations- und -genehmigungssystem
Asylagentur der Europdischen Union

Europiische Agentur fiir das Betriebsmanagement von
IT-Grosssystemen im Raum der Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts

Mitgliedstaaten der Européischen Union

Zentrale Datenbank der Européischen Union, in der Fingerabdrii-
cke von Personen gespeichert sind, die in einem Dublin-Staat ein
Asylgesuch einreichen oder bei der illegalen Einreise aufgegriffen
werden

Européisches Polizeiamt

Gemeinsames européisches Asylsystem

Bundesamt fiir Polizei

Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte
Europiische Agentur fiir die Grenz- und Kiistenwache
Full Time Equivalent; Vollzeitdquivalent

Generalsekretariat des Eidgendssischen Justiz- und
Polizeidepartements
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Interpol Internationale Kriminalpolizeiliche Organisation
(International Criminal Police Organization)

ISC-EJPD Informatik Service Center des EJPD

i. V.m. in Verbindung mit

LIBE-Ausschuss Ausschuss des Européischen Parlaments, der sich mit Fragen zu
den Themen biirgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres beschaftigt

NEE Nichteintretensentscheid

NDB Nachrichtendienst des Bundes

NKVF Nationale Kommission zur Verhiitung von Folter

NUI Nationale Schnittstelle zwischen den nationalen Systemen

der Schengen-Staaten und den EU-Zentralkomponenten
(National Uniform Interface)

ParlG Parlamentsgesetz vom 13. Dezember 2002, SR /71.10

PMT Bundesgesetz iiber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung
von Terrorismus, BB1 2020 7741

RIPOL Automatisiertes Fahndungssystem der Schweiz

RVOG Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom
21. Mérz 1997, SR 172.010

SAA Abkommen vom 26. Oktober 2004 zwischen der Schweizerischen

Eidgenossenschaft, der Europdischen Union und der Européischen
Gemeinschaft {iber die Assoziierung dieses Staates bei der Umset-
zung, Anwendung und Entwicklung des Schengen-Besitzstands,

SR 0.362.31
sBMS Gemeinsamer Dienst fiir den Abgleich biometrischer Daten
SDSG Schengen-Datenschutzgesetz vom 28. September 2018, SR 235.3
SEM Staatssekretariat fiir Migration

SIRENE-Biiro  Nationale Kontaktstelle fiir alle Fahndungen via das SIS
(SIRENE = Supplementary Information Request at the National

Entries)

SIS Schengener Informationssystem

SLTD Interpol-Datenbank fiir gestohlene und verlorene Reisedokumente
(Stolen and Lost Travel Documents Database)

StGB Strafgesetzbuch, SR 371.0

TESTA «Secure Trans European Services for Telematics between Admin-
istrations»

TDAWN Interpol-Datenbank zur Erfassung von Reisedokumenten,

die Ausschreibungen zugeordnet sind (7ravel Documents
Associated with Notices Database)
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UNHCR Fliichtlingskommissariat der Vereinten Nationen

VIS Visa-Informationssystem

VwVG Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968,
SR 172.021

ZEMIS Zentrales Migrationsinformationssystem

229/230



Erlduternder Bericht

230/230



	1 Einleitung
	1.1 Übersicht
	1.2 Der EU-Migrations- und Asylpakt: Ein politischer Kompromiss
	1.3 Inhalt des EU-Migrations- und Asylpakts
	1.3.1 AMMR-Verordnung
	1.3.2 Krisenverordnung
	1.3.3 Rückkehrgrenzverfahrensverordnung
	1.3.4 Eurodac-Verordnung
	1.3.5 Überprüfungsverordnung
	1.3.6 Asylverfahrensverordnung
	1.3.7 Weitere EU-Rechtstexte

	1.4 Haltung des Bundesrats zur Reform

	2 Bundesbeschluss zur Übernahme und Umsetzung der AMMR-Verordnung und der Krisenverordnung
	2.1 Ausgangslage
	2.1.1 Handlungsbedarf und Ziele
	2.1.2 Verlauf der Verhandlungen und Verhandlungsergebnis
	2.1.3 Verfahren zur Übernahme der Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands
	2.1.4 Verhältnis zur Legislaturplanung und zur Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

	2.2 Grundzüge der EU-Verordnungen
	2.2.1 Grundzüge der AMMR-Verordnung
	2.2.2 Grundzüge der Krisenverordnung

	2.3 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln der AMMR-Verordnung
	2.3.1 Teil I – Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen (Art. 1–2) (grundsätzlich nicht Dublin-relevant)
	2.3.2 Teil II – Gemeinsamer Rahmen für das Asyl- und Migrationsmanagement (Art. 3–13) (nicht Dublin-relevant)
	2.3.3 Teil III – Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats (Art. 16–55) (Dublin-relevant)
	2.3.4 Teil IV – Solidarität (Art. 56–71) (nicht Dublin-relevant)
	2.3.5 Teil V – Allgemeine Bestimmungen (Art. 72–80) (Dublin-relevant)
	2.3.6 Teil VI – Änderung anderer Rechtsakte der Union (Art. 81–72) (nicht Dublin-relevant)
	2.3.7 Teil VII – Übergangs- und Schlussbestimmungen (Art. 83–85)

	2.4 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln der Krisenverordnung
	2.4.1 Allgemeine Bestimmungen (Art. 1)
	2.4.2 Verwaltung (Art. 2–7)
	2.4.3 In einer Krisensituation anwendbare Solidaritätsmassnahmen (Art. 8–9)
	2.4.4 Ausnahmen (Art. 10–13)
	2.4.5 Rasches Verfahren (Art. 14)
	2.4.6 Schlussbestimmungen (Art. 15–19)

	2.5 Grundzüge des Umsetzungserlasses
	2.5.1 Die beantragte Neuregelung
	2.5.2 Umsetzungsfragen: Vereinbarkeit der freiwilligen Teilnahme am Solidaritätsmechanismus mit Artikel 121a BV

	2.6 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln des Umsetzungserlasses
	2.6.1 Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG)
	2.6.2 Asylgesetz (AsylG)

	2.7 Koordinationsbedarf
	2.7.1 Koordinationsbedarf mit dem Bundesbeschluss zur Überprüfungsverordnung
	2.7.2 Koordinationsbedarf mit dem Bundesbeschluss zur Eurodac-Verordnung

	2.8 Auswirkungen der AMMR-Verordnung, der Krisenverordnung und des Umsetzungserlasses auf den Bund und die Kantone
	2.8.1 Finanzielle Auswirkungen auf den Bund
	2.8.2 Personelle Auswirkungen auf den Bund
	2.8.3 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

	2.9 Rechtliche Aspekte
	2.9.1 Verfassungsmässigkeit
	2.9.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	2.9.3 Erlassform des Bundesbeschlusses und des Umsetzungserlasses
	2.9.4 Datenschutz
	2.9.5 Unterstellung unter die Ausgabenbremse


	3 Bundesbeschluss zur Übernahme und Umsetzung der Rückkehrgrenzverfahrensverordnung
	3.1 Ausgangslage
	3.1.1 Handlungsbedarf und Ziele
	3.1.2 Verlauf der Verhandlungen und Verhandlungsergebnis
	3.1.3 Verfahren zur Übernahme der Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands
	3.1.4 Verhältnis zur Legislaturplanung und zur Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

	3.2 Grundzüge der EU-Verordnung
	3.3 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln der EU-Verordnung
	3.4 Asylverfahren an der Schengen-Aussengrenze
	3.4.1 Europäisches Asylverfahren an den Schengen-Aussengrenzen
	3.4.2 Asylverfahren an einem Schweizer Flughafen, der eine Schengen-Aussengrenze bildet
	3.4.3 Vergleich der Gleichwertigkeit der Asylverfahren an der Schengen-Aussengrenze

	3.5 Auswirkungen des Vertrags
	3.6 Rechtliche Aspekte
	3.6.1 Verfassungsmässigkeit
	3.6.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	3.6.3 Erlassform (Bundesbeschluss)
	3.6.4 Unterstellung unter die Ausgabenbremse
	3.6.5 Umsetzung ins nationale Recht


	4 Bundesbeschluss zur Übernahme und Umsetzung Eurodac-Verordnung
	4.1 Ausgangslage
	4.1.1 Handlungsbedarf und Ziele
	4.1.2 Verlauf der Verhandlungen und Verhandlungsergebnis
	4.1.3 Verfahren zur Übernahme der Weiterentwicklungen des Dublin-/Eurodac-Besitzstands
	4.1.4 Verhältnis zur Legislaturplanung und zur Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

	4.2 Grundzüge der EU-Verordnung
	4.3 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln des Vertrags
	4.4 Grundzüge des Umsetzungserlasses
	4.4.1 Die beantragte Neuregelung
	4.4.2 Umsetzungsfragen
	4.4.3 Besonderer Koordinationsbedarf

	4.5 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln des Umsetzungserlasses
	4.5.1 Ausländer- und Integrationsgesetz
	4.5.2 Asylgesetz
	4.5.3 Bundesgesetz über die polizeilichen Informationssysteme des Bundes

	4.6 Koordinationsbedarf
	4.6.1 Koordinationsbedarf mit der Prüm-Vorlage
	4.6.2 Koordinationsbedarf mit der Vorlage zur Interoperabilität
	4.6.3 Koordinationsbedarf mit der ETIAS-Vorlage
	4.6.4 Koordinationsbedarf mit dem zukünftigen BAZG-Vollzugsaufgabengesetz

	4.7 Auswirkungen des Vertrags und des Umsetzungserlasses
	4.7.1 Finanzielle Auswirkungen auf den Bund
	4.7.2 Personelle Auswirkungen auf den Bund
	4.7.3 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden

	4.8 Rechtliche Aspekte
	4.8.1 Verfassungsmässigkeit
	4.8.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	4.8.3 Erlassform (Bundesbeschluss, Umsetzungserlass)
	4.8.4 Delegation von Rechtsetzungsbefugnissen
	4.8.5 Datenschutz
	4.8.6 Unterstellung unter die Ausgabenbremse


	5 Bundesbeschluss zur Übernahme und Umsetzung der Überprüfungsverordnung
	5.1 Ausgangslage
	5.1.1 Handlungsbedarf und Ziele
	5.1.2 Verlauf der Verhandlungen und Verhandlungsergebnis
	5.1.3 Verfahren zur Übernahme der Weiterentwicklungen des Schengen-Besitzstands
	5.1.4 Verhältnis zur Legislaturplanung und zur Finanzplanung sowie zu Strategien des Bundesrates

	5.2 Grundzüge der EU-Verordnung
	5.3 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln der EU-Verordnung
	5.3.1 Allgemeine Bestimmungen
	5.3.2 Überprüfungsverfahren an der Aussengrenze
	5.3.3 Überprüfung im Hoheitsgebiet
	5.3.4 Durchführung des Überprüfungsverfahrens
	5.3.5 Änderung anderer EU-Rechtsakte durch die Verordnung (EU) 2024/1356
	5.3.6 Schlussbestimmungen

	5.4 Grundzüge des Umsetzungserlasses
	5.4.1 Die beantragte Neuregelung
	5.4.2 Umsetzungsfragen
	5.4.2.1 Überprüfungsverfahren an der Schengen-Aussengrenze
	5.4.2.2 Überprüfungsverfahren innerhalb des Hoheitsgebiets
	5.4.2.3 Unabhängiger Überwachungsmechanismus
	5.4.2.4 Neuer Zugriffszweck auf die EU-Informationssysteme

	5.4.3 Besonderer Koordinationsbedarf

	5.5 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln des Umsetzungserlasses
	5.5.1 Ausländer- und Integrationsgesetz (AIG)
	5.5.2 Asylgesetz (AsylG)

	5.6 Koordinationsbedarf
	5.6.1 Koordinationsbedarf mit der VIS-Vorlage
	5.6.2 Koordinationsbedarf mit der neuen Eurodac-Verordnung
	5.6.3 Koordinationsbedarf mit der Änderung des AIG (Erleichterung der selbstständigen Erwerbstätigkeit, Berücksichtigung des Lebensmittelpunkts und Zugriffe auf Informationssysteme)
	5.6.4 Koordinationsbedarf mit dem zukünftigen BAZG-Vollzugsaufgabengesetz

	5.7 Auswirkungen des Vertrags und des Umsetzungserlasses
	5.7.1 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf den Bund
	5.7.2 Finanzielle und personelle Auswirkungen auf die Kantone

	5.8 Rechtliche Aspekte
	5.8.1 Verfassungsmässigkeit
	5.8.2 Vereinbarkeit mit anderen internationalen Verpflichtungen der Schweiz
	5.8.3 Erlassform (Bundesbeschluss, Umsetzungserlass)
	5.8.4 Datenschutz
	5.8.5 Unterstellung unter die Ausgabenbremse


	6 Würdigung
	6.1 Chancen und Risiken der Reform für die Schweiz
	6.1.1 Das Überprüfungsverfahren
	6.1.2 Das Grenzverfahren für Asylgesuche an der EU-Aussengrenze
	6.1.3 Erweiterung der Eurodac-Datenbank
	6.1.4 Neue Zuständigkeitsregelung für die Durchführung von Asyl- und Wegweisungsverfahren
	6.1.5 Zuständigkeitsregeln in Krisensituationen
	6.1.6 Ein obligatorischer, aber flexibler Solidaritätsmechanismus

	6.2 Strategie des Bundesrats


